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96.091

Botschaft
über eine neue Bundesverfassung

vom 20. November 1996

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

in Erfüllung des Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 über die Totalrevision der Bundes-
verfassung unterbreiten wir Ihnen Botschaft und Entwurf zu einer neuen Bundesverfas-
sung mit dem Antrag auf Zustimmung.

Die Botschaft enthält einen Entwurf für eine neue Bundesverfassung im Sinne von
Artikel 3 des Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 sowie je einen Entwurf für die Reform
der Volksrechte und für die Reform der Justiz.

Wir beantragen ferner, die folgenden parlamentarischen Vorstösse abzuschreiben:
1991 P 90.440 Totalrevision der Bundesverfassung von 1874

(N 19.9.91, Sozialdemokratische Fraktion)
1991 P 90.450 Totalrevision der Bundesverfassung (N 19.9.91, Grüne Fraktion)
1991 P 90.503 Totalrevision der Bundesverfassung. Einsetzung eines Verfas-

sungsrates (N 19.9.91, Nabholz)
1993 P 92.3037 Erweiterung des Prüfungsrechts des Bundesgerichtes

(N 19.3.93, Nabholz)
1994 M 93.3218 Totalrevision der Bundesverfassung (S 16.12.93, Meier Josi;

N 16.12.94)
1995 M 93.3533 Gültigkeit von Volksinitiativen (S 16.6.94, Staatspolitische

Kommission SR 91.410; N 21.3.95)
1995 P 93.3558 Presseartikel in der Bundesverfassung (N 1.2.95, Zbinden)

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und Herren,
unserer vorzüglichen Hochachtung.

20. November 1996 ïm Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Delamuraz
Der Bundeskanzler: Couchepin
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Übersicht

Im Jahre 1998 feien die Schweiz das 150jährige Bestehen des Bundesstaates. Auf diesen
Zeitpunkt hin sollen die Vorarbeiten für die Verfassungsreform zum Abschluss gebracht
werden. Diese Vorarbeiten sind zwar bereits Mitte der sechziger Jahre begonnen worden,
und das Parlament hat sich 1987 eingehend damit befasst; sie haben aber erst nach der
Ablehnung des Beitritts zum Europäischen Wirtschaftsraum wieder neuen Auftrieb
erhalten. Der Bundesrat hat im Sommer 1994 ihre Wiederaufnahme beschlossen.

Die vorgeschlagene Verfassungsreform will einerseits deutlich machen, was heute ge-
stützt auf einen breiten politischen Grundkonsens als gelebte Verfassungswirklichkeit und
verbindliches Verfassungsrecht gilt. Die bestehenden Lücken im Verfassungstext sollen
geschlossen, die Gliederung soll verbessert, die normative Dichte reduziert und die
Sprache modernisiert werden. Die Verfassungsreform ist damit auch Anlass, die Ele-
mente, welche die Schweizerische Eidgenossenschaft kennzeichnen, wieder bewusst zu
machen und aufzuzeigen, was den Zusammenhalt der "Willensnation Schweiz" sichert.
Gleichzeitig schafft sie mehr Transparenz, was für das gute Funktionieren der staatlichen
Institutionen und für das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Staat unerlässlich
ist.

Anderseits will die Verfassungsreform sich aber nicht darauf beschränken, das geltende
Verfassungsrecht aufzubereiten. Denn namentlich im Bereich der Behörden und der
Volksrechte sind Neuerungen notwendig, um die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit
des Staates mit Blick auf die Herausforderungen der Zukunft zu sichern und zu stärken.
Die Institutionen des schweizerischen Bundesstaates, die im wesentlichen aus dem letzten
Jährhundert stammen, haben sich insgesamt bewährt. Grundlegende Änderungen sind
somit nicht notwendig. Hingegen sind gewisse Anpassungen vor allem im Bereich der
Volksrechte und der Justiz nötig, um zu verhindern, dass das institutionelle Gefüge
unseres Staates auf die Dauer Schaden nimmt.

Ausgehend von diesen Zielen umfasst die Botschaft über die Reform der Bundesverfas-
sung drei verschiedene Vorlagen: einen Bundesbeschluss über eine nachgeführte Bun-
desverfassung (Vorlage A), einen Bundesbeschluss über die Reform der Volksrechte
(Vorlage B) und einen Bundesbeschluss über die Reform der Justiz (Vorlage C). Ange-
strebt wird somit weder eine Totalrevision im klassischen Sinn, die - wie dies beim Ver-
fassungsentwurf der Expertenkommission Purgier im Jahre 1977 noch der Fall war - alle
Bereiche des Verfassungsrechts betrifft, noch eine rein formale, auf die Neuformulierung
des geltenden Verfassungsrechts beschränkte Revision. Die Verfassungsreform verbindet
die sogenannte Nachführung, die "mise à jour" des geltenden Verfassungsrechts, mit
institutionellen Neuerungen in zwei Schwerpunktbereichen. Sie verzichtet auf umfassende
materielle Neuerungen, ist aber als offener Prozess konzipiert, der den Einbezug weiterer
Reformbereiche ermöglicht.

Die Vorlage A erfüllt den Auftrag der Bundesversammlung aus dem Jahre 1987. Nach
diesem Auftrag sott der Bundesrat einen Entwurf zu einer neuen Bundesverfassung unter-
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breiten, der das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht nachführt,
es verständlich darstellt, systematisch ordnet sowie Dichte und Sprache vereinheitlicht.
Es geht mit andern Worten darum, das geltende Verfassungsrecht möglichst vollständig,
klar strukturiert und in verständlicher Form zum Ausdruck zu bringen und damit dieför
die Bürgerinnen und Bärger unerlässliche Transparenz der grundlegenden Normen
unseres Staates zu schaffen.

Der Entwurf einer nachgeföhrten Bundesverfassung macht die Wesensmerkmale unseres
Staates (Volksrechte, Rechtsstaatlichkeit, Föderalismus, Sozialstaatlichkeit) deutlich und
trägt der Entwicklung des Verfassungsrechts Rechnung. Diese hat zu einem erheblichen
Teil ausserhalb des Verfassungstexts stattgefunden; Die Rechtsprechung des Bundes-
gerichts, die Praxis von Bundesversammlung und Bundesrat und zahlreiche völker-
rechtliche Normen, dieför die Schweiz verbindlich sind, haben das Verfassungsrecht in
den letzten Jahrzehnten entscheidend mitgeprägt. Ganz besonders gilt dies fitr die
Entwicklung der Grundrechte undßir die allgemeinen Grundsätze staatlichen Handelns.
Es trifft aber auch zu für das Verhältnis von Bund und Kantonen sowie für das
Zusammenwirken und die Zuständigkeiten der verschiedenen Bundesbehörden.

Der neue Verfassungstext vermeidet zu dichte Normierungen. Er ist deshalb trotz des
Einbezugs materiellen Verfassungsrechts deutlich kürzer als die geltende Bundesverfas-
sung. Seine klare, sachlichen Kriterien gehorchende Gliederung und eine zeitgemässe
Sprache und Terminologie machen die Bundesverfassung wesentlich verständlicher.

Die Vorlage B enthält ein ausgewogenes Paket von Reformvorschlägen der Volksrechte.
Ziel dieser Reformvorschläge ist weder der Abbau noch ein einseitiger Ausbau der direkt-
demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten. Es geht vielmehr darum, einzelne Elemente
der Volksrechte umzugestalten, zu verfeinern und zu ergänzen, um die Funktionsßhigkeit
der direkten Demokratie mit Blick auf die Zukunft zu sichern. Die Mitwirkung und
Mitbestimmung der Bürgerinnen und Bürger bei den wichtigen politischen Fragen muss
auch in Zukunft gewährleistet sein. Die einzelnen Reformvorschläge tragen der
besonderen Bedeutung der Volksrechte in unserem Staat Rechnung. Sie gehen mit andern
Worten von einer Gesamtheit der Institutionen aus.

Die Reformvorschläge wollen dazu beitragen, dass die Volksrechte vor allem dort zum
Tragen kommen, wo es um Wichtiges und Grundlegendes, um Grundsatzentscheide geht.
Sie streben darüber hinaus eine Differenzierung des bestehenden Instrumentariums an
und antworten auf die zunehmende Internaiionalisierung des Rechts. Schliesslich geht es
nicht zuletzt auch darum, die Impulsfunktion der Volksrechte zu stärken und ihre eher
bremsenden Wirkungen zu mindern. Als bedeutsame Neuerungen werden namentlich
vorgeschlagen: die Einföhrung der allgemeinen Volksinitiative und des fakultativen
Verwaltungs- und Finanzreferendums; die Ausdehnung des fakultativen Staatsvertrags-
referendums verbunden mit der Möglichkeit, die Genehmigung von Staatsverträgen
zusammen mit den Gesetzesänderungen zur Abstimmung zu unterbreiten; die Zuständig-
keit des Bundesgerichts, in Zweifelsfällen über die Gültigkeit von Volksinitiativen zu
entscheiden; die Möglichkeit, Altemativtexte vorzulegen und mehrere Volksinitiativen
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gleichzeitig zur Abstimmung zu unterbreiten; und schliessüch die Erhöhung der Unter-
schriftenzahlen,

Die Vorlage C will vor allem die Funktionsßhigkeit des Bundesgerichts als oberstes
Gericht sicherstellen. Zu den Aufgaben des Bundesgerichts gehören die Entscheidung
rechtlicher Grundsatzfragen, die Sicherung der Kohärenz der Rechtsordnung und die
dynamische Fortentwicklung des Rechts, Die Funktionsßhigkeit des Bundesgerichts darf
nicht länger durch Überlastung und sachfremde Aufgaben beeinträchtigt werden. Zudem
gilt es, den. Rechtsschutz in allen Bereichen zu gewährleisten. Um diese Ziele zu
erreichen, werden eine Entlastung des Bundesgerichts durch den Abbau von Direkt-
prozessen und die Vorschaltung richterlicher Behörden in allen Bereichen sowie die
Ermöglichung von Zugangsbeschränkungen vorgeschlagen. Vorgesehen ist im weiteren
auch die Verbesserung des Rechtsschutzes durch die Einführung einer allgemeinen
Rechtsweggarantie. Eine besonders bedeutsame Neuerung stellt sodann der Ausbau der
Verfassungsgerichtsbarkeit dar: Im Zusammenhang mit einem Anwendungsakt soll das
Bundesgericht künftig prüfen können, ob ein Bundesgesetz oder ein allgemeinverbind-
licher Bundesbeschluss gegen verfassungsmässige Rechte oder gegen Völkerrecht ver-
stösst. Und schliesslich stellt die Vorlage zur Reform der Justiz auch die erforderlichen
Verfassungsgrundlagen für eine Vereinheitlichung des Zivil- und Strajprozessrechts
bereit.

Die Vorlagen zur Nachführung des geltenden Verfassungsrechts und zu den beiden
Reformbereichen werden dem Parlament gleichzeitig unterbreitet. Es handelt sich aber
um separate Vorlagen, über die auch separat abgestimmt werden soll. Dabei kann
vorläufig offen bleiben, ob die Vorlagen gleichzeitig oder allenfalls zeitlich gestaffelt zur
Abstimmung unterbreitet werden.
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Botschaft

I Allgemeiner Teil
II Grundsätzliches zur schweizerischen Bundesverfassung und

zur vorgeschlagenen Reform
III Wesen, Aufgabe und Bedeutung der Bundesverfassung

Wesen und Auf gäbe

Die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874 weist
alle Elemente auf, die für den modernen westlichen Verfassungsstaat kennzeichnend
sind: Sie legt die Grundzüge der staatlichen Ordnung fest, sie nennt die wesentlichen
Ziele, weist Aufgaben zu, regelt die Organisation und das Verfahren der Staatsorgane, be-
stimmt die Rechtsstellung der Menschen in diesem Staat und begrenzt dadurch zugleich
die staatliche Macht. Als rechtliche Grundordnung beansprucht sie Geltung und Vorrang
vor allem übrigen Recht des Staates. Sie begründet die Schweiz als Äecfiügemeinschaft
und konstituiert sie in der Form eines Bundesstaates, mit einer für unser Land typischen
Verbindung von direkt-demokratischen und repräsentativen Elementen.

Die Bundesverfassung ist allerdings nicht nur ein juristischer Text, sie ist auch ein politi-
sches, geschichtliches und kulturelles Dokument. In ihr kommt eine nahezu 150jährige
Verfassungsgeschichte des Bundesstaates Schweiz zum Ausdruck. Sie ist Spiegelbild ver-
gangener verfassungspolitischer Auseinandersetzungen und damit Zeugnis ihrer Zeit. In
ihr verkörpert sich das politische Erbe und das Selbstverständnis des Landes. Als
Kristallisationspunkt grundlegender politischer Anliegen ist die Bundesverfassung Aus-
druck des politischen Grundkonsenses, eine Art "Gesellschaftsvertrag" im modernen
Sinn.

Ihrer Zielsetzung gemäss ist die Bundesverfassung auf Bewahrung des Erreichten ebenso
wie auf Gestaltung der Gegenwart und Zukunft ausgerichtet. Sie will, dass die in ihr an-
gelegte Wertordnung und die in ihr enthaltenen Grundentscheidungen im gesamten
politischen Prozess zum Tragen kommen. Insofern ist die Verfassung auch eine Rahmen-
ordnung für die Politik, eine "Ordnung des Politischen".

Die Bundesverfassung ist nach schweizerischem Verständnis kein in Stein gehauenes
Monument, also nicht auf Unantastbarkeit ausgerichtet. Sie stand schon immer und steht
gerade heute im Zentrum eidgenössischer Politik. Manche ihrer Bestimmungen sind Aus-
druck des Ringens um politische Kompromisse, wahre "Kunstwerke" der politischen
Konsenswerkstatt (Kurt Eichenberger). Die fortwährende Entwicklung hat die schweize-
rische Bundesverfassung lebendig erhalten. Seit der Totalrevision im Jahre 1874 ist sie in
rund 140 Partialrevisionen von unterschiedlicher Tragweite den Erfordernissen der
jeweiligen Zeit angepasst worden. Und obschon unsere Bundesverfassung, die im Kern
auf die Bundesverfassung von 1848 zurückgeht, mit ihrer bald 150jährigen Tradition eine
der ältesten Verfassungen der Welt ist, ist sie nicht zum Mythos erstarrt. Sie ist als
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Fundament der Eidgenossenschaft nach wie vor tragfähig. Ihre Grundausrichtung und
ihre Kernaussagen sind durchaus aktuell und zukunftsweisend.

Funktionen der Verfassung

Die Bundesverfassung hat, wie jede Verfassung, mehrere Aufgaben zu erfüllen. Diese
sogenannten Verfassungsfunktionen unterliegen allerdings bis zu einem gewissen Grad
dem Wandel der Zeit und werden je nach Situation auch unterschiedlich gewichtet.
Unverändert wichtig sind in staatspolitischer und -staatsrechtlicher Sicht die Ordnungs-
und Organisationsfunktion sowie die Machtkontrollfunktion (vgl. dazu im einzelnen
Eichenberger in Kommentar BV, Verfassungsrechtliche Einleitung, Rz. 72 ff., m.w.H.),
Beim Vorgang der Verfassungsgebung in einem schon eingerichteten und an sich funk-
tionsfähigen Staat, wie das bei der Schweizerischen Eidgenossenschaft jetzt der Fall ist,
treten diese Gesichtspunkte freilich etwas zurück. Im Vordergrund steht dann das Be-
mühen kenntlich zu machen, was dieser Staat eigentlich ist (oder geworden ist) und was
dieser Staat jetzt und künftig soll, ferner wer für diesen Staat tätig werden darf (oder
*muss) und schliesslich wie dies zu geschehen hat. Verfassungsgebung kann unter diesen
Voraussetzungen Halt und Orientierung geben und einen wesentlichen Beitrag zur
Stärkung der Orientierungsfunktion der Verfassung leisten. Frühere normative Grundent-
scheidungen werden bestätigt und erneuert, die gesellschaftlichen Kräfte auf neue
gemeinsame Ziele ausgerichtet. Die Verfassung macht also den Staat in seiner
Gesamtheit wieder fassbar und verständlich, so dass sich die Bürgerinnen und Bürger
besser in ihrem Gemeinwesen zurechtfinden können.

Neben der Orientierungsfunktion kann im gewachsenen Verfassungsstaat die Integra-
tionsfunktion der Verfassung bedeutsam sein. Für den jungen Bundesstaat von 1848 war
die' einheitsstiftende Funktion sehr wichtig. Auch in Zeiten der inneren Zerstrittenheit
kann die Integrationsfunktion der Verfassung plötzlich wieder in den Mittelpunkt rücken.
Der Wille zur Gemeinsamkeit und die Verpflichtung auf gemeinsame Ziele sind aber
auch zentrale Elemente einer jeden Verfassuhgserneuerung und verdienen deshalb in
einer neuen Verfassungsurkunde besondere Hervorhebung.

Das Verfassungsrecht befasst sich traditionellerweise in erster Linie mit dem Verhältnis
des Staates zu den Bürgerinnen und Bürgern und mit dem Verhältnis der staatlichen
Organe untereinander; der Blick ist gleichsam "nach innen" gerichtet. Immer mehr wird
heute aber von der Verfassung auch verlangt, dass sie sich ausspricht über die Positionie-
rung des Staates im internationalen Umfeld und über die Einbettung der nationalen in die
internationale Rechtsordnung. In der schweizerischen Bundesverfassung ist diese
"Brückenfunktion" noch wenig ausgeprägt. In neueren Kantonsverfassungen finden sich
zunehmend Verfassungsbestimmungen, die eine Öffnung des Staates "nach aussen"
dokumentieren. Die schweizerische Bundesverfassung nimmt hingegen seit jeher eine
andere wichtige "Brückenfunktion" wahr, indem sie einlässlich die Beziehungen zu den
Kantonen regelt. Sie lässt dabei den Kantonen als souveränen Gliedstaaten weiten Raum
für die Entfaltung eigener Verfassungsstaatlichkeit.

Schliesslich wird heute vom Staat und seiner Rechtsordnung unumwunden (auch oder
primär) "effizientes Handeln" gefordert. Mit der Verknappung der Ressourcen wird die
Forderung nach wirtschaftlichem Handeln immer lauter an den Staat herangetragen.

12



Dabei wird gelegentlich vergessen, dass die öffentliche Hand ihr Tätigwerden nicht vorab
durch wirtschaftliche Erfolge, sondern letztlich allein durch ein auf Gerechtigkeit
gerichtetes Tun zu legitimieren vermag.

Die wichtigste Leistung einer Verfassung Hegt wohl darin, dass sie die politische .Ge-
meinschaft überhaupt "verfasst", d.h. strukturiert und handlungsfähig macht sowie
rechtlich durchdringt und begrenzt. Im übrigen fällt die Gewichtung der verschiedenen
Funktionen der Verfassung je nach Standpunkt unterschiedlich aus und ist in einem
bestimmten Ausmass auch zeitbedingt. Selbst in den zentralen Regelungsbereichen der
Bundesverfassung - Grundrechte, Aufgabenteilung, Behördenorganisation - sind sie von
unterschiedlichem Gewicht:

- Die Grundrechte binden alle staatlichen Organe, insbesondere auch den Gesetzgeber.
Man geht davon aus, dass die grundlegenden Menschenrechte vorstaatliche Geltung
haben; sie werden vom Staat anerkannt und gewährleistet und nicht etwa erst durch
die Verfassung geschaffen. Die Gerichtspraxis hat nicht zuletzt deshalb auf dem
Gebiet der Grundrechte die Verfassung in schöpferischer Weise weiterentwickelt, um
den neuen Gefährdungen der individuellen und kollektiven Freiheit, die in unserer
Zeit mannigfach zutage treten, begegnen zu können. Die Grundrechte verbürgen nicht
nur gerichtlich durchsetzbare Ansprüche des Individuums; als objektive Prinzipien
durchdringen die Grundrechte anerkanntermassen die gesamte Rechtsordnung. In"
neuerer Zeit haben die Grundrechte eine zusätzliche völkerrechtliche Absicherung
durch Verankerung in internationalen Übereinkommen erfahren. Insbesondere die
Garantien der Europäischen Menschenrechtskonvention gelten nach anerkannter
Lehre und Rechtsprechung als „verfassungsmässige Rechte" und gemessen wie die
Garantien der Bundesverfassung gerichtlichen Schutz.

- Die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen bildet ein Kernstück des schwei-
zerischen Föderalismus. Die Bundesverfassung bezeichnet die Kompetenzen und
Aufgaben des Bundes und bestimmt dabei zugleich die Grenzen seiner Handlungs-
befugnisse. Somit, teilen sich Bund, Kantone und Gemeinden nach dem in den Ver-
fassungen von Bund und Kantonen angelegten Plan in die Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben. Das für den schweizerischen Föderalismus charakteristische Ineinandergreifen
der Kompetenzen von Bund und Kantonen und das Aufeinander-Bezogensein der
Institutionen ist ein Spiegelbild dessen, dass die Schweiz ein rechtlich mehrfach
verfasster Staat ist. Dem entspricht auch, dass jede Schweizerin und jeder Schweizer

" ein dreifaches Bürgerrecht besitzt, nämlich ein Gemeinde-, ein Kantons- sowie das
Schweizerbürgerrecht. Eine der zentralen Aufgaben der Bundesverfassung ist es, im
Bundesstaat zugleich Vielfalt und Einheit zu garantieren.

- Die Festlegung der Organisation des Staates, insbesondere die Bestimmung seiner
Organe und ihrer Funktionen, ist unabdingbare Voraussetzung staatlichen Handelns.
Unkontrollierte und missbräuchliche Machtausübung kann dabei nur verhindert wer-
den, wenn die Verfassung durch Gewaltenteilung die funktioneile, organisatorische
und personelle Trennung der staatlichen Macht in Legislative, Exekutive und Justiz
vorsieht und Rechtsschutz gewährt. Der Bundesverfassung von 1874 liegt dieses
rechtsstaatlich bedeutsame Bauprinzip stillschweigend zugrunde. Auch die Besetzung
der Organe will von der Verfassung geregelt sein. Eine demokratische Verfassung
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führt die Legitimation eines jeden Staatsorgans auf die Bürgerschaft zurück (Volks-
souveränität) und sichert die Bindung der staatlichen Organe an die verfahrens-
mSssigen und inhaltlichen Vorgaben der Verfassung (Rechtsstaatlichkeit).

Beschränktes Leistungsvermögen

Das reale Leistungsvermögen der Verfassung und ihre lenkende Kraft im politischen
Prozess dürfen allerdings nicht überschätzt werden. Die Verfassung als rechtliche
Grundordnung allein kann das gute Funktionieren von Staat und Gesellschaft nicht
garantieren. Sie ist nur einer der Einflussfaktoren im Kräftefeld von Gesellschaft, Wirt-
schaft und Politik. Sie hat auf diese Weise teil am generellen Bedeutungswandel, auch am
allgemeinen Bedeutungsverlust des Staates in unserer Zeit. Sie kann Veränderung der
Werteordnung in unserer pluralistischen Gesellschaft und Veränderungen im Verhältnis
zwischen Staat und Wirtschaft letztlich nur sehr bedingt steuern.

Dennoch: Das geordnete und friedliche Zusammenleben der Menschen in einem Staats-
•verband wird massgebüch getragen von verbindlichen, transparenten und rationalen Re-
geln. Die Verfassung hält diesen „nationalen Konsens" fest und hält ihn lebendig. Gerade
in unserer pluralistischen Gesellschaft trägt die Verfassung entscheidend dazu bei, ein
Mindestmass an praktischer Übereinstimmung und an, politischer Homogenität zu
sichern, ohne die ein freiheitliches Zusammenleben nicht möglich ist. Die Verfassung
erweist sich gerade heute als unentbehrlich für den nationalen Zusammenhalt, nicht zu-
letzt deshalb, weil andere Klammern an Festigkeit verloren haben und teilweise brüchig
geworden sind.

112 Kennzeichen des schweizerischen Bundesstaates

Wie die Bundesverfassung in ihrer Gesamtheit unschwer erkennen lässt, versteht sich die
Schweizerische Eidgenossenschaft als ein freiheitlich-rechtsstaatiicher, demokratischer
und sozialer Bundesstaat. Die Rechtsstaatlichkeit, die Bundesstaatlichkeit, die Sozial-
staatlichkeit sowie die typisch schweizerische Form demokratischer Mitwirkung sind der
Bundesverfassung als strukturbestimmende Grundentscheidungen inhärent. Diese Struk-
turprinzipien, die auch im Staatszweck (Art. 2 BV) angesprochen sind und die Staatsform
prägen, kennzeichnen die Eigenart der Schweiz als politisches Gemeinwesen. Obschon
sich der Verfassungstext nirgends ausdrücklich zu diesen Strukturprinzipien bekennt
(anders hingegen neuere Kantonsverfassungen), sind diese heute derart gefestigt und
anerkannt, dass auch ein künftiger Verfassungsgeber auf diesen identitätsstiftenden Kern-
stücken wird aufbauen müssen. Die einzelnen Strukturprinzipien können wie folgt
charakterisiert werden:

- Halb-direkte Demokratie. Mit der von Volk und Ständen im Jahre 1874 gutgeheis-
senen Totalrevision der Bundesverfassung wurde als eine der wesentlichen Neue-
rungen das fakultative Referendum für Bundesgesetze und allgemeinverbindliche
Bundesbeschlüsse eingeführt (Art. 89 BV). Damit ging die repräsentative Demokratie
für den Bund zu Ende. Das direkt-demokratische Instrumentarium hat seither weitere
bedeutsame Erweiterungen- erfahren. Im Jahre 1891 wurde die Volksinitiative auf
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Partialrevision der Bundcsverfassung eingeführt (Art. 121 BV). Später wurde in zwei
Schritten das Referendum bei Staatsverträgen (Art. 89 BV) eingeführt (1921) und
ausgebaut (1977). Die heutige Verfassungslage widerspiegelt ein spezifisch
schweizerisches Verständnis der Volkssouveränität: Das Volk ist nicht nur (in Ver-
bindung mit den Ständen) verfassungsgebende Gewalt, sondern eine real handelnde
Grosse im Prozess der politischen Sächentscheidung. Die Bundesverfassung hat den
Stimmberechtigten indessen nicht eine allumfassende Entscheidungsgewalt zuerkannt;
vielmehr sind nach wie vor wichtige Entscheidungsbefugnisse in die Hände der an-
deren Staatsorgane, vorab der Bundesversammlung, gelegt. Die Verbindung von
repräsentativer und direkter Demokratie in dieser Form ist weltweit einzigartig und
vereint in überzeugender Weise'die alte Tradition der gemeinschaftlichen Freiheiten
mit der Idee republikanischer Mitwirkung (vgl. Jean-François Aubert, Traité de droit
constitutionnel suisse, Neuchâtel 1967, Bd. 2, S. 393 ff.).

- Rechîsstaatlichkeit. Die Eidgenossenschaft ist als Staat nicht nur ein machtvolles
Gebilde, das Recht erzeugt, sondern zugleich eine rechtlich gebundene Organisation.
Gerechtigkeit und Recht sind dem staatlichen Handeln vorgeordnet Jedes staatliche
Handeln bedarf einer Grundlage im Recht. Das Recht ist im Rechtsstaat aber auch
Schranke des Staatshandelns. Die rechtliche Einbindung der Staatstätigkeit mani-
festiert sich nach zwei Seiten hin: Zunächst sind, in einem formalen Sinn, stets die
einschlägigen Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften zu beachten; dies gilt
namentlich auch für das Verfahren der Rechtsetzung. Die für den Staat handelnden
Organe haben sodann auch und vor allem die elementaren Gebote der materiellen
Gerechtigkeit zu respektieren, wie sie sich namentlich aus den Grundrechtsgarantien
ergeben. Solche elementaren Gebote haben zunehmend Eingang in das internationale
Recht gefunden (zwingendes Völkerrecht). Die Schweiz ist unbestreitbar Rechtsstaat
im beschriebenen Sinn, wie zahlreiche Bestimmungen der Bundesverfassung ein-
drücklich belegen, auch wenn einzuräumen ist, dass der heutige Verfassungstext
wichtige Ausprägungen der Rechtsstaatlichkeit nicht ausdrücklich anspricht (unge-
schriebene Freiheitsrechte und Verfahrensgarantiea) und auf Bundesebene keine
ausgebaute Verfassungsgerichtsbarkeit besteht (Art. 113 Abs. 3 BV), was heute
zunehmend als Mangel empfunden wird (vgl. Stephan Breitenmoser, Rechts-
staatlichkeit in der Schweiz, in: Rechtsstaatlichkeit in Europa, Heidelberg 1996).

- Bundesstaatlichkeit (Föderalismus). Mit der ersten Bundesverfassung von 1848 hat
sich die Schweizerische Eidgenossenschaft von einem auf vertraglicher Grundlage
beruhenden Staatenbund zum echten Bundesstaat auf neuer, nunmehr verfassungs-
rechtlicher Grundlage gewandelt (auch wenn der Wortlaut der Bundesverfassung
gelegentlich noch den Anschein eines Vertragswerkes erwecken mag). Der 1848
geschaffene Bundesstaat zeigt alle Attribute der Staatlichkeit. Die Frage, ob die Bun-
desverfassung zu ändern und beispielsweise das Aufgabenfeld des Bundes zu
erweitern sei, wird auf Bundesebene durch Organe des Bundes entschieden; die
sogenannte Kompetenz-Kompetenz liegt beim Bund. Der Übergang zum Bundesstaat
hat indessen die ursprüngliche Staatlichkeit der Kantone nicht einfach untergehen
lassen. Die Kantone verfügen weiterhin über substantielle Autonomie bei der
Bestimmung und Ausführung ihrer Aufgaben, bei der Bestimmung, Erhebung und
Verwendung ihrer Einnahmen, bei der Bestimmung ihrer Organisation und der
politischen Entscheidungsverfahren (vgl. Saladin in Kommentar BV, Art. 3, Rz. 16),
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wenn auch nunmehr in den Schranken der Bundesverfassung (Art. 6 BV). Zudem
wirken die Kantone an der Willensbildung auf Bundesebene mit. Sie verfügen
weiterhin über alle Hoheitsbefugnisse, die zur Erfüllung s'taatlicher Aufgaben
erforderlich sind, und sie sind, wenn auch in Grenzen, befugt, auf der völker-
rechtlichen Ebene zu handeln. Ihre Verfassungen sind eigenständige und vollwertige
Staatsverfassungen. Die Bundesverfassung bezeichnet denn auch die Kantone als
souveräne Gemeinwesen (Art. l und 3 BV). Indessen ist die Bundesstaatlichkeit mehr
als nur ein rechtliches Prinzip, sie ist zugleich staatspolitische Maxime. Dem
schweizerischen Föderalismus liegt die Überzeugung zugrunde, dass die über-
kommene kulturelle und sprachliche Vielfalt unseres Landes zu erhalten ist. Er enthält
ein Bekenntnis zum Schutz von Minderheiten - und zur Bürgernähe. Dem föderalisti-
schen Staatsaufbau ist schliesslich auch der Gedanke eingeschrieben, dass staatliche
Aufgaben auf derjenigen Ebene - Bund, Kanton, Gemeinde - anzugehen sind, die die
besten Voraussetzungen für eine zweckmässige Aufgabenerfüllung bietet (Grundsatz
der Subsidiarität).

- Sozialstaatlichkeit. Die Schweizerische Eidgenossenschaft hat sich in den ver-
gangenen 150 Jahren nach und nach zum entfalteten sozialen Bundesstaat entwickelt.
Schon der Zweckartikel der Bundesverfassung von 1848 (Art. 2), der unverändert in
die geltende Bundesverfassung übernommen wurde, nannte nebst anderen grund-
legenden Zielsetzungen das Ziel der allgemeinen Wohlfahrt. Der 1947 eingefügte
Artikel 31 bis Absatz l BV, der .sogenannte Wohlfahrtsartikel, betraut den Bund mit
der Sorge für die "Mehrung der Wohlfahrt des Volkes" und die wirtschaftliche "Siche-
rung der Bürger". Heute enthält die Bundesverfassung rund ein Dutzend Verfassungs-
bestimmungen, deren zentraler Gegenstand die Verwirklichung sozialpolitischer
Postulate ist. Neuerdings anerkennt das Bundesgericht ein verfassungsmässiges Recht
auf Existenzsicherung. Die Sozialstaatlichkeit zeigt sich auch auf kantonaler Ebene.
In neueren Kantonsverfassungen hat sich dies in Gestalt von Sozialziel-Katalogen
niedergeschlagen. Das Bekenntnis zur sozialen Verantwortung des Staates, zum
Engagement zugunsten der sozial Schwächeren und Benachteiligten durchdringt heute
die gesamte Rechtsordnung und zeigt sich nicht nur im ausgebauten System der
Sozialversicherungen, sondern auch in der sozialverträglichen Ausgestaltung der
Wirtschaftsordnung. Die Sozialstaatlichkeit gehört somit heute unzweifelhaft zu den
identitätsstiftenden Elementen der Schweizerischen Eidgenossenschaft (Hans Peter
Tschudi, Die Sozialverfassung der Schweiz, Der Sozialstaat, Bern 1986). Mit dem
Beitritt zum UNO-Pakt von 1966 über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
hat die Schweiz dies auch gegenüber der internationalen Gemeinschaft dokumentiert.

Die genannten strukturbestimmenden Elemente der Bundesverfassung ergänzen einander
und verfassen die Schweizerische Eidgenossenschaft als freiheitlich-rechtsstaatlichen,
demokratischen und sozialen Bundesstaat. Mitunter stehen diese Strukturprinzipien der
Bundesverfassung freilich auch in einem Spannungsverhältnis zueinander. Im Verfas-
sungsalltag kommt es denn auch immer wieder zu Zielkonflikten. Das schweizerische
Verfassungsrecht kennt jedoch keinen allgemeinen Vorrang des einen Prinzips vor dem
anderen. Die Strukturprinzipien der Verfassung stehen an sich gleichwertig nebenein-
ander. Die Lösung von Zielkonflikten obliegt vorab dem Verfassungs- und Gesetzgeber,
ferner auch den übrigen Staatsorganen, die in der konkreten Entscheidungssituation
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abwägend zwischen den widerstrebenden Gesichtspunkten zu vermitteln haben. Die
Verfassungspraxis spricht dem demokratischen Argument zwar grosses Gewicht zu. Bei
bestimmten elementaren Ausprägungen der Rechtsstaatlichkeit freilich, wie sie sich na-
mentlich in zwingenden Normen des Völkerrechts niedergeschlagen haben, hat das
Demokratieprinzip anerkanntermassen zurückzutreten. Eine Verfassungsbestimmung, die
die strukturbestimmenden Merkmale der Verfassung aufzählt und in allgemeiner Weise
zueinander in Beziehung setzt, würde keinen sichtbaren Beitrag zur Lösung von Grund-
satzkonflikten unter den einzelnen Strukturprinzipien leisten. Der Verfassungsentwurf
des Bundesrates verzichtet deshalb auf eine derartige-Bestimmung.

113 Entwicklung und Stand des Verfassungsrechts

Verfassungsänderungen

Jede Verfassung ist dem Wandel unterworfen. Das. von einer bestimmten Generation
Geschaffene darf nicht erstarren und muss sich neuen Gegebenheiten anpassen. Die Bun-
desverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft hat sich in den bald 150 Jahren
seit ihrer Schaffung als sehr entwicklungsfähig erwiesen. In einer Totalrevision im Jahre
1874 und in 140 Partialrevisionen hat sie sich stets den Gegebenheiten und Erfordernis-
sen der jeweiligen Zeit angepasst.,A!s relativ leicht änderbare Verfassung steht sie damit
mehr in der Tradition der Volkssouveränität nach Jean-Jacques Rousseau als in jener der
starren Verfassungen in der theoretischen Ausrichtung von Benjamin Constant, der na-
mentlich die französische Verfassungstradition stark geprägt hat. Diese leichte Änderfaar-
keit garantiert ein Höchstmass an demokratischer Legitimierung des Verfassungswandels,
nimmt der Verfassung aber anderseits auch einen Teil der Stabilität und Konstanz, die sie
haben sollte, um ihre Funktionen erfüllen zu können.

Besonders ausgeprägt war der Entwicklungs- und Änderungsbedarf zweifellos im Be-
reich der Zuständigkeiten des Bundes: Namentlich der generelle, den gesellschaftlichen
Veränderungen folgende Funktionswandel des Staates einerseits und die technologische
Entwicklung anderseits haben im Laufe der Zeit zu einer erheblichen Ausdehnung des
Kreises staatlicher Aufgaben geführt, die einer einheitlichen Regelung bedürfen und des-
halb dem Bund übertragen worden sind. Erwähnt seien in diesem Zusammenhang etwa
die Zuständigkeiten des Bundes im Bereich der Sozialversicherungen, im Umweltbereich
und im Bereich der elektronischen Medien. In Verbindung mit diesen Kompetenzverla-
gerungen und zum Teil auch als Folge davon hat sich das Verhältnis zwischen Bund und
Kantonen wesentlich verändert und ist heute durch ein sehr enges Zusammenwirken
geprägt. Änderungen gab es aber nicht nur bei der Verteilung der Zuständigkeiten zwi-
schen dem Bund und den .Kantonen, sondern auch bei den Organen des Bundes. Das in-
stitutionelle Gefüge der Schweizerischen Eidgenossenschaft ist heute nicht mehr
dasjenige von 1848. Es hat wichtige Änderungen erfahren, die nicht verkannt werden
dürfen. So sind insbesondere das direkt-demokratische Instrumentarium und die Aufga-
ben des Bundesgerichts in mehreren Schritten erweitert worden. Auch das Verhältnis
zwischen dem Bundesrat und der Bundesversammlung, der in der Verfassung von 1848
und auch noch in derjenigen von 1874 umfassende Befugnisse zukamen, hat sich ent-
scheidend geändert. Die Bundesverfassung hat sich also in mehrfacher Hinsicht als an-
passungs- und erneuerungsfähig erwiesen. Sie ist damit in einem gewissen Sinne modern,
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à jour geblieben. Sie ist nicht einfach ein Relikt aus der Gründerzeit unseres Bundesstaa-
tes, sondern ein Dokument, das für Anpassungen Raum lässt; ein zeitgenössisches Abbild
der Stabilität und der Dynamik unseres Rechts und unserer Institutionen.

Verfassungspraxis

Der Verfassungstext allein ist allerdings kein vollständiges Abbild der Entwicklung unse-
res Verfassungsrechts. Diese Entwicklung verlief nämlich zu einem erheblichen Teil aus-
serhalb der Bundesverfassung: Die Praxis von Bundesversammlung und Bundcsrat, die
Rechtsprechung des Bundesgerichts und zahlreiche völkerrechtliche Normen, die gene-
relle Geltung beanspruchen oder zu deren Einhaltung die Schweiz sich verpflichtet hat,
haben die Verfassung mitgeprägt und bilden wesentliche Elemente des materiellen Ver-
fassungsrechts. Der Verfassungswandel ist damit noch viel bedeutsamer, als wir dies al-
lein aufgrund der formellen Änderungen des Verfassungstextes annehmen könnten. Was
die Rechtsprechung anbelangt, gilt dies in besonderem Mass für die Grundrechte und für
die allgemeinen Grundsätze staatlichen Handelns. So haben zum Beispiel das Recht auf
persönliche Freiheit und der Grundsatz der Verhältnismässigkeit nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichts Unbestrittenermassen verfassungsrechtlichen Charakter,
obwohl sie bislang keinen expliziten Niederschlag im Verfassungstext gefunden haben.
Bei den völkerrechtlichen Verpflichtungen stehen ebenfalls die Grundrechte im Vorder-
grund. Besonders erwähnt seien in diesem Zusammenhang etwa die in der Europäischen
Menschenrechtskonvention verankerten Verfahrensgarantien. Bei der Behördenpraxis,
die - meistens zusammen mit der Lehre - ebenfalls zur Entwicklung des Verfassungs-
rechts beigetragen hat, denke man etwa an die Zuständigkeitsregeln für die Genehmigung
von Staatsverträgen oder an die rechtsetzenden Befugnisse des Bundesrates.

Neben dem formellen Verfassungstext gibt es also in der Schweiz sogenanntes
materielles Verfassungsrecht (Recht von Verfassungsrang), das' keinen Eingang in den
Verfassungstext gefunden hat. Dies ist nicht selbstverständlich, zumal die Schweizerische
Bundesverfassung ja relativ leicht änderbar ist. Das materielle Verfassungsrecht umfasst
die Gesamtheit der rechtlichen Regeln (Grundsätze, Normen, Entscheide), denen nach
allgemeiner Rechtsüberzeugung verfassungsrechtlicher Charakter zukommt; Rechtssätze
also, denen wegen ihrer inhaltlichen Tragweite Verfassungsrang zukommt. Die meisten
dieser Normen sind im Verfassungstext enthalten. In der Regel ist "formelles" Ver-
fassungsrecht somit auch "materielles" Verfassungsrecht. Es gibt aber auch Ausnahmen:
Einerseits enthält der 'Verfassungstext Bestimmungen, denen der Verfassungsrang oder
die "Verfassungswürdigkeit" eigentlich abzusprechen ist (z.B. das Absinth-Verbot nach
Art. 32ter BV); anderseits haben sich - wie wir gesehen haben - neben dem Verfassungs-
text wichtige Nonnen und Praktiken herausgebildet, denen wegen ihres Inhalts und ihrer
grundlegenden Bedeutung für den Staat Verfassungsrang zugesprochen werden kann. Sie
stehen in der Regel nicht im Widerspruch zum formellen Verfassungsrecht, sondern
ergänzen dieses in einzelnen Bereichen und werden durch den Verfassungsgeber auch
nicht in Frage" gestellt. Sie bilden zusammen mit dem explizit in der Verfassung ver-
ankerten materiellen Verfassungsrecht die gelebte und als Recht anerkannte Verfassungs-
wirküchkeit,'die im Rahmen der Verfassungsreform neu zum Ausdruck gebracht werden
soll.
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Verfassungsrang

Entscheidend für die Frage, welche Normen und Praktiken wirklich Teil des Verfassungs-
rechts sind und damit auch in einen neuen Verfassungs'text gehören, sind somit nicht for-
melle, sondern materielle Kriterien: die Verfassungswürdigkeit (Verfassungsrang) und
die gelebte Verfassungswirklichkeit (Geltungsanspruch und Beachtung). Diese Kriterien
sind nicht leicht zu handhaben. Sie erlauben letztlich keine objektiven, absolut zwin-
genden Abgrenzungen. Verfassungswürdig sind zweifellos Bestimmungen, die in allge-
meiner. Weise das Wesen der Schweizerischen Eidgenossenschaft umschreiben. Ver-
fassungswürdig sind sodann Bestimmungen, die die grundlegenden Rechte und Pflichten
der Bürgerinnen und Bürger nennen. Zu den verfassungswürdigen Bestimmungen
gehören im weiteren namentlich solche, die die wesentlichen Ziele und Aufgaben des
Staates festlegen. Unentbehrlich sind dabei in unserem föderalistisch organisierten Staats-
wesen die Bestimmungen über die Zuständigkeitsverteilung zwischen dem Bund und den
Kantonen. Verfassungswürdigkeit kommt schliesslich vor allem auch den Bestimmungen
über das institutionelle Grundgerüst des Staates 'und die wichtigsten Entscheidungs-
verfahren zu. Damit sind aber lediglich die wichtigsten Bereiche angesprochen, die einer
Regelung auf Verfassungsstufe bedürfen. Eine präzise Charakterisierung der normativen
Inhalte ergibt sich daraus nicht. Das Kriterium der Verfassungswürdigkeit kann diese
letztiich nicht leisten. Denn die Beurteilung der Verfassungswürdigkeit ist immer auch
geprägt durch die zu einem bestimmten Zeitpunkt vorherrschenden Auffassungen und
den politischen Konsens über das, was als Verfassungsmaterie gelten soll. Sie ist mit
anderen Worten zeitbezogen und politisch vereinbart. Dies enthebt den Verfassungsgeber
allerdings nicht von der Aufgabe, die Verfassungswürdigkeit nach einem möglichst
einheitlichen, kohärenten Massstab zu beurteilen. Was als materielles Verfassungsrecht
gelten kann und was durch die Aufnahme in den Verfassungstext besonders hervorge-
hoben werden soll, ist aber letztlich - wie schon im Bericht der Kommission Wahlen in
Anlehnung an die amerikanische Verfassungstradition dargelegt worden ist - immer auch
abhängig von einer politischen Wertung und Auswahl. In diesem Sinne ist der
Verfassungstext nie eine absolut vollständige Wiedergabe des gesamten materiellen
Verfassungsrechts.

114 Sinn und Notwendigkeit einer Erneuerung der
Bundesverfassung

Behebung formeller und inhaltlicher Mängel

Die zahlreichen Änderungen und die verfassungsrechtlichen Entwicklungen ausserhalb
des eigentlichen Verfassungstextes zeugen zwar von der Lebendigkeit und in gewisser
Weise auch von der Modernität der Bundesverfassung. Sie haben diese aber auch zu
einem schwer überschaubaren, kaum mehr verständlichen und unvollständigen Flickwerk
gemacht und dazu geführt, dass die Verfassung ihre politischen und rechtlichen Funk-
tionen in mehrfacher Hinsicht nicht mehr optimal zu erfüllen vermag (vgl. den Bericht
des Bundesrats über die Totalrevision der Bundesverfassung vom 6. Nov. 1985, BB17985
III90 ff.).
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Wichtige Elemente des Verfassungsrechts fehlen im Verfassungstext. Der "Grundrechts-
teil" hat geradezu fragmentarischen Charakter. Die für das staatliche Handeln massgeben-
den Rechtsgrundsätze werden nur zum Teil genannt. Der völkerrechtliche Ausbau des
Menschenrechtsschutzes, der vor allem in den letzten zwei Jahrzehnten erfolgt ist, findet
keinen Ausdruck in der Verfassung, obwohl es sich dabei weitgehend um normative
Inhalte handelt, deren Verfassungswürdigkeit nicht in Frage gestellt wird. Das Verhältnis
zwischen Landesrecht und Völkerrecht ist nach wie vor nicht befriedigend geklärt,
obwohl die internationale Rechtsentwicklung immer wichtiger wird; zwar wird der Vor-
rang des Völkerrechts heute grundsätzlich anerkannt, in bezug auf dessen praktische
Konsequenzen besteht aber noch einige Unsicherheit. Die grossen Linien der Auf-
gabenverteilung zwischen dem Bund und den Kantonen, die zu den Wesensmerkmalen
unseres Staates gehört, sind kaum mehr erkennbar. Manche Anreicherungen des
Verfassungstexts haben diesen in Schieflage gebracht. Die Proportionen stimmen nicht
mehr. Dies gilt im übrigen nicht nur für den Verfassungstext selbst, sondern auch für das
Verhältnis zwischen geschriebenem und ungeschriebenem Verfassungsrecht: Der Anteil
an materiellem Verfassungsrecht, .der keinen Eingang in den Verfassungstext gefunden'
hat, ist heute zu gross; damit sind gewisse Inkohärenzen und rechtliche Unsicherheiten
verbunden. Zudem stehen das ungeschriebene Verfassungsrecht und die Verfassungs-
praxis teilweise sogar in einem gewissen Spannungs- oder Konkurrenzverhältnis zur
geschriebenen Verfassung. Auch ist die Gliederung unübersichtlich geworden. Sie macht
die Bundesverfassung für viele Bürgerinnen und Bürger zu einem "Buch mit sieben
Siegehi", Für manche wichtige verfassungsrechtliche Frage liefert die Bundesverfassung
keine klaren Antworten mehr, sondern nur noch Stoff für politische Kontroversen und für
unergiebigen Expertenstreit. Mehrere Verfassungsbestimmungen sind toter Buchstabe
geblieben oder von ihrem Gegenstand her obsolet geworden. Andere gehörten eigentlich
auf die Gesetzes- oder sogar auf die Verordnungsstufe. Zahlreiche Bestimmungen sind
zudem übermässig detailliert. Wichtiges überlagert sich mit weniger Wichtigem. Und
schliesslich ist die Sprache der Bundesverfassung in vielen Teilen nicht mehr zeitgemäss
und in mancher Hinsicht verwiirlich, weil die begriffliche Kohärenz durch zahlreiche
Änderungen im Laufe der Zeit verloren gegangen ist.

Stärkung der Steuerungsfunktion

Die Mängel der Bundesverfassung betreffen somit keineswegs nur die Form, sondern
auch die Inhalte und sind damit nicht nur und, auch nicht hauptsächlich ein rechtsästheti-
sches Problem. Sie machen deutlich, dass die Bundesverfassung einer gründlichen Er-
neuerung bedarf. Eine Verfassung, die wegen ihrer inhaltlichen und formalen Mängel die
zugedachten Funktionen nurmehr teilweise zu erfüllen vermag, droht an Bedeutung zu
verHeren. Dies kann eine Rechtsgemeinschaft nicht ohne Schaden hinnehmen. Auch das
Bewährte muss von Zeit zu Zeit erneuert werden, wenn es seine Substanz nicht verlieren
soll. Es gilt mit anderen Worten, unser "Verfassungsgebäude" einer Renovation zu unter-
ziehen; diese soll sicherstellen, dass das Gebäude auf die Dauer bewohnbar bleibt und -
mehr als das - den modernen Gewohnheiten und Ansprüchen gerecht wkd. Die wertvolle
Substanz soll erhalten, die tragenden Elemente unserer Verfassung sollen freigelegt und
gestärkt, die nicht mehr verwendbaren Teile abgetragen oder ausgeräumt werden. Wenn
die Bundesverfassung ihre Orientierungs- und Steuerungsfunktion wieder optimal erfül-
len und ihre ordnende, begrenzende, legitimierende und damit auch identitätsstiftende
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Kraft wieder gewinnen soll, müssen die aufgezeigten Mängel unserer Verfassung
behoben werden. Lücken müssen geschlossen, die Gliederung muss verbessert, die
normative Dichte reduziert und die Sprache modernisiert werden. Nur auf diese Weise
kann die Transparenz geschaffen werden, die für das .gute Funktionieren der staatlichen
Institutionen und für das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in diese Institutionen
unerlässlich ist. Gleichzeitig bietet diese Erneuerung Gelegenheit, die verfassungsrecht-
lichen Entwicklungen ausserhalb des Verfassungstextes in der Abstimmung zu bestätigen
und den Grundkonsens über die wesentlichen rechtlichen Grundlagen unseres Gemein-
wesens zu bekräftigen.

Die Erneuerung der Bundesverfassung ist damit auch Anlass, über diesen Staat und das,
was uns eint, nachzudenken. Dies ist wichtiger denn je in einer Zeit, in der der politische
Konsens in manchen Bereichen zu zerbröckeln droht und in der die Stellung der Schweiz
im internationalen Staatengefüge neu überdacht werden muss.

Inhaltliche Neuerungen

Die Erneuerung soll also einerseits wieder deutlich machen, was überhaupt gilt und was
gestützt auf einen breiten politischen Grundkonsens als verbindliches Verfassungsrecht
anerkannt wird. Sie kann sich aber nicht darauf beschränken, bereits geltende normative
Gehalte neu zu formen und verständlich darzustellen. Es bedarf zusätzlich auch gewisser
inhaltlicher Reformen. Nicht nur die Form, auch die Substanz muss teilweise überprüft
und erneuert werden, wenn die Schweiz eine zukunftstaugliche Verfassung erhalten soll.

Vordringlichen Bedarf für inhaltliche Neuerungen sehen wir dabei insbesondere im insti-
tutionellen Bereich. Die Institutionen unseres Staates sind im wesentlichen vor 150 Jah-
ren geschaffen worden. Sie stammen aus der Entstehungszeit des Bundesstaates und ha-
ben sich seither - von der Ausweitung bei den Volksrechten abgesehen - in ihren
Grundzügen kaum verändert. Grundlegende Änderungen sind auch heute nicht notwen-
dig, denn unsere Institutionen haben sich insgesamt zweifellos bewährt. Das bedeutet
aber nicht, dass wir auf materielle Neuerungen überhaupt verzichten könnten oder sollten.
Gewisse Anpassungen sind schon in der Vergangenheit vorgenommen worden und
scheinen uns auch heute wieder nötig zu sein. Dies gilt in erster Linie für die Ausge-
staltung der Volksrechte sowie für die Aufgaben und die Organisation des Bundesge-
richts, aber auch für das Verhältnis von Bundesversammlung und Bundesrat.

Die Volksrechte - namentlich die direkt-demokratischen Instrumente der Beteiligung am
Sachentscheid, Initiative und Referendum - sind ein Wesensmerkmal unseres Staates.
Daran soll sich nichts ändern. Es kann heute nicht darum gehen, sie abzubauen oder
umgekehrt einseitig auszubauen. Auch soll das Gleichgewicht der Gewalten nicht ent-
scheidend verändert werden. Eine zukunftsorientierte Ausgestaltung des direkt-demo-
kratischen Instrumentariums verlangt aber gewisse Anpassungen, insbesondere um die
Volksrechte differenzierter und gezielter, d. h. auf wichtige Fragen konzentriert zum Tra-
gen zu bringen, um ferner die retardierende Wirkung dieses Instrumentariums zu mildern
und um schliesslich der zunehmenden Bedeutung des internationalen Rechts besser Rech-
nung zu tragen.
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Im Bereich der Justiz geht es vor allem darum, das Bundesgericht wieder in die Lage zu
versetzen, jene Funktionen zu erfüllen, die in einem modernen Rechtsstaat dem obersten
Gericht zukommen: letzte Instanz zu sein für Rechtsstreitigkeiten von grundlegender
Bedeutung. Auch der geplante Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit, die zweifellos
eines der wesentüchen gemeinsamen Merkmale der jüngeren Verfassungsentwicklung in
europäischen Staaten bildet, gehört dazu. Die Entlastung des Bundesgerichts von
sachfremden Aufgaben (Direktprozesse, Sachverhaltsüberprüfungen, zweitrangige Fälle
und Aufsichtsbefugnisse) soll dieses wieder vermehrt befähigen, grundlegende Rechts-
fragen zu reflektieren, die einheitliche Anwendung des Bundesrechts sicherzustellen und
dieses weiterzuentwickeln.

Zusammen mit der Anpassung des geltenden Verfassungsrechts an die Bedürfnisse der
Zeit - der mise-à-jour - sollen diese materiellen Neuerungen dazu beitragen, dass die
Schweiz den Schritt ins nächste Jahrhundert auf einer soliden rechtlichen Grundlage
machen kann; mit einer erneuerten Verfassung, die die Grundzüge unserer staatlichen
Ordnung sichtbar macht, unsere staatliche Identität festigt, den politischen Prozess steuert
und das Vertrauen in unsere Institutionen und unseren Staat stärkt. Die Erneuerung un-
serer rechtüchen Grundordnung ist damit eine wichtige Voraussetzung, um die Reformen
anzupacken, die notwendig sein werden, um die Herausforderungen der Zukunft zu
bestehen. Sie hilft mit, die Handlungsfähigkeit unseres Gemeinwesens zu sichern.

115 Reformbereitschaft und politische Priorität

Ist eine Verfassungsreform im Verfahren der Totalrevision der richtige Weg und die rich-
tige Antwort auf die festgestellte Reformbedürftigkeit der Bundesverfassung?

Zugkräftige Idee als Voraussetzung

Es ist wohl helvetischer Pragmatismus, der die Vorstellung nährt, eine Totalrevision der
Bundesverfassung könne nur gelingen, wenn sie von einer zugkräftigen Idee und von
einer breiten Volksbewegung getragen wird. Mit dem häufig vorgebrachten Einwand, es
fehle an einer "politischen Grundwelle" für eine Totalrevision der Bundesverfassung,
mussten sich jedenfalls schon die Kommission Wahlen und die Expertenkommission
Purgier (vgl. dazu hinten) auseinandersetzen. Vorbehalte gegen eine Reform wurden
seinerzeit auch mit den Stichworten "dringendere Anliegen", "mangelnder Neuerungs-
wille", "Fehlen einer zündenden Idee", "Staatsverdrossenheit", "Entfremdung" ange-
bracht. Bundesrat Wahlen antwortete damals auf die Frage, ob die Zeit reif sei für eine
Totalrevision der Bundesverfassung, mit der Bemerkung, das hänge allein von uns ab! In
der Tat ist es, von politischen Krisenzeiten abgesehen, verfehlt, für die Erneuerung der
Verfassung eine politische Grundströmung zu erwarten und auf manifesten Druck des
Souveräns zu warten. Selbst die Bundesstaatsgründung des letzten Jahrhunderts war keine
„Schöpfung von unten". Die Verfassungsreform ist vielmehr ein politischer Willens- und
Überzeugungsakt, der von den politisch gestaltenden und verantwortlichen Kräften aus
Einsicht in die Reformbedürftigkeit der staatlichen Ordnung initiiert und getragen werden
muss. Die heute in die Wege geleitete Verfassungsreform hat nichts zu tun mit einer revo-
lutionären Umgestaltung des Staatswesens; sie beruht auch nicht auf einer visionären
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Vorstellung von der Schweiz im nächsten Jahrhundert. Der Ansatz für die jetzige Verfas-
sungsreform ist bewusst viel bescheidener. Es geht nicht um eine Alternative zum
Bestehenden, sondern um seine sinnvolle Weiterentwicklung und Anpassung an die
Erfordernisse der heutigen Zeit. Die nun seit geraumer Zeit laufenden Revisionsarbeiten
sollen bewusst auf das Notwendige (und heute Mögliche) beschränkt werden, und sie
sollen in diesem Jahrhundert erfolgreich zu Ende geführt werden können.

Reformbereitschaft und Reformfähigkeit

Das Argument der mangelnden Reformfreudigkeìt und -fähigkeit der schweizerischen
Politik und des Souveräns hat in jüngerer Zeit wieder an Bedeutung gewonnen. Zwar sind
- bezogen auf die letzten drei Legislaturperioden - 100 von 128 Abstimmungsvorlagen
im Sinne von Bundesrat und Bundesversammlung entschieden worden. Diese Zustim-
mungsquote liegt Über dem Durchschnitt früherer Perioden, und auch die Stimmbe-
teiligung ist insgesamt nicht etwa weiter gesunken, sondern gewachsen. Dennoch ist nicht
zu bestreiten, dass Bundesrat und Bundesversammlung für wichtige Vorlagen vorab mit
aussenpolitischer Ausrichtung und mit Ausländerbezug sowie bei institutionellen
Reformen wie der ersten Phase der Regierungsreform keine Mehrheit des Souveräns ge-
funden haben. Die Gründe für diese Misserfolge an der Urne sind zweifellos vielfältig
und komplex und je nach Sachvorlage auch differenziert zu betrachten.

Folgt man neueren Untersuchungen (z.B. dem UNIVOX-Bericht "Staat 1996"), so kann
nicht von einem generellen Misstrauen der Bevölkerung in die Behörden oder von einer
kontinuierlichen Abnahme der politischen Zufriedenheit gesprochen werden. Das
Vertrauen in die politischen Institutionen könne als „durchschnittlich" bezeichnet und am
ehesten als "kritisch oder rational distanziert" betrachtet werden. Auch halte grundsätzlich
eine Mehrheit der Befragten die schweizerischen Institutionen für reformbedürftig, wenn
auch nicht von einem "Reformfieber" gesprochen werden könne. Kontrovers sind die
Meinungen über die konkrete Ausrichtung dieser Reformen. Immerhin sprachen sich in
diesem Frühjahr 46 Prozent der regelmässig und 42 Prozent der selektiv zur Urne
gehenden Personen für eine Reform der Bundesverfassung aus, was im Vergleich zu den
andern Reformprojekten die höchste Zustimmungsquote darstellt.

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Zeit für dieses Reformvorhaben reif ist. Er
betrachtet es als Gebot verantwortungsbewusster Staatsführung, die strukturellen und
institutionellen Probleme unseres Gemeinwesens anzupacken und einer Lösung zuzufüh-
ren, bevor sie zu einer eigentlichen Verfassungskrise führen. Der Bundesrat hat deshalb
die Verfassungsreform in seinem Legislaturprogramm 1995-1999, das von der Bundes-
versammlung zustimmend zur Kenntnis genommen worden ist, mit einer hohen Priorität
versehen. Das bedeutet, dass er dieses Projekt mit aller Kraft in der laufenden Legislatur
zum Erfolg führen will. Er erachtet es für den inneren Zusammenhalt des Landes'als
entscheidend, dass es gelingt, mit dieser grundlegenden staatspolitischen Reformvorlage
ein "einigendes Ereignis" zu schaffen.

Politische Priorität

Verschiedentlich ist geltend gemacht worden, die Schweiz stehe heute vor derart bedeut-
samen wirtschafts- und sozialpolitischen Herausforderungen, dass für eine Verfassungs-
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reform kein Raum mehr bleibe. Die Energie der politischen Kräfte des Landes sei primär
auf die Lösung jener Probleme zu richten. Im übrigen vermöge das Reformprojekt auf die
tiefgreifenden gesellschaftlichen Veränderungsprozesse wie die Globalisierung der
Märkte, die Umstrukturierung der Wirtschaft oder die Entwicklung zur Informations-
gesellschaft keine Antwort zu geben. Damit sind das Vermögen und die Grenzen der
Verfassung schlechthin angesprochen. Von der Verfassungsreform kann nicht erwartet
werden, was der Staat und damit auch die Verfassung naturgemäss nicht zu leisten ver-
mögen. Immerhin verbessert die Verfassungsreform die Spielregeln für den politischen
Prozess, in welchem die gesellschaftlichen Veränderungen und die daraus folgenden Pro-
bleme aufgegriffen und einer Lösung zugeführt werden können.

Die Frage der politischen Priorität der Verfassungsreform soll in keiner Weise herunter-
gespielt werden, denn es ist ohne Zweifel so, dass ein Vorhaben von dieser Grössen-
ordnung, will es zum Erfolg geführt werden, politische Energien absorbiert und wichtige
Kräfte, insbesondere des Parlaments, bindet. Wäre es tatsächlich so, dass die Lösung
wichtiger anstehender Sachfragen wie die Sanierung der Bundesfinanzen, die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit, die Sicherung der Sozialwerke, der Alpentransit oder das
Verhältnis zur Europäischen Union durch die Verfassungsreform behindert würde, so
müsste zumindest der Fahrplan noch einmal überprüft werden. Allein: ein derzeitiger
Verzicht auf die Verfassungsreform würde keines der erwähnten Probleme schneller oder
besser lösen. Die Realisierung der Verfassungsreform ist im Gegenteil eine Chance, die
rechtlichen und politischen Voraussetzungen für die Lösung dieser Fragen zu verbessern,
und zwar in mehrfacher Hinsicht. Zum einen soll mit der Institutionenreform die
Leistungsfähigkeit der Organe und damit die Handlungsfähigkeit des Staates als Ganzes
erhöht werden. Zum andern darf der Stau an ungelösten Problemen der Gegenwart die
Lösung der Probleme der Zukunft nicht erschweren oder gar verunmöglichen. Es kann
also nicht darum gehen, die drängenden aktuellen Probleme auszuspielen gegen die ab-
sehbaren Konflikte der Zukunft, auch nicht darum, sich ausschliesslich den zeitlich prio-
ritären, unmittelbar anstehenden Aufgaben zuzuwenden und darüber die längerfristige
Optik zu vernachlässigen. Nicht das eine tun und das andere lassen, sondern die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass beide Aspekte zum Tragen kommen.

Schüesslich ist die Verfassungsreform - insbesondere der erste bedeutsame Schritt, näm-
lich die Einigung auf einen nachgeführten Verfassungstext (dazu ausführlich hinten) -
eine willkommene Gelegenheit, den politischen Grundkonsens zu erneuern und Polari-
sierungen abzubauen. Der schwindende Grundkonsens ist wohl gerade einer der zentralen
Gründe, weshalb wir in der Bewältigung wichtiger politischer Probleme nicht vorankom-
men. Auch die Gleichgültigkeit gewisser gesellschaftlicher Gruppierungen und wirt-
schaftlicher Kreise gegenüber dem politischen Geschehen kann nicht im langfristigen
Interesse unseres Landes liegen. Die Verfassungsreform könnte diese Kräfte wieder
bündeln und das politische Geschehen - man denke an die Volksrechtsreform - vereinfa-
chen und beschleunigen. Darin liegt die Chance, denn das Reformwerk wird nur dann
erfolgreich sein, wenn es gelingt, den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern den Zusam-
menhang mit den brennenden tagespolitischen Problemen aufzuzeigen.
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Total- statt Partialrevìsion

Es wäre gewiss möglich, einen Teil der festgestellten Mängel - wie bis anhin - auf dem
Wege der Partialrevision der Verfassung zu beheben und damit die(Verfassung punktuell
den Zeitbedürfnissen anzupassen. Dieses Vorgehen hätte den Vorteil, dass das jeweilige
Revisionsthema eingegrenzt wäre und sich Volk und Stände zu jeder einzelnen Frage
äussern könnten. Für punktuelle Reformanliegen, vorab im Kompetenzbereich, wird
dieser Weg auch künftig beschatten werden müssen. Grössere, innerlich zusammen-
hängende Reformpakete - wie die Reform der Justiz und der Volksrechte, die Neuord-
nung des Systems des Finanzausgleichs und der föderalen Aufgabenteilung überhaupt
oder die Reform von Parlament und Regierung - lassen sich sinnvollerweise nur aus einer
Gesamtschau und in Berücksichtigung aller relevanten Gesichtspunkte realisieren. Denn
im institutionellen Bereich führt die Veränderung einzelner Teile fast zwangsläufig zu
Gewichtsverschiebungen und damit zu Veränderungen im ganzen Gefüge. Solche
"Querschnittsreformen" lassen sich nur auf zwei Wegen anpacken: entweder in einem
einmaligen Reformakt im Sinne einer materiellen Totalrevision der Verfassung oder aber
etappenweise in einem konzertierten Vorgehen auf der Grundlage eines Gesamtplanes.
Nachdem der Bundesrat den ersten Weg heute als nicht realisierbar betrachtet, hat er sich
für ein etappenweises Vorgehen entschieden: In einem ersten Schritt soll - in Erfüllung
des noch ausführlich zu erläuternden Auftrags der Bundesversammlung aus dem Jahre
1987 - die heutige Verfassung "nachgeführt" werden; das heute geltende Verfassungs-
recht soll m.a.W. in einem neuen Verfassungstext vereinigt, vervollständigt, systematisch
geordnet un'd in einer- zeitgemässen und verständlichen Sprache wiedergegeben werden
(aber ohne inhaltliche Neuerungen). Ohne diese Neufassung des gesamten Verfassungs-
rechts, die im rechtlichen Sinne eine Totalrevision ist, könnten die weiteren Schritte,
nämlich die "Paketrevisionen" (gemeint sind damit die materiellen Reformen in ganzen
Sachbereichen) kaum sinnvoll in das Verfassungsganze eingefügt werden.

Vor allem aber kann es mit einer Serie von Partialrevisionen nicht gelingen, die Struktur-
prinzipien der Schweizerischen Eidgenossenschaft und die tragenden Ideen der Bundes-
verfassung wieder sichtbar zu machen. Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen in
Gesellschaft und Staat ist es legitim, mit der neuen Verfassung vorab das in den letzten
Jahrzehnten gemeinsam Erreichte und Errungene bewusst zu machen und diesen "acquis"
mit Blick auf das kommende Jahrhundert lebendig und entwicklungsfähig zu halten. Oder
wie es Dietrich Schindler sen. schon vor Jahrzehnten formulierte: "Selbst wenn es wenig
Grundlegendes zu reformieren gäbe, müsste die Verfassung neu durchdacht und neu
erlebt werden." In einer Zeit zunehmender Unsicherheit werden damit die Errungen-
schaften gefestigt und das staatiiche Fundament gestärkt. Eine so verstandene Verfas-
sungsreform ist im Tiefsteh eine Bejahung der Gegenwart und ein selbstbewusstes Ja zur
Zukunft der Schweiz.

Mit der Verfassungsreform verbinden sich viele Hoffnungen. Der Bundesrat möchte
diese nicht enttäuschen und die konstruktive Aufgabe nicht zuletzt auch im Interesse
unserer Jugend wagen. Dir sind wir es schuldig für die Bewältigung der Zukunft. Es wäre
dies auch ein sehr sinnvoller Beitrag, um im Jahre 1998 das Jubiläum „150 Jahre
Bundesstaat" mit Blick nach vorne zu feiern; ein Beitrag, für den die Zeit rund 30 Jahre
nach Aufnahme der Revisionsarbeiten wirklich reif ist.
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116 Bisherige Reformbemühungen

Ausgangspunkt der Diskussionen über eine Totalrevision der Bundesverfassung bildete
anfangs der sechziger Jahre das weitverbreitete politische Unbehagen. Die gewaltigen
Veränderungen der gesellschaftlichen Bedingungen und der wirtschaftliche Aufbruch der
Schweiz in der Nachkriegszeit Hessen Zweifel aufkommen an der Tauglichkeit und
Leistungsfähigkeit unseres Systems und der überkommenen Strukturen; zu gross schien
die Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Max Imboden gab diesem Gefühl
1964 trefflich Ausdruck in seiner Schrift "Helvetisches Malaise". Diese Analyse der
politischen Befindlichkeit der Schweizerischen Eidgenossenschaft gipfelte in der For-
derung nach einer Totalrevision der Bundesverfassung und veranlasste 1965 Ständerat
Karl Obrecht und Nationalrat Peter Dürrenmatt zur Einreichung ihrer Motionen, mit der
sie Vorarbeiten für eine Totalrevision forderten. Beide Räte stimmten 1966 den Motionen
stillschweigend und oppositionslos zu.

In Erfüllung der beiden Motionen vom 15. beziehungsweise 28. Juni 1966 unterbreitete
der Bundesrat der Bundesversammlung am 6. November 1985 einen Bericht Über die
Totalrevision der Bundesverfassung, in dem er ausführlich Stellung nahm zu den früheren
und laufenden Revisionsbestrebungen in Bund und Kantonen, zu den Etappen der durch
die Motionen Obrecht und Dürrenmatt ausgelösten Revisionsarbeiten und zur Notwen-
digkeit einer Totalrevision (vgl. BB11985 ÏÏI l, und hinten, Ziff. 122); wir können uns
deshalb hier kurz fassen.

Zunächst wurde eine Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz von alt Bundesrat Wahlen tätig
(1967-73). Sie führte eine breite Umfrage durch, steckte mit einer sorgfältigen Unter-
suchung den Rahmen ab für eine künftige Revision und unterbreitete auch eigene Re-
formvorschläge, welche die weiteren Arbeiten stark beeinflussten.

Wie von der Arbeitsgruppe Wahlen empfohlen, wurde 1974 eine grosse Expertenkom-
mission eingesetzt. Unter dem Vorsitz von Bundesrat Kurt Purgier erarbeitete sie bis En-
de 1977 einen Verfassungsentwurf (VE 77). Dieser Entwurf hat - weit über die Grenzen
der Schweiz hinaus - ungewöhnlich grosse Beachtung gefunden. Er hat die neuen kanto-
nalen Verfassungen nachhaltig geprägt, und er wird bei ausländischen Verfassungsrevi-
sionen mimer wieder beigezogen.

Im März 1978 wurde über den VE 77 ein breites Vernehmlassungsverfahren eröffnet. 855
Vernehmlassungen wurden eingereicht, die Ergebnisse 1981 veröffentlicht. Die grosse
Mehrheit der Vernehmlasser erachtete eine Totakevision der Bundesverfassung für
wünschenswert oder notwendig. Unbestritten blieb, dass die Bundesverfassung formell
bereinigt werden muss; dass die Reform auch inhaltliche Neuerungen enthalten soll,
wurde mehrheitlich begriisst. Gelobt wurden vor allem: die verständliche Sprache, die
übersichtliche Systematik und die einheitliche Regelungsdichte; ferner, dass sich die
Verfassung auf das Wesentliche besann, es aber umfassend regelte; dass sie Lücken
schloss, das Verfassungsrecht der Wirklichkeit anpasste und für die Zukunft wappnete;
dass sie Zweitrangiges auf die Gesetzesebene herabstufte.

Die einzelnen Teile des VE 77 wurden unterschiedlich beurteilt: Breite Zustimmung fan-
den die Grundsätze staatlichen Handelns und die Grundrechte (1. Teil), die politischen
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Rechte und die Organisation der Behörden (3. Teil) sowie das Verfahren der Verfas-
sungsrevision (4. Teil). Einzelne Bestimmungen der Eigentums-, Sozial- und Wirt-
schaftsordnung wurden -je nach politischem Standort - kontrovers beurteilt (1. Teil, 4.
Kap.). Kritisiert wurden - vor allem von den Kantonen - die Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantonen, ebenso die Besteuerung der juristischen Personen durch den Bund
(2. Teil, 3. und 4. Kap.)- Die Kantone befürchteten einen Substanzverlust, wenn die
Bundeskompetenzen nicht mehr abschliessend in der Verfassung aufgezählt würden. Es
sprach sich jedoch eine deutliche Mehrheit dafür aus, dass die Bundeskompetenzen neu
geordnet werden. Die Aufgabenteilung sollte systematisch strukturiert sein mit Katalogen
von Bundeszuständigkeiten, die klar nach Rechts- und Sachgebieten gegliedert sind.

Am 24. Juni 1981 nahm der Bundesrat Kenntnis von den Ergebnissen des Vernehmlas-
sungsverfahrens. Er beauftragte das EJPD, den VE 77 im Lichte der Vemehmlassungs-
ergebnisse zu überarbeiten und ihm zu umstrittenen Bereichen Varianten vorzulegen.
Nach mehreren Aussprachen beschloss er am 18. April 1983, das Unternehmen der Total-
revision weiterzuführen, weil die Reformbedürftigkeit der Bundesverfassung offensicht-
lich und allgemein anerkannt sei. Doch wollte der Bundesrat die neue Verfassung nicht
ohne ausdrückliche Zustimmung der Eidgenössischen Räte entwerfen. Aus diesem Grund
beschloss er, über die bisher geleisteten Vorarbeiten Bericht zu erstatten und den Räten
zu beantragen, die Totalrevision in Anwendung von Artikel 120 BV zu beschliessen.

Nach diesen langen und gründlichen Vorarbeiten hat die Bundesversammlung — gestützt
auf den Bericht des Bundesrates vom 6. November'1985 - am 3. Juni 1987 die Totalre-
vision im Sinne von Artikel 120 BV beschlossen und dem Bundesrat den Auftrag erteilt,
eine Totalrevision vorzubereiten und ihr einen Entwurf zu einer neuen Bundesverfassung
zu unterbreiten (Bundesbeschluss über die Totalrevision der Bundesverfassung vom
3. Juni 1987, BB1 1987 H 963). Die Eidgenössischen Räte erachteten es aber als
notwendig, dem Bundesrat für die Erfüllung dieses Auftrages "Leitlinien" vorzugeben.
Die Revision solle nicht zu einer grundlegenden Neuausrichtung der schweizerischen
Verfassungsordnung führen, vielmehr solle sie die bestehenden Grundstrukturen wahren
und sich in erster Linie darauf verlegen, das geltende Verfassungsrecht aufzuarbeiten und
geordnet darzustellen, das Verfassungsrecht also in diesem -Sinne nachzufuhren. Die
Bundesversammlung hat dieser Vorstellung von einer (in weitem Sinne zu verstehenden
formalen) Totalrevision in Artikel 3 des Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 wie folgt
Ausdruck verüehen: "Der Entwurf wird das geltende geschriebene und ungeschriebene
Verfassungsrecht nachführen, es verständlich darstellen, systematisch ordnen sowie
Dichte und Sprache vereinheitlichen." Das Parlament hat somit relativ präzise inhaltliche
Leitplanken gesetzt für die Erfüllung seines Auftrags. Wir werden darauf ausführlich zu
sprechen kommen.

Die Arbeiten für die Vorbereitung der Revisionsvorlage sind allerdings nicht sofort
aufgenommen worden, weil ab 1988 die Frage der europäischen Integration die politische
Agenda beherrschte. Der Beitritt der Schweiz zum Europäischen Wirtschaftsraum und die
damit verbundenen Änderungen des schweizerischen Rechts standen im Vordergrund.
Erst im Anschluss daran sollte die Verfassungsreform wieder vorangetrieben werden. Mit
dem Nein von Volk und Ständen vom 6. Dezember 1992 zum EWR-Abkommen erhielt
die Verfassungsreform Aufschwung, denn nach dieser Absage an eine stärkere
Integration der Schweiz in das europäische Staatengefüge erachtete es der Bundesrat als
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besonders wichtig, die Reformen im Innern voranzutreiben. Dazu gehörte einerseits das
Folgeprogramm nach der Ablehnung des EWR-Abkommens (Botschaft vom 24. Febr.
1993), das der marktwirtschaftlichen Erneuerung und der autonomen Anpassung des
schweizerischen Rechts an das europäische Umfeld grosses Gewicht beimass. Dazu
zählte andererseits die Inangriffnahme einer umfassenden Staatsleitungsreform, die der
ersten Phase der Regierungsreform und dem damit verbundenen Erlass eines neuen
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes folgen sollte (Botschaft vom 20. Okt.
1993). Schliesslich ist auch die am 29. November 1993 erfolgte Gutheissung der Motion
von Ständerätin Josi Meier durch den Bundesrat nennen, die wesentlich zur
Beschleunigung des Vorhabens beigetragen hat..

Mit dieser Motion, der der Ständerat ohne Gegenstimme zustimmte und die am 16. De-
zember 1994 im Nationalrat mit einer sehr deutlichen Mehrheit überwiesen wurde,
bekräftigte das Parlament seinen Auftrag aus dem Jahre 1987 und gab dem Bundesrat
eine klare zeitliche Vorgabe. Damit setzte es den Bundesrat (und sich selbst) zeitlich
unter Druck: die Arbeiten seien so in die Wege zu leiten, dass auf das 150-Jahr-Jubiläum
des Bundesstaates 1998 eine entsprechende Vorlage in der Bundesversammlung verab-
schiedet werden kann. Die Arbeiten waren inzwischen zwar bereits in Gang gekommen,
denn schon am 27. Juni 1994 wurde die Öffentlichkeit über den Beschluss des Bundes-
rates informiert, das Projekt der Totalrevision der Bundesverfassung wieder in Angriff zu
nehmen.

l17 Konzept der Verfassungsreform

Die Erfahrungen mit dem VE 77 in der Vernehmlassung und die zurückhaltende
Aufnahme der Idee einer umfassenden Totalrevision der Bundesverfassung in den Eidge-
nössischen Räten in den Jahren 1986/87 (vgl. Ziff. 123) zeigten, dass eine Totalrevision
im klassischen Sinne heute kaum mehr realisierbar ist und nur wenig Chancen auf Erfolg
hat. Die Bundesversammlung suchte diesem Dilemma mit dem Konzept der Nachführung
zu begegnen; für die einen war das schon zuviel, für die andern viel zu wenig. Alle aber
waren sich einig, dass nur ein Vorgehen in Schritten tauglich sein würde. -

Nun lassen sich mit einer blossen Nachführung der Bundesverfassung zwar einige
verfassungsrechtliche Probleme lösen; auf die drängenden Fragen dieser Zeit gibt eine
solche Reform jedoch kaum Antworten. Es galt daher für den Bundesrat bei der
Neuaufnahme der Revisionsarbeiten im Jahre 1994 ein Konzept zu finden, das die Nach-
führung der Bundesverfassung mit den fälligen Reformen namentlich im institutionellen
Bereich verknüpft und, zumindest im Ansatz, für Teile und Etappen, die Verfassungs-
reform für Zukunftsanliegen öffnet. Eine Totakevision hingegen, die alle diese Reform-
anliegen auf einmal erfüllen wollte, würde unseren politischen Entscheidungsprozess
hoffnungslos überfordern.

Der Bundesrat hat sich angesichts dieser Situation für ein "gestuftes" Reformkonzept
entschieden, für ein Vorgehen in Etappen. Er betrachtet das Reformvorhaben als "offenen
Prozess", das sich nicht in einem einmaligen Akt, in einer einmaligen Volksabstimmung
erschöpft. Die Verfassungserneuerung wird im Gegenteil als kontinuierlicher Prozess
verstanden. Damit hebt sich das neue Konzept des Bundesrates klar ab von den früheren
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Vorstellungen, die noch auf eine "klassische", umfassende Totalrevision der Bundesver-
fassung ausgerichtet waren; es erweitert andererseits durch den Einbezug dringender
Reformvofhaben (vorab im Bereich der Volksrechte und der Justiz) und durch das
schrittweise Vorgehen bei der Realisierung der Reformen das relativ enge Korsett des
parlamentarischen Auftrags. Dennoch behält der Nachfiihrungsauftrag seine Gültigkeit,
im rechtlichen wie im politischen Sinn; denn der nachgeführte Verfassungstext, der das
geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht transparent darstellt, ist eine
notwendige Bestandesaufnahme für die Entscheidungsorgane und eine unentbehrliche
Voraussetzung für weitergehende Reformen,

Das bundesrätliche Konzept gestattet es also, unterschiedlichen Anliegen und Er-
wartungen gerecht zu werden: es trägt dem Nachführungsauftrag der Bundesversamm-
lung aus dem Jahre 1987 Rechnung, berücksichtigt aber auch den Reformbedarf im
institutionellen Bereich. Dabei bleibt - mit Ausnahme der vom Bundesrat als vordringlich
erachteten Reformbereiche Volksrechte und Justiz - vorläufig offen, welche Reformen
später in welcher Reihenfolge aufgegriffen werden sollen. Dieses Reformkonzept erlaubt
es zudem, die Intitiative für Reformvorschläge in den einzelnen Bereichen unter-
schiedlichen Verantwortungsträgern zuzuweisen. Auf diese Weise kann sich beispiels-
weise primär das Parlament der Parlamentsreform annehmen, und die Kantone können
Inhalt und Tempo der Föderalismusreform selbst wesentlich mitbestimmen.

Um diesem Gedanken des offenen und dynamischen Reformprozesses besser Ausdruck
zu verleihen, wird in der jetzigen Vorlage in der Regel nicht mehr von der Totalrevision
der Bundesverfassung gesprochen, was sie rechtlich ist, sondern von der Reform der
Bundesverfassung.

Die drei wesentlichen Elemente des bundesrätlichen Konzepts: erstens die Verbindung
des parlamentarischen Nachführungsauftrages mit materiellen Reformen, zweitens die
Bildung von Reformschwerpunkten in den Bereichen Volksrechte und Justiz, drittens die
Offenheit des Reformprozesses werden nachstehend kurz erläutert.

117.1 Nachführung des geltenden Verfassungsrechts als
Ausgangspunkt

Die rechtliche und politische Tragweite des Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 und die
Schwierigkeiten bei der Erfüllung des parlamentarischen Nachführungsauftrages werden
an anderer Stelle ausführlich behandelt. Hier geht es lediglich darum, die Nachführung
als Teil des bundesrätlichen Konzepts darzustellen.

Nach dem Auftrag des Parlaments soll die Totalrevision der Bundesverfassung ihren
Ausgangspunkt in einem Verfassungsentwurf haben, der das geltende Verfassungsrecht
möglichst vollständig und in verständlicher Form zum Ausdruck bringt (Art. 3 Bun-
desbeschluss). Mit dem sogenannten Nachfiihrungsauftrag wollte das Parlament die
Reform begrenzen. Es wollte eine zu weitgehende Umgestaltung der im Kern als tauglich
erachteten Verfassungsordnung vermeiden. Die Bundesversammlung wollte andererseits
die Reformbemühungen nicht gefährden, weshalb sich damals das Nachführungskonzept
als konsensfähiger Mittelweg geradezu aufdrängte. Die Aufarbeitung, Vereinheitlichung
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und Darstellung des gesamten derzeit geltenden Verfassungsrechts des Bundes sollte
Transparenz schaffen und eine Ausgangslage bilden für die Diskussion. Dabei sollte es
dem Bundesrat nicht verwehrt sein, punktuelle Neuerungen in der Form von Varianten
zum geltenden Recht zur Diskussion zu stellen.

Die Tragweite und die Schwierigkeit dieses Unterfangens sind zum Teil missverstanden,
zum Teil unterschätzt worden. Tun es die einen als "Verfassungskosmetik", "Schön-
schreibeübung" und "Fassadenmalerei" ab, so wittern andere hinter jeder Änderung eine
rechtspolitische Neuerung. Dabei dachte das Parlament keineswegs nur an eine rein
formale Revision, weil sich damit die erkannten Mängel, Lücken und Ungereimtheiten
der Bundesverfassung anerkanntermassen nicht beseitigen lassen. Vielmehr sei von
einem weiteren Verständnis auszugehen, das gewisse materielle Änderungen, die mit
einer Neubearbeitung zwangsläufig verbunden sind (Herab- und Heraufstufungen,
Ergänzungen, Akzentverschiebungen usw.), zulässt.

Die Nachführung des geltenden Verfassungsrechts verlangt auch, dass das für die
Schweiz massgebliche Völkerrecht und die Rechtsentwicklung der vergangenen
Jahrzehnte ausgeleuchtet werden, dass rechtüche Grauzonen erhellt und begriffliche
Inkohärenzen ausgeräumt werden und dass Streitfragen anhand der herrschenden Lehre
und der gelebten Behördenpraxis (sprich: Verfassungswirklichkeit) nach Möglichkeit
geklärt werden. Die Erfüllung dieser Aufgaben setzt unausweichlich Wertungen voraus,
wie zu zeigen sein wird. Schon die Identifikation des geltenden Rechts bereitet Mühe;
nicht anders verhält es sich, wenn es um die Beurteilung der Verfassungswürdigkeit
normativer Gehalte geht. Das Parlament war sich dessen durchaus bewusst. Es ist deshalb
wichtig kenntlich zu machen, wo die Grenze gesicherter juristischer Erkenntnisse aufhört,
wo man sich aus welchen Gründen für welche Lösung entschieden hat und wo allenfalls
die politische Wertung einsetzt. Das aufzuzeigen, ist Aufgabe der Erläuterungen. Ganz
klar ausserhalb des parlamentarischen Auftrags liegen rechtspolitische Neuerungen und
politische Weichenstellungen. Sie sprengen den Rahmen der Nachführung.

Die Aufgabe der Nachführung ist damit umrissen: Die Bundesversammlung möchte die
Diskussion über die Verfassungsrevision gestützt auf einen Verfassungsentwurf führen,
der klar, übersichtlich und in einer moderneren Sprache aufzeigt, was heute geltendes
Recht ist und von seiner inhaltlichen Bedeutung her im Grundgesetz der Schweizerischen
Eidgenossenschaft aufgeführt zu werden verdient. Das ist nicht der Endpunkt der Verfas-
sungsreform, sondern der Ausgangspunkt! Zum einen ist das Parlament selbst rechtlich
nicht an die auferlegte Beschränkung gebunden. Im Verfahren der Totalrevision nach den
Artikeln 118 ff. BV steht das gesamte Verfassungsrecht zur Disposition, und Abwei-
chungen vom geltenden Recht beziehungsweise Abänderungen am Entwurf sind
naturgemäss zulässig und systemkonform. Zum anderen ist der Nachführungsauftrag der
Bundesversammlung vom 3. Juni 1987 für den Bundesrat nicht als Inriovationsverbot,
sondern in erster Linie als Transparenzgebot zu verstehen. Der Bundesrat soll Neue-
rungen vorschlagen, so ist es in der parlamentarischen Debatte ausdrücklich gewünscht
worden; er soll solche Neuerungen jedoch in Beziehung setzen zum nachgeführten Ver-
fassungsentwurf.
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117.2 Verknüpfung mit materiellen Reformen

Die Nachführung des geltenden Verfassungsrechts aliein kann wohl niemanden ganz;
befriedigen, obwohl ihr aus staatspolitischer und staatsrechtlicher Sicht ein Eigenwert
zukommt, der nicht unterschätzt werden sollte. Der Bundesrat erachtet es jedoch als
angezeigt, die Nachführung mit materiellen Reformen zu verbinden. Er tut dies nicht mit
punktuellen Neuerungen (im Sinne von einzelnen Varianten zum nachgeführten Text),
sondern schlägt Reformen in ganzen Bereichen vor. Der Schwerpunkt dieser Reformen
liegt klar im institutionellen Bereich, vorab bei den Volksrechten und bei der Justiz. Es
scheint mit Blick auf die zukünftigen Herausforderungen heute vordringlich, das Augen-
merk auf die Verbesserung der Funktionsfähigkeit unserer Institutionen und damit auf die
Handlungsfähigkeit des Staates im allgemeinen zu richten.

Bereichsreformen

Der Bundesrat hat in seiner Botschaft vom 20. Oktober 1993 zum Regierungs- und Ver-
waltungsorganisationsgesetz aufgezeigt, dass er eine'umfassende Staatsleitungsreform für
nötig hält. Reformbedarf besteht aus seiner Sicht somit nicht nur bei den Volksrechten
und im Bereich der Justiz. Er möchte diese beiden Bereiche jedoch in die Verfassungs-
reform mit ihrem vorgegebenen Fahrplan einbeziehen, weil er sie als besonders dringlich
und wichtig erachtet - und weil der Stand der Vorarbeiten hier den Einbezug ermöglicht.
In anderen Bereichen der Staatsleitungsreform gilt es zunächst die Reformmöglichkeiten
im Rahmen des geltenden Verfassungsrechts auszuloten (z.B. bei der Regierungs- und
Verwaltungsreform). Andere Reformvorhaben obliegen nicht primär dem Bundesrat
(Parlamentsreform), oder es galt, zunächst Impulse anderer staatlicher Ebenen abzuwar-
ten (FÖderalismusreform) beziehungsweise die notwendigen Vorarbeiten zu leisten
(Reform des Finanzausgleichs).

Punktuelle Neuerungen (Varianten)

Neben den Reformen in den beiden Schwerpunktsbereichen sind aus der Sicht des Bun-
desrates auch gewisse punktuelle Neuerungen denkbar, wenn auch nicht erwünscht. Wir
haben dazu in der Vernehmlassungsvorlage auch .einige Vorschläge in der Form von
Varianten zum nachgeführten Verfassungstext zur Diskussion gestellt. Die Vernehm-
lassung hat aufgezeigt, dass es in der Tat sinnvoll sein könnte, die Nachführung des
geltenden Verfassungsrechts zum Anlass zu nehmen, um konsensfähige punktuelle
Neuerungen im Rahmen der Verfassungsreform vorzunehmen. Dies stünde nicht im Wi-
derspruch zum Nachführungsauftrag, sofern die Neuerungen kenntlich gemacht und dem
Parlament als solche unterbreitet werden. Es wäre auch mit dem bundesrätlichen Konzept
der Verfassungsreform vereinbar, sofern die Zahl solcher Neuerungen begrenzt bleibt.
Hingegen würde es diesem Konzept nicht entsprechen, wenn mehr oder weniger
flächendeckend punktuelle Neuerungen aufgegriffen, vorgeschlagen und diskutiert
würden. Dies würde den vom Parlament selbst festgelegten zeitlichen Rahmen sprengen
und brächte eine Rückkehr zum traditionellen Konzept einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung, einem Konzept, von dem der Bundesrat deutlich Abstand genommen
hat, weil er ihm geringe Realisierungschancen einräumt.
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Anders als in der Vernehmlassungsvorlage haben wir deshalb im Entwurf zu einer
nachgeführten Bundesverfassung darauf verzichtet, mögliche punktuelle Neuerungen als
Varianten zu einzelnen Bestimmungen vorzuschlagen. Wir haben uns darauf beschränkt,
in der Botschaft auf solche möglichen Neuerungen hinzuweisen. Damit kann im Rahmen
der Verfassungsreform auch neben den eigentlichen Reformschwerpunkten ein gewisses
innovatives Potential freigelegt und berücksichtigt werden, sofern man dies wünscht. Der
Bundesrat erachtet ein solches Vorgehen aus den genannten Gründen (Abkehr vom
Konzept der traditionellen Totalrevision, Gefahr des Überladens und des Aufbrechens
errungener Kompromisse, Konzentration auf Bereichsrevisionen u.a.m.) als nicht
empfehlenswert.

117.3 Offenheit des Reformprozesses

Die Verbindung der Nachführung mit den Reformen in den Bereichen Volksrechte und
Justiz bedeutet nicht, dass diese beiden auf den Verfassungsentwurf abgestimmten
Reformbereiche in den Entwurf einer nachgeführten Bundesverfassung integriert werden
müssen. Die beiden Reformbereiche bilden Gegenstand separater Vorlagen; sie können
aber zusammen mit dem Entwurf einer nachgeführten Bundesverfassung behandelt
werden und zusammen mit dieser oder auch zeitlich gestaffelt Volk und Ständen zur Ab-
stimmung unterbreitet werden. In diesem Sinne ist die Verbindung nicht unauflöslich
gedacht.

Staatsleitungsreform

Dazu kommt, dass die Reformbestrebungen ausserhalb der beiden Reformschwerpunkte,
namentlich die weiteren Reformbereiche, die im Rahmen einer umfassenden Staatslei-
tungsreform zu diskutieren sind, nicht einfach ausgeklammert werden können. Es muss
möglich sein,- sie je nach dem Stand der Arbeiten in die Verfassungsreform einzubezie-
hen. Das Vorhaben der Verfassungsreform soll ja auch günstige Voraussetzungen für die
Reformarbeiten in anderen Bereichen schaffen und zur notwendigen Koordination der
verschiedenen Vorhaben beitragen. Hinzu kommt, dass die Staatsleitungsreform nicht aus
einer sektoriellen Perspektive angegangen werden kann, sondern notwendigerweise aus
einer Gesamtsicht heraus angepackt werden muss.

Methode

Aus diesen Gründen haben wir die Verfassungsreform als offenen Prozess konzipiert. Die
Nachführung des geltenden Verfassungsrechts bildet dabei das Gerüst und die Grundlage,
auf der in den verschiedenen Reformbereichen weitergearbeitet werden kann. Die Ver-
fassungsreform bedient sich also gewissennassen des "Baukasten"-Systems: Die Reform-
bereiche bilden Module, die in den Baukasten eingepasst werden können. Ob, wann und
wie genau dies geschieht, ist zur Zeit noch weitgehend offen und muss auch noch nicht
entschieden werden; es wird vom weiteren Verlauf des Reformprozesses in den ver-
schiedenen Bereichen abhängen.
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RegîerungS" und Verwaltungsreform

Im Bereich der Regierungs- und Vcrwaltungsreform hat der Bundesrat nach der Ableh-
nung der RVOG-Vorlage beschlossen, zunächst eine zweite, reduzierte Vorlage zu unter-
breiten (vgl. Botschaft vom 16. Okt. 1996, BB11996 V 1). Die zweite Phase der Regie-
rungsreform, die auch die Verfassungsebene betreffen wird, ist damit vorläufig
aufgeschoben worden.

Parlamentsreform

Was die Parlamentsreform und die Frage des Verhältnisses von Parlament und Regierung
anbelangt, arbeiten die Staatspolitischen Kommissionen zur Zeit Vorschläge aus. Wir ha-
ben diesen Reformbereich in Absprache mit den Staatspolitischen Kommissionen im
Rahmen der Verfassungsreform ausgeklammert. Wir werden zu den Vorschlägen der
Staatspolitischen Kommissionen Stellung nehmen, sobald sie vorliegen. In den Erläute-
rungen zum Entwurf der nachgeführten Bundesverfassung weisen wir freilich schon auf
gewisse materielle Innovationen hin, die derzeit von den Staatspolitischen Kommissionen
erwogen werden.

Finanzausgleich und Föderalismusreform

Die Arbeiten für die Reform des Finanzausgleichs, die erhebliche Anpassungen auf der
Verfassungsstufe erfordern werden, sind zur Zeit noch nicht so weit fortgeschritten, dass
sie wie die Reform der Volksrechte und der Justiz in das laufende Verfahren einbezogen
werden konnten. Es erscheint uns aber sehr sinnvoll, die Arbeiten für die Reform des
Finanzausgleichs bereits jetzt auf die nachgeführte Bundesverfassung auszurichten, mit-
hin als ein Modul zu konzipieren, das zu gegebener Zeit in optimaler Weise in die neue
Bundesverfassung eingepasst werden kann. Gerade dieses Beispiel macht im übrigen
deutlich, dass die Nachführung des Verfassungsrechts einen wesentlichen Beitrag zur
Schaffung günstiger Voraussetzungen für weitergehende materielle Reformen leisten
kann. Ob die Reform des Finanzausgleichs noch mit anderen Elementen verbunden und
Teil einer umfassenden Föderalismusreform werden wird, ist zur Zeit offen.

118 Die drei Verfassungsvorlagen

Der jetzige Vorschlag des Bundesrates zur Verfassungsreform umfasst drei separate Vor-
lagen beziehungsweise Entwürfe für Bundesbeschlüsse:

- Entwurf eines Bundesbeschlusses über eine nachgeführte Bundesverfassung
(Vorlage A),

- Entwurf eines Bundesbeschlusses über die Reform der Volksrechte
(Vorlage B) und

- Entwurf eines Bundesbeschlusses über die Reform der Justiz
(Vorlage C).
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118.1 Nachgeführte Bundesverfassung (Vorlage A)

Mit der Vorlage A (Nachführungsvorlage) erfüllen wir den Auftrag des Parlaments. Der
Entwurf einer nachgeführten Bundesverfassung gibt das materielle Verfassungsrecht der
Schweizerischen Eidgenossenschaft möglichst vollständig, klar strukturiert und in
verständlicher Sprache wieder. Er schafft die für die Bürgerinnen und Bürger unerläss-
Hche Transparenz in bezug auf die grundlegenden Nonnen unseres Staates. Die folgenden
Merkmale des Entwurfs seien besonders hervorgehoben:

- Der Verfassungsstoff ist nach sachlichen Kriterien geordnet: Nach einigen allgemei-
nen Bestimmungen, die vor allem den Bestand und das Wesen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft beschreiben und die Grundsätze staatlichen Handelns nennen,
werden die Grundrechte und die Sozialziele aufgelistet; anschliessend werden das
Verhältnis von Bund und Kantonen umschrieben und die Zuständigkeiten des Bundes
in den verschiedenen Feldern staatlicher Tätigkeit verankert; vor der Nennung der
verschiedenen Bundesbehörden und ihrer Aufgaben werden sodann die Rechte von
Volk und Ständen besonders hervorgehoben; der Entwurf schliesst wie die geltende
Bundesverfassung mit den Revisionsbestimmungen. Die klare Gliederung und vor
allem auch die Verwendung von Sachüberschriften für die einzelnen Artikel, Ab-
schnitte, Kapitel und Titel tragen ganz wesentlich zur Verständlichkeit des Verfas-
sungstextes bei.

- Der Verfassungsentwurf ist in einer zeitgemässen Sprache abgefasst. Die Terminolo-
gie ist - von gewissen Ausnahmen, insbesondere den sogenannten "Identifikations-
und Traditionsanschlüssen" (vgl. hinten), abgesehen - modernisiert und verein-
heitlicht worden. Auch damit gewinnt die Verständlichkeit des Textes ganz erheblich.

- Die Normierungsdichte ist ausgewogener und insgesamt geringer. Der Entwurf einer
nachgeführten Bundesverfassung ist fast um einen Viertel kürzer als der geltende
Verfassungstext. Dies, obwohl wir in erheblichem Umfang bislang bloss materielles
Verfassungsrecht in den Verfassungstext integriert haben. Auf zahlreiche Einzel-
bestimmungen, die nicht verfassungswürdig sind, ist verzichtet worden. Ausnahmen
von diesem Grundsatz betreffen vor allem die Übergangsbestimmungen (namentlich
zur Mehrwertsteuer und zur Schwerverkehrsabgabe). Eine weitere Ausnahme bilden
noch sehr junge Verfassungsbestimmungen (z.B. Landwirtschaftsartikel, Gentechno-
logie, Alpentransit), die nicht oder nur marginal verändert worden sind.

- Neu werden die Grundsätze des staatlichen Handelns ausdrücklich in der Verfassung
genannt. Dazu gehören das Legalitätsprinzip, die Wahrung des öffentlichen Interesses
und der Verhältnismässigkeit sowie das Gebot von Treu und Glauben. Diese Grund-
sätze sind Ausdruck der Rechtsstaatlichkeit,

- Ebenfalls neu ist der umfassende Katalog der Grundrechte, der insbesondere auch die
von der EMRK geprägten Rechtsschutz- und Verfahrensgarantien einschliesst. Der
Verfassungsentwurf äussert sich sodann auch zu den allgemeinen Voraussetzungen
für die Einschränkung von Grundrechten und zu deren Wirkungen.

- Neu ist im weiteren eine Bestimmung über die Sozialziele, die zusammen mit dem
Zweckartikel und den sozialen Grundrechten sowie mit den Kompetenzbestimmungen
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im Bereich der Sozialpolitik die Sozialstaatlichkeit der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft zum Ausdruck bringt.

- Den Bestimmungen über die Zuständigkeiten des Bundes haben wir ein Kapitel über
das Verhältnis von Bund und Kantonen vorangestellt Dieses Kapitel ist wesentlich
geprägt worden von den Kantonen und widerspiegelt ein modernes, partnerschaftlich

' ausgerichtetes Föderalismusverständnis.

- Die politischen Rechte der Bürgerinnen und Bürger sowie die Beteiligungsrechte der
Stände bilden neu einen eigenen Teil der Verfassung und betonen damit die Bedeu-
tung der Volksrechte in unserem Staat.

- Die verschiedenen Bundesbehörden sowie deren Aufgaben und Zuständigkeiten sind
im Orgänisationsteil übersichtlicher, verständlicher und umfassender besehrieben als
in der geltenden Bundesverfassung. Im Sinne einer Angleichung an die gelebte
Verfassungswirklichkeit sind neu, ihrer Bedeutung entsprechend, nicht nur Komis-
sionen, Fraktionen und Parteien aufgeführt, sondern z.B. auch bestimmte Gewichts-
verschiebungen im Verhältnis Parlament-Regierung.

118.2 Reform der Volksrechte (Vorlage B)

Die Vorlage B (Reform der Volksrechte) enthalt ein ausgewogenes Paket von Vorschlä-
gen für eine zukunftsgerichtete Umgestaltung des direkt-demokratischen Instrumentari-
ums. Die Vorschläge sind darauf ausgerichtet, die erkannten Lücken zu schliessen, das
Instrumentarium zu verfeinern und auszudifferenzieren, auf die wichtigen Entscheide zu
konzentrieren und der wachsenden Bedeutung des internationalen Rechts für die
Entwicklung des Landesrechts anzupassen. Sie sollen auch dazu beitragen, die Brems-
oder sogar Vetofunktion der Volksrechte gezielt zu dämpfen (soweit wünschenswert),
den konstruktiven Charakter zu verstärken und so die Handlungsfähigkeit der staatlichen
Institutionen zu verbessern. Das Paket umfasst namentlich die folgenden Vorschläge:

- Einführung einer allgemeinen Volksinitiative, mit der das Vorschlagsrecht ausge-
weitet, die Verfassung entlastet und die Mitwirkung erleichtert werden soll; dabei
bleibt es der Bundesversammlung überlassen, die adäquate Normstufe (Verfassung
oder Gesetz) für die Realisierung eines Anliegens zu wählen;

- die Möglichkeit, Alternativen zu unterbreiten, um damit Scherbenhaufen zu vermei-
den, wie sie in den vergangenen Jahren verschiedentlich entstanden, wenn umfassende
Vorlagen lediglich wegen einzelner umstrittener Bestimmungen abgelehnt wurden;

- die Möglichkeit, gewisse Beschlüsse der Bundesversammlung einem fakultativen
Verwaltungs- und Finanzreferendum zu unterstellen, um auf diese Weise dem Um-
stand Rechnung zu tragen, dass wichtige Beschlüsse .nicht zwingend in der Form
rechtsetzender Bestimmungen getroffen werden;
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- eine Erweiterung des fakultativen Staatsvertragsreferendums, verbunden mit der
Möglichkeit, die Gesetzesänderungen, die der Umsetzung eines Staatsvertrags dienen,
in den Genehnügungsbeschluss aufzunehmen;

- die Erhöhung der Unterschriftenzahlen auf lOO'OOO beim fakultativen Referendum
und auf ISO'OOO bei der Volksinitiative auf Total- beziehungsweise Teilrevision der
Bundesverfassung. Für die allgemeine Volksinitiative beträgt die Unterschriftenzahl
lOO'OOO;

- die Einführung des Initiativrechts von acht Kantonen, das vom kantonalen Parlament
oder vom Volk ausgeübt werden muss.

118.3 Reform der Justiz (Vorlage C)

Die Vorlage C (Justizreform) will vor allem die Funktionsfähigkeit des Bundesgerichts
als oberstes Gericht sicherstellen und den Rechtsschutz verstärken. Zu diesem Zweck
sieht sie insbesondere folgende Massnahmen vor:

- eine gewisse Entlastung des Bundesgerichts durch den Abbau von Direktprozessen,
die Vorschaltung richterlicher Behörden in allen Bereichen und die Ermöglichung von
Zugangsbeschränkungen;

- die Verbesserung des Rechtsschutzes, namentlich durch die Einführung einer allge-
meinen Rechtsweggarantie und die Ausdehnung der Stimmrechtsbeschwerde auf eid-
genössische Wahlen und Abstimmungen;

- die Einführung der Nonnenkontrolle gegenüber Bundesgesetzen und allgemeinver-
bindlichen Bundesbeschlüssen (Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit);

- die erforderlichen Verfassungsgrundlagen für eine Vereinheitlichung des Zivil- und
Strafprozessrechts.

12 Der parlamentarische Auftrag zur Nachführung der
Bundesverfassung

121 Vorgeschichte

Die Bestrebungen zur Reform unserer Bundesverfassung dauern nun schon mehr als
dreissig Jahre; darauf und auf die einzelnen Etappen dieses Vorhabens ist bereits hin-
gewiesen worden. Wir haben dies in sehr summarischer Weise getan, nicht etwa aus
mangelndem Respekt vor der gewaltigen Anstrengung und der beachtlichen, weilherum
auch beachteten Leistung der damals engagierten Magistraten, Politiker, Experten und
Beamten sowie vieler hoffnungsvoller Bürgerinnen und Bürger. Der Grund liegt darin,
dass der Bundesrat darüber in seinem Bericht über die Totalrevision der Bundes-
verfassung (Motionen Obrecht und Dürrenmatt) vom 6. November 1985 sehr einlässHch
berichtet hat (vgl. BB11985 ÏÏI 1). Ergänzend hinzuzufügen sind allerdings einige Aus-
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führungen über die Aufnahme und die Behandlung dieses Berichts in den Eidge-
nössischen Räten. Das Ergebnis diesef Beratungen ist der Bundesbeschluss über die
Totalrevision der Bundesverfassung vom 3. Juni 1987, der den Bundesrat beauftragt,
einen Entwurf vorzulegen, der das geltende Verfassungsrecht nackßhrt (BB1 1987 U
963). Dieser Auftrag zur Nachführung der Bundesverfassung ist der Ausgangspunkt und
die Grundlage der heutigen Vorlage, zugleich aber auch die Plattform für weitere
Reformen. Die rechtliche und politische Tragweite dieses Beschluss gilt es hier zu
erläutern.

122 Bericht des Bundesrates vom 6. November 1985

Inhalt

Der Bericht des Bundesrates vom 6. November 1985 über die Totalrevision der
Bundesverfassung (BB1 1985 III 1) schildert zunächst die angenommenen und die ge-
scheiterten Verfassungsänderungen im Bund von den Anfängen der totalrevidierten,
Verfassung von 1874 bis zum Jahre 1984. Er verweist auf die erfolgreich abgeschlos-
senen und die laufenden Totalrevisionen in den Kantonen. Auch mehrere ausländische
Staaten haben Totalrevisionen aus ähnlichen Gründen wie uns unternommen und
erfolgreich abgeschlossen. Weiter stellt der Bericht ausführlich die Etappen der laufenden
Totalrevision dar und erläutert die Revisionsbedürftigkeit der geltenden Verfassung
sowie das mögliche weitere Vorgehen (Verfassungsrat, geteilte Abstimmungsverfahren).
Der Bundesrat gelangt in seinem Bericht von 1985 zum klaren Schluss, es sei eine Total-
revision der Verfassung einzuleiten. Der Stand der Bearbeitung und der Öffentlichen
Diskussion lasse es aber als richtig erscheinen, die Arbeiten nicht ohne ausdrückliche Zu-
stimmung der Bundesversammlung fortzusetzen. Die Bundesversammlung wird deshalb
eingeladen, vom Bericht zustimmend Kenntnis zu nehmen, die Totalrevision formell zu
beschliessen und den Bundesrat zu beauftragen, ihr Botschaft und Entwurf zu einer
totalrevidierten Bundesverfassung vorzulegen.

Vorentwurf 77 und Modellstudie

Dem Bericht beigegeben ist der Verfassungsentwurf (VE 77) der Expertenkommission
für die Vorbereitung einer Totalrevision der Bundesverfassung aus dem Jahre 1977 (BB1
1985 m 161) und die Modell-Studie des EJPD vom 30. Oktober 1985 mit dem Titel: "So
könnte eine neue Bundesverfassung aussehen" (BB11985 m 189). Die Modell-Studie ist
aufgrund des Schlussberichts der Arbeitsgruppe Wahlen, der bisherigen Verfassungsent-
würfe, der Ergebnisse des seinerzeitigen Vernehmlassungsverfahrens und der totalrevi-
dierten Kantonsverfassungen erarbeitet worden.

Das sind Arbeitsgrundlagen, die auch bei der Vorbereitung der jetzigen Verfassungs-
vorlage beigezogen worden sind. Dabei ist natürlich der inzwischen eingetretenen Ent-
wicklung der Verfassungspraxis und der Staatsrechtslehre Rechnung getragen worden;
und selbstverständlich sind nur dort Anleihen gemacht worden, wo sich die Entwürfe mit
dem heute geltenden Recht decken. Schöpferische Anregungen vermittelten insbesondere
auch einige neuere Kantonsverfassungen.
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123 Behandlung des Berichts in den eidgenössischen Räten

123.1 Behandlung im Ständerat

Der Ständerat behandelte den Bericht über die Totalrevision der Bundesverfassung als
Erstrat; an seiner Sitzung vom 16. Dezember 1986 beantragte die Mehrheit der vorbera-
tenden Kommission Eintreten auf den Bericht.

Herkunft des Begriffs: nachführen

Kurz vor Beginn der ständerätlichen Kommissionsberatungen veröffentlichte der Basler
Staatsrechtsprofessor Kurt Eichenberger in der Neuen Zürcher Zeitung vom 12. Mai 1986
einen Artikel unter dem Titel "Realitätsgebundene Verfassungsrevision", der die Dis-
kussionen in der Kommission und im Erstrat stark prägte. Eichenberger vertrat darin die
Meinung, dass sich dem Parlament als "Orientierungshilfe" zwischen einer grundlegen-
den Neuausrichtung des schweizerischen Verfassungsstaates und dem vorbehaltlosen
Verzicht auf weitere Reformen eine "gegenwartsbezogene und wirklichkeitsnahe Nach-
führung" des Verfassungsrechts anbiete; "Eine Totalrevision der Bundesverfassung in
unserer Zeit muss sich vorwiegend darauf verlegen, das Verfassungsrecht geordnet nach-
zuführen und damit aufzubereiten" Und an anderer Stelle: "Die Bundesverfassung in
Ordnung zu bringen, ihre Mängelliste abzubauen und sie gegenwartsnah zu formen, sie
also nachzuführen und aufzubereiten, das wäre, vom Stand des Verfassungsrechts her be-
trachtet, bereits viel. Es wäre das Mögliche."

Zusatzbericht des EJPD

In der ständerätlichen Kommission beriefen sich mehrere Votanten auf diesen Zei-
tungsartikel. Das EJPD wurde deshalb beauftragt, einen Zusatzbericht zu erstellen über
die Möglichkeiten, Probleme und Konsequenzen einer (rein) formalen Totalrevision. Der
Zusatzbericht des EJPD über die Möglichkeiten, Probleme und Konsequenzen einer
formalen Totalrevision vom Juli 1986 gelangte zum kaum überraschenden Schluss, dass
mit einer formalen Revision (im engen Sinne) die im Bericht über die Totalrevision der
Bundesverfassung aufgezeigten Mängel, Lücken und Ungereimtheiten nur zu einem sehr
geringen Teil beseitigt werden könnten. Mit einer formalen Revision (im weiteren Sinn)
hingegen, die auch materielle Änderungen und gewisse inhaltliche Neuerungen in Kauf
nimmt (etwa Herab- und Heraufstufungen, Übernahme internationaler Menschen-
rechtsgarantien, Akzentverschiebungen bei der Aktualisierung von Bestimmungen oder
andere Interpretationsmöglichkeiten bei Umformulierungen), liesse sich dies verwirkli-
chen. Der Zusatzbericht des EJPD bildete fortan die Grundlage für die weiteren Be-
ratungen und Beschlussfassungen der Kommission (AB 1986 S 784 f.)

Formale Totalrevision im weiteren Sinne

Zu einer formalen Revision in einem weiten Sinn bekannten sich schliesslich die
ständerätliche Kommission und - wie aus Artikel 3 des Bundesbeschlusses vom 3. Juni
1987 hervorgeht - später auch die beiden Räte. Ständerat Binder, der Berichterstatter der
Kommission, verlieh diesem Gedanken im Ständerat wie folgt Ausdruck: "Die Bundes-
verfassung soll das ganze geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht
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enthalten und bestehende Lücken schliessen. Die Bundesverfassung soll nachgeführt und
in Ordnung gebracht werden, so dass Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit
gegenseitig wieder übereinstimmen. Die Bundesverfassung soll das Verfassungsrecht
verständlich darstellen, so dass der Bürger, der die Verfassung in die Hand nimmt, das
sogenannte Koordinatensystem unseres Staatswesens wieder mühelos und klar feststellen
kann" (AB 1986 S 785).

Unbestritten blieb in der Kommission und im Rat, dass die geltende Verfassung er-
hebliche formale und-inhaltliche Mängel aufweist; dass sie unvollständig, unübersicht-
lich, unkohärent, unsystematisch ist; dass sie teilweise veraltet, widersprüchlich,
sprachlich schwerfällig und nicht immer verständlich ist - Mängel, die es zu beheben
gelte. Auch müssten Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit einander wieder
näherkommen. Allerdings sei in der jetzigen Zeit kein grosser Wurf realisierbar, vielmehr
müsse sich der vom Bundesrat auszuarbeitende Entwurf innerhalb der Leitpianken der
Nachführung bewegen. Weitergehende Vorgaben, die den Bundesrat ausdrücklich auf die
Wahrung der bestehenden Grundstrukturen (Unantastbarkeit des substantiellen Gehalts
der geltenden Bundesverfassung) verpflichten wollten, wurden zuerst im Ständerat, dann
auch im Nationalrat als unnötig erachtet und verworfen (AB 1986 S 804 ff., 7957 N 666
ff.).

Materteile Änderungen

In einer ausdrücklichen Erklärung namens der Kommission hielt der Sprecher zudem fest,
dass der Bundesrat neben der Nachführung des geltenden Rechts auch materielle
Änderungen vorschlagen könne. Dabei sei allerdings der substantielle Gehalt der Bundes-
verfassung - insbesondere die in Artikel 3 BV festgelegte Kompetenzordnung, die
Substanz der Volksrechte und das parlamentarische Zweikammersystem - nicht
anzutasten.

Gegenmeinungen

Eine Minderheit der Kommission beantragte Nichteintreten. Sie wies namentlich darauf
hin, dass der Entwurf der Expertenkommission Purgier aus dem Jahre 1977 wegen zen-
tralistischer Tendenzen und Schwächung der föderalistischen Grundstruktur in der Ver-
nehmlassung auf starke Kritik gestossen sei und dass sich die wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Verhältnisse seit Ende der siebziger Jahre stark geändert hätten (techno-
logische Herausforderungen, Umwelt- und Energieprobleme, sozialpolitische Probleme).
Die Bewältigung dieser Aufgaben beanspruche die ganze Kapazität des politischen
Apparates. Zudem wies die Minderheit auf das politisch heikle Unterfangen hin,
geltendes Verfassungsrecht zu verdichten. Schliesslich bestehe erhebliche Gefahr, dass
sich verschiedene enttäuschte Minderheiten zu einer ablehnenden Mehrheit zusammen-
fänden. Die anstehenden Probleme seien mit Partialrevisionen durchaus zu lösen.

Immer wieder wurde geltend gemacht, auch im Plenum, dass die als nötig betrachtete
Grundwelle für eine Totalrevision fehle. Formelle und materielle Revision Hessen sich
nicht trennen. Es bestehe die Gefahr der Verzettelung der Kräfte. Einzelne befürchteten
mit Blick auf den Entwurf von 1977 eine Verschiebung der Kompetenzen von den Kanto-
nen zum Bund. Die Häufigkeit, mit der Teilrevisionen durchgeführt würden, beweise
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zudem, dass eine Totalrevision nicht nötig sei. Alle diese Bedenken wogen in den Augen
der Revisionsgegner schwerer als die Mängel der geltenden Verfassung. Gegen eine
formale Revision wurde eingewendet, dass die neue Verfassung ohnehin nach kurzer Zeit
durch neue Teilrevisionen wieder "verunstaltet" würde. Die Zeit technologischer Revo-
lutionen sei für grosse Kodifikationen ungünstig.

Beschlüsse

Nach ausführlicher Debatte nahm der Ständerat schliesslich vom bundesrätlichen Bericht
zustimmend Kenntnis und trat mit 30 : 9 Stimmen auf den von der Kommission (nicht
vom Bundesrat) ausgearbeiteten Bundesbeschluss ein. Es bestand Einigkeit, dass mit dem
Entscheid, die Totalrevision einzuleiten (Art. l BB), über die einzelnen Verfahrens-
schritte noch nicht entschieden-sei. So blieb namentlich offen, ob später Über die
revidierte Verfassung ganz oder in Paketen abgestimmt werden solle. Einig war man sich
auch, dass der Bundesrat und nicht eine parlamentarische Kommission den Entwurf
erarbeiten solle (Art. 2 BB). Über die Einsetzung eines Verfassungsrates solle erst ent-
schieden werden, wenn ehi bundesrätlicher Verfassungsentwurf vorliege. Diskutiert
wurde sodann vor allem über die Leitlinien, die bei der Erarbeitung des Verfas-
sungsentwurfs durch den Bundesrat wegleitend sein sollten (Art. 3 BB). Die Kommissi-
onsmehrheit wünschte eine Nachführung der Verfassung ohne allzu enge Leitlinien. Eine
Kommissionsminderheit beantragte, den Bundesbeschluss mit detaillierteren inhaltlichen
Vorgaben und Wegmarken zu versehen (AB 1986 S 805), was mit 27:13 Stimmen
abgelehnt wurde. In der Gesamtabstimmung wurde der Beschlussesentwurf vom Stän-
derat mit 28 : 6 Stimmen angenommen.

123.2 Behandlung im Nationalrat

Der Nationalrat nahm die Behandlung des bundesrätlichen Berichts am 3. Juni 1987 auf.

Kommission

Auch die vorberatende Kommission des Nationalrates beantragte Eintreten auf den Bun-
desbeschluss. Sie befürwortete zudem klar die Leitplanken, wie sie in Artikel 3 des Bun-
desbeschlusses vom Ständerat beschlossen worden waren. Damit könne ein optimaler
Startkonsens über das Projekt erreicht werden. Nach Meinung des Berichterstatters
deutscher Zunge, Nationalrat Lüchinger, enthalte der Bundesbeschluss den Auftrag zu
einer formalen, nicht zu einer materiellen Totalrevision. Dabei sei aber klar, dass eine im
weiten Sinn zu verstehende formale Revision mit materiellen Änderungen verbunden sein
werde. Die Grenzen der Nachführung des geltenden Rechts lägen in konsensfähigen Lö-
sungen; sie ergäben sich aus dem allgemeinen Ziel der Revision. Materielle Reformen
seien in der Form von Varianten zu unterbreiten, allerdings nicht allzu zahlreich, da sonst
doch eine umfassende materielle Revision herbeigeführt werde. Eine Kommissi-
onsminderheit beantragte, auf die Vorlage nicht einzutreten; eine andere verlangte die
Streichung von Artikel 3; ein Eventualantrag wollte die Präzisierungen von Artikel 3
gemäss der Minderheit in der ständerätlichen Kommission aufnehmen.
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Eintretensdebatte

Die Eintretensdebatte zeigte, dass die Mängel der Verfassung weitgehend unbestritten
waren. Meinungsverschiedenheiten bestanden jedoch bezüglich der Notwendigkeit, der
Dringlichkeit und des Ausmasses einer Totalrevision. Die Fraktionssprecher befürwor-
teten eine Totalrevision. Für die einen sollten dem Bundesrat jedoch Leitlinien im Sinne
von Artikel 3 des Bundesbeschlusses gesetzt werden, während andere weitergehen woll-
ten und eine materielle Reform forderten. Der Wunsch nach einer materiellen Total-
revision kam im Nationalrat deutlicher als im Ständerat zum Ausdruck. Ausschlaggebend
für diese Haltung war die Meinung, dass ein Reformdefizit bestehe und man an einer
Wendezeit vom expansionistischen Wachstum zu einer, qualitativen Entwicklung in
Richtung einer menschen- und umweltverträglichen Technik und Wirtschaft stehe. Eine
bloss kosmetische Revision leiste keinen Beitrag für die Zukunft des Staates, sei mutlos
und entfalte blosse Scheintätigkeit. Mit einer materiellen Revision könnten hingegen die
sozialen Errungenschaften gefestigt und ein zeitgemässer Grundrechtskatalog aufge-
nommen werden, der auch bislang umstrittene Punkte umfasse. Es sei wichtig, dass die
Jungen wieder ein Ideal hätten. Die Nationalräte, die gegen ein Eintreten votierten,
machten auf das Fehlen einer Grundwelle aufmerksam. Die geltende Verfassung leiste
trotz gewissen Mängeln weiterhin ihre Dienste und zur Zeit seien wichtigere Probleme zu
lösen. Der Zeitgeist habe sich geändert, die Aufbruchstimmung sei vorbei. Der Ausgang
der Verfassungsrevision sei zu ungewiss, das Revisionsziel fehle.

Leitplanken

Der Nationalrat diskutierte auch, ob die Leitlinien des Artikels 3 zweckmässig seien und
welcher Inhalt ihnen beizumessen ist. Der Berichterstatter deutscher Sprache betonte,
dass es Artikel 3 zur Konsensfindung brauche. Er interpretierte den fraglichen Artikel
eingehend; die Vorgaben richteten sich - so seine Auslegung, die auch vom Bundesrat
und von den beiden Räten geteilt wurde - nur an den Bundesrat, nicht auch an das
Parlament. Im Übrigen, so der Berichterstatter am Schluss der Debatte, bringe Artikel 3
"in seiner Gesamtheit zum Ausdruck, dass vom Bundesrat der Entwurf für eine formale
Totalrevision der Bundesverfassung erwartet wird, aber mit denjenigen auch materiellen
Anpassungen, die mit einer solchen Aufarbeitung der heutigen Verfassung not-
wendigerweise verbunden sind" (AB 1987 N 670). Die Vertreterin des Bundesrates (AB
7957 N 670). Die Vertreterin des Bundesrates führte ferner aus: "Die Bedeutung und die
Tragweite von Artikel 3 lassen sich aus semer Entstehungsgeschichte und aus den
Debatten im Ständerat genau bestimmen. Der Entwurf des Bundesrates soll die Mängel
der geltenden Bundesverfassung mit einer formalen Totalrevision im weiten Sinn
beheben. Das Verfassungsrecht soll nachgeführt werden. Die neue Verfassung soll eine
verständliche Sprache sprechen und systematisch geordnet sein, keine veralteten und
gegenstandslosen Bestimmungen enthalten, Lücken schüessen, Fehlendes ergänzen und
Mangelhaftes verbessern. Sie soll'das Verfassungsrecht mit der Verfassungswirklichkeit
in Einklang bringen und sich auf das Wesentliche beschränken" (AB 1987 N 663).

Beschlüsse

Nach einer ausführlichen Eintretensdebatte, in der sich ausser den Fraktionssprechern
über dreissig Ratsmitglieder zu Wort meldeten, nahm der Nationalrat Kenntnis vom
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bundesrätlichen Bericht und stimmte mit 114 : 41 Stimmen für Eintreten auf den Bundes-
beschluss über die Totalreyision der Bundesverfassung. Die Mitglieder des Nationalrates
stimmten unter Namensaufruf mit 88 :48 Stimmen für die Annahme des Beschlussesent-
wurfs in der Fassung des Ständerates und lehnten den Streichungsantrag sowie den
ergänzenden Eventualantrag ab. Wie im Ständerat überwog auch im Zweitrat die
Meinung, die Einsetzung eines Verfassungsrates sei erst beim Vorliegen eines Entwurfs
zu diskutieren.

124 Bundesbeschluss vom 3. Juni 1987 über die Totalrevision der
Bundesverfassung

124.1 Wortlaut und Inhalt

In seinem Bericht vom 6. November 1985 über die Totalrevision der Bundesverfassung
stellte der Bundesrat den Antrag, die Bundesversammlung möge ihn mit einer Motion
oder einem einfachen Bundesbeschluss beauftragen, Botschaft und Entwurf zu einer
totalrevidierten Verfassung vorzulegen (BB1 1985 HI 112f.). Die Eidgenössischen Räte
entschieden sich für den einfachen Bundesbeschluss; sie folgten damit dem Antrag der
vorberatenden Kommissionen.

Der Bundesbeschluss vom 3. Juni 1987 über die Totalrevision der Bundesverfassung
(BB11987 H 963) hat folgenden Wortlaut:

Artikel l
Die Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 wird total revidiert (Art, 120 BV).

Artikel 2
Der Bundesrat unterbreitet der Bundesversammlung den Entwurf zu einer neu-
en Bundesverfassung.

Artikel 3
Der Entwurf wird das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungs-
recht nachführen, es verständlich darstellen, systematisch ordnen sowie Dichte
und Sprache vereinheitlichen.

Artikel 4
Dieser Beschluss ist nicht allgemeinverbindlich; er untersteht nicht dem Refe-
rendum.

Dieser Bundesbeschluss verdient nicht nur wegen der inhaltlichen Vorgabe in Artikel 3
Beachtung. Erwähnenswert ist vorerst einmal die Tatsache, dass der vom Bundesrat ein-
geholte Auftrag nicht in die Form einer Motion, sondern eines einfachen Bundesbeschlus-
ses gekleidet wurde. Damit sollte dokumentiert werden, dass sich die Bundesversamm-
lung formell für die Totalrevision nach den Artikeln 119 ff. BV entschieden hat (Art. l
BB), und zwar mit einem Beschluss, der bei Uneinigkeit zwischen den beiden Räten zu
einem Differenzbereinigungsverfahren und, bei einem positiven Volksentscheid, letztlich
zu den schweren Folgen nach Artikel 120 Absatz 2 BV hätte führen können (Neuwahl der
beiden Räte).
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Einmütig waren die Räte auch bezüglich des Vorgehens. Der Entwurf zu einer neuen
Bundesverfassung soll vom Bundesrat ausgearbeitet werden (Art. 2 BB) und nicht (in
Analogie zum Verfahren bei der parlamentarischen Initiative) von einer Parlaments-
kommission oder (in Analogie zum Verfahren in einzelnen Kantonen) von einem
Verfassungsrat. Über die Einführung eines Verfassungsrates soll erst entschieden werden,
wenn der bundesrätliche Verfassungsentwurf vorliegt. Wie die Beratungen in der
Wintersession 1993 beziehungsweise 1994 zur Motion von Josi Meier vom 28. April
1993 gezeigt haben, ist die Bundesversammlung noch immer dieser Auffassung (AB
1993 S 1101,1994 N 1645,2439).

Der Bundesrat stellt in seinem Bericht vom 6. November 1985 lediglich den Antrag, ihn
zu beauftragen, den Räten Botschaft und Entwurf zu einer totalrevidierten Bundesverfas-
sung vorzulegen. Zur konkreten Ausgestaltung des späteren Verfassungsentwurfs äussert
er sich nur indirekt; er lässt aber doch durchblicken, dass eine grundlegende Umbildung
der schweizerischen Staats- und Wirtschaftsstruktur nicht beabsichtigt, sondern eher an
eine formelle Revision mit punktuellen inhaltlichen Neuerungen zu denken sei. Eine
moderate Weiterentwicklung des geltenden Rechts also, in Anlehnung an die vertrauten
Elemente und anerkannten Werte des schweizerischen Bundesstaates, wie das in
mehreren Kantonen bereits geschehen war und durch die Modell-Studie EJPD und andere
Verfassungsentwürfe vorgezeichnet werde. Der Bundesrat solle bei der Ausgestaltung des
Verfassungsentwurfs frei bleiben, ebenso wie die Bundesversammlung bei der späteren
Annahme oder Ablehnung des Entwurfs.

Das Parlament war hier - wie vorne aufgezeigt - freilich anderer Auffassung. Im Un-
terschied zu den Artikeln l und 2 entspricht deshalb Artikel 3 BB nicht einem Antrag des
Bundesrates. Er ist im Auftrag der ständerätlichen Kommission formuliert worden und
nimmt die Leitideen auf, die schon den kantonalen Revisionen das Gepräge gaben, vom
bundesrätlichen Bericht zaghaft aufgenommen, von Eichenberger einprägsam in Erin-
nerung gerufen und von der ständerätlichen Kommission - zumindest für die erste Phase
und ohne weitergehende Reformen a priori ausschliessen zu wollen - festgelegt wurden.

124.2 Leitideen der Nachführung

Die Entstehungsgeschichte und die Debatten in der. Kommission und im Plenum des
Ständerates (als Erstrat) lassen Bedeutung und Tragweite von Artikel 3 genau eingrenzen.
Im Auftrag der nationalrätlichen Kommission wurde zudem in einem detaillierten Bericht
des EJPD dargelegt, wie der vom Ständerat beschlossene Leitplankenartikel auszulegen
und umzusetzen wäre (Bericht vom 27. März 1987 über die Tragweite von Ah. 3 des
Bundesbeschlusses des Ständerates vom 16. Dez. 1986 über die Totalrevision der Bun-
desverfassung). Dieser Bericht bildete die Grundlage der Debatten in der nationalrät-
lichen Kommission. Der Kommissionsberichterstatter sprach davon im Plenum, und der
Nationalrat stimmte in Kenntnis dieses Vorverständnisses dem Nachführungsauftrag zu.
Auch die nachfolgenden Ausführungen basieren auf diesem Bericht.

Der Bundesrat solle "das Machbare anvisieren" und einen "potentiell konsensfähigen
Entwurf " vorlegen, den Weg der "politisch praktischen Vernunft" beschreiten, so tönte es
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im Rat. Der Entwurf des Bundesrates solle die Mängel der geltenden Bundesverfassung
mit einer "realitätsbezogenen Verfassungsreform" beheben,

Gemäss Bericht solle das geltende Verfassungsrecht aufgearbeitet und umfassend, zeitge-
recht, einheitlich, systematisch, klar und verständlich kodifiziert werden. Dabei solle an
Bewährtes und Vertrautes angeknüpft werden, die Grundstrukturen der heutigen Verfas-
sungsordnung sollten gewahrt und die Vorschläge möglichst nahe am geltenden Rechts-
zustand bleiben. Um eine optimale Transparenz zu gewährleisten, sollten Neuerungen
(die über die Nachführung hinausgehen) ausdrücklich als solche gekennzeichnet und als
Varianten unterbreitet werden.

Geltendes Verfassungsrecht

Grundlage der Nachführung - oder besser mise-à-jour - bildet das geltende Verfassungs-
recht, so wie es in der Lehre und in der Praxis verstanden, ausgelegt und angewendet wird
und weiterentwickelt worden ist. Dabei dachte man insbesondere an die gefestigte
•Rechtsprechung des Bundesgerichts sowie an die "interpretative Konkretisierung des
Verfassungstextes durch Entscheidungen der Bundesversammlung, des Bundesrates und
der Verwaltung sowie der herrschenden Staatsrechtslehre, soweit dadurch eine festste-
hende Verfassungspraxis geschaffen wurde" (AB 2987 N 671), an die gelebte Verfas-
sungswirklichkeit also. Diese Bestandesaufnahme ist aufwendig und schwierig, Unertäss-
liche Hilfestellung muss dabei die Lehre leisten. Die Erkenntnisse der Wissenschaft sind
beizuziehen und wegleitend, soweit es sich um allgemein anerkannte, herrschende oder
doch überwiegende Lehrmeinungen handelt.

Geschriebenes und ungeschriebenes Verfassungsrecht

Der Verfassungsentwurf soll das geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht
darstellen. Das geschriebene Verfassungsrecht umfasst die Gesamtheit der Rechtssätze,
die im Verfahren der Verfassungsgebung (Art. 118ff. BV) erlassen worden und im Text
oder in den Übergangsbestimmungen enthalten sind. Beim ungeschriebenen Verfas-
sungsrecht ist die Abgrenzung schwieriger. Es umfasst die Rechtsnormen, die zwar nicht
Teil des geschriebenen Verfassungsrechts sind, aber ihrer Grundsätzlichkeit und ihrer
inhaltlichen Tragweite wegen in die Verfassung gehören. Die geltende Verfassung ist
lückenhaft und in gewissen Teilen karg (Grundrechtsteil und Organisationsteil z.B.).
Lehre und Praxis haben sodann dem Bund süllschweigende Kompetenzen zugebilligt
(z.B. im Bereich der Kulturpolitik und der Entwicklungshilfe). Häufig hat der Gesetz-
geber das Verfassungsrecht weiterentwickelt, indem er Ziele formuliert, Grundsätze
entwickelt und Festlegungen getroffen hat, die in die Verfassung gehören (z.B. im BG
über die politischen Rechte, im Geschäftsverkehrsgesetz, im Umweltschutz). Un-
verkennbar ist der Einfluss des internationalen Rechts (EMRK, UNO-Pakte u.a.).
Unermesslich und ausgesprochen schöpferisch ist der Beitrag des Bundesgerichts. Es hat
in einer reichen Praxis Inhalt, Ausmass und Grenzen der verfassungsmässigen Rechte
umschrieben, allgemeine Rechtsgrundsätze entwickelt (Gesetzmässigkeit, Verhältnismäs-
sigkeit. Willkürverbot usw.), Funktion, Gehalt, Schranken und Wirkungen der Grund-
rechte definiert und ungeschriebene Grundrechte anerkannt, Rechtsschutzgarantien und
Verfahrensgrundsätze verbürgt, Organisationsprinzipien gestaltet (Gewaltenteilung, Dele-
gationsschranken), Grundsätze über das Zusammenwirken von Bund und Kantonen
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aufgestellt u.a.m. Nicht unerwähnt bleiben darf schliesslich die gefestigte Praxis der
politischen Behörden, etwa in der Aussenpolitik (Abschluss von völkerrechtlichen
Verträgen).

Verfassungsrecht

Gegenstand der Nachführung bildet das Verfassungsrecht. Was für verfassungswürdig
erachtet wird, mithin als von so grundlegender rechtlicher Bedeutung für diesen Bundes-
staat, dass es in der Verfassung zu verankern ist (oder eben nicht), lässt sich nicht all-
gemeingültig festlegen. Das hängt ab von den der Verfassung zugedachten Funktionen,
vom Verfassungstyp, von Struktur, Stil und Dichte der Normierung, von den aktuellen
politischen Gegebenheiten; es wird deshalb letztlich nur vom Verfassungsgeber selbst
entschieden werden können. Vollständigkeit mag als Ziel zwar angestrebt werden, muss
aber eine Illusion bleiben, wenn die Verfassung sich auf das Grundsätzliche und Wichtige
beschränken soll. Sie wird nie alle entscheidungsbedürftigen Verfassungsfragen beant-
worten können. Insofern haftet jeder Verfassung etwas Bruchstückhaftes und Zeit-
bedingtes an. Vor allem aber kann es nicht Aufgabe einer Nachführung des Verfas-
sungsrechts sein, die sich darauf beschränken muss, offene oder umstrittene Verfassungs-
fragen als solche kenntlich zu machen. Das Resultat dieser Sichtung, die Aufnahme
beziehungsweise Nichtaufnahme in den Entwurf, muss erklärbar sein; dabei werden
Meinungsverschiedenheiten über Auslegung und Gewichtung nicht zu vermeiden sein.

Nachföhren

Das geltende Verfassungsrecht nachführen heisst, den genannten Normenkomplex gegen-
warts- und wirklichkeitsnah aufbereiten, das Verfassungsrecht als solches identifizieren,
festhalten und neu verfasst "vermitteln". Konkret können damit im wesentlichen folgende
Mängel der gegenwärtigen Verfassung behoben werden: Gegenstandslose Normen kön-
nen aufgehoben und veraltete Bestimmungen zeitgemässer formuliert, auf Gesetzesebene
herabgestuft oder gestrichen werden; Lücken können geschlossen, Fehlendes kann er-
gänzt, Bestehendes angereichert werden; Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit
können einander angenähert, Bundesstaatlichkeit, Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaat-
lichkeit in einer dem heutigen Verständnis entsprechenden Weise dargestellt werden.

Dichte und Sprache

Das Verfassungsrecht "verständlich darstellen, systematisch ordnen sowie Dichte und
Sprache vereinheitlichen" tönt einfacher als es ist. Selbstverständlich sind der Verbes-
serung der Sprache (Einfachheit, Einheitlichkeit, Klarheit, Lesbarkeit, Verständlichkeit)
kaum Grenzen gesetzt, und veraltete Ausdrücke und Redewendungen können immer
durch zeitgemässere, modernere ersetzt werden; auch sind die Fassungen in den drei
Amtssprachen besser miteinander in Einklang zu bringen. Dennoch darf sich die Neu-
fassung nicht ganz vom Bekannten lösen, weil sie "Identifikations- und Traditionsan-
schlüsse" (Eichenberger) gestatten soll. Das kann massgebend sein bei neueren Bestim-
mungen, die über eine Volksinitiative Aufnahme in die Verfassung gefunden haben. Es
zeigt auch, dass die Dichte der Normierung nicht durchwegs vereinheitlicht werden kann,
sondern politischen und sachlich bedingten Unterschieden Rechnung zu tragen ist.
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Systematische Ordnung

Was schliesslich die systematische Ordnung anbetrifft, bieten die neueren Kantons-
verfassungen reiche Anschauung. Sie alle ordnen die Bestimmungen nach Rechts- und
Sachgebieten, freilich in unterschiedlichem Grad. Müssig zu erwähnen, dass eine solche
durchgängige Systematisierung des geltenden Verfassungsrechts nicht ohne Auswirkung
auf die Auslegung bleiben wird. Aber eben, die Nachführung ist bloss der Versuch, das
geltende Recht in einer Momentaufnahme einzufangen, stillstehen wird es deshalb nicht!

124.3 Rechtliche und politische Tragweite

Rechtsfragen und Rechtsfolgen

Die Nachführung des geltenden Verfassungsrechts im Sinne des parlamentarischen
Auftrags ist mehr als eine formale Bereinigung und nicht bloss eine juristisch-technische
Angelegenheit. Den Verfassungsstoff in seiner Gesamtheit identifizieren und nach
'Rechts- und Sachgebieten ordnen, die Verfassung von Überholtem und Zweitrangigem
entlasten und Lücken schliessen, das Verfassungsrecht der Wirklichkeit anpassen und
Entwicklungen unter Berücksichtigung des internationalen und richterlichen Rechts
einfangen, die Regelungsdichte vereinheitlichen und die Ausdrucksweise aktualisieren -
das sind Aufgaben von höchster verfassungsrechtlicher Relevanz. Anspruchs- und bedeu-
tungsvoll ist diese Aufgabe nicht nur, weil sich zahlreiche schwierige juristische Fragen
stellen, sondern weil eine rein formale Nachführung, die den Gehalt des bestehenden
Verfassungsrechts unverändert "konserviert", im Grunde' genommen nicht durchführbar
ist. Mit der Nachführung sind zwangsläufig gewisse rechtliche Veränderungen
(materielle Änderungen und inhaltliche Neuerungen) verbunden:

- Werden Verfassungsbestimmungen auf die Gesetzesstufe herabgestuft, dann verHeren
sie ihre verfassungsrechtliche Geltungskraft und können künftig im einfachen Verfah-
ren der Gesetzgebung geändert werden.

- Dasselbe gilt - mit umgekehrten Vorzeichen -, wenn bisher ungeschriebenes Verfas-
sungsrecht, internationales Recht oder Gesetzesrecht in die Verfassung aufgenommen
wird; solche Normen können fortan nur noch im Verfahren der Verfassungsrevision
geändert werden.

- Wenn das Verfassungsrecht umfassend und systematisch geordnet und in der Sprache
vereinheitlicht beziehungsweise aktualisiert wird, kann dies zu Akzentverschiebungen
führen und neue Möglichkeiten der Auslegung und Fortbildung eröffnen.

- Schüesslich können sich-auch neue Lösungen (Neuerungen) aufdrängen, wenn gel-
tendes Recht nicht beigezogen werden kann, um Mängel zu beheben und Lücken
sachgemäss zu schliessen.

Die Aufarbeitung und Sichtbarmachung des geltenden Verfassungsrechts wird vielen
überhaupt erst bewusst machen, was heute schon gilt und wie das Recht entwickelt und
von Lehre und Praxis gedeutet und gehandhabt wird. Das allein kann Erstaunen auslösen.
Es ist zudem nicht auszuschliessen, dass in der politischen Diskussion, welche die

46



Totalrevision begleiten wird, gewisse früher erzielte und in Verfassungsrecht umge-
münzte Kompromisse wieder in Frage gestellt werden. Wie heikel es schliesslich seni
kann, das geltende ungeschriebene Verfassungsrecht in die Verfassungsurkunde aufzu-
nehmen, davon zeugt der jüngste Versuch, das anerkannte ungeschriebene Grundrecht der
Sprachenfreiheit ausdrücklich in der Verfassung zu verankern.

Die Nachführung erschöpft sich somit nicht in blosser Registrierung, also der Übernahme
und Neuformulierung einer vorgegebenen Ordnung. Mit der Vervollständigung und Ent-
schlackung des Inhalts und mit der Neustrukturierung und Neuformulierung des Textes
nimmt der Verfassungsentwurf zwangsläufig neue Erkenntnisse der Lehre und die Ent-
wicklungen der Praxis in sich auf (Beispiele sind die Mitwirkungsbefugnisse der Bundes-
versammlung in der Aussenpolitik oder das Recht des Bundesrates zum selbständigen
Abschluss völkerrechtlicher Verträge). Die Verfassung Öffnet sich so neuen Strömungen
und Herausforderungen (man denke an die zwingend notwendige Aktualisierung des
Zweckartikels oder an die gebotene Verfassungsgrundïage für die Entwicklungshilfe).
Das erst befähigt sie Überhaupt, ihren Geltungsanspruch als "rechtliche Grundordnung"
ungebrochen auch in der Zukunft erheben zu können.

Staatspolitische Dimension

Bei der Nachführung geht es im wesentlichen darum,, der heutigen und den kommenden
Generationen die geschichtlich gewachsenen und gefestigten Werte und Institutionen
unseres Bundesstaates neu verfasst zu vermitteln. Das geltende Verfassungsrecht soll
entschlackt, vervollständigt und übersichtlich dargestellt, die formellen und materiellen
Mängel sollen behoben werden. Auf diese Weise soll eine klare Ausgangslage geschaffen
werden für die Verfassungsreform. Dieses Vorgehen schafft Transparenz. Es macht das
Verfassungsrecht für die Bürgerinnen und Bürger wieder sichtbar und zugänglich.

Der neue Verfassungstext soll verständlich formuliert sein und sich einer einfachen und
zeitgemässen Sprache bedienen. Dennoch muss er sich in Inhalt, Wort und Stil vielfach
an Vertrautes und Geläufiges anlehnen. Das wird dazu beitragen, dass sich Bürgerinnen
und Bürger mit der Verfassung wieder stärker identifizieren.

In manchen Bereichen, z. B. den Grundrechten und dem internationalen Recht, ist die
Weiterentwicklung der Rechtsordnung durch die Rechtsprechung und den Abschluss
völkerrechtlicher Verträge, ohne ausdrückliche Zustimmung des Souveräns, erfolgt
(EMRK und UNO-Pakte). Eine Volksabstimmung über das gesamte geltende Verfas-
sungsrecht bietet eine willkommene Gelegenheit, sich dieser grundlegenden Normen
bewusst zu werden und sie zu bestätigen.

Auch.Bewährtes bedarf der Erneuerung, wenn es seine Substanz nicht verlieren soll. Die
Nachführung trägt mit dazu bei, die Substanz des geltenden Verfassungsrechts nicht nur
wieder sichtbar zu machen, sondern auch zu erhalten. Indem sie mithilft, die Funk-
tionsfähigkeit unserer demokratischen Institutionen zu stärken und die Rahmenbedingun-
gen für das staatliche Handeln zu verbessern, gewinnt die Verfassung wieder an Überzeu-
gungs- und Steuerungskraft.

47



Schliesslich ist zu wiederholen, dass sich umfangreichere Reformen, namentlich solche
mit starken Querbezügen (Erneuerung der Volksrechte, Ausbau der Verfassungs-
gerichtsbarkeit, Veränderungen am Regierungssystem-oder an der Finanzordnung) in den
überwucherten Strukturen unserer Bundesverfassung mit dem Mittel der Partialrevision
nicht mehr sinnvoll realisieren lassen. Um die Verwirklichung solcher Reformen zu
erleichtern, muss - im Sinne einer Vorleistung - das Verfassungsgefüge vorerst wieder
zweckmässiger geordnet werden. Mit andern Worten: Erst die Nachführung verschafft
der Politik die nötigen Handlungsspielräume. Sie sorgt für eine klare und transparente
Ausgangslage bei den parlamentarischen Beratungen. Insofern ist die Nachführung eine
notwendige Voraussetzungför weitergehende Reformen im "Baukastensystem".

13 Die Entwicklung der Verfassungsdiskussion seit 1987

131 Parlamentarische Vorstösse zur Totalrevision

Mit verschiedenen Vorstössen erhielt der Bundesrat vom Parlament auch nach der Ertei-
lung des Auftrages vom 3. Juni 1987 Impulse für die Arbeiten an der Verfassungsre-
form (vgl. die Zusammenstellung dieser Vorstösse im Anhang I).

Die Motionen der Sozialdemokratischen Fraktion, der Grünen Fraktion und von National-
rätin Lilly Nabholz verlangten, dass die Verfassungsrevision vorangetrieben werde und -
so der Vorstoss der SP-Fraktion - mit inhaltlichen Neuerungen angereichert werde. Diese
Vorstösse waren nicht zuletzt zurückzuführen auf innenpolitische Ereignisse sowie auf
die europäische Herausforderung (EWR/EG-Integration). Diese Veränderung der politi-
schen Rahmenbedingungen nahm der Bundesrat zwar ebenfalls zur Kenntnis. Er betonte
in den Antworten auf die Vorstösse jedoch, dass es zunächst darum gehe, die Arbeiten an
der Vorlage zum EWR-Abkommen zu Ende zu führen und die notwendig damit ver-
bundenen Änderungen der schweizerischen Rechtsordnung zu vollziehen. Erst in einem
nächsten Schritt könne die Verfassungsreform wieder an die Hand genommen werden.
Zudem warnte der Bundesrat davor, die Verfassungsreform durch zu viele Reformen zu
gefährden. Die Motionen wurden deshalb auf Antrag des Bundesrates nur als Postulate
überwiesen.

Auch die nach der EWR-Abstimmung eingereichten drei Interpellationen von Ständerat
Roth, von Nationalrat Pini und der Sozialdemokratischen Fraktion zielten im wesentli-
chen darauf, das Vorhaben der Totalrevision der Bundesverfassung zügiger voranzu-
treiben. Der Bundesrat hatte dazu bereits die Initiative ergriffen: Nach dem EWR-Nein
sollte das Schwergewicht auf die inländische Rechtsordnung gelegt und gewissennassen
das Haus im Innern in Ordnung gebracht werden. Seine Empfehlung, die Motion Josi
Meier anzunehmen, ist Ausdruck dieser Bereitschaft.

Diese Motion von 1994 verlangt vom Bundesrat, die Arbeiten an der Totalrevision so
voranzutreiben, dass die bundesrätHche Vorlage vom Parlament rechtzeitig auf das Jubi-
läumsjahr 1998 verabschiedet werden kann. Bei der Beratung der Motion fand nochmals
eine ausgiebige Diskussion über die Opportunität einer Verfassungsreform statt. Tm
Ständerat wurde die Motion einstimmig, im Nationalrat mit 116 :54 Stimmen überwie-
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sen. Damit haben sich Bundesrat und Parlament gleichermassen einem ehrgeizigen Zeit-
plan unterworfen.

Die erwähnten Vorstösse können mit der Vorlage dieser Botschaft abgeschrieben werden.

132 Partialrevisionen der Bundesverfassung

132.1 Übersicht

Seit 1985 gelangten ' insgesamt 72 Vorlagen Über eine Partialrevision der Bundes-
verfassung zur Abstimmung. Davon wurden 32 angenommen, 40 verworfen. Unter den
angenommenen Vorlagen befanden sich vier Volksinitiativen, drei Gegenentwürfe der
Bundesversammlung und 25 Behördenvorlagen. Bei den verworfenen Vorlagen handelte
es sich um 30 Volksinitiativen, zwei Gegenentwürfe der Bundesversammlung und acht
Behördenvorlagen; darin enthalten sind auch die beiden Sonderfälle der Abstimmung
über den UNO-Beitritt und der Vorlage über den BWR. Vier Initiativen wurden
zugunsten der Gegenentwürfe zurückgezogen. Die Kulturinitiative scheiterte zusammen
mit dem Gegenentwurf. Eine detaillierte Zusammenstellung der angenommenen und der
verworfenen Partialrevisionen findet sich im Anhang 2.

33 Volksbegehren sind seit 1985 bis heute wegen ungenügender Unterschriftenzahl nicht
zustande gekommen. Die Abstimmung steht noch bei 18 zustande gekommenen Initia-
tiven aus. 13 Volksinitiativen sind zurückgezogen worden. Eine Volksinitiative ist wegen
Verstosses gegen den Grundsatz der Einheit der Materie ungültig erklärt worden
(Volksinitiative für weniger Militärausgaben und' mehr Friedenspolitik, BB1 7995 HI
560), eine wegen Verstosses gegen eine zwingende Bestimmung des Völkerrechts
(Volksinitiative für eine vernünftige Asylpolitik, BB1199611355).

Die Sammelfrist für Volksinitiativen beträgt 18 Monate ab der Vorprüfung durch die
Bundeskanzlei. Ende Oktober 1996 lief diese Frist noch für 13 Initiativen. Dazu gehören
unter anderen zwei Initiativen zur AHV (Rentenalter), ein Begehren zur Begrenzung der
Ausländerzahl in der Schweiz und vier Initiativen zu den Finanzen (Mehrwertsteuer,
Finanzierung der AHV, Schuldenwirtschaft). Eine Zusammenstellung findet sich im
Anhangs.

132.2 Einzelne Bereiche

Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen

Mit dem ersten Paket von Massnahmen für die Neuverteilung der Aufgaben zwischen
Bund und Kantonen wurden 1985 fünf Verfassungsänderungen vorgeschlagen. Geschei-
tert ist in der Volksabstimmung nur die Vorlage, wonach die Ausbildungsbeiträge stärker
in die Verantwortung der Kantone hätten überführt werden sollen. Die übrigen Vorlagen,
bei denen es um die Aufhebung von Bagatellsubventionen im Gesundheits- sowie im
Primarschulwesen und um die Bereinigung der Finanzströme im Bereich der Stempelab-
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gaben und der Fiskaleinnahmen aus dem Verkehr mit gebranntem Wasser ging, wurden
von Volk und Ständen angenommen.

Bildung und Kultur

Verschiedene Bemühungen der Kantone um eine Koordination des Schuljahresbeginns
scheiterten. In der Folge wurden mehrere Standesinitiativen, eine parlamentarische sowie
eine Volksinitiative eingereicht, alle mit dem Ziel, eine eidgenössische Lösung herbeizu-
führen. Angenommen wurde schUesslich 1985 der Gegenentwurf der Bundesversamm-
lung, der den Schuljahresbeginn auf den Herbst festlegte.

Mit der Lehrwerkstätteninitiative wurde 1986 der vergebliche Versuch unternommen, die
BerufsbÜdungsangebote auszuweiten, die Ausbildung kostenfrei zu gestalten und die
Auszubildenden mit einem Honorar zu "entschädigen sowie den Abschluss der Ausbil-
dung mit einem eidgenössischen Fähigkeitszeugnis auszuzeichnen.

Ebenfalls kein Erfolg'beschieden war den Versuchen, in der Bundesverfassung einen
Kulturartikel zu verankern. Das Parlament stellte der Kulturinitiative einen Gegenentwurf
gegenüber. In der Volksabstimmung 1986 wurden jedoch beide Vorlagen verworfen. Das
Verdikt wurde im wesentlichen auf das Abstimmungsverfahren zurückgeführt: damals
war ein doppeltes Ja noch nicht möglich. Deshalb schlug der Bundesrat schon bald einen
neuen Kulturartikel vor. Allerdings scheiterte 1994 auch diese Vorlage. 1996 wurde
hingegen der revidierte Sprachenartikel gutgeheissen.

Sicherheit

Verpflichtungskredite für die Beschaffung militärischer Ausrüstung gaben immer wieder
zu Diskussionen Anlass. Mit einer Initiative wurde 1987 versucht, diese Kredite dem fa-
kultativen Referendum zu unterstellen. Das Volksbegehren wurde jedoch abgelehnt.
Ebenfalls gescheitert ist 1989 die Armeeabschaffungs-Initiative: Dieses Begehren wollte
zugunsten einer umfassenden Friedenspolitik auf eine Armee verzichten. Auch der
Volksinitiative gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge war 1993 kein Erfolg be-
schieden.

Aufgrund der parlamentarischen Initiative einer Nationalratskommission wurde 1992
nach jahrzehntelangen Bemühungen um eine befriedigende Lösung für die Frage der
Dienstverweigerung aus Gewissensgründen ein ziviler Ersatzdienst für Dienstverweigerer
eingeführt.

SchUesslich stimmten Volk und Stände 1993 einem Verfassungsartikel zu, der es dem
Bund erlaubt, Missbräuche mit Waffen mit gesamtschweizerischen Bestimmungen zu be-
kämpfen. Keinen Erfolg hatte demgegenüber eine Initiative, welche die Zahl der Waf-
fenplätze - primär aus Umweltschutzgründen - begrenzen wollte. Die Abstimmung über
diese Initiative fand ebenfalls 1993 statt.
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Finanzen

Im Rahmen der Sparbemühungen des Bundes wurden die Bundesbeiträge zur Unterstüt-
zung der Selbstvorsorge mit Brotgetreide in zwei Schritten 1985 und 1994 aufgehoben.
Zudem wurde 1995 eine _ Ausgabenbremse eingeführt, und 1996 wurden zwei kleine
finanzrelevante Teilrevisionen (Brcnnapparate, Bahnhofparkplätze) angenommen. Eine
umfassende Neuordnung der Bundesfinanzen mit einer Modernisierung.der Warenum-
satzsteuer und anderen Neuerungen erlitt dagegen 1991 Schiffbruch.

Erst 1993 -im dritten Anlauf- gelang der Systemwechsel von der Warenumsatz- zur
Mehrwertsteuer und eine Erhöhung des Steuersatzes. Zudem wurde das Spielbankenver-
bot aufgehoben. Dies verschaffte dem Bund zusätzliche Einnahmemöglichkeiten.

Der erste Versuch, mit einer Volksinitiative eine Schwerverkehrsabgabe einzuführen,
scheiterte 1986. Acht Jahre später stimmte der Souverän einer unbefristeten Lösung
für die Strassenbenützungsabgaben (Autobahn-Vignette, leistungsabhängige Schwerver-
kehrsabgabe) zu. Für eine Übergangszeit wurde die Verfassungsgrundlage einer pau-
schalen Schwerverkehrsabgabe gutgeheissen.

Verkehr

Die langjährigen Bemühungen um eine koordinierte Verkehrspolitik scheiterten in der
Volksabstimmung 1988 ebenso wie 1990 die sogenannten Kleeblattinitiativen, die auf ei-
ne Redimensionierung des Autobahnnetzes abzielten, und 1991 die Initiative zur Förde-
rung des öffentlichen Verkehrs.

Angenommen wurde dagegen 1994 die Alpen-Initiative, die sich den Schutz des Al-
pengebiets vor den Auswirkungen des Transitverkehrs, insbesondere durch die Umlage-
rung des Strassenverkehrs auf die Schiene zum Ziel setzt.

Energie

Im Herbst 1990 standen drei energiepolitische Vorlagen zur Diskussion. Während die
Initiative für den Ausstieg aus der Kernenergie scheiterte, wurden das Moratorium Kern-
energie sowie der Energieartikel in der Abstimmung von Volk und Ständen gutgeheissen.

Umweltschutz und Bodenrecht

Die Überhitzungserscheinungen auf dem Bodenmarkt führten in den achtziger Jahren zu
verschiedenen Vorstössen im Bodenrecht. Zunächst war über einen Mieterschutzartikel
zu entscheiden. 1986 nahmen Volk und Stände den Gegenentwurf der Bundesversamm-
lung zur inzwischen zurückgezogenen Mieterschutzinitiative an. Zwei Jahre später ge-
langte die Stadt-Land-Initiative gegen die Bodenspekulation zur Abstimmung. Sie wurde
zwar abgelehnt. Dennoch bestand Handlungsbedarf; kurz darauf wurden drei befristete,
dringliche Bundesbeschlüsse zur Bekämpfung der Bodenspekulation erlassen.

Um die Moorlandschaften insbesondere bei Rothenthurm zu schützen, wurde eine Initia-
tive eingereicht, die 1987 deutlich angenommen wurde.
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Die Gewässerschutzinitiative wurde 1992 abgelehnt. Angenommen wurde jedoch der in-
direkte Gegenentwurf in der Form des revidierten Gewässerschutzgesetzes.

Landwirtschaß und Tierschutz

Die vom Bauernverband eingereichte Volksinitiative für einen neuen Landwirtschaftsarti-
kel bewog die Bundesversammlung zu einem Gegenentwurf, worauf die Initiative zu-
rückgezogen wurde. Volk und Stände lehnten den Gegenentwurf 1995 ab, wie zuvor
(1989) die Kleinbauern-Initiative, die stärker auf naturnahes Bauern ausgerichtet war. Es
fehlte deshalb weiterhin eine besondere Verfassungsbestimmung über die Funktion und
die Aufgaben der Landwirtschaft. Bereits 1996 konnte diese Lücke jedoch geschlossen
werden: Volk und Stände hiessen den Gegenentwurf der Bundesversammlung zur Initia-
tive "Bauern und Konsumenten - für eine naturnahe Landwirtschaft" gut.

Dreimal stand der Tierschutz zur Diskussion. Alle drei Vorlagen wurden abgelehnt (1985,
1992,1993).

Soziale Sicherheit, Gesundheit und Arbeit

Um das Leben sowie die geistige und körperliche Unversehrtheit vor Bedrohungen durch
Schwangerschaftsabbruch, Sterbehilfe, Todesstrafe usw. besser zu schützen, wurde die
Initiative "Recht auf Leben" eingereicht. In der Abstimmung 1985 wurde sie jedoch ver-
worfen. Zu Beginn der neunziger Jahre wurden Fragen der Fortpflanzungs- und Gentech-
nologie diskutiert. Zunächst wurde die sogenannte Beobachter-Initiative eingereicht.
Diese wurde schüesslich zugunsten eines Gegenentwurfs zurückgezogen. Volk und Stän-
de hiessen den Gegenentwurf der Bundesversammlung 1992 gut. Zwei Volksbegehren
mit dem Ziel, die Alkohol- und Tabakprobleme stärker zu bekämpfen, wurden 1993
abgelehnt.

Die stark steigenden Gesundheitskosten führten zu zwei Initiativen zum Thema Kranken-
kassen. Beide Vorhaben scheiterten (1992,1994).

Den beiden Vorstössen zum Ausbau der AHV/TV und zur Herabsetzung des AHV-Ren-
tenalters war kein Erfolg beschieden (1988 und 1995).

1993 wurde der 1. August aufgrund einer Initiative zum (arbeitsfreien) Bundesfeiertag
erklärt. Die Ferieninitiative sowie die schrittweise Einführung der 40-Stunden-Woche
wurden dagegen abgelehnt (1985 beziehungsweise 1988).

Aussenpolitik

Die Dekade 1985/1995 ist mit Bück auf die Aussenpolitik von zwei wichtigen Abstim-
mungen geprägt: die Abstimmungen über den Beitritt zur UNO (1986) und über den Ab-
schluss des EWR-Abkommens (1992). In beiden Fällen wurde die Vorlage abgelehnt.
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Übrige Vorlagen

1987 wurde das Abstimmungsverfahren bei Volksinitiativen mit Gegenentwurf revidiert
und die Möglichkeit des doppelten Ja eingeführt. 1991 ist zudem das Stimm- und Wahl-
recht mit einer Verfassungsänderung auf 18 Jahre herabgesetzt worden.

1993 wurde schliesslich der Kantonswechse! des Laufentals, 1996 derjenige der Gemein-
de Vellerat gutgeheissen.

Zum Ausländerrecht sind zwei Vorlagen gescheitert: 1988 wurde eine Initiative zur Be-
grenzung der Einwanderung abgelehnt, 1994 eine Vorlage zur erleichterten Einbürgerung
von Ausländern.

133 Totalrevisionen kantonaler Verfassungen

Die Erneuerungswelle kantonaler Verfassungen hat sich seit dem Bericht 1985 fortge-
setzt. In Ergänzung zur nach wie vor gültigen Auflistung der Grundzüge der totalrevidier-
ten Verfassungen (BB11985III27 f.) kann festgestellt werden, dass der eigentliche Kern
der Totalrevisionen kantonaler Verfassungen bei den Staatsaufgaben liegt. Indem es den
Kantonen gelingt, die ihnen als Gliedstaaten zufallenden Aufgaben ins Bewusstsein der
Bürgerinnen und Bürger zu tragen und indem sie zuweilen "bei neu sich stellenden
Problemen sogar eine Pionierrolle übernehmen, behaupten die Kantone ihr staatliches
Selbstbewusstsein, schöpfen Legitimität und wirken integrierend.

133.1 Abgeschlossene Totalrevisionen

Seit 1985 konnten in folgenden fünf Kantonen Verfassungsrevisionen erfolgreich abge-
schlossen werden: Solothurn, Thurgau, Glarus, Bern und Appenzell-Ausserrhoden.

Im folgenden werden die erwähnten Verfassungrevisionen kurz dargestellt:

Solothurn

Der vom Verfassungsrat in einem breitangelegten Vernehmlassungsverfahren zur Dis-
kussion gestellte Verfassungsentwurf vom Juni 1984 wurde grossmehrheitlich als über-
sichtlich und gut verständlich betrachtet und für zustimmungswürdig befunden. Nach ei-
ner Zweiten Lesung verabschiedete der Verfassungsrat den Verfassungsentwurf und emp-
fahl ihn unter Namensaufruf mit 129 von 138 Stimmen zur Annahme. In der Volksab-
stimmung vom 8. Juni 1986 wurde die neue Verfassung des Kantons Solothurn deutiich
angenommen; sie ist auf den 1. Januar 1988 in Kraft getreten, nachdem die Bundesver-
sammlung sie am 21. September 1987 ohne Gegenstimme gewährleistete (BB11987III
270).

Die alte Verfassung von 1887 wurde an zahlreichen Stellen inhaltlich revidiert; hervorzu-
heben sind namentlich:
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- Die Präambel umschreibt zugleich die wesentlichen Staatsziele; das Bekenntnis zur
kulturellen und regionalen Vielfalt, zu Freiheitlichkeit und Rechtsstaatlichkeit sowie
zu Friede, Wohlfahrt und sozialer Sicherheit soll dem Sinn und Geist der Verfassung
Ausdruck verleihen.

- Die Umschreibung der wichtigsten Staatsaufgaben vermittelt einen Eindruck von den
vielfältigen Aktivitäten des Gemeinwesens und setzt Akzente für den Gesetzgeber.

- Die Rechte und Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger werden verstärkt, indem der
bestehende Katalog der Freiheitsrechte vervollständigt wird; die Volksrechte werden
insbesondere durch die Möglichkeit des "doppelten Ja" bei Initiative und Gegenvor-
schlag sowie eine sogenannte Volksmotion verstärkt.

- Der Grundrechtskatalog erweitert und der Gedanke der Solidarität der staatlichen
Gemeinschaft soll in der Formulierung von Sozialzielen zum Ausdruck gelangen; die
Verfassung bekennt sich ausdrücklich zur sogenannten Drittwirkung der Grundrechte.

• - Die Autonomie der Gemeinden wird gefestigt, indem erhebliche Entfaltungsmöglich-
keiten in zentralen Bereichen zugesichert werden; damit fällt insbesondere bei der Lö-
sung regionaler Probleme den Gemeinden eine führende Rolle zu.

- Das Einspracherecht einer qualifizierten Minderheit des Parlaments gegen Verord-
nungen der Regierung wird eingeführt.

Die solothurnische Kantonsverfassung wurde seit ihrer Inkraftsetzung bereits wieder ei-
nigen Revisionen unterzogen; die befürchtete Sperrwirkung einer Totalrevision trat gar
nicht erst ein. Dies zeigte sich besonders deutlich in den ersten beiden Revisionen: In der
Volksabstimmung vom 25. September 1988 wurde der Steuergrundsatz, wonach durch
Eheschliessung keine Mehrbelastung eintreten solle (Art. 133 Abs. 2), umgestaltet, und
die noch in der Abstimmung über die neue Verfassung verworfene Herabsetzung des
Stimm- und Wahlrechtsalters auf 18 Jahre (Art. 25 Abs. 1) wurde in der Abstimmung
vom 2. Juni 1991 klar angenommen.

Thurgau

Den 1981 vom Regierungsrat unterbreiteten Verfassungsentwurf verabschiedete der
Grosse Rat nach sechsjähriger Beratung und legte ihn am 28. Juni 1987 dem Volk zur
Abstimmung vor. Die Verfassung wurde zwar knapp angenommen, aber das Bundesge-
richt musste auf eine Stimmrechtsbeschwerde hin den Kanton anweisen, die vorge-
brachten Rügen erneut zu prüfen (BGE114 la 42). Die kantonalen Instanzen ordneten in
der Folge eine Nachzählung der Stimmzettel an, wobei sich herausstellte, dass diese in
sechs Gemeinden nicht mehr vorhanden waren. Das kantonale Verwaltungsgericht hiess
daraufhin die Beschwerde gut und ordnete eine Wiederholung der Volksabstimmung an.
Am 4. Dezember 1988 wurde der unveränderte Verfassungstext der ersten Vorlage vom
Thurgauervolk angenommen und auf den 1. Januar 1990 in Kraft gesetzt, nachdem er die
Gewährleistung der Bundesversammlung erhalten hatte (BB11989III1722).

Ein wesentlicher Punkt der Verfassungsrevision und im Vorfeld der Abstimmung vor al-
lem umstritten war die Neugestaltung der thurgauischen Gemeinde- und Behördenorga-
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nisation; neu teilt die Verfassung den Kanton für die Verwaltung in acht Bezirke ein und
sieht die Bildung von Kreisen durch das Gesetz vor (§ 56); die Gemeindestruktur wird
weitgehend vereinheitlicht. Darüber hinaus sind im wesentlichen folgende materiellen
Neuerungen festzustellen:

- Das im Zug der demokratischen Bewegung Ende des 19. Jahrhunderts eingeführte ob-
ligatorische Referendum für alle Gesetze wird in ein fakultatives umgewandelt, das
zudem mit einem Behördenreferendum des Grossen Rats verbunden ist (§ 22 und § 24
Abs. 2); von dieser Abgleichung an das gemeine Staatsrecht der Kantone erhofft man
sich eine Verwesentlichung der Demokratie. Zugleich wird der Begriff des Gesetzes
inhaltlich definiert als Erlass von grundlegenden und wichtigen Rechtssätzen (§ 36
Abs. 1); diese gesetzgebende Funktion wird von der verordnunggebenden der Regie-
rung streng getrennt (Anforderungen an die Delegation).

- Es wird ein Verfassungsvorbehalt für kantonale öffentliche Aufgaben eingeführt, der
mît einer ausführlichen Umschreibung der Staatsaufgaben verbunden ist (§ 62ff.); die
Bindung des Gesetzgebers an die verfassungsrechtliche Grundlage bekommt dadurch
ein grösseres Gewicht, die Verfassung wird entscheidend aufgewertet und übernimmt
die inhaltliche Lenkung der Staatstätigkeit

- Zum Grundrechtskatalog wird ausgeführt, dass .Grundrechte sinngemäss auch unter
Privaten gelten (sogenannte Drittwirkung; § 9).

- Die Verfassung stellt Grundsätze für das staatliche Handeln auf (Rechtsstaatlichkeit,
Rechtsgleichheit, Rückwirkungsverbot) und nennt das Gewaltenteilungsprinzip als ei-
ne Kontrolle staatlicher Macht.

Die 100 Paragraphen umfassende Thurgauer Verfassung konzentriert sich auf grund-
legende Normen. Die übersichtliche Struktur, die verständliche Sprache kommen
zusammen mit einer Bescheidung auf das Wesentliche den erklärten Grundsätzen der
Verfassungswirksamkeit, der Verfassungsklarheit und der Verfassungswahrheit nach.

Glarus

In zwei Beratungen überarbeitete der Landrat mit Hilfe dreier Spezialkommissionen in
den Jahren 1985 und 1986 den Verfassungsentwurf der Kommission für die Vorbereitung
der Totalrevision der Kantonsverfassung im Licht der Vernehmlassungen. An der Lands-
gemeinde vom 1. Mai 1988 wurde der neue Verfassungstext "praktisch einstimmig"
angenommen und am 4. Dezember 1989 von der Bundesversammlung gewährleistet (BB1
79SPIII1723).

Die Totalrevision der Glarner Verfassung war geprägt durch die Auseinandersetzung um
die Beibehaltung und die künftige Funktion der Landsgemeinde. Die neue Verfassung
definiert die Funktionen von Landrat und Landsgemeinde erstmals klar und stärkt die
Mitwirkungsrechte der Bürger mit einem Antragsr,echt zuhanden der Landsgemeinde
(Memorialsantrag). Einem erweiterten Katalog von Grundrechten stellt die Verfassung
einen Artikel über die Bürgerpflichten gegenüber (21), der aber nicht unmittelbar durch-
gesetzt werden will. Grundlegend erneuert und erweitert erscheinen die Bestimmungen
über die öffentlichen Aufgaben; die Verfassung teilt diese klar zwischen Kanton und
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Gemeinden auf. Schlìesslich ordnet die Verfassung das Zusammenspiel der
verschiedenen Arten von Gemeinden, Zweckverbänden und Korporationen umfassend
und verankert den Schutz ihrer Autonomie. Indem die Verfassung Transparenz schafft in
teils noch traditionalen gesellschaftlichen Strukturen, vermag sie für die Kan-
tonsbürgerinnen und -bürger Leitbild zu sein und stärkt das gegenseitige Vertrauen
zwischen Bürgerinnen und Bürgern sowie dem Staat.

Bern

Der Regierungsrat beantragte am 6. August 1986 dem Grossen Rat gestützt auf Empfeh-
lungen einer Expertenkommission die Totalrevision der alten Berner Verfassung von
1893. In der Volksabstimmung vom 6. Dezember 1987 wurde die Einleitung der Total-
revision befürwortet, -die Einsetzung eines 200kÖpfigen Verfassungsrats jedoch abge-
lehnt. In der Folge setzte der Grosse Rat zur Vorbereitung der Arbeiten an der neuen Ver-
fassung eine SSköpfige parlamentarische Verfassungskommission ein. Bereits im Sep-
tember 1987 hatte der Regierungsrat einen Vorentwurf veröffentlicht; die Kommission
beschloss aber, einen eigenen Entwurf auszuarbeiten und erstattete einen umfangreichen
Zwischenbericht Nach dreijähriger Vorberatung durch die Verfassungskommission
konnte der Entwurf 1992 im Grossen Rat in zwei Lesungen beraten werden. In der
Volksabstimmung vom 6. Juni 1993 wurde die Verfassung deutlich angenommen. Sie ist
auf den 1. Januar 1995 in Kraft getreten, nachdem ihr die Bundesversammlung am
22. September 1994 die Gewährleistung erteilt hat l. Im Kanton Bern hat der Volks-
entscheid, einen Verfassungsrat abzulehnen - zunächst als problematisch und rätselhaft
eingestuft -, sich nicht nur als gangbarer Weg, sondern sogar als erfolgreicher erwiesen.

Zugleich mit der Annahme der neuen Kantonsverfassung stimmte das Volk einer Varian-
te zu, die den Volksvorschlag als neues Volksrecht einführte: diese Neuerung erlaubt,
dass zusammen mit der Ergreifung des Referendums ein neuer Vorschlag eingebracht
werden kann. Eine solche Variantenabstimmung musste vorgängig ermöglicht werden
durch eine Änderung der Verfahrensvorschriften in der alten Verfassung. Als wichtige
inhaltliche Neuerungen der Totalrevision sind zu nennen:

- Die Verfassung präsentiert in den Artikeln 31-54 einen umfangreichen Katalog öf-
fentlicher Aufgaben; ein solcher umfassender Katalog entspringt verfassungstheoreti-
schen und demokratischen Notwendigkeiten.

- Der Grundrechtskatalog ist stark erweitert worden: Das Verbot staatlicher Willkür ist
selbständig verankert (Art. 11 Abs. 1), zusammen mit der Ehe wird auch jedes ge-
meinschaftliche Zusammenleben geschützt (Art. 13), Informationsfreiheit, Aktenein-
sicht und Datenschutz sind neu geregelt (Art. 17 und 18) und bei verschiedenen •
Grundrechten werden neu Kerngehalte definiert; zusätzlich zu den Grundrechten wer-
den Sozialrechte und Sozialziele verankert (Art. 29 und 30): Die Sozialrechte schaffen
in konkret umschriebenen Bereichen materielle Ansprüche, die infolge ihrer Be-
stimmtheit allenfalls auch gerichtlich durchgesetzt werden können, während die

1 BB11994 ÏÏI1883; Botschaft vom 6. Dezember 1993, BB11994 1401.
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Verwirklichung der Sozialziele gemeinsame Aufgabe von Kantonen und Gemeinden
ist und in Ergänzung privater Initiative und Verantwortung geschieht.

- Das System der Volksrechte wird als Gesamtes erneuert: Einerseits wird der Anwen-
dungsbereich der Volksrechte erweitert, indem die Initiative und das fakultative Refe-
rendum auf neue Bereiche ausgedehnt werden; andererseits soll die Zahl der Urnen-
gange verringert werden, indem entweder das fakultative anstelle des obligatorischen
Referendums eingeführt oder die Anzahl der erforderlichen Unterschriften erhöht
wird.

- In der Verwaltung wird das Öffentlichkeitsprinzip eingeführt.

Appenzell-Ausserrhoden

Der Regierungsrat liess bereits 1990 dem Kantonsrat einen Bericht über die Revisions-
bedürftigkeit der ausserrhodischen Verfassung von 1908 erstatten. Der Kantonsrat bean-
tragte in der Folge der Landsgemeinde die Totalrevision; diesem Vorhaben stimmte die
Landsgemeinde am 28. April 1991 mit grossem Mehr zu und beauftragte den Kantonsrat
mit der Ausarbeitung einer entsprechenden Vorlage. Dieser setzte eine breit abgestützte
Verfassungskommission ein, die am 20. Februar 1995 einen Entwurf zuhanden der
Landsgemeinde verabschiedete. Die Mitwirkungsrechte der Bürgerinnen und Bürger
waren im Verlauf des Revisionsverfahrens durch ein rege benutztes Vernehmlassungsver-
fahren und eine sogenannte Volksdiskussion gewahrt worden. An der Landsgemeinde
vom 30. April 1995 wurde die neue Verfassung angenommen; sie ist auf den I. Mai 1996
in Kraft getreten, nachdem die Bundesversammlung die Gewährleistung erteilt hat (BB1
./PPÖIV866).

Bei der genannten Volksdiskussion handelt es sich um ein Mitwirkungsrecht des Volkes:
Wer im Kanton wohnt, kann zu Sachyorlagen, die der Landsgemeinde zu unterbreiten
sind, dem Kantonsrat schriftliche Anträge einreichen und diese nach Massgabe 'der Ge-
schäftsordnung vor dem Rat persönlich begründen (Art. 56). Nebst einem erweiterten
Katalog von Grundrechten kennt die ausserrhodische Verfassung Sozialrechte und Sozi-
alziele, in Ergänzung zur privaten Initiative und zur persönlichen Verantwortung sowie
im Rahmen der verfügbaren Mittel (Art. 25). Die Aufzählung der öffentlichen Aufgaben
wird eingeleitet durch ein Bekenntnis zum Gebot der nachhaltigen Entwicklung und zum
Subsidiaritätsprinzip: Öffentliche Aufgaben sind so zu erfüllen, dass die natürlichen Le-
bensgrundlagen geschont und erhalten werden (Art. 27 Abs. 1), und der Kanton erfüllt
nur Aufgaben, die nicht ebensogut von den Gemeinden oder von Privaten wahrgenom-
men werden können; dabei fördert er private Initiative und persönliche Verantwortung
(Abs. 3). Im weiteren wird die Delegation geregelt (Art. 68), und das Gesetz wird als
diejenige Rechtssetzungsform bestimmt, in die alle grundlegenden und wichtigen Rechts-
sätze zu kleiden sind (Art. 69 Abs. 1). Eine qualitative Verbesserung der Volksrechte
wird dadurch erreicht, dass die Einheitsinitiative eingeführt wird (Art. 53); allerdings
wird die Zahl der für eine Initiative erforderlichen Unterschriften von früher 63 auf 300
erhöht.
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133.2 Laufende Totalrevisionen

Seit 1985 haben bereits zehn weitere Kantone Vorarbeiten unternommen, um ihre
Verfassungen total zu revidieren:

Tessin

Nach einer rein formellen Totalrevision im Jahre Î967 setzte der Tessiner Staatsrat am
11. Januar 1977 eine Kommission ein, die die Opportunität einer umfassenderen Total-
revision der Verfassung von 1830 zu prüfen hatte. Diese Kommission analysierte nicht
nur die Verfassungslage, beurteilte die Opportunität einer Totalrevision sowie die Chan-
cen ihrer politischen Realisierung, sondern legte 1986 einen Entwurf für eine neue Kan-
tonsverfassung vor. Zu diesem Entwurf mit Bericht wurde noch im selben Jahr ein
Vernehmlassungsverfahren eröffnet. Danach geriet das Projekt ins Stocken, bis am
20. Dezember 1994 der Bericht des Staatsrats neue Impulse brachte. Die Volks-
abstimmung ist für das Jahr 1998 vorgesehen. Die Vorlage wird voraussichtlich mit zahl-
reichen Varianten zur Abstimmung vorgelegt werden; sie betreffen das Ausländerstimm-
und -Wahlrecht, die Einführung des Mehrheitswahlsystems, eine mögliche Erhöhung der
Unterschriften für Initiativen und Referenden beziehungsweise für die Abwahl und Neu-
wahl des Regierungsrats sowie die Zukunft der staatlichen Finanzierung der römisch-
katholischen und der evangelisch-reformierten Kirchen.

Graubünden

In einem Postulat vom 18. November 1981 forderten 38 GrossratsmitgHeder die Bündner
Regierung auf, die Totalrevision der alten Kantonsverfassung von 1892 zu prüfen, dem
Grossen Rat Bericht zu erstatten und entsprechende Anträge zu stellen. Am 30. Mai 1990
doppelten 73 Grossratsmitglieder nach und forderten mit einer Motion, dem Grossen Rat
sei Bericht und Antrag zu einer Totalrevision der Kantonsverfassung zu stellen, die eine
massgerechte Grundlage bilden kann, um den neuen kulturellen, gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und ökologischen Herausforderungen zu begegnen. 1994 wurde ein öffent-
liches Vernehmlassungsverfahren eingeleitet, dessen Ergebnisse zur Zeit noch ausstehen.
Umstritten ist vor allem, ob eine Total- oder eine Teilrevision durchgeführt werden soll;
Themen für inhaltliche Änderungen sind unter anderen die Neueinteilung des Kan-
tonsgebiets, die Reform der Gerichtsorganisation, das Wahlsystem für den Grossen Rat
sowie die künftige Ausgestaltung des Referendums. Die Verfassungsrevision soll
voraussichtlich dem Grossen Rat übertragen und also kein Verfassungsrat gewählt
werden. Am 12. Dezember 1995 hat die Bündner Regierung Professor Tobias Jaag den
Auftrag für ein Gutachten zur Totalrevision der Kantonsverfassung erteilt und eine
Kontaktgruppe des Justiz-, Polizei- und Sanitätsdepartements bezeichnet. Noch im
November 1996 soll die Botschaft zur Grundsatzfrage der Totalrevision der Kantons-
verfassung dem Grossen Rat überwiesen werden; dieser soll sie im März 1997 in erster
Lesung beraten. Das Volk wird sich voraussichtlich im September 1997 zur
Grundsatzfrage aussprechen können.
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Luzern

Ihren Ausgang nahm die Diskussion um die Totalrevision der Luzerner Verfassung bei
der Quotenfrage: Am 28. November 1993 wurde dem Volk die Frage vorgelegt, ob
erstmals eine Legislative getrennt nach Geschlechtern gewählt und hälftig besetzt werden
solle. Der Quotenentscheid fiel negativ aus; schon der Rat war den Anträgen der
Regierung gefolgt, welche die vorgeschlagene Quotenregelung als einen Eingriff in die
garantierte Wahlfreiheit bezeichnet hatte. Bereits im Januar 1992 war eine Vernehm-
lassung zum Entwurf für die Änderung der Kantonsverfassung über das Verfahren zur
Totalrevision der Verfassung eingeleitet worden, die vom Volk 1994 angenommen und
vom Bund garantiert wurde (BEI 1994 H 1379). Mit der Revision wurde die Einleitung
der Totalrevision in die Befugnis des Grossen Rats gestellt; über seine Initiative soll das
Volk innert sechs Monaten abstimmen können. Daraufhin soll die Totalrevision von
einem Verfassungsrat beraten werden, der unmittelbar nach dem Beschluss über die
Einleitung der Totalrevision zu wählen ist. Der Verfassungsrat tritt innert drei Monaten
nach seiner Wahl erstmals zusammen; seine Sitzungen sind öffentlich. Die Änderung des
Verfahrens zur Totalrevision erlaubt zudem Variantenabstimmungen und die separate
Vorlage von Teilen der Verfassung (Art. 34ter)- Am 19. Juni 1995 hat das Kan-
tonsparlament den Regierungsrat beauftragt, ein Dekret und eine Botschaft zur Einleitung
der Totalrevision vorzubereiten, die dieser am 5. Dezember 1995 überwies. Im Juli 1996
hat der Grosse Rat die Weiterverfolgung des Geschäfts unter Hinweis auf finanzielle
Gründe ausgesetzt und auf das Frühjahr 1997 verschoben.

St. Gallen

1967 schon lud der Grosse Rat des Kantons St. Gallen den Regierungsrat mit einer Mo-
tion ein, ihm Bericht und Antrag zu unterbreiten Über die Wünschbarkeit der Einsetzung
einer vorberatenden Kommission, welche die Notwendigkeit einer Totalrevision der
Kantonsverfassung von 1890 zu prüfen hätte. Darauf bestellte der Regierungsrat eine
Studiengruppe; 1972 wurden ihm drei Gutachten erstattet. Am 30. August 1990 erschien
der Schlussbericht der Kommission für die Vorbereitung eines Berichts über die
Totalrevision der Kantonsverfassung und am 31. August 1993 der Bericht zur Revision
der Kantonsverfassung. Geplant wurden zwei umfassende Partialrevisionen, über die
1999 abgestimmt werden soll; sie betreffen die regionale und organisatorische Gliederung
des Kantons und die Genieindestrukturen sowie Grundsätze über die Aufgabenteilung
zwischen Kantonen und Gemeinden einschliesslich der finanziellen Verflechtungen. Erst
anschliessend ist ein Entscheid über das weitere Vorgehen geplant, insbesondere darüber,
ob eine Totalrevision durchgeführt werden soll. In der Volksabstimmung vom 25. Juni
1995 haben die Stimmberechtigten einem Grossratsbeschluss vom I.Dezember 1994
zugestimmt, der beantragt, die Gesamtrevision der Kantonsverfassung einzuleiten sowie
deren Vorbereitung und Durchführung dem Grossen Rat zu übertragen. Im Mai 1996 hat
eine 29köpfigc Verfassungskommission die Revisionsarbeit an der neuen St. Galler
Verfassung aufgenommen (die Mitglieder machen knapp ein Sechstel des ISOköpfigen
Parlaments aus); diese soll bis April 2000 abgeschlossen sein, so dass sie im Jahr 2003 -
200 Jahre nach der Kantonsgründung - in Kraft treten könnte. In der Abstimmung vom
22. September 1996 hat das St. Galler Volk einer Änderung des Abstimmungsverfahrens
zugestimmt, die nun ein paketweises Entscheiden über einzelne Teile der revidierten
Kantonsverfassung erlaubt. Zur Zeit ist noch offen, ob der Entwurf einer neuen
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Kantonsverfassung gesamthaft oder in Teilen der Volksabstimmung unterbreitet wird; die
entsprechenden verfassungsrechtlichen Grundlagen wurden jedoch geschaffen, damit für
den Fall einer Aufteilung der Vorlage die erforderlichen Vorkehren bereits getroffen sind.

Freiburg

Obwohl bereits im April 1975 der Bericht einer Konsultativkommission vorlag, wurde
ein Vernehmlassungsverfahren über die Totalrevision der Freiburger Verfassung erst
1988 eingeleitet. Die Ausarbeitung einer neuen Kantonsverfassung, die die alte von 1857
ersetzen soll, fungiert als Ziel im Regierungsprogramm 1992-1996. Am 12. November
1992 beschloss der Grosse Rat die Totalrevision der Kantonsverfassung und überwies ei-
ne Motion, die verlangt, dass dem Grossen Rat ein Terminplan und eine Zusam-
menfassung der geplanten Revision der Kantonsverfassung vorzulegen sei. Die Vor-
arbeiten zu einer solchen Verfassungsrevision sind für die Legislatur 1997-2001 geplant.

Zürich

Am 30. September 1991 luden drei Grossräte den Regierungsrat in einer Motion ein, die
notwendigen Voraussetzungen zu .schaffen, damit dem Zürchervolk auf die Jahr-
tausendwende eine totalrevidierte Kantonsverfassung zur Abstimmung vorgelegt werden
kann. Mit Bück auf die Totalrevision der Bundesverfassung hatte der Regierungsrat
bereits 1980 eine entsprechende Initiative abgelehnt; der Aufbruch solle nicht erzwungen

, werden, eine Grundstimmung fehle sowohl in gesellschaftlicher wie in politischer
Hinsicht. Die Überweisung der erwähnten Motion hat aber den Stein ins Rollen gebracht.
1994 - zum 125jährigen Bestehen der Zürcher Kantonsverfassung - wurden immer mehr
Stimmen laut, die eine Totalrevision als willkommene Gelegenheit ansehen, um die
Verfassung von 1869 den Erfordernissen der modernen Zeit anzupassen. Ais Vorarbeiten
bestehen ein Entwurf für eine neue Kantonsverfassung, der 1993 im Rahmen eines
Seminars an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Zürich erarbeitet
wurde, sowie Entwürfe der Grünen Partei und der Evangelischen Volkspartei des Kan-
tons Zürich. Am 22. August 1994 wurde im Kantonsrat eine Motion betreffend die Ände-
rung der Kantonsverfassung eingereicht (Art.. 66), die die Wahl eines Verfassungsrats für
die Totalrevision verlangt; am 9. Januar 1995 forderte der Kantonsrat den Regierungsrat
auf, Bericht zu erstatten über den Planungsstand der Verfassungsrevision. Inzwischen ist
dieser Bericht und der Antrag des Regierungsrats vom 17. Mai 1995 von der Kommission
unter Beizug eines Verfassungshistorikers vorberaten worden. Zur Zeit wird eine
parlamentarische Initiative des Kantonsrats aus dem Jahr 1995 diskutiert. Sie betrifft
Verfassungs- (Art. 65 Abs. 2 und 66 KV ZH) und Gesetzesänderungen (Gesetz über den
Verfassungsrat) für die Einsetzung eines Verfassungsrats.

Neuenburg

Am 31. Januar 1990 forderte ein Grossrat mit einer parlamentarischen Initiative die
Totalrevision der Kantonsverfassung von 1858. Die Begründung sowie die grossen Lini-
en sollen von einer Kommission des Grossen Rats ausgearbeitet werden; dann soll das
Volk über die Opportunität der Verfassungsrevision entscheiden sowie darüber, welches
Organ den Verfassungsentwurf vorzubereiten hat. Am 17. März 1995 legte eine vorbe-
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reitende Kommission einen Bericht vor, der vom.Grossen Rat am 2. Oktober beraten
wurde. Das Dekret, das eine Revision der Neuenburger Verfassung fordert, wurde dabei
mit 89 gegen 2 Stimmen angenommen: Das Volk soll entscheiden, ob eine Revision über-
haupt erfolgen und ob diese dem Grossen Rat oder einem Verfassungsrat übertragen wer-
den soll. In der Volksabstimmung vom 10. März 1996 wurde die Grundsatzfrage
mehrheitlich bejaht, die Schaffung eines Verfassungsrats aber verworfen; seither ist eine
Kommission des Parlaments in regelmässigen Sitzungen mit der Ausarbeitung eines
Entwurfs befasst.

Schaffhausen

Im Mai 1975 war eine Motion der CVF-Fraktion abgelehnt worden, eine Totalrevision
der Kantonsverfassung in die Wege zu leiten. In Erwartung des 500-Jahr-Jubiläums des
Beitritts von Schaffhausen zum Bund der Eidgenossen forderte eine Motion, die der
Grossrat am 16. Januar 1995 überwies, der Grosse Rat solle unverzüglich das Verfahren
der Totalrevision der Kantonsverfassung einleiten, so dass im Jahr 2001 eine neue
Verfassung in Kraft gesetzt werden könne. In der Vorlage vom 27. Februar 1996 schlug
der Regierungsrat vor, das Verfassungsgesetz über die Änderung der Kantonsverfassung
dahingehend zu ändern, dass Varianten und Pakete zur Abstimmung gebracht werden
können (Art. 108 Abs. 4 und 6). Auch beantragte er dem Grossen Rat einen Beschluss
über die Einleitung des Verfahrens zur Gesamtrevision der Kantonsverfassung von 1876.
Die vorberatende Kommission hat diesen Anträgen am 30. Mai 1996 zugestimmt, und am
28. Oktober hat sie das Parlament in erster Lesung beraten, wobei die Vorlage
grundsätzlich unbestritten büeb.

Waadt

Im Juni 1996 hat die Waadtländer Regierung die Totalrevision der Staatsverfassung von
1885 beschlossen und das Geschäft dem kantonalen Justiz- und Polizeidepartement über-
tragen. Die Grünen hatten eine Totalrevision gefordert, um dem Kanton neue Insti-
tutionen zu geben und so die Vertrauenskrise zwischen Bevölkerung und Behörden zu
überwinden.

Basel- Stadt

Nach Vorarbeiten im Justizdepartement soll die Grundsatzfrage der Totalrevision der
Kantonsverfasung von Basel-Stadt in nächster Zeit dem Parlament vorgelegt werden.
Stimmt dieses zu, so muss obligatorisch eine Volksabstimmung stattfinden; gegebenen-
falls wird darauf die Revision obligatorisch einem noch zu wählenden Verfassungsrat
übertragen.
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133.3 Schwerpunkte der kantonalen Verfassungsrevisionen
Die Kantone betonen durch ihre Verfassungen die eigenständige Staatlichkeit. Die neuen
Kantonsverfassungen sind in der Regel nicht nur Organisationsstatute, sondern voll-
ständige Verfassungen, welche die Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger
sowie die Aufgaben und Ziele des Staates aufführen. Die Strukturen der Verfassungen
weichen bezüglich des Aufbaus nicht grundlegend voneinander ab. Auch inhaltlich ist zu
beobachten, dass die Kantone sich an den Verfassungen der andern Kantone orientieren.
Die Anlehnung beschränkt sich aber jeweils nur auf Abschnitte oder einzelne
Bestimmungen. Jede kantonale Verfassung ist daher ein eigenständiges Werk.

Bei allen Totalrevisionen war neben materiellen Änderungen das Anliegen nach formaler
Erneuerung bedeutsam. Den alten Verfassungen fehlten eine stringente Systematik und
ein klarer Aufbau. Die Aufzählung der Aufgaben des Staates und der Kompetenzen der
verschiedenen Organe waren oft bruchstückhaft und von den Realitäten überholt. Durch
die Totalrevision sollten diese Mängel behoben werden und die Verfassung wieder
Abbild der tatsächlichen Verhältnisse im Kanton werden. Die Kantone messen der
Orientierungs- und Informationsfunktion der Verfassungen offensichtlich eine grosse
Bedeutung zu.

Alle neueren Kantonsverfassungen haben einen umfassenden Grundrechtskatalog, sei es
als stichwortarüge Aufzählung (beispielsweise in den Kantonen Uri und Thurgau) oder
als ausführliche Umschreibung. Dieser Grundrechtskatalog führt vorab die vom
Bundesrecht garantierten Grundrechte auf und erfasst insbesondere auch die Garantien
bei Freiheitsentzug sowie die Justizgarantien, die massgebüch von der Rechtsprechung
zur EMRK beeinflusst wurden. Die neuen Kantonsverfassungen enthalten folglich eine
eigentliche Kodifikation der geltenden Grundrechte. Nur in einzelnen punktuellen
Bereichen gehen die Kantone bei den Grundrechtsgarantien-über das Bundesrecht hinaus
(so etwa die Art. 13 Abs. 2, 17 Abs. 3, 19 und 20 Abs. 3 der KV BE). Die Grund-
rechtskataloge haben daher grösstenteils nur Informationscharakter und entfalten nur bei
den punktuellen Erweiterungen eigenständige aktuelle Rechtswirkungen. Immerhin ist
darauf hinzuweisen, dass in weiten Bereichen der Bund bislang die Grundrechte
ungeschrieben, d.h. allein durch die Praxis des Bundesgerichts garantiert, während die
kantonalen Kodifikationen den Vorteil der erhöhten Rechtssicherheit geschriebenen
Rechts bringen. Die Grundrechtskataloge betonen zudem die eigenständige Staatlichkeit
der Kantone.

Verschiedene Kantone verankern auch Sozialrechte und/oder Sozialziele im Grundrechts-
katalog selber oder daran anschliessend (vgl. etwa die Kantone Basel-Landschaft,
Solothurn, Bern und Appenzell A.Rh.). Die Kantone Bern und Appenzell A.Rh,
unterscheiden dabei ausdrücklich zwischen justiziablen Sozialrechten und nicht justi-
ziablen Sozialzielen.

Alle Kantonsverfassungen enthalten einen Aufgabenkatalog, obwohl nach Artikel 3 der
Bundesverfassung alles in die Zuständigkeit der Kantone fällt, was nicht dem Bunde
zugewiesen ist. Es wäre daher von Bundesrechts wegen nicht notwendig, die Aufgaben
des Kantons in der Verfassung zu nennen. Die Kantone Aargau, Thurgau und Basel-
Landschaft haben jedoch einen Verfassungsvorbehalt verankert, wonach für die Erfüllung
von Aufgaben, die dem Kanton nicht vom Bund zugewiesen werden, eine Grundlage in
der Verfassung erforderlich ist. Dies zwingt diese Kantone, die kantonalen Aufgaben
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abschliessend in der Verfassung aufzuführen. Aber auch die andern Kantone führen alle
wesentlichen staatlichen Aufgaben in der Verfassung auf. Dabei nennen sie häufig auch
Aufgaben, die sich mit Zuständigkeiten des Bundes überschneiden. Es sind dies Bereiche,
in denen den Kantonen Restkompetenzen verbleiben oder bedeutende Vollzugsaufgaben
obliegen.

Eine neuere Tendenz im kantonalen Verfassungsrecht ist es, die Materien zu um-
schreiben, die in einem Gesetz im formellen Sinn geregelt werden müssen. Einige Kan-
tone legen fest, dass alle grundlegenden und wichtigen Bestimmungen oder Beschlüsse in
der Form eines Gesetzes erlassen werden müssen. Interessant ist dabei, dass in ver-
schiedenen Kantonen das Gesetz nicht auf generell-abstrakte Regelungen beschränkt ist,
sondern auch wichtige und grundlegende Entscheidungen zum Gegenstand haben kann.
Erwähnt seien in diesem Zusammenhang die Kantone Aargau (§ 78), Basel-Landschaft (§
63), Solothurn (Art. 71 Abs. 1) und Uri (Art. 90 Abs. 1).

Die Verfassungen der Kantone Bern und Appenzell A.Rh. zählen einige Materien auf, die
im Gesetz geregelt werden müssen und legen Grundsätze für die Delegation von Recht-
setzungsbefugnissen fest. Es handelt sich dabei weitgehend um eine Kodifikation der
vom Bundesgericht entwickelten Grundsätze zum Legalitätsprinzip.

Bei den politischen Institutionen ist in den Kantonen mit neuen Verfassungen eine grosse
Vielfalt zu beobachten. In diesem Bereich finden sich zahlreiche eigenständige Inno-
vationen.

Alle Kantone kennen weitergehende politische Beteiligungsrechte, als sie auf Bun-
desebene bestehen; zum Beispiel kennen alle Kantone die Gesetzesinitiative und das
Finanzreferendum. Die Kantone Glarus und Appenzell A.Rh. haben bei der Totalrevision
ihrer Verfassung die Institution der Landsgemeinde beibehalten. Neben diesen beiden
Landsgemeindekantonen kennen auch die Kantone Aargau, Solothurn, Basel-Landschaft,
Glarus und Uri das obligatorische Gesetzesreferendum. Als Besonderheiten sind im
Bereich der politischen Institutionen insbesondere zu nennen: der Memorialsantrag im
Kanton Glarus, die Volksmotion im Kanton Solothurn, der Volksvorschlag im Kanton
Bern, die Einheitsinitiative und die Volksdiskussion im Kanton Appenzell A.Rh. Ausser-
dem ist zu vermerken, dass das Vernehmlassungsverfahren häufig eine Verankerung in
den Kantonsverfassungen erfahren hat.

Alle Verfassungen enthalten Grundzüge über die Organisation und-Aufgaben der
Gemeinden. Die Autonomie der Gemeinden wird in der Regel ausdrücklich verankert.
Tendermeli geht mit der Verfassungsrevision eine Stärkung der Gemeindeautonomie
einher. So soll nach Artikel 109 Absatz 2 KV BE, § 45 Absatz 2 KV EL und nach § 106
Absatz 2 KV AG das kantonale Recht den Gemeinden einen möglichst weiten
Handlungsspielraum gewähren. Verschiedentlich wird den Gemeinden die Besorgung der
lokalen Angelegenheiten auch ausdrücklich vorbehalten (so etwa § 44 Abs. 2 KV BL;
Art. 100 Abs. 3 KV AR)

Die neueren Verfassungen äussern sich häufig auch zur Frage der Informationspflichten
der Behörden. Im Kanton Bern ist der Wechsel zum Öffentlichkeitsprinzip gemacht
worden, etwas zurückhaltender ist die Regelung im Kanton Appenzell A.Rh. Erste
Schritte in Richtung Öffentlichkeit der Verwaltung wurden früher bereits in den
Kantonen Basel-Landschaft und Aargau gemacht.
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Das Verhältnis zwischen Kirche und Staat ist wohl nicht mehr von gleicher Brisanz wie
vor hundert Jahren; alle Kantone mit neueren Verfassungen haben diesem Thema jedoch
ein eigenes Kapitel gewidmet. Soweit ersichtlich, wurde dieser Bereich im Rahmen der
Totalrevisionen in keinem Kanton grundlegend verändert.

134 Totalrevisionen der Verfassungen ausländischer Staaten

Die Darstellung gibt zunächst einen kurzen Überblick über die Verfassungsrevisionen in
drei Bundesstaaten Huropas: in Deutschland, in Österreich und in Belgien. Die Darstel-
lung schliesst dabei an jene des Berichts über die Totalrevision der Bundesverfassung
vom 6. November 1985 an (BB11985 ÏÏI 35ff.). Von den drei untersuchten Ländern hat
Belgien mit zwei weiteren Staatsreformetappen den Schritt zum wirklichen Bundesstaat
vollzogen, während Deutschland sich auf wenige punktuelle Reformen seiner Verfassung
beschränkt hat und Österreich weiterhin mit den Reformarbeiten befasst ist. In Belgien
bestand bedingt durch föderalistische Probleme ein grosser innenpolitischer Druck, die
Verfassungsrevision an die Hand zu nehmen. Die Verfassungsreform in Deutschland ist
auf die Wiedervereinigung zurückzuführen, die Reformbestrebungen in Österreich
wurden mit dem Beitritt zur EU neu belebt. Die Voraussetzungen für eine Verfassungsre-
form in der Schweiz sind somit mit denjenigen in Belgien, Deutschland und Österrreich
nicht zu vergleichen.

Hinzuweisen ist ferner auf die Entwicklung des Verfassungsrechts in den mittel- und
osteuropäischen Staaten (Ziff. 134.2) sowie auf generelle Tendenzen der europäischen
Verfassungsentwicklung (Ziff. 134.3).

134.1 Bundesstaaten der EG

Deutschland

Am 3. Oktober 1990 ist die Deutsche Demokratische Republik (DDR) der Bundesrepu-
blik Deutschland (BRD) beigetreten und als eigener Staat aufgelöst worden.

Die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands setzte die Wiederherstellung
der staatsrechtlichen Einheit voraus, d.h. die Geltung einer gemeinsamen Verfassung.
Zwei Wege zur deutschen Einheit standen offen: die Wiedervereinigung durch Anschluss
der DDR und ihr Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949
(Art. 23 GG a.F.) und die Wiedervereinigung durch Neukonstituierung des geeinten
Deutschlands und Beschluss einer neuen Verfassung (Art. 146 GG a.F.). Die "grosse"
Lösung der Wiedervereinigung über eine neue gesamtdeutsche Verfassung erschien je-
doch als mit zu vielen Ungewissheiten und Risiken beladen. Zudem zeigte sich bei der
ersten freien Volkskammerwahl im März 1990, dass die Mehrheit der DDR-Bürgerinnen
und -Bürger den schnellen Weg des Beitritts vorzogen. So wurde das Grundgesetz der
BRD mit dem Beitritt der DDR zur Verfassung des wiedervereinigten Deutschlands.
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Nach dem Verzicht auf die Schaffung einer neuen gesamtdeutschen Verfassung für das
geeinte Deutschland ist die Diskussion um eine Reform des Grundgesetzes aufgebrochen.

Die Wiedervereinigung erforderte einige wenige Änderungen des Grundgesetzes. Sie sind
im Vertrag zwischen der BRD und der DDR über die Herstellung der Einheit Deutsch-
lands vom 31. August 1990 (Einheitsvertrag) enthalten. Neben diesen beitrittsbedingten
Änderungen empfiehlt der Einheitsvertrag, dass der Gesetzgeber "sich innerhalb von zwei
Jahren mit den im Zusammenhang mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fragen zur
Änderung oder Ergänzung des Grundgesetzes" befasst, insbesondere in bezug auf die
Aufnahme von Staatszielbestimmungen und das Verhältnis zwischen Bund und Ländern.
So wurde eine Gemeinsame Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat ein-
gerichtet, die die Notwendigkeit künftiger Verfassungsänderungen prüfen und untersu-
chen sollte, wie weit das Grundgesetz den Erfordernissen des vereinigten Deutschlands
entspricht.

Die Verfassungskommission nahm ihre Arbeiten im Januar 1992 auf. Die Verhandlungen
gestalteten sich schwierig: Während die grossen Bundestagsparteien an den Grundzügen
des Grundgesetzes festhalten wollten, strebten die Oppositionsparteien eine vertiefte
Überarbeitung der Verfassung an. Eineinhalb Jahre später legte die Kommission ihren
Schlussbericht vor. Die darin enthaltenen Vorschläge für eine Teikevision des Grundge-
setzes sind als Minimalkonsens zu werten und führten zu keiner grundlegenden Verfas-
sungsreform. Reformvorschläge wie die Ergänzung des repräsentativen Systems durch
plebiszitäre Elemente fanden keine Aufnahme.

Bundestag und Bundesrat verabschiedeten die Grundgesetzänderungen im Herbst 1994
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit. Drei neue Staatsziele haben in das Grundge-
setz Eingang gefunden: die Förderung der Gleichberechtigung von Frau und Mann, das
Verbot der Diskriminierung Behinderter und der Umweltschutz. Im Bereich der konkur-
rierenden Gesetzgebungskompetenz wurde eine gewisse Erweiterung der Länderbefug-
nisse vorgenommen.

Österreich

Mit der neuen Verfassung vom 1. Oktober 1920, die die sogenannte Dezemberverfassung
von 1867 der Habsburgermonarchie ablöste, wurde Österreich zur bundesstaatlichen Re-
publik. Die Bundesverfassung von 1920 hat dabei wesentliche Verfassungselemente der
monarchischen Verfassung übernommen.

Ein Hauptmangel des österreichischen Verfassungsrechts ist seine formale Zersplitterung.
Verfassungsändernde und verfassungsergänzende Bestimmungen müssen nicht zwingend
in das Bundesverfassungsgesetz eingebaut werden, sondern können als besondere Verfas-
sungsgesetze und selbst als verfassungsrechtliche Bestandteile einfacher Bundesgesetze
und von Staatsverträgen erlassen werden. Es gibt daher eine Vielzahl von Verfassungs-
vorschriften ausserhalb des Bundesverfassungsgesetzes; der Bestand an Verfassungs-
bestimmungen ist heute nahezu unüberschaubar geworden. Insbesondere gilt dies für die
Grundrechtsordnung.
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Die Bemühungen um eine Totalrevision reichen zurück bis in die sechziger Jahre. Im Be-
reich der Grund- und Freiheitsrechte, deren Reform in Teilschritten angegangen wurde,
waren die Arbeiten erfolgreich: so wurde als erster Grundrechtskomplex die persönliche
Freiheit 1988 durch ein Verfassungsgesetz neu gestaltet. Die weiteren Arbeiten an der
Totalrevision der Bundesverfassung, zu deren Zweck 1975 eine aus Mitgliedern der poli-
tischen Parteien, der Länder und der Gemeinden zusammengesetzte Kommission einge-
setzt wurde, kamen indessen nicht recht vom Fleck.

Mit dem Beitrittsgesuch Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft (der späteren EU)
im Sommer 1989 wurde die Debatte um die österreichische Verfassungsreform neu
belebt. Kernpunkt der Diskussion bildete die Ausgestaltung des im Bundesstaat
Österreich nur wenig ausgeprägten Föderalismus. Die Länder sind mit vergleichsweise
geringen Kompetenzen ausgestattet und haben nur beschränkte Möglichkeit, an der
Gesetzgebung des Bundes mitzuwirken. Mit der Diskussion um einen EU-Beitritt und der
damit verbundenen weiteren Schwächung der Länderkompetenzen stellte sich die Frage
der Neuordnung der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern.

Im Herbst 1992 einigten sich die Länder und die Bundesregierung darauf, eine "grosse
Bundesstaatsreform" in die Wege zu leiten. Die Bundesregierung sagte den Ländern zu,
dass diese für Kompetenzen, die beim EU-Beitritt abzutreten sind, durch eine neue
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern entschädigt würden. In der Folge
wurden eine Regierungsvorlage und entsprechende Änderungen des Finanz-Verfassungs-
gesetzes ausgearbeitet.

Österreich hat am 12. Juni 1994 in einer Volksabstimmung dem Bundesverfassungsgesetz
über den Beitritt zur Europäischen Union zugestimmt.

Ursprünglich war die Bundesstaatsreform mit dem EU-Begleitgesetz verknüpft worden.
Da sie jedoch im Zuge der parlamentarischen Beratungen mit Bestimmungen versehen
worden war, die die Länder als föderalismusfeindlich empfanden, wurde über die Bun-
desstaatsreform - die vor der Volksabstimmung als pièce de résistance der mit dem Bei-
tritt verbundenen Verfassungsreform bezeichnet worden war - keine Einigung erzielt.

Anfang 1996 ist ein neuer Anlauf zur Bundesstaatsreform unternommen worden. Am
8. Februar 1996 hat die Regierung eine neue Vorlage für ein Bundesverfassungsgesetz im
Sinne einer Strukturreform des Bundesstaates an das Parlament überwiesen. Diese Vor-
lage zielt im wesentlichen darauf ab, die Kompetenzaufteilung zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden transparenter zu gestalten.

Belgien

Die belgische Verfassung stammt aus dem Jahr 1831. Der knappe und offene Verfas-
sungstext erwies sich als dauerhaft und anpassungsfähig. Bis 1970 hat er im wesentlichen
nur zwei Änderungen erfahren, nämlich in den Jahren 1893 und 1921: Durch diese Revi-
sionen wurde in zwei Etappen das allgemeine Wahlrecht eingeführt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg genügte die Verfassung von 1831 den neuen sozialen und
politischen Gegebenheiten immer weniger. Neue Probleme traten in den Vordergrund, im
Innern insbesondere der Sprachenstreit zwischen den Flamen und den Wallonen. Die
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einheitsstaatliche belgische Verfassung konnte dem wachsenden Bedürfnis nach Au-
tonomie dieser beiden grossen Volksgruppen nicht genügend Rechnung tragen.

Nach mehreren gescheiterten Reformbestrebungen gelang 1970 eine Verfassungsrevision,
mit der erstmals bundesstaatliche Strukturen in der Verfassung verankert wurden. Diese
1970 eingeleitete Staatsreform war der erste Schritt au&dem Weg vom Einheits- zum
Bundesstaat Belgien. Belgien wurde aufgeteilt in drei Regionen (Wallonien, Flandern und
Brüssel) und drei Gemeinschaften (die französische, die flämische und die deutsche).

Ausgestaltet wurde die Regionalisierung erst durch die zweite Etappe der Staatsreform
1980. Sowohl die Regionen wie die Gemeinschaften erhielten parlamentarische Räte und
Exekutiven und gewannen zahlreiche neue Kompetenzen hinzu. Die Gemeinschaften
hatten fortan ausser über Kunst, Tourismus und Sport auch über "personenbezogene
Angelegenheiten" zu bestimmen, worunter vor allem das Wohlfahrts- und Gesundheits-
wesen verstanden wird. Den Regionen fiel die Kompetenz für die regionale Wirtschaft,
den Umweltschutz, die Raumplanung und Energieversorgung zu.

Mit der dritten Reformetappe 1988 rückte der Bundesstaat nochmals ein grosses Stück
näher. Die - vorläufig - letzte Etappe der Staatsreform 1993 machte Belgien zum wirkli-
chen Bundesstaat, der seinen Teilstaaten ein hohes Mass an Eigenständigkeit gewährt.
Die Regionen und Gemeinschaften erhielten gfössere finanzielle und politische
Autonomie. Sie wurden zuständig für Teile der Agrarpolitik und des Aussenhandels.
Zudem erhielten sie auch erweiterte aussenpolitische Kompetenzen, die den Abschluss
von Staatsverträgen einschliessen. Beim Zentralstaat verbleiben die Aussen-, Wirtschafts-
und Finanzpolitik, die Justiz und die öffentliche Sicherheit sowie die Sozialpolitik. Die
Finanzierung der Teilstaaten hängt jedoch fast ausschliessüch von den Zuweisungen des
Zentralstaates ab, dessen Kompetenzen in diesem Bereich aussergewöhnlich gross sind.

Im Anschluss an die zahlreichen für die Staatsreform notwendigen Verfassungsände-
rungen zeigte sich das Bedürfnis, die Verfassung formell zu überarbeiten und sie wieder
verständlich und lesbar zu gestalten. So wurde ein vereinfachter Verfassungstext mit ei-
ner neuen Struktur erarbeitet, der 1994 in Kraft getreten ist.

134.2 Mittel- und osteuropäische Staaten

Unter dem Eindruck der Auflösung der Sowjetunion und des damit verbundenen Wandels
in den mittel- und osteuropäischen Staaten haben sich viele Staaten eine neue Verfassung
gegeben.

Die Verfassungserneuerung in Mittel- und Osteuropa ist überwiegend friedlich verlaufen;
Rumänien bildet mit dem gewaltsamen Sturz des Ceausescu-Regimes eine Ausnahme,
Die Verfassungsreformen in den ost- und mitteleuropäischen Ländern verfolgten das Ziel,
sich vom alten System zu lösen und sich den westeuropäischen Verfassungsordnungen
anzunähern. Das kommunistische System wurde nicht nur von den betroffenen Staaten
als Hindernis für die Artnäherung an Europa (Europarat, KSZE, EU) angesehen, die
Abkehr von den kommunistischen Strukturen wurde auch von den europäischen
Institutionen als Voraussetzung für die Annäherung verlangt.
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Auch wenn sich der Prozess der Verfassungserneuerung von Land zu Land unterscheidet,
finden sich doch viele Gemeinsamkeiten: die Besinnung auf die demokratische Rechts-
staatlichkeit, die Einführung eines pluralistischen, repräsentativen politischen Systems,
die Verankerung der Menschenrechte, einschliesslich der Wirtschaftsfreiheit und der
Eigentumsgarantie, sowie die Einführung oder Stärkung der Verfassungsgerichtsbarkeit.
Die Einführung eines Verfassungsgerichts spielt in den mittel- und osteuropäischen
Staaten im Rahmen der Verfassungserneuerung eine grosse Rolle: als Garant der Verfas-
sung gegenüber den Rechtsunterworfenen, als Sicherung einer verfassungsmässigen Ord-
nung und zur Verwirklichung der Menschenrechte.

Die Verfassungsreformen wurden demokratisch oder parlamentarisch legitimiert. In sechs
Staaten nahm das Volk die neue Verfassung in einem Referendum an: Rumänien (Dez.
1991), Estland (Juni 1992), Litauen (Aug. 1992), Russland (Dez. 1993), Tadschikistan
(Nov. 1994), Armenien (Juli 1995). Während in Russland und Albanien der Verfassungs-
konsens nicht im parlamentarischen Rahmen erreicht werden konnte und eine
Volksabstimmung unabdingbar wurde, waren die Verfassungsentwürfe in fünf Staaten
bereits im Parlament jeweils mit qualifiziertem Mehr gutgeheissen worden. Die übrigen
Staaten suchten den Weg der rein parlamentarischen Verfassungsgebung.

Noch sind die Reformbestrebungen in Mittel- und Osteuropa nicht abgeschlossen. Im Juli
dieses Jahres trat die ukrainische Verfassung in Kraft. Von den 28 Staaten mit ehemals
kommunistischem System verfügen heute deren 24 über eine endgültige Vollverfassung.
In einem verfassungsrechtlichen Übergangsstadium befinden sich neben Polen und
Albanien noch Georgien und Aserbaidschan.

134.3 Tendenzen der europäischen Verfassungsentwicklung

Das Bewusstsein um eine gemeinsame Kultur hat von alters her in Europa auch zu einem
gemeinsamen Rechtsbewusstsein geführt, das in der Entwicklung und Fortschreibung des
gemeineuropäischen Rechts und des nationalstaatlichen Verfassungsrechts mit ihren ge-
meinsamen Wechselwirkungen seinen Niederschlag findet.

Neben dem staatlichen Verfassungsrecht hat sich auch ein allen Ländern Europas gemein-
sames, gewissermassen "gemeineuropäisches Verfassungsrecht" entwickelt und gefestigt.
Die Entwicklung dieses Verfassungsrechts ist durch das Bewusstsein der zunehmenden
Interdependenz der Staaten Europas und durch den namentlich von der Europäischen
Union getragenen Integrationsprozess wesentlich beeinfiusst und verstärkt worden.

Grundlagen dieses gemeineuropäischen Verfassungsrechts bilden neben den nationalen
Verfassungen namentlich die Konventionen des Europarates und die Dokumente der
OSZE/KSZE sowie deren Umsetzung in der Praxis. Die gemeineuropäische und die
nationale Verfassungsentwicklung in den europäischen Staaten stehen in einem engen
Verhältnis zueinander. Als gemeineuropäisches Verfassungsrecht gelten namentlich: die
Garantie der Menschenrechte, der Schutz der Minderheiten, die Gewaltenteilung, die
Rechtsstaatlichkeit, die Sozialstaatlichkeit und die Wirtschaftsfreiheit. Mit zum euro-
päischen Verfassungsrecht gehört mittlerweile auch das Institut der Verfassungsgerichts-
barkeit, das auf europäischer Ebene seinen Ausdruck vor allem im Europäischen
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Gerichtshof für Menschenrechte findet, auf nationaler Stufe in den Verfassungsgerichts-
barkeiten der jeweiligen Staaten. Gerade die Übernahme der Verfassungsgerichtsbarfceit
in den mittel- und osteuropäischen Staaten zeigt, welche zentrale Rolle auf europäischer
Ebene dem gerichtlichen Schutz der verfassungsmässigen Rechte zugestanden wird.

14 Die Vernehmlassungsvorlage vom 26. Juni 1995

141 Bundesrätliche Vorentscheide

Die Arbeiten an der Verfassungsreform sind wegen der Vorbereitung des Beitritts der
Schweiz zum Europäischen Wirtschaftsraum und der Ausarbeitung eines Folge-
programms nach der Ablehnung etwas zurückgestellt worden. Mit der Aufnahme der
Verfassungsreform in das Legislaturprogramm 1991-95 und mit der Verabschiedung der
Botschaft über das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, in der die Elemente
einer umfassenden Staatsleitungsreform (einschliesslich der Verfassungsreform) skizziert
werden, bestätigte der Bundesrat jedoch seine Absicht zur Verfassungsreform. Die
parlamentarischen Vorstösse zur Totalrevision der Bundesverfassung (vgl. vorne) gaben
dem Bundesrat zudem auch nach der Erteilung des Nachführungsauftrages vom 3. Juni
1987 durch die Bundesversammlung Impulse für die Arbeiten an der Verfassungsreform.
Mit der Antwort auf die Motion Josi Meier schliesslich machte sich der Bundesrat am 29.
November 1993 den straffen Fahrplan dieses Vorstosses zu eigen. Die Arbeiten wurden
intensiviert und die Öffentlichkeit am 27. Juni 1994 über die einschlägigen Beschlüsse
des Bundesrates informiert. Das erklärte Ziel des Bundesrates, innert Jahresfrist einen
Vorentwurf vorzulegen und in die Vernehmlassung zu geben, um in Erfüllung der Motion
Josi Meier spätestens Ende 1996 zuhanden der Bundesversammlung eine Botschaft zur
Verfassungsreform verabschieden zu können, konnte mit der Veröffentlichung der
Vernehmlassungsvorlage am 26. Juni 1995 erreicht werden.

Von besonderer Wichtigkeit für das Gelingen erschien dem Bundesrat von allem Anfang
an das Vorgehen bei der Verfassungsreform. Er beschäftigte sich deshalb auf Antrag des
Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements mehrfach mit dem Konzept, dem
Zeitplan und den konkreten Inhalten der Verfassungsreform; er bejahte auch die
besondere Form der Vernehmlassung als sogenannte "Volksdiskussion". Wir haben Sie
vorne ausführlich über das gewählte Konzept orientiert. Es zeichnet sich aus durch die
Verknüpfung des Entwurfs einer nachgeführten Bundesverfassung mit Bereichsreformen,
d.h. mit innovativen Reformvorschlägen zu ausgewählten, begrenzten- Problemkreisen.
Einen besonders dringenden Reformbedarf lokalisierte der Bundesrat wie erwähnt bei den
Volksrechten und bei der Justiz. Dies hat ihn denn auch bewogen, die entsprechenden
Reformarbeiten so voranzutreiben, dass sie gleichzeitig mit der Nachführung in die
Volksdiskussion gegeben werden konnten. Weitere hängige staatspolitische Reform-
vorschläge (Parlament, Regierung, Finanzausgleich und Föderalismus) wurden dagegen
nicht in die Vernehmlassungsvorlage integriert. Sie waren noch nicht entscheidungsreif.
Hingegen reicherte der Bundesrat den Vernehmlassungstext mit einigen punktuellen
Neuerungen (Varianten) an, um im Sinne der parlamentarischen Diskussionen auch diese
Möglichkeiten aufzuzeigen.
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Die Vernehmlassungsvorlage gliederte sich demnach in die folgenden Teile: den Entwurf
einer nachgefühlten Bundesverfassung mit vier punktuellen Neuerungen in der Form von
Varianten sowie zwei umfassende Reformpakete für die Justiz und die Volksrechte. Der
Bundesrat folgte damit dem Auftrag der Bundesversammlung von 1987, entwickelte
diesen jedoch gleichzeitig weiter, indem neben der Nachführung nicht nur punktuelle
Neuerungen vorgeschlagen, sondern auch umfassende Reformvorschläge zu den
Volksrechten und der Justiz unterbreitet wurden.

Der Bundesrat hat der Öffentlichkeit seine Vorschläge für die Verfassungsreform am
26. Juni 1995 vorgestellt und darüber eine Volksdiskussion eröffnet. Er hat sich damit
nicht nur an die üblichen Vernehmlassungsadressaten gewandt, vielmehr lag ihm daran,
dass der Verfassungsentwurf auch in einer mögüchst breiten Öffentlichkeit diskutiert
werde. Dies in der Überzeugung, dass das grosse Unterfangen der Verfassungsreform nur
gelingen kann, wenn das Volk durch eine breite Diskussion in den Prozess der
Erneuerung einbezogen wird.

142 Erarbeitung der Vernehmlassungsvorlage

Die Aufgabe der Nachführung des geltenden Verfassungsrechts und die Erstellung erster
Entwürfe zu einer neuen Verfassung wurde dem Bundesamt für Justiz überantwortet. Für
die beiden Reformbereiche setzte der Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizei-
departements (EJPD) mit Schreiben vom 6. Juli 1994 spezielle Expertenkommissionen
ein. Die Expertenkommission 'für die Reform der Volksrechte stand unter dem Vorsitz
von alt Ständerat Professor Jean-François Aubert (Neuenburg), diejenige für die Reform
der Justiz wurde von Professor Walter Kälin (Bern) präsidiert. Beiden Expertenkommis-
sionen gehörten namhafte Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Bundes-
verwaltung an (vgl. Ziff. 221.1 und 231.11). Die Koordination mit den Arbeiten für die
nachgeführte Bundesverfassung wurde durch den Einsitz von Vertretern des
Bundesamtes für Justiz in den Expertenkommissionen sichergestellt. Dadurch Hessen sich
auch Divergenzen mit der laufenden Gesamtreform der Organisation der Bundes-
rechtspflege (Totalrevision OG) vermeiden.

Das gesamte Projekt Verfassungsreform stand unter der Leitung des Vorstehers des
EJPD. Ihm direkt zugeordnet war ein wissenschaftlicher Beirat unter dem Vorsitz von
Professor Yvo Hangartner (St. Gallen). Im weiteren gehörten diesem die Professoren
Nicolas Michel (Freiburg), Georg Müller (Zürich), Béatrice Weber-Dürler (Zürich) und
Luzius Wildhaber (Basel) an. Dem Beirat kam die Aufgabe zu, die ihm unterbreiteten
Verfassungstexte aus verfassungsrechtlicher Sicht auf ihre Relevanz, Adäquatheit und
Kohärenz zu begutachten und allenfalls neue Vorschläge zu unterbreiten. Die eigentliche
Koordinationsarbeit lag beim Leitungsausschuss des Projektes Verfassungsreform. Dieser
hatte den inhaltlichen Zusammenhang und die Steuerung des Gesamtprojekts zu
gewährleisten. Er setzte sich aus den Verantwortlichen der Teilprojekte sowie aus
Vertretern der Kantone und des EJPD zusammen: Bundesrat Arnold Koller (Vorsitz),
Prof. Jean-François Aubert (Volksrechte), Prof. Yvo Hangartner (wissenschaftlicher Bei-
rat), Prof. Walter Kälin (Justiz), Dir. Prof. Heinrich Koller (Nachführung), den Regie-
rungsräten François Lâchât (JU) und PD Dr. Thomas Pfisterer (AG) als Vertreter der
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Kantone sowie PD Dr. Bernhard Ehrenzeller, Prof. Luzius Mader und Dr. Aldo Lombardi
als Vertreter des EJPD.

Die Koordination mit den beiden parallelen Reformprojekten "Regierungsreform" und
"Parlamentsreform" erfolgte durch eine Koordinationskonferenz; ihr gehörten die Leiter
der drei Reformvorhaben "Verfassungsreform", "Regierungsreform" und "Parlamentsre-
form" an. Mit einem regen gegenseitigen Informationsaustausch konnten Schnittstellen
identifiziert und allfälliger Koordinationsbedarf geklärt werden. Ferner war dadurch die
zeitliche und inhaltliche Abstimmung der drei Reformvorhaben gewährleistet. Zudem
war die von den StaatspoHtischen Kommissionen der Eidgenössischen Räte im Juni 1994
eingesetzte Expertenkommission "Kompetenzverteilung zwischen Bundesversammlung
und Bundesrat" durch ihren Präsidenten Professor Georg Müller (Zürich) im wissen-
schaftlichen Beirat vertreten.

Die Absprache mit den Kantonen und die Koordination mit den Arbeiten der Kantone im
Hinblick auf die Vorbereitung einer Föderalismusreform erfolgten in einer paritätischen
Arbeitsgruppe von Bund und Kantonen unter dem Vorsitz von Regierungsrat Thomas
Pfisterer (AG) und des Direktors des Bundesamtes für Justiz, Prof. Heinrich Koller.

143 Entwurf einer nachgeführten Bundesverfassung

Dem Beschluss der Bundesversammlung vom 3. Juni 1987 entsprechend galt es, das gel-
tende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht in seiner Gesamtheit klar und
verständlich, systematisch geordnet sowie in einheitlicher Dichte und Sprache wiederzu-
geben (vgl. vorn). In einem kurzen Überbück wird nachfolgend auf Systematik und Inhalt
sowie auf einige Schwierigkeiten hingewiesen, die man bei der Erarbeitung des
Vorentwurfs zu bewältigen waren.

143.1 Inhalt und Gliederung

Die Vernehmlassungsvorlage unterscheidet sich in dieser Hinsicht nicht oder nur in un-
wesentlicher Form vom Verfassungsentwurf, den wir Ihnen mit dieser Botschaft unter-
breiten. Der Verfassungsentwurf ist in sechs Titel gegliedert:

Die Bestimmungen des l. Titels bringen die Wesensmerkmale der Eidgenossenschaft
zum Ausdruck. Dazu zählen insbesondere der föderalistische Staatsaufbau und die
Rechtsstaatlichkeit, aber auch die Mehrsprachigkeit.

Der 2. Titel ist den Grundrechten und den Sozialzielen gewidmet. Neben einer um-
fassenden Kodifikation der Grundrechte enthält er im 1. Kapitel auch Regelungen über
ihre Wirkungen und Schranken. Im 2. Kapitel sind -die Sozialziele geregelt. Es handelt
sich dabei um einen Zusammenzug von Normgehalten, die in der heutigen Bundesverfas-
sung ausdrücklich oder stillschweigend enthalten sind und meistens in Kompetenznormen
und Gesetzesnormen angelegt sind.
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Der 3. Titel "Bund und Kantone" befasst sich im 1. Kapitel mit dem gegenseitigen Ver-
hältnis von Bund und Kantonen. Das 2. Kapitel betrifft die Zuständigkeiten des Bundes,
enthält mithin die bundesstaatliche Kompetenzaufteilung. Infolge der allgemeinen Kom-
petenzvermutung zugunsten der Kantone sind hier in erster Linie die Zuständigkeiten des
Bundes sowie ihre Grenzen normiert. Gegenstand des 3. Kapitels bildet die Finanz-
ordnung. Neben den Grundsätzen der Haushaltführung sind an dieser Stelle die Kompe-
tenzen des Bundes im Fiskalbereich sowie der bundesstaatliche Finanzausgleich um-
schrieben.

Der 4. Titel befasst sich mit der Rechtsstellung der Aktivbürgerin und des Aktivbürgers.
Neben dem Stimm- und Wahlrecht werden hier konkret die direkt-demokratischen
Mitwirkungsrechte, Initiative und Referendum, geregelt.

«*•
Der 5. Titel "Bundesbehörden" gliedert sich in vier Kapitel. Den spezifischen Bestim-
mungen für die einzelnen Bundesbehörden werden im I. Kapitel "Allgemeine Bestim-
mungen" vorangestellt Sie enthalten die für sämtliche Bundesbehörden geltenden Nor-
men. Das 2. Kapitel regelt Stellung, Organisation und Kompetenzen der Bundesver-
sammlung als oberster Behörde des Bundes. Daran schliesst sich im 3. Kapitel die Um-
schreibung von Organisation und Zuständigkeiten des Bundesrates als Regierung der
Schweiz an. Das 4. Kapitel schliesslich befasst sich mit dem Bundesgericht als oberstem
Gericht des Bundes.

Den Abschiuss des Entwurfs zu einer nachgeführten Bundesverfassung bildet der 6. Titel.
Er regelt zum einen die Revision der Bundesverfassung, zum anderen enthält er die
Schluss- und Übergangsbestimmungen angesiedelt.

143.2 Probleme formeller Natur

Im Vorfeld der Erarbeitung des Verfassungsentwurfs waren vor allem Fragen grund-
sätzlicher Natur zu klären, so etwa zu Funktion, Stuktur, Dichte und Sprache der
künftigen Verfassung. Die bisherigen Revisionsbemühungen auf Bundesebene und
die abgeschlossenen und laufenden Revisionen auf kantonaler Ebene lieferten rei-
ches Anschauungsmaterial. Übersichtliche Zusammenstellungen und rechtsvergleichende
Arbeiten, angereichert mit einer Menge von Beispielen, erleichterten den Leitungsorga-
nen die Entscheide. Die Vorarbeiten und Texte zu den neueren Kantonsverfassungen, JU,
AG, BL, SO, BE (um nur einige zu nennen), erwiesen sich in dieser Hinsicht als Fund-
grube.

Aus der Fülle von Fragen, die es zu beantworten galt, hier eine kleine Auswahl: Soll die-
Verfassung eher Organisationsstatut, inhaltliche Grundlage der Politik oder Aktionspro-
gramm sein? Wieviele Gliederungsebenen soll die Verfassung aufweisen? Nach welchen
Kriterien soll gruppiert werden? Wie und wo soll der Bereich Sozialordnung behandelt
werden (im Aufgabenteil, als Sozialziele)? Soll die Verfassung als Korrelat zu den
Grundrechten auch einen Katalog von Bürgerpflichten (Militär-, Steuer-, Schulpflicht)
verankern? Sollen dem Hauptteil staatsleitende Grundsätze und Organisationsprizipien
vorangestellt werden und welche (vgl. im folgenden)? Sollen die Arten von
Zuständigkeiten definiert werden? Welche Zielbestimmungen sollen wo und in welcher
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Form normiert werden? Sollen die Vollzugskompetenzen der Kantone generell oder pun-
ktuell geregelt werden? Soll der Abstraktionsgrad der Verfassung (die Nor-
mierungsdichte) in allen Teilen einheitlich sein? Wie weit darf sich die Sprache vom
bestehenden Wortlaut entfernen? Gibt es Kriterien (Entstehungszeit, Symbolgehalt,
Strittigkeit und Aktualität der entsprechenden Norm), die eine stärkere Anlehnung an den
bisherigen Text rechtfertigen?

143.3 Probleme inhaltlicher Natur

Von grundlegender Bedeutung waren bis zuletzt die Diskussionen zum 1. Titel "All-
gemeine Bestimmungen". Sie können in Frageform und ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit wie folgt zusammengefasst werden: Was soll mit der Präambel geschehen,
soll sie fallengelassen, modernisiert, auf die Anrufung Gottes beschränkt bleiben? Soll
nicht nur der Bestand der Eidgenossenschaft, sondern auch das Wesen (freiheitlicher,
demokratischer und sozialer Bundesstaat) umschrieben werden? Soll der Staatszweck
aktualisiert werden und wie? Welches Bild soll die Verfassung von den Kantonen und
vom Bundesstaat vermitteln? Vertragen sich die Bestimmungen über die Stellung der
Kantone im 3. Titel mit einer ausführlichen Regelung im Einleitungsteil? Soll mit dem
bisherigen Artikel 3 ein Traditionsanschluss hergestellt werden oder wagt man den
Versuch einer Aktualisierung? Soll wie die Bundesstaatlichkeit (Art. 3) und die
Rechtsstaalichkeit (in Art. 4) auch die Sozialstaatlichkeit und die demokratische Fundie-
rung unseres Staates umschrieben werden? Welche Verfassungsprinzipien, staatsleiten-
den Grundsätze und Organisationsprinzipien sollen verankert werden (Vorrang des
übergeordneten Rechts, Legaütätsprinzip, Willkürverbot, Rückwirkungsverbot, Treu und
Glauben, Staatshaftung, Verhältnismässigkeit, öffentliches Interesse, Rechtsgleichheit,
Gleichstellung, Minderheitenschutz, Gewaltenteilung usw.)? Gehören ausser den Landes-
sprachen noch andere kennzeichnende Elemente unseres Staates an den Anfang?

Auch der 2. Titel "Grundrechte und Sozialziele" ist reich an Problemen. Dabei hat die
Einarbeitung der bundesgerichtlichen Praxis in den Verfassungstext weniger Mühe
bereitet als die Aufnahme relevanter Bestimmungen der internationalen Pakte (UNO-
Pakte I und n, EMRK). Hat man sich bei der Übernahme zu nahe an diese Texte
gehalten? Sollen die Verfahrensgarantien einen derart wichtigen Platz einnehmen? Gehört
der Datenschutz (und in welcher Detaillierung) auf Verfassungsebene? Sind das
Willkürverbot und die Sicherung des Existenzminimums selbständige Grundrechte? Wie
soll die Handels- und Gewerbefreiheit unter grundrechtlichen (2. Titel) und insti-
tutionellen Aspekten (3. Titel) aufgeteilt werden? Sollen die Wirkungen und Schranken
der Grundrechte generell geregelt werden? Schliesslich stellen sich Fragen um die
Tragweite und Verankerung von Sozialzielen (nicht Sozialrecfcfó/z).

Der 3. Titel über "Bund und Kantone" gab in allen seinen Teilen Anlass zu Kontroversen.
Erscheint das Verhältnis von Bund und Kantonen in den richtigen Dimensionen und wird
man der Stellung der Kantone im Bundesstaat mit dieser Normierung gerecht? Dabei war
man sehr darauf bedacht, an der Zuständigkeitsordnung auch nicht die geringste
Änderung vorzunehmen, obwohl gerade in diesen Bereichen der Normtext teilweise stark
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gekürzt worden ist (z.B. bei der Getreideordnung oder im Alkoholwesen). Kantone und
Interessenorganisationen haben ihr besonderes Augenmerk darauf.

Die "Volksrechte" sind, um ihrer Bedeutung gerecht zu werden, aus dem Organisations-
teil herausgelöst worden und bilden jetzt Gegenstand eines separaten Titels. Sie sind in
Abstimmung mit den Revisionsbestimmungen (6. Titel) normiert worden. Neu ist insbe-
sondere, dass die Voraussetzungen der Ungültigerklärung von Volksinitiativen jetzt auf
Verfassungsebene umschrieben sind (Art. 129 VE 96), in getreuer Übernahme der
neuesten Praxis. Es versteht sich, dass bei den Volksrechten das Interesse vor allem auf
die Reformvorschläge gerichtet sein wird, die systematisch dem nachgeführten Entwurf
angeglichen sind.

Der 5. Titel "Die Bundesbehörden" weist erheblich mehr Artikel auf als der entspre-
chende Teil der geltenden Verfassung. Das ist darauf zurückzuführen, dass der Or-
ganisaüonsteil viel stärker gegliedert wurde als bisher (unter anderem auch, um Reformen
im Baukastensystem zu erlauben) und dass die Befugnisse der Bundesversammlung (Art.
85 BV) und des Bundesrates (Art. 102 BV) neu stärker aufgeschlüsselt sind nach
Funktionen beziehungsweise Aufgaben. Verzichtet wurde auf einen eigenen Artikel über
die politischen Parteien,

Es bleiben die Fragen zu erwähnen, die uns über alle Teile des Verfassungsentwurfs
hinweg dauernd und intensiv beschäftigt haben. Es sind Bedenken und Einwände gene-
reller Natur.

- Die Übernahme und Integration des (übergeordneten) internationalen Rechts bereitet
nicht nur juristisch Schwierigkeiten (Terminologie, Wandel, unmittelbare
Anwendbarkeit internationaler Verträge, z.B. der UNO-Pakte und der EMRK), sie ist
auch politisch "beladen". Mehr noch als für die genannten Fragen trifft dies zu für das
Verhältnis Völkerrecht-Landesrecht.

- Dauernd beschäftigte uns auch die Frage der Verfassungswürdigkeit von Bestimmun-
gen. So lässt sich mit einiger Berechtigung fragen, ob den in den Rio-Verträgen und
heute allgemein anerkannten Grundsätzen des Umweltschutzes (Vorsorge-, Nach-
haltigkeits- und Verursacherprinzip) nicht Verfassungsrang zukommt. Bejaht wurde
die Verfassungswürdigkeit bei eingelebter, unbestrittener Verfassungspraxis (etwa
Kulturförderung durch den Bund, trotz seinerzeitiger Ablehnung des Kulturartikels,
Entwicklungshilfe; Abschluss völkerrechtlicher Verträge durch den Bundesrat);
bejaht auch die Verankerung des Datenschutzes, des Streikrechts und der Aussper-
rung. Umstritten waren organisatorische Heraufstufungen (Kommissionen, Fraktio-
nen, Parlamentsdienste) und gewisse Herabstufungen (Details des Mieterschutzes
oder des Wasserrechts, Einzelheiten der AHV). Das ist unvermeidlich und wird letzt-
lich vom Verfassungsgeber selbst zu entscheiden sein.

- Die Zielbestimmungen beschäftigten uns in mehrerer Hinsicht. Mit der Aktualisie-
rung des Staatszwecks, der Verankerung aussenpoütischer und aussenwirtschaftlicher
Ziele, der Normierung von Grundsätzen des Umweltschutzes und der Aufnahme von
Sozialzielen werden zwangsläufig Akzente gesetzt. Die Frage ist aber nicht, ob
solche Ziele in die Verfassung gehören (das auch), sondern ob die Aktualisierung gel-
tendes Recht wiedergibt (wie im Völkerrecht, auf Gesetzesstufe oder durch
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Rechtsprechung festgelegt) oder ob damit eine Neüausrichtung verbunden ist. Sodann
stellte sich generell die grundsätzliche Frage, ob die Kompetenzbestimmungen, wie
das neuerdings häufig der Fall ist, mit Zielbestimmungen angereichert werden sollen.

Bleibt die Frage der politischen Wertung und Gewichtimg. Hat der Verfassungs-
entwurf "Schlagseite", weil er die Schutzaspekte (Grundrechte, Verfahrensgarantien,
Sozialziele, Datenschutz, Umweltschutz) stärker betont als die bisherige Verfassung?
Ist das Ausdruck der veränderten Verhältnisse? Und ist der Entwurf rückständig, nur
weil er die Begriffe der Unabhängigkeit und Neutralität im Sinne eines "Traditions-
anschlusses" wieder aufnimmt?

143.4 Ergebnis

Es ist nicht zufällig, dass die bei der Erarbeitung des Entwurfs aufgetretenen Schwierig-
keiten hier in Frageform aufgeführt sind. Es soll damit deutlich gemacht werden, dass
viele Fragen keine eindeutige, ein für allemal gültige Antwort zulassen. Dennoch hat der
Verfassungsentwurf Antworten gegeben: Entscheide, die nicht nur der Begründung
bedürfen, sondern sich stets auch am Auftrag der Nachführung messen lassen müssen,
Die Aufnahme des Entwurfs in der Vernehmlassung zeigt, dass dies im grossen und
ganzen gelungen ist (dazu Ziff. 15).

144 Punktuelle Neuerungen

Neben der Nachführung enthielt die Vernehmlassungsvorlage Vorschläge für vier punk-
tuelle Neuerungen. Diese stellten neben den beiden Reformpaketen eine sinnvolle Er-
gänzung der Nachführung dar. Aus Transparenzgründen wurden sie in der Form von Va-
rianten zu einzelnen Bestimmungen der nachgeführten Bundesverfassung eingebracht.
Sie betrafen die Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes, Gebietsverän-
derungen zwischen den Kantonen, die Öffentlichkeit der Bundesverwaltung sowie den
Schutz des Redaktionsgeheimnisses.

Zwar diskutierte der Bundesrat auch weitere Varianten. Im Sinne einer Konzentration be-
schränkte er sich jedoch auf Punkte, wo ein wichtiges Reformbedürfnis anerkannt war
und die Öffentlichkeit eine Antwort im Zusammenhang mit der Verfassungsreform er-
wartete. Auf weitere Variantenvorschläge verzichtete der Bundesrat nicht zuletzt deshalb,
weil er den Eindruck einer "kalten Totalrevision" vermeiden wollte. Nicht angezeigt er-
schienen dem Bundesrat Varianten in den Bereichen, in denen Reformen hängig sind, d.h.
bei den Volksrechten, der Justiz, der Parlaments- und Regierungsreform oder der Auf-
gabenteilung zwischen Bund und Kantonen. Ebenso sollten keine kostenintensiven
Varianten vorgeschlagen werden. Verzichtet wurde schliesslich auch auf Varianten, die
vor allem die öffentUche Meinung gespalten hätten.
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145 Vorschläge zur Reform der Volksrechte

Das heutige System der Volksrechte auf Bundesebene weist unbestreitbare Mängel auf,
auch wenn es insgesamt einigermassen befriedigend funktioniert. Mit der Vernehmlas-
sungsvorlage zu den Volksrechten strebte der Bundesrat weder einen einseitigen Aus-
oder Abbau an. Vielmehr bezweckte er, die direkt-demokratischen Elemente durch ein
ausgewogenes Paket punktueller Änderungen zukunftsgerichtct umzugestalten. Insgesamt
sollte die Funktionsfähigkeit unserer direkten Demokratie gesichert werden. Die Substanz
der Volksrechte sollte gewahrt und erneuert, die Volksrechte den Anforderungen an unser
heutiges Staatswesen und an das veränderte internationale Umfeld angepasst werden.

Im einzelnen enthielt die Vorlage folgende Neuerungen:

- Einführung der allgemeinen Volksinitiative: Eine bedeutende Lücke im System der
Volksrechte auf Bundesebene besteht im Fehlen einer Gesetzesinitiative. Gäbe es sie,
so könnte ein erheblicher Teil der hängigen oder angekündigten Volksinitiativen
direkt auf Gesetzesstufe realisiert werden. Die vorgeschlagene allgemeine Volksin-
itiative soll hier Abhilfe schaffen. Anders als die heutige auf Verfassungsmaterien
beschränkte Volksinitiative in der Form der allgemeinen Anregung kann die allge-
meine Volksinitiative des Reformpakets sich auch auf Gesetzesmaterien beziehen. Sie
kann sowohl als Verfassungs- als auch als Gesetzesinitiative eingesetzt werden. Sie ist
somit eine wirkungsvolle Ergänzung der formulierten Verfassungsinitiative, die
beibehalten wird.

- Einführung des fakultativen Verwaltungs- und Finanzreferendums: Das fakultative
Verwaltungs- und Finanzreferendum schliesst eine weitere Lücke im System der
.Volksrechte. Insbesondere könnte damit der unbefriedigenden Ausübung des Initiativ-
rechts in Form von Begehren mit Rückwirkungsklauseln, mit denen indirekt
Behördenentscheide angefochten werden, Einhalt geboten werden.

- Ausbau des fakultativen Staatsvertragsreferendums - Einschränkung des Referendums
bei der Ausföhrungsgesetzgebung: Dieser Vorschlag trägt der zunehmenden Interna-
tionalisierung der Rechtsordnung Rechnung. Zum einen soll das Staatsvertragsrefe-
rendum erheblich ausgeweitet werden; zum anderen ist vorgesehen, dass im Gegenzug
die landesrechüiche Umsetzung unter gewissen einschränkenden Voraussetzungen
referendumsfrei möglich sein würde. Die Mitsprache des Volkes soll neu bei der
Grundsatzfrage bestehen, ob die Schweiz eine staatsvertragliche Verpflichtung
eingehen, solle, und nicht erst -wie heute oft- bei der Frage der lahdesrechtlichen
Umsetzung. Anderseits soll aber auch vermieden werden, dass das Volk zur gleichen
Frage zweimal Stellung nehmen muss.

- Vorlage von Alternativen: Damit soll die Gefahr verringert werden, dass eine Vorlage
in der Referendumsabstimmung wegen eines einzigen Schicksalsartikels als Ganzes
scheitert. Die Bundesversammlung würde ermächtigt, bei Behördenvorlagen auf
Verfassungs- oder Gesetzesrevisionen zwei Alternativtexte vorzulegen;

- Gleichzeitige Abstimmungen über mehrere Initiativen zum selben Gegenstand: Die in
den letzten Jahren eingetretene Häufung von inhaltlich diametral verschiedenen
Volksinitiativen zum gleichen Gegenstand ruft nach einer Reaktion. Entsprechend
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wird vorgeschlagen, dass die Bundesversammlung solche Initiativen künftig gleich-
zeitig zur Abstimmung bringen kann. Hintergrund dieser Regelung ist das Bedürfnis,
früher, ald dies heute der Fall ist, Rechtssicherheit und Klarheit über die Rechtslage zu
erhalten.

- Ungültigerklärung einer Volksinitiative durch das Bundesgericht: Die Vernehm-
lassungsvorlage zu den Volksrechten weist den Entscheid über die Gültigkeit einer
Volksinitiative dem Bundesgericht zu. Bei der Gültigkeit einer Volksinitiative geht es
in erster Linie um Rechts-, nicht um politische Fragen. Zu deren Beantwortung ist ein
Gericht besser geeignet als eine politische Instanz. Zugleich soll die Bundesver-
sammlung aus der unangenehmen Lage befreit werden, sowohl Richterin als auch
Partei zu sein.

- Erhöhung der Unterschrißenzahl: Für das fakultative Referendum sollten neu
100*000, für Volksinitiativen in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs sowie für
Volksinitiativen -auf Totalrevision der Bundesverfassung je 200'000 Unterschriften
erforderlich sein. Diese Erhöhung drängte sich einerseits aufgrund der Bevölkerungs-
entwicklung auf; andererseits erachtete sie der Bundesrat als notwendig, um die
Ausgewogenheit des Reformpakets Volksrechte zu gewährleisten.

146 Vorschläge zur Reform der Justiz

Dem Bundesgericht als oberstem Gericht obliegen vor allem drei Aufgaben: es hat wirk-
samen Rechtsschutz zu gewähren, die Rechtseinheit zu gewährleisten und zur Rechts-
fortbildung beizutragen. Angesichts seiner chronischen Überlastung kann das Bundes-
gericht diese Aufgaben nicht mehr befriedigend erfüllen. Seine Funktionsfähigkeit ist
zunehmend beeinträchtigt. Zusätzlich haben sich -die Bundeskompetenzen erheblich
vermehrt. Entsprechend gestiegen ist die Gefahr, dass durch Bundesgesetze verfassungs-
mäßige Rechte der Bürgerinnen und Bürger verletzt werden. Dagegen besteht heute kein
wirksamer Rechtsschutz. Ferner nehmen Bundesrat und Bundesversammlung in der
Staats- und Verwaltungsrechtspflege Justizfunktionen wahr, die eigentlich in die
Kompetenz der Gerichte gehören. Dies belastet einerseits Regierung und Parlament mit
sachfremden Aufgaben und steht andererseits im Widerspruch zur EMRK, wenigstens
soweit es sich um Streitigkeiten handelt, die nach Artikel 6 Ziffer l EMRK von einem
Gericht beurteilt werden müssen. Schliesslich gibt es auch im Bereich des Prozessrechts
Mängel. Dieses ist stark zersplittert: Zu den insgesamt 29 verschiedenen Straf- und 27
Zivilprozessordnungen in der Schweiz kommen zahlreiche Eingriffe des Bundesge-
setzgebers in die kantonale Justizhoheit, ungeschriebene bundesrechtliche Grundsätze
sowie eine zunehmende Anzahl von Staatsverträgen.

Auch im Bereich der Justiz besteht somit dringender Reformbedarf. Nur strukturelle
Reformen können wirksame Abhiîfe bringen. Demgegenüber könnte eine-Erhöhung der
Zahl der Bundesrichterinnen und -achter die vorhandenen Probleme nur scheinbar lösen
(vgl. dazu die Diskussionen zur Parlamentarischen Initiative der GPK/S, 113/94.412, BB1
1994 V 388). Zudem bestehen erhebliche Lücken im Individualrechtsschutz. Schliesslich
wird das zersplitterte Prozessrecht seiner eigentlichen Funktion, der Durchsetzung des
materiellen Rechts zu dienen, nicht mehr optimal gerecht. Dadurch wird die wirksame
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Bekämpfung der zunehmend grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität ernstlich
behindert. Im Zivilprozessrecht führen unterschiedliche Verfahrensordnungen bisweilen
zu Ungleichbehandlungen.

Zentrale Anliegen der in die Vernehmlassung gegebenen Reformvorlage waren daher die
Sicherung der Funktionsfähigkeit des Bundesgerichts und die Gewährleistung eines wirk-
samen Rechtsschutzes auf allen Stufen. Zu den wichtigsten Reformvorschlägen zählten:

- Schaffung richterlicher Vorinstanzen, soweit solche noch nicht bestehen: Der flä-
chendeckende Ausbau der richterlichen Vorinstanzen des Bundesgerichts auf Bundes-
und auf kantonaler Ebene bezweckte, das Bundesgericht von zeitaufwendigen
erstinstanzlichen Verfahren zu entlasten und ihm gleichzeitig die Konzentration auf
seine Hauptfunktionen zu erleichtern.

- Verfassungsgrundlage ßir Zugangsbeschränkungen - Verankerung einer Rechtsweg-
garantie: Eine weitere Entlastung des Bundesgerichts wollte man mit einer Verfas-
sungsgrundlage für gesetzliche Zugangsbeschränkungen erreichen. Im Gegenzug
sollte eine allgemeine Rechtsweggarantie den betroffenen Einzelpersonen ermögli-
chen, grundsätzlich jede Streitigkeit einer gerichtlichen Beurteilung zuzuführen.

- Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit: Die Einführung der Verfassungsgerichts-
barkeit gegenüber Bundesgesetzen und allgemeinverbindlichen Bundesbeschlüssen im
konkreten Anwendungsfall wollte den Schutz der verfassungsmässigen Rechte des
Individuums verstärken. Nach der Vernehmlassungsvorlage könnten die Kantone
zudem wegen Verletzung ihrer Kompetenzen durch den Bundesgesetzgeber das Bun-
desgericht anrufen.

- Straf- und Zivilprozessrecht: Die Vernehmlassungsvorlage wollte die Kompetenz des
Bundes begründen, das Strafprozessrecht zu vereinheitlichen, hingegen im Zivilpro-
zess bloss harmonisierende Rahmenbedingungen aufzustellen. Gleichzeitig sollte je-
doch die Gerichtsorganisation im Straf- und im Zivilrecht in der Zuständigkeit der
Kantone verbleiben.

15 Die Ergebnisse der Vernehmlassung und der Volksdiskussion

Der Bundesrat hat am 26. Juni 1995 das Vernehmlassungsverfahren zur Verfassungsre-
form eröffnet. Neben den Kantonen, Parteien, Verbänden und interessierten Organisa-
tionen hat der Bundesrat alle Bürgerinnen und Bürger eingeladen, sich mit den Revisi-
onsvorschlägen auseinanderzusetzen und dazu Stellung zu nehmen. Die Vernehmlas-
sungsfrist dauerte bis Ende Februar 1996. Die Vernehmlassungsunterlagen waren sehr
gefragt: Angefordert wurden 174'000 Broschüren, 143'OOQ Verfassungsentwürfe und
17'OOQ Erläuterungsbände. Stellungnahmen eingereicht haben sämtliche Kantonsregie-
rungen, die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK), 20 kantonale Ämter und
Organisationen, 57 Gemeinden und kommunale Amtsstellen, 64 Parteien und Sektionen,
15 Organe des Bundes (Gerichte und Kommissionen), 17 wirtschaftliche Organisationen,
26 Berufsorganisationen, 10 Arbeitnehmerverbände, 54 Organisationen aus den Berei-
chen Bildung, Wissenschaft, Kultur und Sport, 25 kirchliche und religiöse Organisatio-
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nen, fünf Frauenorganisationen und 211 Organisationen aus den verschiedensten Berei-
chen. Weiter haben sich H'183 Private aus sämtlichen Bevölkerungskreisen und
-schichten geäussert. Rund 3000 Eingaben bestehen aus ausgefüllten Fragebogen, die
zum Teil mit weiterführenden Kommentaren angereichert sind.

Die wichtigsten Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens und der Volksdiskussion
wurden im Juni 1996 in einer Broschüre zusammengefasst. Diese wurde an alle Bürge-
rinnen und Bürger und an alle Organisationen verschickt, die sich geäussert hatten. Eine
Auswertung der vollständigen Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens ist ebenfalls
publiziert worden 2.

Die grosse Mehrheit der Institutionen und Organisationen sowie der Bürgerinnen und
Bürger, die sich zur Verfassungsreform geäussert haben, betrachtet die heutige Bundes-
verfassung als veraltet. Sie hält es für sinnvoll und notwendig, die Verfassung à jour zu
bringen. Zustimmung findet auch das Konzept, Reformen in Etappen zu verwirklichen.
Erwartungsgemäss divergieren die Vorstellungen der einzelnen Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser zur Frage, in welche Richtung die Verfassung zu überarbeiten sei.
Während die einen den Schwerpunkt auf die korrekte Nachführung des geltenden Rechts
legen, ist für andere eine Verfassungsreform nur sinnvoll, wenn sie mit substantiellen
materiellen Neuerungen verbunden wird. Besonders von Organisationen und Privaten
sind sehr viele Anregungen eingegangen. Häufig handelte es sich um ausformulierte
Vorschläge, die eine wichtige Grundlage für die Überarbeitung der Vernehmlassungs-
vorlage darstellten.

Soweit im folgenden die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens quantitativ ausge-
wertet werden, ist zu beachten, dass immer nur diejenigen Teilnehmerinnen und
Teilnehmer berücksichtigt wurden, die sich zum betreffenden Punkt geäussert haben.

151 Zur Notwendigkeit der Verfassungsreform und zum Konzept

Kantone

Die Kantone haben sowohl einzeln als auch gemeinsam - über die KdK - ausführlich
Stellung genommen. Sie unterstützen fast ausnahmslos Vorhaben, Konzept und Zeitplan
des Bundesrates. In einer Kernvernehmlassung hat die KdK ihre grundsätzliche Sicht des
Verhältnisses von Bund und Kantonen dargelegt und Vorschläge für die Berück-
sichtigung eines modernen Föderalismusverständnisses im Rahmen der Verfassungs-
reform unterbreitet. Sie hat sich zudem namentlich zu einzelnen Bestimmungen ge-
äussert, die die Zuständigkeitsordnung betreffen. Insgesamt sehen die Kantone in der
Verfassungsreform eine Chance für die Erneuerung des Föderalismus.

Reform der Bundcsverfassung (hrsg. vom EJPD), Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens,
Bern 1996. Die Originaltexte liegen ebenfalls zur Einsicht auf.

79



Die KdK und 17 Kantone3 halten die Verfassungsreform für notwendig, während ein
Kanton4 dies verneint. 19 Kantone5 erachten die Nachführung des geltenden geschrie-
benen und ungeschriebenen Verfassungsrechts für sinnvoll. Die Verbindung der
Nachführung mit Reformen in einzelnen Punkten oder Sachbereichen wird von der KdK
und zwölf Kantonen6 gutgeheissen. Acht Kantone (gegenüber einem ablehnenden7)
halten Reformen im Bereich der Volksrechte und der Justiz für prioritär und begrüssen
das bundesrätliche Konzept der Verfassungsreform als offener Prozess. Elf Kantone8

sprechen sich für den Einbezug weiterer Reformbereiche aus, zwei9 wenden sich
dagegen. Drei Kantone10 fordern eine Parlaments- und Regierungsreform. Für eine
Föderalismusreform treten die KdK sowie 16 Kantone11 ein, für eine Reform des
Finanzausgleichs deren drei12.

Parteien

Die im Parlament vertretenen Parteien sprechen sich mehrheitlich für die Verfassungs-
reform und für das etappenweise Vorgehen aus. Vorbehalte bezüglich der Notwendigkeit
äussern nur die SD und die FPS.

FDP und CVP stehen dem Revisionsprojekt grundsätzlich positiv gegenüber. Die FDP
pflichtet der Absicht bei, eine vollständige, verständlichere und bürgernähere Verfassung
zu schaffen. Das Verhältnis der laufenden Vefassungsreform zu den anderen hängigen
staatspolitischen Reformen sowie zu allfälligen Paketrevisionen in den Bereichen Wirt-
schaft, Soziales und Arbeit bedürfe noch vertiefter Abklärung. Diese weiteren Reformen
dürften durch die Verfassungsreform nicht verzögert werden; sie seien daher gegebenen-
falls auf der Basis der heutigen Bundesverfassung zu verwirklichen. Für die FDP genies--
sen dabei die Föderalismus-, die Parlaments- und die Justizreform Priorität. Nach Auffas-
sung deCVPVF schafft die mise-à-jour der geltenden Verfassung günstige systematische,
rechtliche und politische Voraussetzungen für materielle Reformen in einzelnen Sachbe-
reichen. D i C V P V F befürwortet auch das etappenweise Vorgehen in einem offenen
Reformprozess. Zusätzlichen Reformbedarf sieht sie im Bildungsbereich. Ferner wird ein
Verfassungsartikel über Städte und Gemeinden vorgeschlagen. Nach Auffassung der SVP
darf die Verfassungsreform nicht von der Lösung vordringlicher Probleme, wie etwa der

3 AG, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, NW, SO, SH, SO, TG, VS, ZG.
4 AI.
5 AG, AR, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, SG, SH, SO, SZ, TG, UR, VS, ZG. Dagegen: AI,

TI.
6 AG, BE, BL, BS, FR, GR, JU, NE, SG, SO, UR, VS.
7 SG.
8 AG, BE, BL, BS, GE, GR, LU, NE, OW, UR, VS.
9 FR.JU.
10 BE, BL, GR.
1 ' AG, AI, BE, BL, BS, GR, LU, NW, OW, SG, SH, TG, TI. UR, ZG, ZH.
12 GR, NE, SG.
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Sanierung der Bundesfinanzen und der Konsolidierung der Sozialwerke, abhalten. Die SP
weist darauf hin, dass die Verfassungsreform auch echte (materielle) Neuerungen enthal-
ten müsse. Der Aufwand für eine bloss kosmetische Überarbeitung lohne sich nicht; viel-
mehr sei die Nachführung mit Reformbaustemen anzureichern. Die Grünen bedauern,
dass sich der Entwurf aufgrund des parlamentarischen Auftrags auf die Nachführung be-
schränkt. Die Reformbereiche Volksrechte und Justiz werden zwar nicht abgelehnt, für
die Grünen ist jedoch die nachhaltige Entwicklung als vorrangiges Staatsziel vordringli-
cher. Sie regen ferner ein Reformpaket zur tatsächlichen Gleichstellung von Frau und
Mann an. Die EVP betrachtet eine Verfassungsreform als notwendig und unterstützt den
Verfassungsentwurf. Als prioritäre Reformbereiche bezeichnet sie Regierung und Staats-
leitung (Bundesrat und Ständerat/Ständemehr) sowie den Föderalismus. Nach Auffassung
des LdU darf die Verfassungsreform nicht dazu führen, dass die notwendigen materiellen
Reformen nicht durchgesetzt werden können. Bedauert wird ferner das Fehlen eines
Reformpaketes zur Wirtschaftsverfassung. Beim Föderalismus sei weniger die kantonale
Mitwirkung auszubauen als der Kompetenzföderalismus (Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantonen) zu überprüfen.

Spitzenverbände der Wirtschaft

Der SHIV erachtet die vorgeschlagene Verfassungsreform als nicht notwendig, ebenso
der 2SAO und der SGV. Für den ZSAO ist die Verfassungsreform höchstens wünschbar.
Den Vorschlägen zur Reform der Volksrechte und der Justiz stimmt der SHIV zu; diese
könnten aber auch ohne die Nachführung realisiert werden.

SHIV, ZSAO und SGV stellen die Machbarkeit einer reinen Nachführung in Frage, weil
materielle Änderungen unvermeidbar seien. Für den ZSAO darf die Verfassungsreform
keine materiellen Änderungen zu Lasten der Wirtschaft oder zu Ungunsten einer frei-
heitlichen Grundordnung zur Folge haben. Der SGV spricht sich zwar grundsätzlich
gegen das Eintreten aus, doch bringt er zahlreiche Bemerkungen und Vorschläge zu
einzelnen Bestimmungen an.

SGB und CNG zeigen Verständnis dafür, dass der Bundesrat heute auf eine pragmatische
Reform der Verfassung setzt und nach dem Auftrag des Parlaments in erster Linie eine
Nachführung des geltenden Verfasssungsrechts anstrebt. Sie bejahen insgesamt die Not-
wendigkeit der Verfassungsreform, äussern jedoch Zweifel an der Dringlichkeit der Re-
form der Volksrechte und der Justiz. Es bestehe die Gefahr von Polarisierungen und
Blockierungen, die letztlich zum Scheitern der Verfassungsreform führen könnten.
Empfohlen wird daher ein gestaffeltes Vorgehen, bei dem die Nachführung erste Priorität
haben soll. Die Nachführung soll allerdings ergänzt werden durch punktuelle Neuerungen
in der Ausländerpolitik (bes. Förderung der Integration), der Berufsbildung (umfassende
Kompetenz des Bundes) und der Gleichstellung von Mann und Frau.

Im weiteren haben insbesondere die Schweizerische Bankiervereinigung (SBVg) und der
Schweizerische Hauseigentümerverband den Verfassüngsentwurf verhältnismässig posi-
tiv gewürdigt.
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Weitere Organisationen

Zahlreiche andere Gruppierungen haben in ausführlicher und differenzierter Weise Stel-
lung genommen, soweit sie sich zur Grundsatzfrage geäussert haben. Mit überwältigender
Mehrheit erachten sie die Verfassungsreform als notwendig (128 zu 15) und die
Nachführung als sinnvoll (105 zu 12). Eine noch deutlichere Mehrheit (86 zu 6) wünscht,
dass die Nachführung mit Reformen in einzelnen Punkten oder Sachbereichen verbunden
wird. Die Organisationen schlagen Reformen in verschiedenen Sachbereichen und zu fast
allen Bestimmungen des VE 95 vor. Umweltorganisationen !3 beispielsweise fordern die
Ergänzung der Verfassungsreform mit dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung;
Auch die Realisierung der Gleichstellung der Geschlechter14 oder die Überprüfung des
Verhältnisses von Kirche und Staat1S wird gefordert. Eine Mehrheit (49 zu 26) erachtet
Reformen im Bereich der Volksrechte und der Justiz für prioritär. 52 Organisationen be-
fürworten den Einbezug weiterer Reformbereiche, 14 sprechen sich dagegen aus.

Private

In privaten Eingaben wird die Notwendigkeit der Verfassungsreform im Verhältnis von
etwa zehn zu eins bejaht. Die Nachführung wird im gleichen Ausmass unterstützt. 83
Prozent der Stellungnahmen heissen das Reformkonzept des Bundesrates gut. 69 Prozent
erachten Reformen im Bereich der Volksrechte und der Justiz für prioritär. Für den Ein-
bezug weiterer Reformbereiche sprechen sich 62 Prozent der Privaten aus.

152 Zum Entwurf einer nachgeführten Bundesverfassung

Kantone

Aus Sicht der KdK und verschiedener Kantone geht der Entwurf teilweise über die blosse
Nachführung des geltenden Rechts -hinaus. Der Entwurf nehme teils deutliche Korrek-
turen am Verhältnis von Bund und Kantonen vor, und die Grundlagen des Föderalismus
würden neu interpretiert. Die Kantone haben in der von der KdK verabschiedeten Stel-
lungnahme festgehalten, dass das Bild und die Rolle der Kantone nicht in allen Teilen
dem Verfassungs- und dem Staatsverständnis der Kantone sowie der gelebten Verfas-
sungswirklichkeit entspreche. Der Entwurf bringe ein überlebtes Bild von einem hierar-
chischen, nicht partnerschaftlichen Verhältnis zwischen Bund und Kantonen zum Aus-
druck. Die Kantone verlangen, in die Überarbeitung des Entwurfs einbezogen zu werden.
Eine Föderalismusreform ist aus Sicht der Kantone unerlässlich; ihre erste Phase soll in
die Nachführung Eingang finden. Im Vordergrund stehen folgende Anliegen: Die
Kantone sollen bei der Vorbereitung der Rechtsetzung des Bundes sowie bei deren Um-
setzung oder Vollzug wirksam beteiligt sein (in der Verfassung festzuschreibender
Grundsatz); der Subsidiaritätsgrundsatz sei verfassungsrechtlich zu verankern; die

13 SGS-1, SOLAR, SSES, WWF und weitere.
14 FFAR, OFGM, ABN usw.

15 Zum Beispiel STA, ARMA.'.
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Souveränität der Kantone sei in dem Sinne zu konkretisieren, dass der Bund nur dort
legiferieren soll, wo und soweit es notwendig ist; die Verfassung soll schliesslich dem
verstärkten Bedürfnis nach Zusammenarbeit von Bund und Kantonen, der Kantone unter
sich sowie über die Landesgrenzen- hinaus Rechnung tragen; insbesondere soll die
Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes differenziert in der Verfassung
geregelt werden. Sofern der Verfassungsentwurf den gemeinsamen Dienst von Bund und
Kantonen am Ganzen in den Vordergrund stelle und die Kantone als Garanten der
Vielfalt und als Partner der Aufgabenerfüllung beachte, könnten sich die Kantone klar zur
Verfassungsreform bekennen.

Parteien

Die FDP begrüsst die Nachführung als politische Aktualisierung der Bundesverfassung.
Dabei sollen weder klare Volksentscheide der letzten Zeit angetastet noch umstrittene
Fragen aufgenommen oder der Sozialstaat ausgebaut werden. Die Eigenverantwortung
soll gestärkt werden; die Kompetenzen der Kantone sind zu erhalten. Die FDP befürwor-
tet eine Erneuerung des Föderalismus, die zum Teil bereits mit der Nachführung verwirk-
licht werden könne. Nach Auffassung der CVP Soll die Nachführung eine positive
Grundeinstellung gegenüber dem Föderalismus enthalten. Mit der Nachführung sollen
nur dort materielle Neuerungen verbunden werden, wo trag- und konsensfähige neue
Lösungen gefunden werden können. Für CVP und FDP haben konsensfähige Neuerungen
im Rahmen der Nachführung Platz. Die SVP betrachtet die Nachführung des
Verfassungsrechts als wichtig und den Verfassungsentwurf als überzeugend. Die
Nachführung rechtfertigt nach Auffassung der SVP- eine formelle Totalrevision auch
ohne Reformpakete. Abgelehnt werden von der SVP die Sozialziele, weil es sich hierbei
um eine bedeutende Neuerung handle. Für die SP lohnt sich eine rein formelle
Totalrevision nicht. Sie schlägt deshalb zehn konkrete Reformbausteine vor, die in die
Nachführung des geltenden Verfassungsrechts einzuarbeiten seien: Festigung der Sozial-
rechte und Ausbau der Sozialziele; Förderung der tatsächlichen Gleichstellung von Frau
und Mann; Sozialpfiichtigkeit des Eigentums; Pflicht des Bundes, die Lebenschancen
unter Schweizerinnen und Schweizern auszugleichen; Städteartikel; -Jugendliche und
Kinder als besondere Aufgabe des Bundes; Verankerung des Prinzips der'Nachhaltigkeit;
Einführung transnationaler Volksrechte sowie des konstruktiven Referendums,
Gesetzesinitiative, jedoch keine Erhöhung der Unterschriftenzahlen; Pflicht zur Inte-
gration von ausländischen Staatsangehörigen; Öffentlichkeitsprinzip in Bund und
Kantonen. Auch der LdU verspricht sich nicht viel von einer formellen Totalrevision.
Diese diene aber dazu, allfälligen Reformbedarf zu erkennen. Die EDU unterstützt im
wesentlichen die Nachführung. Die SD bezweifeln den Sinn einer Nachführung des
geschriebenen und ungeschriebenen Verfassungsrechts. Sie befürchten, die Reform ziele
darauf ab, die Schweiz längerfristig der Europäischen Union anzugleichen, unterzuordnen
und einzugliedern. Für die FPS und die LPS enthält der Entwurf Reformbegehren, die
weit über eine Nachführung hinausgehen (z.B. Grundrechte und Sozialziele, Kultur-
artikel).

83



Spitzenverbände der Wirtschaft

Der SHIV verlangt, dass die für die Nachführung eingesetzten Ressourcen für drin-
gendere Aufgaben genutzt werden. Wie der ZSAO und der SGV wendet er sich gegen die
Verankerung des Streikrechts und gegen die Verankerung der Sozialziele, weil beides
über das geltende Recht hinausgehe. Befürchtet wird überdies eine unerwünschte
Dynamik im Sozialbereich und damit ein abzulehnender Ausbau des Sozialstaats als Ver-
fassungspflicht und Daueraufgabe. Überdies sei der VE 95 im Bereich der Wirtschaft zu
interventionistisch ausgefallen. Unter dem Titel der Nachführung dürften auf keinen Fall
materielle Neuerungen zu Lasten der Wirtschaft in die Verfassung aufgenommen werden.

Der SGB unterstützt die Nachführung. Die Nachführung soll allerdings ergänzt werden
durch Neuerungen in der Ausländerpolitik (bes. Förderung der Integration), der Be-
rufsbildung (umfassende Kompetenz des Bundes) und der Gleichstellung von Mann und
Frau. Der CNG begrüsst die Formulierung von Sozialzielen. Er erhofft sich von der Ver-
fassungsreform präzisere Aufträge an den Gesetzgeber, damit die Bürgerinnen und
Bürger künftig sozial besser geschützt sind (bes. bezüglich Arbeit, Wohnen, Familien-
politik, Sozialversicherungen).

Weitere Organisationen

Allgemein haben die weiteren Organisationen dem VE 95 zugestanden, das geltende ge-
schriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht korrekt und richtig wiederzugeben. Die
Bemerkungen weiterer Organisationen lassen sich nicht in ein paar Sätzen zusammen-
fassen. Die Stellungnahmen werden in den Kommentaren zu den einzelnen Artikeln des
VE 96 dargestellt. Die Breite der eingebrachten Anregungen erschwert es, eindeutige
Schwerpunkte zu identifizieren. Recht häufig gibt es Anliegen aus dem Bereich des
Umweltschutzes. Im Vordergrund stehen die Forderungen nach der umfassenden
Verankerung des Nachhaltigkeitsprinzips und nach einem verbesserten Schutz des
Bodens. Auch die Sozialziele sind Gegenstand zahlreicher Eingaben. Zum Teil wird
vorgeschlagen, auf sie zu verzichten, zum Teil wird aber auch ihre Umgestaltung zu ein-
klagbaren Individualrechten angeregt.

Die Spannweite der Eingaben lässt sich anhand je einer Vernehmlassung aus den Berei-
chen Umwelt, Kirchen und Jugend unterstreichen: Die Schweizerische Greina-Stiftung
begrüsst die Nachführung des geltenden Verfassungsrechts. Sie verlangt die Verankerung
des Nachhaltigkeitsprinzips in der Verfassung. Für die künftig besonders wichtigen Fra-
gen der Beschäftigung und der nachhaltigen Entwicklung soll ein konsultativer Verfas-
sungsrat eingesetzt werden. Aus der Sicht der Schweizer Bischofskonferenz ist die
Nachführung als Vorarbeit für eine materielle Revision nützlich, kann diese aber nicht
ersetzen. Im weiteren nimmt die Schweizer Bischofskonferenz ausführlich und in
befürwortendem Sinn zu den Grundrechten und zu den Sozialzielen Stellung. Die
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände stellt einen Jugendartikel zur
Diskussion, der sicherstellen soll, dass sich die Jugendlichen zu politischen Bürgerinnen
und Bürgern entwickeln können; Bund und Kantone sollen verpflichtet werden, die
kulturelle, gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung der Jugendlichen zu fördern.
Die Jugendlichen haben sich ferner 1995 an einer Jugendsession mit den Fragen einer
Verfassungsreform auseinandergesetzt und verschiedene Neuerungen angeregt.
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Private

Bei den Privaten haben sich einige Themenschwerpunkte herausgebildet. Sehr viele Ein-
gaben betrafen die Präambel. Ein Wettbewerb der Schweizerischen Jugendverbände er-
brachte rund 400 Eingaben jugendlicher Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur Neufor-
mulierung der Präambel. Mehr als 5900 Private haben sich für die Beibehaltung der An-
rufung Gottes ausgesprochen. Zahlreiche Private sprachen sich für die Übernahme der
Präambel des VE 77 aus. Ebenfalls nicht selten war die Forderung nach dem Verzicht auf
eine Präambel. Weiter wurden viele Textvorschläge eingereicht. Gegenstand zahlreicher
Stellungnahmen war auch die Forderung nach einer präziseren Umschreibung des Rechts
auf Leben. Mehr als 1000 Personen und Organisationen forderten, dass der Beginn des
Lebens auf den Zeitpunkt der Zeugung festzulegen sei. Aus dem Kanton Tessin ging eine
von 8620 Personen unterzeichnete Petition ein, die das Verbot der Körperstrafen und der
unmenschlichen Behandlung von Kindern ausdrücklich in der Verfassung veranket haben
wollte. Zum Bildungsbereich liegen ebenfalls weit über 1000 Eingaben vor. Gefordert
wurde namentlich eine Aufwertung der Privatschulen und das Recht der Eltern auf
Erziehung und freie Schulwahl. Schliesslich gab das Diskriminierungsverbot Anlass zu
häufigen Reaktionen. Bei der Regelung der Rechtsgleichheit seien die Homosexuellen
ausdrücklich in den Schutzbereich einzubeziehen. Die gleiche Forderung wurde auch für
die Behinderten erhoben.

153. Zu den punktuellen Neuerungen

Die vier vom Bundesrat vorgelegten Varianten zu einzelnen Bestimmungen wurden
grossmehrheitlich (74 %} als wichtig erachtet. Insgesamt wurden die vom Bundesrat
zusätzlich unterbreiteten punktuellen Neuerungen zu einzelnen Bestimmungen positiv
aufgenommen. Ein Überblick über die inhaltliche Beurteilung der vier Varianten ergibt
folgendes Bild:

- Von einer knappen Mehrheit abgelehnt wurde die Variante zur Meinungs-, Informati-
ons- und Medienfreiheit (Art. 13 Abs. 5 VE 95).-Für die Verankerung des Redakti-
onsgeheimnisses in der Verfassung ausgesprochen haben sich fünf Kantone16, drei
Gemeinden, neun Parteien und Sektionen17, 28 OrganisationenIS sowie 48 Private.
Dagegen wandten sich sechs Kantone 19, sechs Gemeinden, 22 Parteien und Sektio-
nen 20,21 Organisationen 21 und 78 Private.

16 BE, BL, FR, GÈ, JU.
17 Darunter SP, Grüne, LdU.
18 Darunter ETHRAT, SGB, CNG.

"5 AI, OR, NE. SG, SO, Tl.

M Darunter FDP, CVF, SVP, LPS, EVP.
21 Darunter SHIV, SGV, SBVg, NHG.
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- Die Variante zur Vereinfachung von Änderungen im Bestand und im Gebiet der
Kantone (Art. 39 VE 95) wurde von der KdK und zwölf Kantonen 22, neun Gemein-
den, 24 Parteien und Sektionen 23,28 Organisationen 24 sowie 103 Privaten gutgeheis-
sen. Abgelehnt wurde sie hingegen von drei Kantonen24,

I neun Parteien und Sektio-
nen 26, drei Organisationen und 23 Privaten.

- Deutlich begrüsst wurde die Variante über die Mitwirkung der Kantone in der
Aussenpolitik (Art. 44 Abs. 3 VE 95). Zustimmend geäussert haben sich elf Kan-
tone 27, neun Gemeinden, 26 Parteien und Sektionen 28, 30 Organisationen 29 und 389
Private. Lediglich vier Parteien undSektionen 30,, fünf Organisationen31 und 38
Private lehnten die Variante ab.

- Die Variante über das Öffentlichkeitsprinzip (Art. 154 Abs. 2 VE 95) wurde kontro-
vers diskutiert. Während sich neun Kantone32, fünf Gemeinden, sechs Parteien und
Sektionen33, 24 Organisationen34 und 73 Private dafür aussprachen, wurde sie von
zwei Kantonen35, zwei Gemeinden, 17 Parteien und Sektionen36, 14 Organisa-
tionen 37 sowie 377 Privaten abgelehnt.

Im Vernehmlassungsverfahren wurden zahlreiche weitere Varianten gefordert. Eine the-
matische Zusammenfassung ist kaum möglich. Die Vorschläge betrafen das Bildungsw-
sen, die Sport- und Jugendförderung, Umweltanliegen, Gleichstellungsfragen, Deregu-
lierung im Bereich der Wirtschaft sowie zahlreiche weitere Bereiche. Einzelne Vernehm-
lasser sprachen sich aber auch für den Verzicht auf weitere Varianten aus38.

22 AG, BL, BS, FR, GE, GR, JU, SH, SO, TI, UR, ZG.
23 Darunter FDP, CVP, SP, LPS, Grüne, LdU, EVP.
24 Darunter SGV.
25 AI, SG, VS.
26 Darunter SVP, FPS, SD, EDU.
27 AI, BE, GE, JU, NE, OW, SH, SO, SZ, TI, UR.
28 Darunter FDP, CVP, SVP, SP, LPS, Grüne.
29 Darunter ETHRAT, SGV, CNG.
30 Darunter LdU, EDU.
31 Darunter SGB, ASM/VSM.
32 AG, BE, BS, BL, FR, GE, JU, SG, TI.
33 Darunter Grüne.
34 Darunter ETHRAT, SRG, CNG.
35 NE, SO.
36 Darunter FDP, CVP, EVP, FPS, EDU.
37 Darunter SGV, NHG.
38 Darunter SG,LFSA.
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154 Zum Reformbereich Volksrechte

Die Vernehmlassungsresultate zu den im Reformbereich Volksrechte vorgeschlagenen
Bestimmungen werden ausführlich im Kommentar zu den entsprechenden Artikeln dar-
gestellt (s. Ziff. 22). Hier soll lediglich ein Überblick, über die Grundhaltung der
einzelnen Vernehmlassergruppen vermittelt werden.

Kantone

Die Kantone unterstützen mehrheitlich die vorgeschlagene Reform der Volksrechte. Elf
Kantone 39 erachten die Reform der Volksrechte für grundsätzlich notwendig. Vier Kan-
tone 40 summen dem vorgelegten Reformpaket ausdrücklich zu. Acht Kantone 41 bejahen
die Ausgewogenheit der unterbreiteten Reformvorschläge, während zwei Kantone 42
diese bezweifeln. BE erachtet das Ziel der Ausgewogenheit für nur teilweise erreicht. AI
spricht sich gegen eine grundlegende Änderung des Systems der Volksrechte aus; vertret-
bar seien höchstens einige Retouchen. Für SG ist ein dringenderReformbedarff nicht aus-
zumachen; wegen der politischen Brisanz sei von einem Einbezug in die Verfassungsre-
form abzusehen. GE plädiert dafür, die Reform der. Volksrechte erst an die Hand zu neh-
men, wenn die Frage der Annäherung der Schweiz an Europa geregelt sei. Zwölf Kanto-
ne 43 halten eine Erhöhung der Unterschriftenzahl für Volksinitiativen und Referenden
für grundsätzlich vertretbar. Dem steht die ablehnende Haltung von sechs Kantonen44M

gegenüber. NE erachtet die Erhöhung für die Initiative auf Totalrevision für gerechtfer-
tigt, in den anderen Fällen sei dies sehr heikel.

Parteien

Die Parteien befürworten mehrheitlich die Reformvorschläge, fordern zum Teil aber
weitere oder andere Reformen. Eine Mehrheit lehnt jedoch die Erhöhung der Unterschrif-
tenzahlen ab. Die FDP erachtet im Bereich der Volksrechte Reformen für angezeigt und
unterbreitet dazu eine Reihe von Vorschlägen. Sie schlägt eine differenzierte Erhöhung
der Unterschriftenzahlen vor. Künftig sollen für die Volksinitiative auf Totalrevision
200'000 und für die formulierte Volksinitiative auf Teilrevision 150'000 Unterschriften
nötig sein. 100'000 Unterschriften für die allgemeine Volksinitiative erachtet die FDP für
angemessen. Die CVP steht der Reform der Volksrechte insgesamt positiv gegenüber; sie
beurteilt die Vorschläge als ausgewogenes Paket, das wegen der Interdependenz der
einzelnen Elemente unbedingt als Ganzes verwirklicht werden müsse. Sie tritt dafür ein,
neu für Initiativen und Referenden ein generelles Quorum von 100'000 Unterschriften
vorzusehen; für das fakultative Gesetzesreferendum indessen nur, wenn eine qualifizierte

39 AG, BL, BE, FR, GE, GR, LU, NE, NW, SO, VS.
40 BS, SO, SZ, TI
41 AG, BL, BS, FR, JU, NE, NW, SG.
42 GE SH.
43 AG, BE, BL, FR, GR, NW, OW, SG, SO, UR, VS, ZG.
44 AI,GE,JU,LU,SH,TI
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Mehrheit in beiden Räten dem Gesetz zugestimmt habe. Nach Auffassung der CVF
bestehen heute keine Gründe mehr für eine Differenzierung der erforderlichen Unter-
schriftenzahlen bei Volksinitiativen und Referenden. Im Verhältnis zu den Initiativ-
rechten könne damit das retardierende Element des Referendums etwas abgeschwächt
werden. Demgegenüber lehnt die SP die Reformvorschläge zu den Volksrechten zu
einem grossen Teil als nicht überzeugend ab; die positiven Elemente seien allerdings in
die Nachführung einzubauen. Sie fordert die Einführung der formulierten Gesetzes-
initiative, des konstruktiven Referendums und transnationaler Volksrechte; sie spricht
sich entschieden gegen die Erhöhung der Unterschriftenzahlen aus. Die SVP befürwortet
die Einführung der meisten vorgeschlagenen neuen Instrumente, lehnt jedoch auch einige
Vorschläge, beispielsweise die Erhöhung der Unterschriftenzahlen ab. Die Verankerung
des Grundsatzes des Vorrangs des Völkerrechts hält die SVP für zu undifferenziert. Die
Grünen stellen sich gegen eine grundsätzliche Einbusse der Mitsprachemöglichkeiten; zu
prüfen seien auch weitere neue Instrumente, namentlich das konstruktive Referendum,
transnationale Mitbestimmung oder die formulierte Gesetzesinitiative. Die EVP
unterstützt im wesentlichen die Vorschläge zu den Volksrechten, lehnt jedoch eine
Erhöhung der Unterschriftenzahlen ab. Von der EDU werden die Reformvorschläge zu
den Volksrechten, insbesondere die Erhöhung der Unterschriftenzahlen, klar abgelehnt.

Spitzenverbände der Wirtschaß

Den Vorschlägen zur Reform der Volksrechte stimmt der SHTV weitgehend zu, auch
wenn diese ohne die Nachführung realisiert werden, könnten. Insbesondere befürwortet er
die Einführung der allgemeinen Volksinitiative, des fakultativen Verwaltungs- und
Finanzreferendums sowie die Ausdehnung des fakultativen Staatsvertragsreferendums.
Der Vorrang des Völkerrechts müsse differenzierter geregelt werden. Die Unter-
schriftenzahlen seien einzig für Verfassungsinitiativen zu erhöhen, und zwar auf 150'OOQ.
Wie der SHTV bejaht auch der ZSAO den Reformbedarf im Bereich der Volksrechte. Die
Reformvorschläge wiesen in die richtige Richtung und seien ausgewogen. Der SGV
verneint den Reformbedarf und lehnt die Reformvorschläge, insbesondere die Erhöhung
der Unterschriftenzahlen, ab. Für die BHK stimmt die Stossrichtung der Vorlage. Sie
unterstützt die Erhöhung der Unterschriftenzahlen (mit Ausnahme des fakultativen
Gesetzesreferendums), andererseits lehnt sie das vorgeschlagene Finanz- und Verwal-
tungsreferendum sowie die Verfassungsgerichtsbarkeit im Bereich der Volksinitiative ab.

Der SGB zweifelt an der Dringlichkeit der Reform der Volksrechte. Er wendet sich gegen
die Erhöhung der Unterschriftenzahlen. Insbesondere die allgemeine Volksinitiative, das
fakultative Finanz- und Verwaltungsreferendum sowie der Ausbau des fakultativen
Staatsvertragsreferendums werden begrüsst; ebenso die Möglichkeit von Abstimmungen
über Alternativen. Der CNG unterstützt die Reform der Volksrechte grundsätzlich. Auch
er begrüsst die Einführung des fakultativen Verwaltungs- und Finanzreferendums,
wünscht allerdings anstelle der allgemeinen Volksinitiative eine formulierte Gesetzes-
initiative und stellt sich gegen eine Erhöhung der Unterschriftenzahlen.

Weitere Organisationen

Eine grosse Mehrheit der Organisationen, die sich geäussert haben (61 zu 10), erachtet
die Volksrechte für reformbedürftig. 38 beurteilen die Reformvorschläge als ausreichend



und ausgewogen, während immerhin 25 dies verneinen. 55 (zu 24) befürworten die aus-
drückliche Verankerung des Grundsatzes vom Vorrang des Völkerrechts, 85 (zu 9) die
Einführung der allgemeinen Volksinitiative, 6l (zu 21) die Wiedereinführung des fakul-
tativen Verwaltungs- und Finanzreferendums. Der vorgeschlagenen Ausweitung des
Staatsvertragsreferendums stimmt eine überwältigende Mehrheit zu (40 zu 2), während
die neu eröffnete Möglichkeit einer Einschränkung des Gesetzesreferendums für die not-
wendigen Ausf uhrungserlasse kontrovers beurteilt wird (33 zu 23).

Private

74 Prozent der Privaten (1960 Personen), die sich zur Reform der Volksrechte geäussert
haben, bejahen die Reformbedürftigkeit ausdrücklich. 70 Prozent (1996) beurteilen das
Reformpaket als ausgewogen. 60 Prozent (1702) akzeptieren die vorgeschlagene Erhö-
hung der Unterschriftenzahlen.

155 Zum Reformbereich Justiz

Kantone

Insgesamt haben die Kantone sehr positiv auf die Vorschläge im Reformbereich Justiz
reagiert. Fünf Kantone 45 erachten das Reformkonzept für überzeugend. Insbesondere die
Harmonisierung des Prozessrechts stösst bei den Kantonen auf breite Zustimmung. Die
KdK sowie 17 Kantone ̂  befürworten eine Bundeskompetenz zur Harmonisierung des
Zivilprozessrechts. Die KdK und acht Kantone47 stellen ihre Zustimmung unter den
Vorbehalt, dass die Behördenorganisation in der Kompetenz der Kantone verbleibt. Fünf
Kantone 4a treten für eine weiterreichende Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts ein.
Bei der Vereinheitlichung des Strafprozessrechts ist die Zustimmung noch' deutlicher aus-
gefallen: 20 Kantone49 begrüssen eine entsprechende.Bundeskompetenz. Nach Auffas-
sung der KdK und von neun Kantonen50 soll die Behördenorganisation bei den Kantonen
verbleiben. BL begrüsst die ermöglichte Vereinheitlichung des Rechtsmittelsystems. 17
Kantone51 unterstützen die Ausdehnung der Verfassungsgerichtsbarkeit auf die Bun-
desgesetzgebung. Im weiteren erachten 16 Kantone52 die Ermögüchung von Beschrän-
kungen des Zugangs an das Bundesgericht für vertretbar; ein Kanton lehnt sie ab53. Sie-

45 BL, BE, BS, SZ, Tl.
46 AG, AR, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, NW, OW, SG, SH, UR, VS, ZG, ZH.
47 AG, BE, FR, GR, NW, VS, ZG, ZH.
48 AG, BE, BL, BS, SH.
49 AG, AI, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, NW, OW, SG, SH, SZ, UR, VS, ZG, ZH.
50 AG, BE, BS, FR, GR, NW, VS, ZG, ZH.
51 AG, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, NW, OW, SG, SH, TI, UR, VS. Dagegen: AI.
32 AG, AI, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, OW, SG, SH, SZ, UR.

» VS.
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ben Kantone54 begrüssen die Verankerung einer Rechtsweggarantie, fünf53 stellen sich
dagegen. Acht Kantone 56 (dagegen: 4 57) befürworten die Schaffung eines erstinstanzli-
chen Bundesstrafgerichts, elf58 (gegen l59) den Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit
des Bundes auf unterer Stufe.

Parteien

Den Vorschlägen zur Reform der Justiz stimmen FDP, CVF und SVP im wesentlichen
zu. FDP und SVP betonen die Dringlichkeit der Justizreform; doch dürfe die laufende
OG-Revision durch die Verfassungsreform nicht verzögert werden. Die FDP verlangt,
dass die Kompetenzen des Bundes im Straf- und Zivilprozessrecht gleich weit reichen;
zudem sei die Kompetenz des Bundes zum Erlass einheitlicher Verwaltungsverfah-
rensgrundsätze zu prüfen. Die Ermöglichung von Zugangsbeschränkungen wird begrüsst;
mehrheitlich heisst die FDP auch den Ausbau der Verfassungsgerichtsbarkeit gut. Im
Bereich des Völkerrechts sei aber die Normenkontrolle auf Ansprüche aus dem Völ-
kerrecht zu begrenzen. Die CVF erachtet das Reformpaket für wichtig. Sie spricht sich
für die Verankerung einer Rechtsweggarantie und die Ermöglichung von Zugangsbe-
schränkungen aus. Sie unterstützt auch den vorgeschlagenen massvollen Ausbau der
Verfassungsgerichtsbarkeit. Im Bereich des Prozessrechts plädiert sie für die Harmoni-
sierung des Zivilprozessrechts und die Vereinheitlichung des Strafprozessrechts. Für die
SVP bilden die Reformvorschläge ein innovatives, umfassendes, in sich geschlossenes
und überzeugendes Reformkonzept. Insbesondere begrüsst sie auch die Bundeskompe-
tenzen im Bereich des Straf- und des Zivilprozessrechts. Während die SP die Reform-
Vorschläge zur Justiz zu einem grossen Teil als nicht überzeugend ablehnt, werden sie
von der EVP vollumfänglich unterstützt.

Spitzenverbände der Wirtschaft

Den Vorschlägen zur Reform der Justiz stimmt der SHIV zu; diese könnten aber auch
ohne die Nachführung realisiert werden. Auch für den ZSAO stimmt die Stossrichtung.
Demgegenüber äussert sich der SGV kritisch. Die Reformvorschläge liessen die politi-
sche Gewalt ausser acht. Insbesondere führe die vorgeschlagene Ausdehnung der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit zu einem Richterstaat. Der SGV spricht sich aber für die Veranke-
rung von Zugangsbeschränkungen und die Vereinheitlichung des Strafprozessrechts aus.

SGB und CNG zweifeln an der Dringlichkeit der Justizreform, stimmen aber den Re-
formvorschlägen weitgehend zu. Insbesondere begrüsst der SGB die Ausdehnung der
Verfassungsgerichtsbarkeit. Für den CNG stehen Zugangsbeschränkungen ausser Dis-

54 AG, Ba BL, BS, JU, NE, SG.
55 AI,FR,GE,GR,LU.
56 BL, BS, FR, GÈ, JU, NE, VS; unter Vorbehalt: AG.
57 AI, BE, GR, SG.
58 AG, BE, BL, BS, JU, GE, GR, LU, NE, SG, VS.

59 FR.
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kussion. Er stellt sich ebenfalls gegen die Errichtung eines erstinstanzüchen Bundesstraf-
gerichts. Im Bereich des Straf- und Zivilprozessrechts erachtet er eine Harmonisierungs-
kompetenz des Bundes für völlig ausreichend.

Weitere Organisationen

Die Organisationen befürworten mit grosser Mehrheit die Bundeskompetenzen zur Har-
monisierung des Zivilprozessrechts (68 zu 5) und zur Vereinheitlichung des Strafprozess-
rechts (67 zu 4). Hingegen wird die Möglichkeit von Beschränkungen des Zugangs zum
Bundesgericht völlig kontrovers beurteilt (35 zu 37). Auf der anderen Seite findet die
Ausdehnung der Verfassungsgerichtsbarkeit nahezu ungeteilte Zustimmung (85 zu 5).

Private

Bei den Privaten zeigt sich ein gleiches Bild: Zustimmung zu den Bundeskompetenzen
zur Harmonisierung des Zivilprozessrechts (84 %) und zur Vereinheitlichung des Straf-
prozessrechts (90 %). Für die Ausdehnung der Verfassungsgerichtsbarkeit sprechen sich
79 Prozent aus. Kontroverse Meinungen werden zu den Zugangsbeschränkungen vertre-
ten (57 % ja, 43 % nein).

16 Die Anpassung des Vernehmlassungsentwurfs und der
Reformpakete an die Ergebnisse der Vernehmlassung

Die jetzige Verfassungsvorlage unterscheidet sich nicht grundsätzlich vom VE 95. Der
Bundesrat bleibt seinem Konzept, das in der Vernehmlassung überwiegend positiv
aufgenommen worden ist, treu. Die Verfassungsvorlage gliedert sich deshalb wiederum
in drei Teile, nämlich den Entwurf zu einer nachgeführten Bundesverfassung, den Ent-
wurf zu einer Reform der Volksrechte und den Entwurf zu einer Reform der Justiz. Diese
drei Entwürfe sind nun als eigenständige Bundesbeschlüsse konzipiert, über die zunächst
das Parlament und danach Volk und Stände einzeln zu befinden haben.

Der Bundesrat hat sich, was die inhaltlichen Neuerungen betrifft, auf die beiden Reform-
bereiche konzentriert und auf punktuelle Neuerungen im Sinne von Varianten verzichtet.
Er möchte damit zum Ausdruck bringen, dass der Nachführung als Grundlage aller
weiteren Reformen (zeitliche) Priorität zukommt. Die Diskussion über diese Vorlage soll
weder mit umstrittenen Vorschlägen noch mit grösseren materiellen Neuerungen belastet
werden. Angesichts der vielen Anregungen, die in der Vernehmlassung zu fast allen
Bereichen gemacht wurden, wäre schon deren Auswahl schwierig. Im Unterschied zur
Vernehmlassungsvoriage enthält die Vorlage deshalb keine Varianten mehr. Immerhin
weist der Bundesrat in den Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln der nachgeführten
Bundesverfassung gelegentlich auf mögliche Neuerungen hin.

Die Normtexte des Verfassungsentwurfs und der Vorschläge zu den Volksrechten und
zur Justiz sowie die Erläuterungen dazu sind im Lichte der Vernehmlassungsergebnisse
überarbeitet worden. Dabei konnte längst nicht allen Anliegen Rechnung getragen
werden. Einerseits durfte das Nachführungskonzept nicht gesprengt werden; am Text
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konnten deshalb nur Änderungen vorgenommen werden, die das geltende Recht besser
zum Ausdruck bringen als der Vernehmlassungsentwurf, keinesfalls jedoch Korrekturen
an dem von Praxis und Lehre entwickelten und von den Behörden angewendeten
Verfassungsrecht. Nur selten, leider, führten die Anpassungen zu einer Entlastung des
Verfassungstexts, mussten doch häufig aus Gründen der "Absicherung" wieder Ergän-
zungen vorgenommen werden. Andererseits mussten natürlich auch die Vorschläge im
Bereich der Reformen in das Konzept passen. So war es mit dem bundesrätlichen Kon-
zept der differenzierenden Weiterentwicklung der Volksrechte "im Paket" schlechthin
nicht vereinbar, Vorschläge zu berücksichtigen, die entweder zu einer einseitigen Aus-
weitung der Volksrechte oder aber durchwegs zu deren Einschränkung geführt hätten.

Der nachfolgende Überblick zeigt, wo vor allem Anpassungen vorgenommen worden
sind. Ausführliche Begründungen für die Berücksichtigung beziehungsweise die Nichtbe-
rücksichtigung von Vorschlägen, die in der Vernehmlassung gemacht worden sind,
finden sich in den Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen.

161 Änderungen am Entwurf einer nachgeführten
Bundesverfassung

Der jetzt vorgeschlagene Verfassungsentwurf unterscheidet sich in folgender Hinsicht
vom VE 95:

- Die Feinstruktur des Entwurfs ist in einigen Punkten überarbeitet worden. Neu
gegliedert sind insbesondere die Normen über das Verhältnis von Bund und Kantonen
(Art. 34 ff.). Ferner ist auf die Verschiebung einzelner Artikel hinzuweisen (Raum-
planung, öffentliche Werke, Strukturpoh'tik, Vernehmlassungsverfahren u.a.m.). Neu
ist ferner eine Bestimmung über Kirche und Staat (Art. 84). Sie enthält die
Bewilligungspflicht für die Errichtung neuer Bistümer und gehört deshalb - aus
systematischen Überlegungen - nicht in den Grundrechtsteil (Art. 12 Abs. 4 VE 95),
sondern zu den Kompetenzbestimmungen.

- Einige Artikel sind aufgeteilt worden: Das Grundrecht auf Existenzsicherung ist nun
im Entwurf als selbständiger Artikel enthalten (VE 95: Art. 9 Abs. 3). Der Film ist
von der Kultur gelöst und neu bei den übrigen Massenmedien eingeordnet worden
(Art. 77). Der Artikel über die Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie ist in einen
Artikel über Gentechnologie und in einen Artikel über die Fortpflanzungsmedizin und
die Gentechnologie im Humanbereich aufgeteilt worden (Art. 110 f.).

- Im Sinne einer Ergänzung ist das Gebot der Beachtung des Völkerrechts neu bei den
staatlichen Grundsätzen aufgeführt worden, hingegen ist in Artikel 180 des Entwurfs,
der sich zu den für das Bundesgericht und die anderen Behörden massgebenden
Erlassen äussert, durch die Anlehnung an den Text des heutigen Artikels 113 Absatz 3
BV bewusst darauf verzichtet worden, die Streitfragen betreffend das Verhältnis von
Völkerrecht und Landesrecht im Rahmen der Nachführung zu klären.

- Das Redaktionsgeheimnis wird nicht mehr als Variante vorgeschlagen, sondern ist in
den Entwurf integriert worden (Art. 14 Abs. 3).
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- Die Sozialziele gaben in der Vernehmlassung Anlass zu zahlreichen Anregungen und
Bemerkungen. Sie sind überarbeitet worden, in 'ihrem Kerngehalt aber weiterhin
Bestandteil des Entwurfs (Art. 33).

- Die Bestimmungen über das Verhältnis von Bund und Kantonen waren Gegenstand
intensiver Gespräche mit Vertretern der Kantone. Sie sind grundlegend überarbeitet
worden, um den Anliegen der Kantone besser Rechnung zu tragen.

- Neu ist im Entwurf ein Artikel über die Jugendarbeit und die Erwachsenenbildung
eingefügt worden (Art. 81). Die entsprechenden Tätigkeiten des Bundes sollen so
besser sichtbar gemacht werden. Damit wird auch den Wünschen zahlreicher Ver-
nehmlasserinnen und Veraehmlasser nach einem Jugendartikel wenigstens teilweise
entsprochen.

- Mit der Volksabstimmung vom 9. Juni 1996 ist ein neuer Landwirtschaßsartikel in die
Verfassung aufgenommen worden. Der Entwurf übernimmt diesen Artikel praktisch
unverändert (Art. 95).

- Bei der Redaktion der Bestimmungen hat man sich auf Anregung verschiedener Ver-
nehmlasserinnen und Vernehmlasser zu zahlreichen Artikeln stärker an den Text der
geltenden Verfassung angelehnt. Für diese redaktionellen Änderungen sei auf die
Kommentierung der einzelnen Artikel verwiesen.

162 Änderungen im Reformbereich Volksrechte

Das Vernehmlassungsergebnis zu den Reformvorschlägen im Bereich Volksrechte ist
grundsätzlich positiv ausgefallen. In einigen wenigen Punkten hat der neue Entwurf aller-
dings im Anschluss an die Vernehmïassung materielle Änderungen erfahren:

- Die im VE 95 vorgeschlagene Verdoppelung der Unterschriftenzahlen ist angesichts
der kontroversen Aufnahme in der Vernehmlassung abgeschwächt worden. So ver-
langt der VE 96 für die Volksinitiative auf Totalrevision und für diejenige auf Teil-
revision der Bundesverfassung nicht mehr 200000, sondern nur noch 150000
Unterschriften. Für Referenden indessen wird der ursprüngliche Vorschlag der Ver-
doppelung der Unterschriften von 50 000 auf 100 000 beibehalten. Unverändert
beibehalten wird auch die Unterschriftenzahl für die allgemeine Volksinitiative, die
wie für ein Referendum 100 000 beträgt.

- Eine wichtige Änderung der Vernehmlassungsvorlage betrifft das fakultative Verwal-
tungs- und Finanzreferendum. Nicht eine qualifizierte Parlamentsminderheit von
einem Drittel der Mitglieder eines jeden Rates soll einen Verwaltungs- oder Finanz-
beschluss dem fakultativen Referendum unterstellen können, sondern einzig die
Mehrheit der Stimmenden in beiden Räten, Somit kehrt der Verfassungsentwurf zur
üblichen Mehrheitsregel zurück. Weiter ist die Bestimmung redaktionell umgestaltet
und vereinfacht worden, indem sie direkt diejenigen Verwaltungs- und Finanz-
beschlüsse bezeichnet, die dem fakultativen Referendum unterstellt werden können.
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Auf diese Weise kann der neue Entwurf auf den umfangreichen, komplizierten Aus-
nahmekatalog der Vernehmlassungsvorlage verzichten.

- Ebenfalls abgeändert wurde der Doppelvorschlag im aussenpolitischen Bereich, der
eine Ausdehnung des fakultativen Staatsvertragsreferendums vorsah, kompensiert
durch eine Einschränkung des Gesetzesreferendums für die notwendige Ausfüh-
rungsgesetzgebung. Für den ersten Teil -des Junktims präsentiert der neue Ver-
fassungsentwurf eine eingrenzendere Formulierung; sie soll sicherstellen, dass nur die
wichtigen Staatsverträge dem Referendum unterstellt werden. Der zweite Teil des
Junktims behebt das bemängelte demokratische Defizit der Vernehmlassungsvorlage
und regelt nur noch den Fall der "Paketlösung", Wo sich das Volk gleichzeitig über
einen Staatsvertrag und die damit verbundenen Gesetzesanpassungen ausspricht.

- Im Unterschied zur Vernehmlassungsvorlage soll die Bundesversammlung nicht mehr
als zwei Volksinitiativen zum gleichen Gegenstand gleichzeitig zur Abstimmung
bringen und ihnen einen gemeinsamen Gegenentwurf gegenüberstellen können.

- Neu vorgesehen ist das Initiativrecht von acht Kantonen. Acht Kantone können eine
Initiative auf Totalrevision oder auf Teilrevision der Bundesverfassung oder eine
allgemeine Volksinitiative einreichen. Die Initiative der Kantone untersteht denselben
Regeln und hat dieselben Wirkungen wie eine Volksinitiative. Sie muss von den
kantonalen Parlamenten oder vom Volk ausgeübt werden.

Die übrigen Reformvorschläge, namentlich die Einführung der allgemeinen Volks-
initiative, die Aufgabenteilung zwischen Bundesversammlung und Bundesgericht bei der
Beurteilung der Gültigkeit von Volksinitiativen, die Befugnis der Bundesversammlung,
Alternativtexte vorzulegen und mehrere Volksinitiativen zum gleichen Gegenstand
gleichzeitig der Abstimmung zu unterbreiten, wurden im Anschluss an die Vernehm-
lassung nicht verändert. Die zahlreichen Anregungen, kritischen Einwände und konkreten
Änderungswünsche zu den Reformvorschlägen werden bei den Erläuterungen zu den
einzelnen Bestimmungen ausführlich behandelt.

163 Änderungen im Reformbereich Justiz

Das Vemehmlassungsergebnis zu den Reformvorschlägen im Bereich der Justiz ist
überwiegend positiv ausgefallen. Der Vorentwurf enthält deshalb im Vergleich zum VE
95 nur wenige Änderungen. Ausführliche Begründungen.für die Berücksichtigung bezie-
hungsweise Nichtberücksichtigung von Anregungen und Vorschlägen, die in der Ver-
nehmlassung gemacht worden sind, finden sich in den Erläuterungen zu den einzelnen
Reformbestimmungen. Die wenigen erwähnenswerten materiellen Änderungen sind im
Überblick folgende:

- Neu wird nicht nur für das Strafprozessrecht, sondern auch für das Zivilprozessrecht
die Vereinheitlichung vorgesehen. Der weniger weitgehende Vorschlag einer blossen
Harmonisierung des Zivilprozessrechts wurde in der Vernehmlassung als nicht befrie-
digend kritisiert.
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- Anders als im VE 95, der wie die geltende Verfassung lediglich bestimmt, dass das
Bundesgericht seine Kanzlei selbst bestellt, wird im neuen Verfassungsentwurf nun-
mehr der Grundsatz der Selbstverwaltung des Bundesgerichts verankert. Damit wird
einer Forderung zahlreicher Vernehmlasser entsprochen..

- Neu formuliert wurde die Verfassungsgrundlage für Beschränkungen des Zugangs
zum Bundesgericht. Die gewählte Formulierung, wonach der Zugang zu gewährlei-
sten ist, wenn es um eine Rechtsfrage von grundlegender Bedeutung geht oder wenn
der Ausgang des Streits für eine Partei schwerwiegende Folgen hat, beschreitet einen
Mittelweg zwischen den gegensätzlichen Positionen, die in der Vernehmlassung bezo-
gen wurden.

- In bezug auf die Vorlagepflicht des letztinstanzlich zuständigen Gerichts in den-
jenigen Sachgebieten, die vom Zugang an das Bundesgericht ausgeschlossen sind,
konnte den Einwänden einiger Vernehmlasser Rechnung getragen werden. Die verfas-
sungsrechtliche Garantie der Vorlage ist im neuen Entwurf auf wenige Gründe
beschränkt (klärungsbedürftige Auslegungsfragen betreffend Bundes- und Völker-
recht, Nonnenkontrolle gegenüber Bundesgesetzen und allgemeinverbindlichen Bun-
desbeschlüssen).

Inhaltlich unverändert blieben die Bestimmungen über die Vereinheitlichung des
Strafprozessrechts, die Zuständigkeiten des Bundesgerichts, die weiteren richterlichen
Behörden des Bundes, die richterlichen Behörden der Kantone, die Rechtsweggarantie,
die Normenkontrolle und die richterliche Unabhängigkeit; sie wurden jedoch redaktionell
überarbeitet. Diese redaktionellen Korrekturen wurden in den neuen Verfassungsentwurf
aufgenommen, um die Verständlichkeit zu erhöhen. Denn die Vernehmlassung hat
gezeigt, dass die Formulierungen des VE 95 nicht durchwegs eindeutig waren.

17 Verfahrensfragen

Die Verfassungsreform wirft neben inhaltlichen nicht minder bedeutsame Verfahrensfra-
gen auf. Wie soll das Reformvorhaben durchgeführt werden? Welche Möglichkeiten und
Erfordernisse ergeben sich aus dem geltenden Verfassungsrecht? Sollen gegebenenfalls
die Revisionsbestimmungen für die laufende Verfassungsreform geändert werden? Bei
der Beurteilung dieser Fragen ist auch der Gesamtzusammenhang der Verfassungsreform
zu beachten. Die Vorgeschichte des Vorhabens und die zeitlichen Vorgaben für dessen
Abschluss müssen ebenso berücksichtigt werden wie dessen Grundkonzept.

Dem Auftrag des Parlaments aus dem Jahre 1987 folgend, führt der vorliegende Verfas-
sungsentwurf das geltende Verfassungsrecht nach. Reformen im Bereich der Volksrechte
und der Justiz sind hingegen als separate Reformpakete dargestellt. Ihre Systematik und
Formulierung sind auf den Text der nachgeführten Bundesverfassung ausgerichtet. Sie
könnten deshalb ohne weiteres anstelle der entsprechenden Bereiche des nachgeführten
Textes in die neue Bundesverfassung eingepasst werden. Weitere Reformpakete, z.B.
eine Parlamentsreform oder eine Föderalismusreform, könnten hinzukommen, da die
Verfassungsreform bewusst als "offener Prozess" konzipiert ist.
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Im Bewusstsein, dass den Fragen des Abstimimmgsverfahrens grosse Bedeutung zu-
kommt, hat der Bundesrat am 24. November 1994 den wichtigen Vorentscheid gefällt, für
die laufende Verfassungsreform keine Änderung der Revisionsbestimmungen vorzu-
nehmen. Im folgenden werden deshalb nicht alle theoretisch denkbaren Abstimmungs-
modalitäten erörtert. Die Ausführungen des Bundesrates konzentrieren sich vielmehr auf
diejenigen Möglichkeiten, die nach Massgabe des geltenden Verfassungsrechts grund-
sätzlich als konzept- und kontextgerecht betrachtet werden können (Ziff. 171). Der
Bundesrat erachtet es aber als seine Pflicht, Änderungen der Revisionsbestimmungen im
Hinblick auf die künftige Verfassung zu prüfen (Ziff. 172). Solche Änderungen müssten
seines Erachtens allerdings in das Reformpaket zu den Volksrechten, nicht in die
Nachführungsvorlage integriert werden.

171 Verfahren für die laufende Verfassungsreform

171.1 Verzicht auf die Einsetzung eines Verfassungsrats

Das geltende Verfassungsrecht weist die Durchführung der Totalrevision ausschliesslich
der Bundesversammlung zu. Die Einsetzung eines Verfassungsrates bedürfte einer vor-
gängigen Verfassungsänderung 60. In seinem Bericht von 1985 diskutierte der Bundesrat
die Frage eines Verfassungsrates eingehend; er enthielt sich letztlich eines Antrags für
das laufende Revisionsverfahren, weil es der Bundesversammlung überlassen bleiben
müsse, ob sie selbst oder ein Verfassungsrat die neue Verfassung ausarbeiten solle61.
1987 haben die Eidgenössischen Räte die Möglichkeit eines Verfassungsrates bewusst of-
fen gelassen. Der Entscheid sollte erst getroffen werden, nachdem der Bundesrat seinen
Entwurf einer neuen Bundesverfassung vorgelegt hat. Aus diesen Gründen hat denn auch
der Nationalrat am 19. September 1991 die Motion Nabholz, mit welcher der Bundesrat
aufgefordert wurde, "unverzüglich die Möglichkeit zu schaffen, einen mît der Totalrevi-
sion der Bundesverfassung betrauten Verfassungsrat einzusetzen", auf Antrag des Bun-
desrates lediglich als Postulat überwiesen 62.

Die Einsetzung eines Verfassungsrates würde die laufende Verfassungsreform erheblich
verlängern, da zunächst eine Verfassungsänderung vorzunehmen wäre. Sie würde es
damit der Bundesversammlung verunmöglichen, ihre eigene zeitliche Vorgabe für die
Verabschiedung der neuen Bundesverfassung einzuhalten (Motion Meier) 63. Die Staats-
politischen Kommissionen beider Räte haben sich zudem in der jüngeren Vergangenheit
deutlich .gegen die Einsetzung eines Verfassungsrates ausgesprochen. Aus diesen Grün-
den und unter Berücksichtigung der verschiedenen weiteren Nachteile, die mit der Ein-
setzung eines Verfassungsrates verbunden wären, ist der Bundesrat der Auffassung, dass

60 Bericht 1985, S. 114, 132; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 119/120, Rz. 43 f.; Jean-François
Aubert, Bundesstaatsrecht der Schweiz, Bd. I, Basel/Frankfurt a,M. 1991, N. 370, 372; Bd. ÏÏ,
Basel/Frankfurt a.M. 1995, N. 1306.

61 Bericht 1985, S. 116, 122 f.
62 AB 1991N 1576 f., 1578 f.
63 AB 1993 S 1101 ff.; 1994 N 1645 ff., 2439 ff.
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die Verfassungsreform von der Bundesversammlung behandelt werden sollte. Er schlägt
vor, auf die Einsetzung eines Verfassungsrats zu verzichten.

171.2 Abstimmungsverfahren

171,21 Allgemeines

Die geltende Bundesverfassung ist relativ offen in bezug auf das Verfahren der Totalre-
vision. Einigermassen präzise geregelt ist eigentlich nur die Einleitung des Verfahrens
(Art. 120 BV). NamenÜich was die Abstimmungsmodalitäten anbelangt, bleibt dem Ge-
setzgeber beachtlicher Spielraum.

Nach Artikel 119 BV gilt für die Totalrevision das gleiche Verfahren wie für die Bundes-
gesetzgebung; dies bedeutet u.a., dass Abweichungen vom. gesetzlich geregelten Verfah-
ren der Bundesgesetzgebung grundsätzlich einer gesetzlichen Regelung bedürfen 64. Arti-
kel 122 BV beauftragt den Gesetzgeber, "über das Verfahren bei den Volksbegehren und
den Abstimmungen betreffend Revision der Bundesverfassung .... das Nähere [zu] be-
stimmen".. Nach Artikel 123 BV bedarf jede Verfassungsänderung der Zustimmung von
Volk und Ständen und tritt grundsätzlich mit ihrer Annahme in Kraft.

Neben diesen drei Bestimmungen gibt es weitere rechtliche Elemente, die bei der Ausge-
staltung und Beurteilung der verschiedenen Abstimmungsmodalitäten zu berücksichtigen
sind. Erwähnt seien namentlich die beiden folgenden Anforderungen:

- die Abstimmungsmodalitäten müssen so beschaffen sein, dass die Bürgerinnen und
Bürger ihren Willen zuverlässig und unverfälscht zum Ausdruck bringen können 65;

- für Verfahren, in denen rechtlich bindende Entscheide Zustandekommen, ist grund-
sätzlich eine gesetzliche Grundlage erforderlich 66.

Im Rahmen dieser rechtlichen Vorgaben und Anforderungen können die Verfahren
beziehungsweise Abstimmungsmodalitäten gewählt werden, die dem konkreten Revi-
sionsvorhaben am besten entsprechen und die in einem bestimmten Kontext als am
ehesten erfolgversprechend anzusehen sind.

In der älteren Lehre ist zum Teil die Auffassung vertreten worden, eine totalrevidierte
Verfassung könne nur in ihrer Gesamtheit zur Abstimmung unterbreitet werden. Dies ent-
spreche dem Wesen der Totalrevision und ergebe sich im übrigen aus Artikel 119 BV67.
Separate Abstimmungen zu einzelnen Elementen wären mit dieser Auffassung kaum ver-
einbar. Gerade die Totalrevision von 1872/74 zeigt aber, dass die Praxis in diesem Punkt

64 Wildhaber in Kommentar BV, Art. 119/120, Rz. 46.
65 Z.B.BGE108IaI57,
66 Z.B. BGE104 la 232 f.
67 Dazu die Nachweise bei Christoph Leuenberger, Die Abstimmungsmodaiitäten bei der Total-

revision der Bundesverfassung, Bern 1978, S. 17 ff.
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offener war, zumindest was die Möglichkeit der Aufteilung der Totalrevisionsvorlage in
Vorlagen zu einzelnen Sachbereichen anbelangt. Zwar wurde Volk und Ständen schliess-
lich eine Gesamtvorlage unterbreitet, aber erst nach intensiven Diskussionen und gestützt
auf eine Beurteilung der politischen Opportunität. Die Unterbreitung von Teilpaketen zu
einzelnen Sachbereichen war damals jedoch als rechtlich zulässig erachtet worden.

In den letzten beiden Jahrzehnten hat sich diese Auffassung auch in der Lehre klar durch-
gesetzt Die Möglichkeit "geteilter" Abstimmungen wurde nicht nur für die Aufteilung in
Teilpakete zu einzelnen Sachbereichen, sondern auch für die Unterbreitung von Alterna-
tiven zu einzelnen Bestimmungen akzeptiert68. Was die separate Unterbreitung von
Teilpaketen anbelangt, decken die bisher entwickelten Vorstellungen allerdings die Lö-
sung nicht explizit ab, die aufgrund des bundesrätlichen Konzepts zur laufenden Verfas-
sungsreform im Vordergrund steht: Erwogen wurde primär eine Unterteilung der Gesamt-
vorlage in verschiedene Sachbereichspakete, nicht eine Ergänzung der Gesamtvorlage
durch Reformpakete zu einzelnen Sachbereichen. Es gibt jedoch keinen Grund, die Frage
der grundsätzlichen Zulässigkeit "geteilter" Abstimmungen bezogen auf diese letztere
Vorgehensweise anders zu beurteilen.

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf die praktisch wohl wichtigste
beziehungsweise wahrscheinlichste Form "geteilter" oder separater Abstimmungen über
einzelne Elemente der Verfassungsreform. Es handelt sich um die separate Unterbreitung
von eigentlichen Reformpaketen (Ziff. 171.22).

171.22 Die separate Unterbreitung von Reformpaketen

Das Konzept des Bundesrates sieht vor, dass das ganze "nachgeführte" Verfassungsrecht
Gegenstand einer Vorlage bilden soll, die durch einzelne Sachbereîchsvorlagen (bes. die
Reformpakete zu den Volksrechten und zur Justiz) ergänzt werden kann. Diese Sach-
bereichsvorlagen, die im Gegensatz zur nachgefühlten Verfassung wesentliche materielle
Neuerungen enthalten, könnten gleichzeitig mit der nachgeführten Verfassungsvorlage
oder im Anschluss an diese zur Abstimmung unterbreitet werden. Eine vorgängige
Unterbreitung der Reformpakete ist theoretisch ebenfalls denkbar, scheidet aber für die
laufende Verfassungsreform aufgrund der zeitlichen Vorgaben und des Konzepts aus.

Die geltende Bundesverfassung definiert den Begriff der Totalrevision nicht. Das Verfah-
ren der Totalrevision gelangt einmal dann zur Anwendung, wenn sämtliche Bestimmun-
gen der alten Verfassung durch einen neuen Verfassungstext ersetzt werden. Ob die neue
Verfassung auch inhaltlich Neues enthält, ist dabei nicht massgeblich. Es kann sich
durchaus lediglich um eine formelle Totalrevision (z.B. neue Formulierungen, neue Glie-
derung) handeln, die auf inhaltliche Neuerungen verzichtet. Im Vordergrund steht in
diesem Fall ein formelles Kriterium: Die alte Verfassungsurkunde wird durch eine neue

68 Bericht Ï985, S. 123 ff.; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 119/120, Rz. 58.
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ersetzt69. Der Begriff der Totalrevision hat aber neben dieser formellen auch eine mate-
rielle Dimension: Selbst eine Revision, die sich formell nur auf einen oder einzelne Arti-
kel bezieht, könnte in ihren Wirkungen einer Totalrevision gleichkommen, wenn sie das
Verfassungsganze antastet und "die Verfassungsordnung inhaltlich umfassend ändern
will" (materielle Totalrevision)70. Eine solche Revision müsste deshalb eigentlich im
Verfahren der Totalrevision verwirklicht werden, was freilich in der Praxis des Bundes
noch nie vorgekommen ist71. Unter anderem weil es an einer entsprechenden Verfas-
sungspraxis und an gefestigten Lehrmeinungen fehlt, wurde beispielsweise die Volks-
initiative "für eine Schweiz ohne Armee und für eine umfassende Friedenspolitik" als
zulässige Partialrevisionsinitiative behandelt, obwohl es sich "bei der angestrebten Ab-
schaffung der Armee... um eine staatsgestaltende Grundentscheidung" handelte 72.

Wie sich zeigt, kann der Begriff der Totalrevision anhand formeller und materieller Kri-
terien umschrieben werden. Dementsprechend sind verschiedenartige Typen von Total-
revisionen zu unterscheiden 73. Neben der materiellen Totalrevision und der totalen For-
malrevision (d.h. einer formellen Totalrevision ohne materielle Neuschöpfungen) kom-
men insbesondere punktuelle Neuschöpfungen in Betracht. Es kann sich hierbei um Neu-
schöpfungen von Einzelfragen handeln, die mit einer formellen Totalrevision gekoppelt
sind, oder auch um Neuschöpfungen ganzer Bereiche, also um eigentliche Regelungs-
komplexe. Letztere können - müssen aber nicht- mit einer formellen Totalrevision ver-
bunden werden 74.

Die bundesrätlichen Reformvorschläge zu den Volksrechten und zur Justiz wollen in ih-
rem Bereich eine umfassende Neuregelung. Sie sprengen wohl den Grundsatz der Einheit
der Materie und können somit kaum auf dem Weg der Partialrevision realisiert werden.
Wollte man diese beiden Pakete unabhängig von der Nachführungsvorlage als separate
Vorlagen zur Abstimmung bringen, müsste dies somit auf dem Weg der Totalrevision
geschehen, da für die Totalrevision der Grundsatz der Einheit der Materie nicht gilt. Es
würde sich um materielle Totalrevisionen handeln75. Immerhin ist denkbar, dass die

69 Bericht 1985, S. 109; Jean-François Aubert, Bundesstaatsrecht der Schweiz, Bd. I, Basel/Frankfurt
a.M. 1991, N. 352; Ulrich Häfelin/Walter Haller, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 3. Auflage,
Zürich 1993, N. 931.

70 Wildhaber in Kommentar BV, Art. 118,Rz.l7.
71 Vgl. Jean-François Aubert, Bundesstaatsrecht der Schweiz, Bd. I, Basel/Frankfurt a.M. 1991, N.

353 f., 357 ff.; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 118, Rz. 12,17 f.
72 BBl1988 II 971. Vgl. AB 1988 N 1709 ff., 1756 ff.; S 1989 2 ff.
73 Bericht 1985, S. 109 f.; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 118, Rz. 20. Vgl. auch Jean-François

Aubert, Bundesstaatsrecht der Schweiz, Bd. I, Basel/Frankfurt a.M. 1990, N. 352 ff.; Ulrich
Häfelin/Walter Haller, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 3. Auflage, Zürich 1993, N. 930 ff.

74 Vgl. die diffenzierte Untergliederung bei Wildhaber in Kommentar BV, Art. 118, Rz. 22.
75 In diesem Zusammenhang sei auf folgendes hingewiesen: Wenn man davon ausgeht, dass die

Behörden solche Pakete als materielle Totalrevisionen zur Abstimmung unterbreiten können,
müsste es grundsätzlich auch den Bürgerinnen und Bürgern möglich sein, auf dem Weg der
Volksinitiative eine umfassende Neugestaltung eines ganzen Sachbereichs der Verfassung zu
verlangen, da für Behördenvorlagen und für Vorlagen, die aufgrund einer Volksinitiative zur Ab-
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beiden Pakete im Verlauf der parlamentarischen Beratungen noch Änderungen erfahren,
so dass sich später eventuell eine andere Beurteilung aufdrängen könnte. Auch wenn die
Reformpakete im Verfahren der Totalrevision behandelt werden, ist im Interesse der
korrekten Willensbildung darauf geachtet worden, dass sie nur Bestimmungen enthalten,
die zum jeweiligen Sachbereich gehören.

Aufgrund des bundesrätlichen Konzepts und der zeitlichen Vorgaben der Bundesver-
sammlung kommt zunächst die gleichzeitige Abstimmung über die Nachführungsvorlage
und die beiden Reformpakete in Betracht. In diesem Fall können die Reformpakete als
Alternativen ausgestaltet werden. Denkbar ist aber insbesondere auch eine Lösung, bei
der die beiden Reformpakete als bedingte Vorlagen ausgestaltet werden, die nur,bei An-
nahme der Nachführungsvorlage in Kraft gesetzt werden. Diese Art der Verknüpfung von
Vorlagen ist von der Bundesversammlung zum Beispiel bei den Mehrwertsteuervorlagen
von 1993 bereits praktiziert worden 76. Die mögliche Beeinträchtigung der korrekten Bil-
dung des Volkswillens erscheint in diesem besonderen Fall im übrigen als weniger gra-
vierend als z.B. bei den Mehrwertsteuervorlagen, weil nach dem Auftrag des Parlaments
in der Hauptvorlage ja lediglich das geltende Recht nachgeführt werden sollte.

Nach dem Modell der Mehrwertsteuervorlagen 1993 und der Sparvorlagen 197477

können bei einer allfälligen Verwerfung der Nachführungsvorlage die Reformpakete
nicht in Kraft treten. Anders als bei der bedingten Unterbreitung von Einzelbe-
stimmungen (dies wäre der Fall, wenn Alternativen zu punktueüen Innovationen als
bedingte Vorlagen ausgestaltet würden) wäre es jedoch unbefriedigend, wenn umfassende
Reformpakete trotz ihrer Annahme durch Volk und Stände nicht rechtskräftig werden
könnten. Entsprechend könnten in den beiden Reformvorlagen die Konsequenzen einer
Nichtannahme der Hauptvorlage etwas differenzierter geregelt werden. Beispielsweise
könnten die angenommenen Reformvorlagen als "Amendments" zur geltenden Bundes-
verfassung in Kraft gesetzt werden. Denkbar wäre auch, die Bundesversammlung zu
ermächtigen, die Reformpakete formell zu überarbeiten und in die geltende Bundesver-
fassung einzupassen. Schliesslich käme auch in Betracht, dass Volk und Ständen lediglich
die sich aus der Annahme der Reformpakete ergebenden Änderungen der geltenden Bun-
desverfassung nochmals unterbreitet würden.

Nach Auffassung des Bundesrates und der Lehre setzt die gleichzeitige Unterbreitung
von Alternativen grundsätzlich die Schaffung einer ausdrücklichen gesetzlichen Grund-
lage voraus78. Dies ergibt sich namentlich aus dem in Artikel 122 BV enthaltenen
Gesetzgebungsauftrag. Allerdings ist jede Totalrevision ein aussergewöhnliches, ja

Stimmung gelangen, unter dem Gesichtspunkt der korrekten Meinungsbildung und Entscheid-
findung eigentlich die gleichen Massstäbe gelten sollten.

76 BB11993 H 873 ff. .
77 Vorlagen betreffend Massnahmen zur Verbesserung des Bundeshaushaltes 1974 (BEI 1974 n 879

ff.).
78 Vgl. Bericht 1985, S. 132; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 119/120, Rz. 58 und 91; Jörg Paul

Müller, Bericht vom 29. August 1980 über Alternativen zum ordentlichen Revisionsverfahren im
Hinblick auf eine Totalrevision der Bundesverfassung, verfasst im Auftrag des Vorstehers des
EJPD, S. 60.
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einmaliges Vorhaben. Man kann deshalb auch die Auffassung vertreten, das Verfahren
der Totalrevision verlange eine Arf-Aoc-Lösung und entziehe sich einer generell-
abstrakten Regelung. Zudem hat die Bundesversammlung namentlich mit den Mehrwert-
steuervorlagen von 1993 eine Verknüpfung von Vorlagen vorgenommen, ohne dass dafür
eine ausdrückliche gesetzliche Regelung vorhanden war. Absolut zwingend scheint eine
solche angesichts der Praxis der Bundesbehörden bei der Sparvorlage 1974 und bei der
Mehrwertsteuervorlage 1993 somit nicht zu sein, soweit - wie zumindest formell gesehen
bei diesen Präzedenzfällen - nicht eigentliche Alternativen zur Abstimmung unterbreitet,
sondern bedingte Abstimmungen durchgeführt werden. Die vorgängige Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage würde allenfalls helfen, Diskussionen Über die Rechtmässigkeit
des Vorgehens zu vermeiden. Dieser Umstand ist bei der Beurteilung der politischen
Opportunist von Alternativen mitzubedenken. Anderseits könnte die Schaffung von
Verfahrensregeln auf Gesetzesstufe zum Anlass genommen werden, die Verfas-
sungsrevision Überhaupt in Frage zu stellen, was sich nachteilig auf das Projekt auswir-
ken könnte.

Als relativ einfach erweist sich demgegenüber ein Vorgehen, bei dem zuerst über die
nachgeführte Bundesverfassung abgestimmt wird und anschliessend die Reformpakete
unterbreitet werden. Die Reformpakete müssen hier nicht als bedingte Vorlagen ausge-
staltet, sondern können als eigenständige materielle Totalrevisionen realisiert werden.
Soll hingegen ein gleichzeitiges Inkrafttreten der nachgeführten Verfassung und der an-
genommenen Reformvorlagen sichergestellt werden, so bedarf die Frage der Inkraft-
setzung der Nachführungsvorlage einer ausdrücklichen Regelung. Beim Fehlen einer
expliziten Regelung treten Verfassungsänderungen mit ihrer Annahme durch Volk und
Stände in Kraft (Art. 123 Abs. l BV). Die zeitliche Staffelung (in einem ersten Schritt
Nachführung und erst im zweiten Schritt Reformen)'würde es erlauben, den Ausgang der
Abstimmung über die Nachführung abzuwarten, bevor die Reformvorlagen im Parlament
definitiv verabschiedet werden. Das Parlament hätte so die Möglichkeit, flexibel auf den
Ausgang der Abstimmung über die Nachführung. zu reagieren und beispielsweise zu
entscheiden, ob zunächst ein neuer Anlauf für die Nachführung unternommen werden soll
oder ob die Reformvorlagen formal an die geltende Verfassung angepasst und trotz des
Scheiterns der Nachführungsvorlage möglichst rasch zur Abstimmung gebracht werden
sollen.

171.23 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die aufgezeigten Möglichkeiten geteilter Abstimmungen weisen zum Teil eine beacht-
liche Komplexität auf. Weil ein übermässig kompliziertes Abstimmungsverfahren die
Chancen der Verfassungsreform eher beeinträchtigt als erhöht, drängt sich nach Meinung
des Bundesrates auf, im Rahmen des rechtlich Zulässigen möglichst einfache Vorge-
hensweisen und Abstimmungsmodalitäten auszuwählen 79.

79 Bericht 1985, S. 126.
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Die Durchführung separater, gleichzeitiger Abstimmungen zu einzelnen Elementen der
Verfassungsreform verlangt grundsätzlich eine gesetzliche Regelung des Verfahrens.
Diese Regelung müsste in Kraft sein, bevor über die Verfassungsvorlagen abgestimmt
wird, was praktisch wohl schwierig zu realisieren wäre, wenn die Verfassungsreform
nach dem vorgesehenen Zeitplan durchgeführt werden soll. Angesichts der erwähnten
Präzedenzfälle ist jedoch nach Auffassung des Bundesrates die Unterbreitung bedingter
Vorlagen ohne vorgängige Schaffung einer gesetzlichen Grundlage zulässig, sofern dabei
die korrekte Bildung des Volkswillens möglich ist.

Werden die separaten Abstimmungen zeitlich gestaffelt, können die Reformvorlagen zur
Justiz und zu den Volksrechten als eigenständige materielle Totalrevisionen unterbreitet
werden. Auf die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage kann verzichtet werden. Die
weiteren hängigen staatspoütischen Reformanliegen (z.B. Parlamentsreform, Födera-
Hsmusreform) können zu einem späteren Zeitpunkt in die neue Bundesverfassung inte-
griert werden. Diese Vorgehensweise ist vergleichsweise einfach und lässt Bundesrat und
Bundesversammlung einen grossen Handlungsspielraum.

172 Änderung der Revisionsbestimmungcn im Hinblick auf künftige
Totalrevisionen

Die geltende verfassungsrechtliche Regelung des Verfahrens der Totalrevision der Bun-
desverfassung ist zwar in mancher Hinsicht sehr offen, lässt aber verschiedene, praktisch
immer wieder diskutierte, in den letzten Jahren in verschiedenen Kantonen geschaffene
und von manchen auch auf Bundesebene geforderte Vorgehensweisen nicht zu. Bei-
spielsweise ist die Möglichkeit der Einsetzung eines Verfassungsrates nicht vorgesehen.
Auch eine Grundsatzabstimmung über die Durchführung einer Totalrevision ist nur in
gewissen Fällen möglich.

172.1 Grundsatzentscheid des Volkes über die Einleitung einer
Totalrevision

In den meisten Kantonen, die in den letzten Jahren die Totalrevision ihrer Verfassung
eingeleitet oder abgeschlossen haben, wurde der Revisionsauftrag ausdrücklich vom Volk
erteilt. Die Mehrzahl der Kantonsverfassungen sieht für die Frage, ob eine Totalrevision
der Verfassung durchzuführen sei, zwingend eine Volksabstimmung vor80. Auf Bundes-
ebene ist eine solche dagegen nur in zwei Fällen vorgeschrieben: bei Uneinigkeit der
beiden Kammern der Bundesversammlung oder wenn die Totalrevision auf dem Wege
der Volksinitiative verlangt wird (Art. 120 Abs. l BV). Zusätzlich lässt sich nach gel-
tendem Recht eine direkt-demokratische Legitimation indirekt erwirken: ausdrücklich
beispielsweise durch eine Änderung der Revisionsbestimmungen, stillschweigend oder
ausdrücklich durch die Schaffung einer gesetzlichen Regelung des Abstimmungsverfah-

80 Urs Bolz, Neuere Totalrevisionen von Kantonsverfassungen - Eine Bestandesaufnahme der
Revisionsverfahren, in: Gesetzgebung heute 1992/2, S. 68.

102



rens oder schliessHch indem der Einleitungsbeschluss in die Form eines allgemein-
verbindlichen Bundesbeschiusses gekleidet wird.

Zweifellos kann ein Volksentscheid über die Grundsatzfrage bereits in einem frühen Sta-
dium Klarheit Über die grundsätzliche Reformbereitschaft verschaffen und damit die
Konzentration auf die eigentlichen Reformanliegen erlauben. Die Wirkung eines positi-
ven Grundsatzentscheidcs ist aber begrenzt. Insbesondere dürfte über die Grundsatzfrage
ein Konsens leichter möglich sein als bei der nachfolgenden konkreten Umsetzung, d.h.
den eigentlichen Totalrevisionsarbeiten. Politisch vermag der Volksentscheid zwar eine
gewisse Bindungswirkung zu entfalten; diese dürfte aber mit zunehmender Verfahrens-
dauer abnehmen. Rechtlich gesehen bleibt der Verfassungsgeber bei der Abstimmung
über eine neue Bundesverfassung ohnehin frei.

Das geltende Verfassungsrecht bietet mehrere indirekte Möglichkeiten, einen Grundsatz-
entscheid des Volkes herbeizuführen. Es eröffnet damit Spielraum für ein situationsbe-
zogenes Vorgehen. Dem Bundesrat scheint es daher nicht angezeigt, in der neuen Bun-
desverfassung einen obligatorischen Grundsatzentscheid des Volkes zu verankern.

172.2 Verfassungsrat für künftige Reformen

Die Frage, ob für die Vorbereitung einer künftigen Totalrevision ein Verfassungsrat
eingesetzt werden soll oder nicht, ist eine der zentralen Verfahrensfragen. Sie ist denn
auch immer wieder diskutiert worden. Auch der Bundesrat hat sich eingehend damit
befasst81.

Die Schaffung eines Verfassungsrates wirft zahlreiche Fragen - insbesondere auch orga-
nisatorischer Natur - auf. Diese können indes erst dann genügend zuverlässig beantwortet
werden, wenn Gestalt und Konzept einer künftigen Totalrevision in ihren Grundzügen
bekannt sind.

Im übrigen weist die Einsetzung eines Verfassungsrates nicht einseitig Vor- oder Nach-
teile auf82. Wie die neueren Erfahrungen in den Kantonen zeigen, ist ein Verfassungsrat
für sich allein noch kein Garant für den Erfolg einer Totalrevision. Obwohl von einem
Verfassungsrat vorbereitet, scheiterte beispielsweise die neue Aargauer Kantons-
verfassung im ersten Anlauf. Demgegenüber wurden sowohl die neue Berner Verfassung
als auch die totalrevidierte Verfassung des Kantons Appenzell-Ausserrhoden erfolgreich
abgeschlossen, ohne dass sie von einem Verfassungsrat vorbereitet worden wären. Die

81 Vgl. dazu den Bericht 1985, S. 114 ff. sowie vorne Ziff. 171.1.
82 Vgl. dazu den Bericht der Subkommissionen Parlamentsreform der Staatspolitischen Kommis-

sionen der Eidgenössischen Räte vom 12. Januar 1995, "Totalrevision der Bundesverfassung.
Verfahrensfragen", S. 2 f.; Schlussbericht der Arbeitsgruppe Wahlen, S. 687 ff., 759; Urs Bolz,
Neuere Totalrevisionen von Kantonsverfassungen - Eine Bestandesaufnahme, in: Gesetzgebung
heute 1992/2, S. 70 ff.; Luzius Mader, Verfahrensfragen der Verfassungsreform, in: AJP 1995, S.
1026 f.; Wildhaber in Kommentar BV, Art. 119/120, Rz. 44.
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Stimmberechtigten des Kantons Bern lehnten 1987 die Einsetzung eines Verfassungsrates
sogar ausdrücklich ab, ebenso kürzlich diejenigen der Kantone Neuenburg und St. Gallen.

Aus der Sicht des Bundesrates drängt es sich zur Zeit nicht auf, die Möglichkeit der Ein-
setzung eines Verfassungsrats fitr zukünftige Totalrevisionen neu in der Verfassung zu
verankern.

172.3 Abstimmungsverfahren

Die laufende Verfassungsreform beruht auf einer Verknüpfung von Nachführung einer-
seits und Reformen ganzer Sachbereiche andererseits. Demgegenüber ging die Modell-
Studie des EJPD von 1985 von einem Verfassungstext aus, der nicht nur eine Neu-
formulierung des geltenden Verfassungsrechts war, sondern auch materielle Innovationen
einschloss. Der VE 1977 wiederum wollte eine umfassende Neuordnung unseres Bun-
desstaates herbeiführen. Jedem dieser drei Entwürfe liegt mit anderen Worten ein eigenes
Konzept zugrunde, und jedes dieser Konzepte verlangt grundsätzlich ein besonderes Ab-
stimmungsverfahren.

Wie bereits früher festgehalten, bietet das geltende Verfassungsrecht grossen Spielraum
für die gesetzliche Ausgestaltung des Abstimmungsverfahrens (Ziff. 171.2). Neben den
bereits dargelegten Abstimmungsmodalitäten lässt die heutige Bundesverfassung gesetz-
liche Bestimmungen insbesondere über vorgängige Konsultativabstimmungen, verbind-
liche Vorabstimmungen über einzelne Punkte oder zu Grundsatzfragen oder die separate,
gleichzeitige Unterbreitung von Alternativen zu einzelnen Punkten zu. Als ebenfalls
verfassungskonform zu bewerten ist ferner die Aufteilung der Totalrevisionsvorlage in
einzelne Sachbereichspakete, über die jeweils separat abgestimmt wird.

Da Gestalt und Konzept einer künftigen Totalrevision heute noch nicht bekannt sein kön-
nen, sollte eine explizite Regelung des Abstimmungsverfahrens auf Verfassungsstufe sich
nicht auf ein einziges Verfahren beschränken. Vielmehr müsste darauf geachtet werden,
den bestehenden Spielraum nicht einzuengen. Entsprechend wäre ein geringer Rege-
lungsgehalt die Folge. Statt bereits heute ein bestimmtes Abstimmungsverfahren auf Ver-
fassungsstufe festzuschreiben, könnte man damit zuwarten, bis die Frage einer To-
talrevision erneut aktuell wird. Wie der Bundesrat in seinem Bericht von 1985 festgehal-
ten hat, hängt die Wahl des Abstimmungsverfahrens "wesentlich vom Inhalt des Verfas-
sungsentwurfs ab, über den Volk und Stände abstimmen müssen. Von Bedeutung wird
ferner das politisch-psychologische Umfeld im Zeitpunkt der Abstimmung sein. Über
beides sind heute keine zuverlässigen Aussagen möglich"83. Diese Ausführungen behal-
ten ihre GültigkeitM.

83 Bericht 1985, S. 134. Vgl. auch Christoph Leuenberger, Die Abstimmungsmodalitäten bei der
Totalrevision der Bundesverfassung, Bern 1978, S. 42 f., 124 ff.

84 Bestätigt werden sie überdies von der Praxis der Kantone. So haben beispielsweise die Kantone
Basel-Landschaft, Solothurn und Bern die Revisionsbestimmungen ihrer alten Verfassungen erst
im Hinblick auf die sich abzeichnende Totalrevision angepasst. Die neuen Verfassungen der
Kantone Basel-Landschaft und Solothum regeln das Abstimmungsverfahren sehr offen (vgl. § 144
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Eine explizite verfassungsrechtliche Regelung des Abstimmungsverfahrens für künftige
Totalrevisionen scheint dem Bundesrat gerade auch aus diesen Überlegungen heraus zum
jetzigen Zeitpunkt verfrüht, es sei denn, man fasse die Bestimmung so, dass der beste-
hende Spielraum nicht eingeschränkt wird.

18 Verhältnis zu hängigen Partialrevisionen

181 Im allgemeinen

Die Verfassungsentwicklung steht nicht still; sie wird vorangetrieben durch Volks-
initiativen und parlamentarische Vorstösse. Solange die geltende Verfassung in Kraft ist,
beziehen sich die Reformbegehren auf den geltenden Verfassungstext, also auf seine
Struktur, Systematik, Terminologie und Numerierung. Es stellt sich jedoch die Frage, wie
Partialrevisionsbegehren, die noch unter der alten Verfassung eingereicht oder bereits von
Volk und Ständen angenommen worden sind, in die neue Verfassung zu integrieren sind.
Es gilt folgende Fälle zu unterscheiden:

- Wird eine Partialrevision der alten Verfassung noch vor dem Abschluss der
parlamentarischen Beratungen über die neue Verfassung angenommen, so kann die
Bundesversammlung die Bestimmung in ihre Vorlage integrieren und-sie gegebenen-
falls formal anpassen. Es stellen sich keine Probleme.

- Probleme können sich ergeben mit Verfassungsänderungen, die angenommen werden
zwischen der Verabschiedung der Vorlage für eine neue BV durch die Bundesver-
sammlung und dem Inkrafttreten der neuen Verfassung. Nach dem Vorschlag des
Bundesrats tritt die neue Verfassung erst einige Zeit nach ihrer Annahme durch Volk
und Stände in Kraft: Ziffer IV Absatz 2 des Bundesbeschlusses über eine nachge-
fühlte BV besagt, dass die Bundesversammlung den Zeitpunkt des Inkrafttretens der
neuen BV bestimmt. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt die alte Verfassung in Kraft und
kann weiterhin geändert werden. Die neue Verfassungsbestimmung muss aber mit
dem Inkrafttreten der neuen Verfassung in diese überführt werden. Dabei stellt sich
die Frage der formellen Anpassung. Zwei Fälle sind zu unterscheiden: Ist der Anstoss
zur Partialrevision vom Parlament ausgegangen, so können Probleme weitgehend
vermieden werden, indem die Partialrevisionsvorlage von der Bundesversammlung
formell, so weit wie möglich auf die neue BV abgestimmt und der Bundesrat
ausdrücklich ermächtigt wird, die Bestimmung systematisch richtig einzuordnen
sowie gegebenenfalls die Terminologie anzupassen. Ist der Anstoss zur Partialrevision
hingegen von einer ausformulierten Volksinitiative ausgegangen, so dürfte der Text
von der Bundesversammlung nicht geändert werden. Hingegen könnte die Bundesver-
sammlung ihren Gegenentwurf auf die neue BV abstimmen. Wird aber die
Volksinitiative von Volk und Ständen angenommen, so bestimmt Ziffer m des

Abs. 3 KV BL, Art. 139 Abs. 3 und 4 KV SO). Etwas einschränkender ist demgegenüber Art. 129
der neuen Berner Verfassung: Neben Eventualanträgen sind Varianten zulässig, über welche vor-
gängig oder gleichzeitig abzustimmen ist (Abs. 3). Vgl. allgemein Urs Bolz, Neuere Totalrevisio-
nen von Kantonsverfassungen - Eine Bestandesaufhahjne, in: Gesetzgebung heute 1992/2, S. 68 f.
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Bundesbeschlusses Über eine nachgefühlte BV, dass die Bundesversammlung diese
Verfassungsbestimmung auch in die neue Bundesverfassung integrieren muss. Die
Bundesversammlung wird die Bestimmung mit der Inkraftsetzung der neuen Bundes-
verfassung formell, an die Struktur und Terminologie der neuen B V anpassen und den
systematisch angemessenen Platz und damit auch die Artikelnummer der neuen
Bestimmung festlegen. Der normative Gehalt dagegen ist unverändert zu übernehmen.
Da die Bundesversammlung bei den Beratungen über die neue Bundesverfassung
nicht an ihren eigenen Nachführungsauftrag gebunden ist, kann sie materiell neues
Verfassungsrecht in die Vorlage einfügen. Es ist daher auch denkbar, dass die Anlie-
gen einer. Volksinitiative zur gegenwärtigen Bundesverfassung in der neuen bereits
verwirklicht sind.

Die gleiche Regelung gilt für Volksinitiativen, die noch vor Inkrafttreten der neuen
Verfassung zur Unterschrift aufgelegt werden, über die aber erst nach deren
Inkrafttreten abgestimmt werden kann.

182 Im besonderen

In seinen Antworten auf verschiedene parlamentarische Vorstösse hat der Bundesrat eine
Prüfung der Begehren für eine Partialrevision im Rahmen der Reform der Bundes-
verfassung zugesichert. Eine Reihe solcher Vorstösse kann mit dem Beschluss über die
neue Bundesverfassung abgeschrieben werden8S. Andere werden in den Erläuterungen
der einzelnen Artikel (Ziff. 212, 222 und 232) erwähnt oder kommen dort als mögliche
Neuerung (punktuelle Änderung) zur Diskussion.

85 Siehe S. l f. dieser Botschaft. Infolge des Verlaufs der Revisionsarbeiten (speziell des Verzichts
auf die im VE 95 vorgeschlagenen Varianten) werden eine Reihe von zunächst zur Abschreibung
vorgesehenen Vorstössen nicht als erledigt betrachtet:
1980 M zu 77.202 Initiative Bern. Bundesverfassung. Änderungen im Bestand der Kantone
(S 10.3.80, Petitions- und Gewährleistungskommission des Ständerates; N 19.6.80),
1980 M zu 78.201 Initiative Neuenburg. Bundesverfassung. Änderungen im Bestand der Kantone
(S 10.3.80, Petitions- und Gewährleistungskommission des Ständerates; N 19.6.80),
1991 P 90.949 Gebietsveränderungen (N 22.3.91, Sonny),
1993 P 91.3303 Einführung des Öffentlichkeitsprinzips mit Geheimhaltungsvorbehalt (N 3.6.93,
Hess Peter),
1993 P 93.3132 Revision des Verfahrens beim Kantonswechsel von Gemeinden (N 17.12.93,
Gross Andreas),

, 1995 P 94.3261 Bericht Über die Lage der Schweizer Städte (N 18.12.95, Gross Andreas),
1995 P 95.3311 Föderalistische Zusammenarbeit im Bundesstaat (S 12.12.95, Loretan).
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19 Übergangsrecht und Anpassungen der Gesetzgebung

191 Übergangsrecht

191.1 Allgemeine Übergangsprobleme

Das Übergangsrecht soll den Übergang von der alten zur neuen Verfassung ordnen. Bei
einer Totalrevision der Bundesverfassung ist dabe.i besonders zu beachten, dass die
Bundesverfassung Grundlage der gesamten staatlichen Rechtsordnung ist. Eine total-
revidierte Bundesverfassung wirkt sich somit auf sämtliches nachgeordnetes Bundesrecht
sowie auf das kantonale Recht aus 86.

Bei der laufenden Verfassungsreform freilich ist dieses Problem entschärft: Die Nach-
führung gibt das gesamte, schon heute geltende Verfassungsrecht des Bundes wieder. Sie
enthält grundsätzlich (zumindest vorläufig) keine materiellen Neuerungen. Gleichwohl
stellen sich zusätzlich zu der bereits diskutierten Frage, wie mit hängigen Volksinitiativen
zu verfahren ist, verschiedene übergangsrechtliche Probleme. Vereinzelt werden Bestim-
mungen der heutigen Bundesverfassung nicht in die nachgeführte Bundesverfassung
übernommen, sondern auf die Gesetzesebene herabgestuft, weil ihre Verfassungs-
würdigkeit verneint wird. Andere Normen wiederum werden als obsolet betrachtet, fallen
somit ersatzlos dahin. Schliesslich muss auch die Frage des Inkrafttretens der neuen
Bundesverfassung erörtert werden.

191.2 Bestimmungen, die nicht in die neue Verfassung aufgenommen
worden sind

Mit der Totalrevision soll die Verfassung gestrafft werden; die neue Verfassung soll
weniger detaillierte Regelungen enthalten, die Normierungsdichte soll herabgesetzt
werden. Zahlreiche bisher in der Verfassung zu findende Bestimmungen werden daher
nicht mehr oder in veränderter, gestraffter Weise in die neue Verfassung aufgenommen.
Dabei sind vier Gruppen zu unterscheiden: Eine Bestimmung kann wegfallen, weil sich
ihr beizubehaltender Gehalt auf dem Weg der Auslegung aus einer anderen Bestimmung
der neuen Verfassung ergibt; sie kann zeitlich begrenzt als Übergangsbestimmung aufge-
nommen werden; sie kann ersatzlos wegfallen oder sie kann auf der Gesetzesstufe
weitergeführt werden.

191.21 Weitergelten ohne Übergangsbestimmung

In vielen Fällen kann auf die Aufnahme einer bisherigen Bestimmung der Bun-
desverfassung in den Text der neuen Verfassung verzichtet werden, weil die Regelung
sich inhaltlich aus einer anderen, umfassenderen Bestimmung ergibt, in ihr schon enthal-
ten ist. Das gilt beispielsweise für mehrere Vorbehalte des kantonalen Vollzugs (wie etwa

86 Bericht 1985, S. 134.
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in Art. 40 BV über das Messwesen), die grundsätzlich in der allgemeinen Regelung von
Artikel 37 Absatz l VE 96 aufgehen. In ähnlicher Weise kann die mögliche Mitwirkung
der Wirtschaftsorganisationen beim Vollzug der wirtschaftsbezogenen Bundesgesetze
(Art. 32 Abs. 3 BV) ohne explizite Nachführung im Wirtschaftsabschnitt bleiben, da der
Artikel 166 VE 96 in Absatz 3 eine entsprechende Möglichkeit in allgemeiner Weise
gewährt. Was einmal geregelt ist, braucht nicht wiederholt zu werden.

191.22 Weiterführung als Übergangsbestimmung

Zwölf Bestimmungen werden als Übergangsbestimmungen (in Art. 185 VE 96) weiterge-
führt. Damit kann bisheriges Verfassungsrecht weitergelten, und der Status quo wird
befristet verfassungsrechtlich sichergestellt. Gleichzeitig aber wird durch die beschränkte
Geltungsdauer der Übergangsbestimmung (z.B. "längstens bis 2006" oder "bis zum Erlass
eines Bundesgesetzes") erreicht, dass an sich nicht der Verfassungsstufe angehörende
.Einzelregelungen wie die Bestimmungen über die Mehrwertsteuer (Art 185 VE 96 Ziff.
10) nicht auf Dauer in der Bundesverfassung verbleiben.

Diese Art der Regelung von Übergangsfragen sollte nur ausnahmsweise angewandt
werden, weil die Aufnahme einer Übergangsbestimmung in die Verfassung das über-
gangsrechtliche Problem nicht eigentlich löst, sondern nur die Antwort hinausschiebt. Es
gibt aber Fälle, in denen eine längere Frist bis zum Erlass einer Bundesgesetzgebung
eingeräumt werden muss.

Die einzelnen Übergangsbestimmungen von Artikel 185 VE 96 sind jeweils einem
Artikel zugeordnet und werden innerhalb der Kommentierung dieses Artikels erläutert.

191.23 Ersatzloses Dahinfallen

Bisherige Verfassungsbestimmungen, die eindeutig nicht mehr zeitgemäss sind oder
jeden denkbaren Anwendungsbereich verloren haben und daher völlig Überflüssig sind,
können ersatzlos gestrichen werden (z. B. Militärkapitulationen Art. 11 BV, Braut-
einzugsgebühren Art. 54 Abs. 6 BV, Abzugsrechte Art. 62 BV, Freizügigkeit gegenüber
auswärtigen Staaten Art. 63 BV).

191.24 Weiterführung auf der Gesetzesstufe

Bisheriges formelles Verfassungsrecht, das weitergeführt werden soll, dem aber der Rang
des materiellen Verfassungsrechts abgesprochen werden muss, wird auf Gesetzesstufe
weitergeführt. Damit kann sich die neue Bundesverfassung auf das Verfassungswürdige
beschränken. Die Weiterführung auf der Gesetzesstufe ist in manchen Fällen bereits
gewährleistet, weil detaillierte Regelungen des bisherigen Verfassungstextes auf der
Gesetzesebene aufgenommen worden sind (z.B. in der Alkoholgesetzgebung). Wenn
hingegen die Detailregelung der alten Verfassung noch nicht Eingang in die
Gesetzgebung gefunden hat, muss sie auf die Gesetzesebene herabgestuft werden. Die
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Kommentierungen de'r einzelnen Artikel werden auf solche Sachlagen aufmerksam
machen. Ausserdem sind in Ziffer 192 dieser Botschaft solche Gesetzesänderungen
summarisch zusammengestellt.

"Die Bundesversammlung bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen B V (Ziff.
IV des Bundesbeschlusses Über eine nachgeführte BV). Damit ist ihr die Möglichkeit
eröffnet, nach der Annahme durch Volk und Stände zunächst die Arbeiten für die
gesetzliche Umsetzung herabgestuften bisherigen Verfassungsrechts an die Hand zu
nehmen und die neue Bundesverfassung erst danach in Kraft zu setzen. Die Bun-
desversammlung ist aber frei, einen anderen Zeitpunkt zu wählen. Die Probleme des
Übergangs von bisherigem Verfassungsrecht zu neuem Gesetzesrecht können auf jeden
Fall ohne rechtliches Vakuum gelöst werden: Ziffer H Absatz 2 des Bundesbeschlusses
über eine nachgeführte BV bestimmt, dass diejenigen Bestimmungen der alten BV, die in
Gesetzesrecht überzuführen sind, bis zum Inkrafttreten der entsprechenden gesetzlichen
Bestimmung weitergelten. So kann vermieden werden, dass in der Geltung dieses Rechts
eine zeitliche Lücke entsteht.

191.3 Inkrafttreten der neuen Verfassung

Nach Artikel 123 Absatz l BV und Artikel 15 Absatz 3 des Bundesgesetzes über die
politischen Rechte (SR161.1) treten Verfassungsänderungen mit der Annahme von Volk
und Ständen in Kraft, sofern die entsprechende Vorlage nicht etwas anderes bestimmt87.
Das sofortige Inkrafttreten wäre denn auch eine der Möglichkeiten, die für die neue
Bundesverfassung zur Auswahl stehen. Die Praxis hat andererseits von der Möglichkeit
einer speziellen Regelung des Inkrafttretens in verschiedener Weise Gebrauch gemacht.
Beispielsweise sah der Bundesbeschluss "über das Abstimmungsverfahren bei Volksini-
tiativen mit Gegenentwurf' vor, dass dieser "ein Jahr nach der Annahme durch Volk und
Stände" in Kraft tritt (BB11987116)88, Einzelne Vorlagen enthielten ein genaues Datum
des Inkrafttretens (z.B. beim Kantonswechsel des Laufentals, BB1 1993 H 874). Weiter
ermächtigten etwa die Bundesbeschlüsse über die Ausgabenbremse und über die
Aufhebung des Spielbankenverbots den Bundesrat, das Inkrafttreten zu bestimmen (BBI
1992 VI58,1994 IH 1803). Diese Kompetenz kann auch ergänzt werden mit der Auflage,
die Vorlage innert eines bestimmten Zeitraums in Kraft zu setzen (so z.B. die
Volksiniüative "für einen arbeitsfreien Bundesfeiertag", BBI 7993 II 871). Die
Inkraftsetzung kann ferner der Bundesversammlung überantwortet werden. Dies ist 1874
bei der Inkraftsetzung der heutigen BV geschehen.

Bei der Regelung des Inkrafttretens der Verfassungsreform ist dem bundesrätlichen
Reformkonzept Rechnung zu tragen. Nachführung, Volksrechtsreform und Justizreform
sollen nach Möglichkeit nicht gleichzeitig als bedingte Vorlagen zur Abstimmung

87 Die Frage der Envahrung des Abstimmungsergebnisses wird nicht behandelt, da der Zeitpunkt der
Erwahrung für das Inkrafttreten nicht massgeblich ist, vgl. Wildhaber in Kommentar BV, Art. 123,
Rz. 17.

88 Letztlich kommt diese Regelung einer Delegation an den Bundesrat sehr nahe: dieser legt nach
Art. 10 Abs. I BPR den Abstimmungstag fest,
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unterbreitet werden; sie sollen im Gegenteil als eigenständige Totalrevisionen ausgestaltet
werden, über die zeitlich gestaffelt abgestimmt wird, die aber miteinander verknüpft sind.

Ein gleichzeitiges Inkrafttreten der drei genannten Vorlagen kann wünschbar sein. Damit
lässt sich vermeiden, dass die Nachführungsvorlage kurz nach ihrem Inkrafttreten bereits
wieder geändert wird. Werden die drei Reformvorlagen nicht gleichzeitig, sondern
zeitlich gestaffelt Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet, ist daher aufgrund der
geltenden Verfassungslage eine ausdrückliche Regelung des Inkrafttretens unerlässlich.
Eine umfassende Delegation der Inkraftsetzung an den Bundesrat würde der staatspoli-
tischen Bedeutung der Verfassungsreform wohl zu wenig Rechnung tragen; ange-
messener scheint, die Kompetenz dazu der Bundesversammlung zu geben. Ziffer IV
Absatz 2 des Bundesbeschlusses über eine nachgeführte BV legt deshalb fest, dass die
Bundesversammlung das Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung bestimmt. Die
Bundesversammlung ist frei, den Zeitpunkt nach den für sie massgeblichen Kriterien zu
bestimmen. Sie kann einen schnellen Wechsel zur neuen Bundesverfassung favorisieren
oder ein symbolträchtiges Datum wählen; sie kann aber auch die gleichzeitige
•Inkraftsetzung von Nachführung und Reformbereichen wählen oder ihre Kompetenz an
den Bundesrat abtreten. Die vorgesehene Regelung erweist sich somit als sehr beweglich;
sie ermöglicht die Berücksichtigung aller denkbaren Gesichtspunkte.

Schließlich sollte die heutige Bundesverfassung formell aufgehoben werden. Aus
rechtlicher Sicht ist dies zwar nicht zwingend (lex posterior derogai, legì priori), drängt
sich aber aus Gründen der Rechtssicherheit und der Verfassungsklarheit auf 89. Ziffer n
Absatz l des Bundesbeschlusses über eine nachgeführte Bundesverfassung trägt diesem
Anliegen Rechnung.

Ziffer n Absatz 2 normiert die Ausnahme dazu: Bestimmungen der bisherigen Bundes-
verfassung, die auf Gesetzesstufe weitergeführt werden sollen, bleiben bjs zum Inkraft-
treten der entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen in Kraft. Für diese Nonnen wird
das Ausserkrafttreten der alten Verfassung also gestaffelt.

192 Notwendige Anpassungen der Gesetzgebung

Bestimmungen der geltenden Verfassung, die keinen Eingang in die neue Verfassung
oder deren Übergangsbestimmungen gefunden haben, müssen auf der Gesetzesebene
weitergeführt werden. Dabei ist zu prüfen, ob sie bereits Eingang in die Gesetzgebung
gefunden haben; ist dies nicht der Fall, so muss die Gesetzgebung entsprechend angepasst
werden. Weiter können sich Bestimmungen der neuen Verfassung auf das bestehende
Gesetzesrecht auswirken und entsprechende Anpassungen erfordern. Diese Gesetzes-
änderungen sollen Gegenstand einer Zusatzbotschaft sein, die später unterbreitet werden
kann. An dieser Stelle soll lediglich eine Übersicht geboten werden.

Sofern die Gesetzesänderungen bis zum Inkrafttreten der neuen BV durchgeführt sein
werden, stellen sich keine speziellen übergangsrechtlichen Probleme. Wo dies nicht der

89 So auch Bericht 1985, S, 135.
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Fall sein wird, greift die vorläufige Weitergeltung der herabzustufenden Bestimmung der
alten BV (s. dazu Ziff. 191.3).

Namentlich in folgenden Fällen erscheint uns eine Anpassung der jeweiligen Gesetz-
gebung nötig:
- Anspruch auf schickliche Beerdigung (Art. 6 und 13 VE 96): Der Anspruch auf ein

schickliches Begräbnis ist grundsätzlich in der Menschenwürde von Artikel 6 VE 96
mitenthalten. Weil das sogenannte kleine Grundrecht des Artikels 53 Absatz 2 BV
nicht mehr ausdrücklich in die BV aufgenommen wird, sollte eine Bestimmung in die
Bundesgesetzgebung eingeführt werden, die die kantonalen Behörden dazu ver-
pflichtet, dem Anspruch stattzugeben.

- Religionsgemeinschaften (Art. 13 VE 96): Die Bestimmung des nicht mehr
weitergeführten Artikels 50 Absatz 3 BV über Streitigkeiten bei der Bildung oder der
Trennung von Religionsgemeinschaften muss ins BG über das Verwaltungsverfahren
(SR 172.021) oder ins BG über die Organisation der Bundesrechtspflege (OG; SR
173.110) aufgenommen werden.

- Kirchensteuern (Art. 13 VE 96): Artikel 49 Absatz 6 BV muss in die Bundes.-
gesetzgebung aufgenommen werden (DBG, SR 642.11l evtl. StHG, SR 642.14).

- Schutz vor Ausweisung (Art. 21 VE 96): Artikel 37 Absatz 2 IRSG (SR 351.1), der
nicht einen so weitgehenden Schutz gewährt wie Artikel 21 Absatz 2 VE 96, ist
entsprechend anzupassen.

- Obergangsbestimmung zur Rothenturm-lnitiative (Art. 62 VE 96): Die im Kommentar
genannten Bestimmungen auf Verordnungsebene reichen nicht aus, um den
Bürgerinnen und Bürgern die entsprechenden Pflichten aufzuerlegen (Legalitäts-
prinzip); deshalb ist ein gesetzlicher Erlass nötig.

- Freizügigkeit (Art. 86 VE 96): Die Gewährleistung der beruflichen Freizügigkeit (Art.
86 Abs. 2 VE 96) ist auf Gesetzesebene zu konkretisieren.

- Golddeckung (Art. 89 VE 96): Weil die Golddeckungspflicht von Artikel 39 Absatz 7
BV nicht weitergeführt wird, werden Anpassungen des Nationalbankgesetzes (NBG;
SR 951.11) und des BG über das Münzwesen (SR 941.10) nötig. (Die Steuerbefreiung
der Nationalbank hingegen ist bereits im Gesetz verankert.)

- Glücksspiele (Art. 97 VE 96): Weil das Spielbankengesetz in Vorbereitung ist, entsteht
kein zusätzlicher Handlungsbedarffür den Bundesgesetzgeber.

- Besteuerung von Frachturkunden (Art. 125 VE 96): Dass Frachturkunden der SBB
von den Kantonen nicht besteuert werden dürfen (Art. 7 ÜB), muss gesetzlich veran-
kert werden.

- Volksinitiative auf Teilrevision der Verfassung (Art. 129 VE 96): Artikel 121bis BV
regelt den Grundsatz des "Doppelten Ja" detailliert für Abstimmungen über
Volksinitiative und Gegenvorschlag; Artikel 129 Absatz 6 VE 96 übernimmt von
dieser Regelung lediglich den Grundsatz; die Details müssen neu auf der Ebene des
Gesetzes (BPR; SR 161J) verankert werden.

- Vemehmlassungsverfahren (Art. 138 VE 96): Die von der BV in den Artikeln 22bis,
27ter, 27quater, 27quin(luies, 32, 34*« 34sexies und 45bis punktuell gewährten Anhö-
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rungsrechte werden durch die allgemeine Regelung von Artikel 138 VE 96 abgedeckt,
sind aber auf der Ebene des Gesetzes ausdrücklich zu verankern.

- Finanzen (Art. 157 und 172 VE 96): Die Aufnahme von Anleihen (Art. 85 Ziff. 10
BV) wird im VE 96 nicht mehr ausdrücklich geregelt. Die Organkompetenz soll von
der Bundesversammlung an den Bundesrat übergehen; dies bedingt die Schaffung
einer gesetzlichen Grundlage im Finanzhaushaltsgesetz (FHG; SR 611.0)90.

- Beziehungen zwischen Bund und Kantonen (Art. 174 Abs. 3 VE 96): Der Bundesrat ist
nicht mehr Genehmigungsinstahz für die Verträge der Kantone unter sich und mit
dem Ausland; er nimmt lediglich davon Kenntnis und erhebt gegebenenfalls Einspra-
che bei der Bundesversammlung. Die Regelung des Genehmigungsverfahrens nach
Artikel 7a VwOG (SR 172.010) ist an Artikel 174 Absatz 3 VE 96 anzupassen, soweit
sie Verträge der Kantone betrifft.

Namentlich in den folgenden Fällen besteht u.E. kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf,
weil die Bestimmungen auf der Ebene des Gesetzes bereits enthalten sind:

- Ehehindernisse (Art. 12 VE 96): Artikel 54 Absätze 2, 3 und 5 B V werden nicht mehr
übernommen. Die Ehehindernisse sind in den Artikeln 96 ff. ZGB geregelt.

- Religiöse Erziehung (Art. 13 VE 96): Der Gehalt von Artikel 49 Absatz 3 BV ist in
Artikel 303 ZGB hinreichend geregelt.

- Verbot von Vereinen (Art. 19 VE 96): Das Verbot von rechtswidrigen oder
staatsgefährlichen Vereinen nach Artikels 56 BV wurde nicht mehr in den Verfas-
sungstext aufgenommen. Es wird in Artikel 275ter StGB geregelt.

- Wasser (Art. 60 VE 96): Die nicht in den VE 96 aufgenommenen Einzelheiten sind
bereits im BG über den Wasserbau (SR 721.100) und im Gewässerschutzgesetz
(GSchG; SR 814.20) enthalten.

- Zusammenarbeit mit privaten Organisationen auf dem Gebiet der FUSS- und Wander-
wege (Art. 72 VE 96): Artikel 37<iuater Absatz 4 BV ist durchgeführt in Artikel 8 des
BG über FUSS- und Wanderwege (SR 704).

- Landesversorgung (Art. 94 VE 96): Da entsprechende Änderungen im Gang sind
(Agrarpolitik 200291). besteht kein zusätzlicher Handlungsbedarf.

- Landwirtschaß (Art. 95 VE 96): Da entsprechende Änderungen im Gang sind
(Agrarpolitik 2002), besteht kein zusätzlicher Handlungsbedarf.

- Absinthverbot (Art. 96 VE 96): Das Absinthverbot des Artikels 32ler BV ist im neuen
Lebensmittelgesetz (LMG; SR 817.0) und in der dazugehörigen Lebensmittel-
verordnung (LMV; SR 817.02) enthalten.

- Gesundheitspolitische Bedürfhisklausel für das Gastgewerbe (Art. 96 VE 96): Diese
kantonale Kompetenz zur Einschränkung der Wirtschaftsfreiheit besteht auch ohne
ausdrückliche Erwähnung in der BV.

90 Vgl, den entsprechenden Vorstoss des Bundesrats aus dem Jahr 1986; BB11986II1369 ff.

^ Vgl. Botschaft zur Reform der Agrarpolitik (Agrarpolitik 2002), BEI 1996IV I.
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- Verbot des Hausierens mit geistigen Getränken (Art. 96 VE 96): Das Verbot des
Artikels 321"ater Absatz 6 BV ist für die gebrannten Wasser in Artikel 41 des
Alkoholgesetzes (SR 680) ausgeführt.

- Pulverregal (Art. 98 VE 96): Sollte das Pulverrega! nach Artikel 41 Absatz l BV
inzwischen aufgehoben werden, kann Absatz 3 gestrichen werden; es besteht kein
zusätzlicher Handlungsbedarf.

- AHV, IV, Berufliche Vorsorge, ALV (Art. 102-105 VE 96): Die Details, die der VE 96
nicht übernommen hat, sind a!le auf Gesetzesebene durchgeführt.

- Interkantonale Auslieferung (Art. 114 VE 96): Artikel 67 BV ist bereits von Artikel
352 StGB (SR 311.0) durchgeführt.

~ Entschädigung der Ratsmitglieder (Art. 140 und 141 VE 96): Die Artikel 79 und 83
BV werden nicht übernommen; die für die Mitglieder der eidgenössischen Räte im
Entschadigungsgesetz (SR 171,21) getroffene Regelung wird als genügend erachtet.

- Vorsitz, Verhandlungsfdhigkeit und erforderliches Mehr (Art. 143 und 150 VE 96):
Die Artikel 143 und 150 VE 96 regeln das Stimm- und Wahlrecht des Präsidenten
(Art. 78 Abs. 3 und 82 Abs. 4 BV) nicht mehr; die Verankerung in den Geschäfts-
reglementen von National- und Ständerat (SR 171.13 und 171.14) wird als genügend
erachtet.

- Vakanzen im Bundesrat und Entlohnung der Mitglieder des Bundesrates (Art. 163 VE
96). Artikel 96 Absatz 3 BV über die Wiederwahl bei Vakanzen und Artikel 99 BV
über die Entlöhnung bringen Selbstverständliches zum Ausdruck. Die Wahl der
Mitglieder des Bundesrates ist in den Ratsreglementen, ihre Besoldung im BG über
Besoldung und berufliche Vprsorge der Magistratspersonen (SR 172.121), das sich
auf Artikel 85 Ziffer 3 BV (Art. 161 Abs. l Bst. e VE 96) stützt, hinreichend geregelt.

- Beizug von Sachverständigen (An. 166 VE 96): Artikel 104 BV ist auf Gesetzesstufe
(Art. 40 VwOG, SR 172.010) verankert.

- Periodische Berichterstattung des Bundesrates (Art. 175 VE 96): Artikel 102 Ziffer 1.6
BV ist durch Artikel 45 GVG (SR 171.11) gesetzlich genügend gewährleistet.

- Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit (Art. 178 VE 96): Die ausführliche
Regelung der Artikel 110,111,114 und 114bis BV ist durch die Bundesgesetzgebung
(OG, SR 173.110; BZP, SR 273; BStP, SR 312.0) umfassend und differenziert
ausgeführt worden.

In verschiedenen Fällen ist die Anpassung der Gesetzgebung näher zu prüfen:

- Redaktionsgeheimnis (Art. 14 VE 96): Die Notwendigkeit einer Aufnahme des durch
Artikel 14 VE 96 gewährleisteten Redaktionsgeheimnisses in die Artikel 16 Absatz 3
des BG über das Verwaltungsverfahren (SR 172.021) und die Artikel 74 ff. des BG
über die Bundesstrafrechtspflege (SR 312.0) ist zu prüfen.

- Schutz vor Ausweisung, Auslieferung und Ausschaffung (Art. 21 VE 96): Es ist
abzuklären, ob in Artikel 7 IRSG (SR 351.1) die Möglichkeit, in bestimmten Fällen
vom vorgeschlagenen Artikel 21 Absatz l VE 96 abzuweichen (vgl. Erläuterungen zu
Art. 21 VE 96), ausdrücklich vorgesehen werden muss.
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- Freiheitsentzug (Art. 27 VE 96): Im Licht der Interpretation von Artikel 27 Absatz 4
VE 96 (vgl. Erläuterungen zu Art. 27 VE 96) ist zu prüfen, ob Artikel 13c Absatz 4
des BG über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (ANAG; SR 142.20)
angepasst werden muss.

- Verbot des Hausierèns mit geistigen Getränken (Art. 96 VE 96): Es ist zu prüfen, ob
ein Verbot des Hausierens mit vergorenen Getränken in Nachführung von Artikel
32quater Absatz 6 BV in das Lebensmittelgesetz einzufügen ist.

- Amtssprachen (Art. 136 VE 96): Betreffend die rätoromanische Sprache bedarf Artikel
136 VE 96 grundsätzlich der Konkretisierung durch das Gesetz; in bestimmten Fällen
ist jedoch von der unmittelbaren Anwendbarkeit auszugchen 92. Bei der Gesetzgebung
über das Rätoromanische als Amtssprache handelt es sich nicht um ein spezifisches
Problem der Nachführung.

Generell sind in allen Bundeserlassen die Ingresse und die Verweise auf Artikel der alten
BV an die neue BV anzupassen. Es ist zu prüfen, ob dies mit einer formellen Gesetzes-
ändenmg oder durch den Bundesrat erfolgen soll.

« BGE122Ia95.
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2 Besonderer Teil

21 Entwurf zu einer nachgefiihrten Bundesverfassung

211 Allgemeine Einführung

Die Nachführung soll die Bundesverfassung in Ordnung bringen und ihre Mängel ab-
bauen, sie soll das Verfassungsrecht gegenwartsnah gestalten und für die Zukunft
aufbereiten; so will es - sinngemäss - der Auftrag der Bundesversammlung aus dem
Jahre 1987 (vgl. Art. 3 des Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 l über die Totalrevision
der Bundesverfassung und Ziff. 124). Mit der nachgeführten Bundesverfassung ist nun
das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht des Bundes möglichst
umfassend, einheitlich, systematisch, zeitgerecht, klar und verständlich kodifiziert
worden. Der Entwurf gibt das Verfassungsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft
so wieder, wie es in den letzten 120 Jahren von Lehre'und Praxis entwickelt, verstanden
und angewendet worden ist - und heute gilt. Der nachgeführte Verfassungstext ist des-
halb ein getreues Abbild des gegenwärtigen Rechtszustandes. Damit ist eine klare und
transparente Ausgangslage geschaffen für weitergehende, erkennbar als Neuerung
bezeichnete Reformanliegen.

211.1 Der Nachführungsauftrag (Hinweise)

Wir haben bereits ausführlich über Sinn und Notwendigkeit einer Erneuerung unserer
Bundesverfassung (Ziff. 114) und das bundesrätliche Konzept der Verfassungsreform
(Ziff. 117), namentlich auch über die Rolle der Nachfuhrung in diesem Prozess (Ziff.
117.1) berichtet. Einlässlich ist dargelegt worden, wie es zum parlamentarischen Nach-
führungsauftrag gekommen ist (Ziff. 123), weiches sein Wortlaut, sein Inhalt und seine
Bedeutung sind (Ziff. 124) und welchen Schwierigkeiten sich der Bundesrat bei der
Erfüllung dieses Auftrags und bei der Ausarbeitung des Entwurfs zu einer nachgeführten
Bundesverfassung gegenübergestellt sah (Ziff. 143). Auch sind erste Charakterisierungen
des Entwurfs vorgenommen worden (Ziff. 118.1 und 143.1). Es geht hier also nur noch
darum, den gesponnenen Faden wieder aufzunehmen, namentlich den Auftrag der Bun-
desversammlung noch einmal in Erinnerung zu rufen (Ziff. 211.1), übertriebene, mit dem
Nachführungsauftrag nicht vereinbare Erwartungen als solche zu kennzeichnen (Ziff.
211.2) und die Entscheidungskriterien aufzuzeigen, die bei der Erarbeitung des Entwurfs
wegleitend waren (Ziff. 211.3). Schliesslich soll das Ergebnis dieser Arbeiten im
Überblick vorgestellt werden; insbesondere sollen einige Kennzeichen des Entwurfs
hervorgehoben werden (Ziff. 211.4), um so die Leserin und den Leser vorzubereiten auf
die detaillierten Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen des nachgeführten
Verfassungsentwurfs (Ziff. 212).

BB11987II963.
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Nach Artikel 3 des mehrfach erwähnten Bundesbeschlusses soll der vom Bundesrat
vorgelegte Entwurf "das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht
nachführen, es verständlich darstellen, systematisch ordnen sowie Dichte und Sprache
vereinheitlichen ".

Die Ausgangslage ist damit umrissen. Die Bundesversammlung möchte die Diskussion
über die Verfassungsrevision gestützt auf einen Verfassungsentwurf führen, der klar,
übersichtlich und in einer modernen Sprache aufzeigt, was heute geltendes Recht ist und
wegen seiner grundlegenden Bedeutung für diesen Staat in die Verfassung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft gehört.

Die nachgeführte Verfassung muss - zwangsläufig - an Bewährtes und Vertrautes
anknüpfen. Sie nimmt Bekanntes auf und führt Bisheriges weiter. Sie ändert nichts an den
in der Vergangenheit getroffenen verfassungsrechtlichen Grundentscheiden und stellt
deshalb auch keinen Bruch dar mit dem gewachsenen Verfassungsrecht. Im Gegenteil,
Der nachgeführte Verfassungsentwurf soll kein umwälzender Neuanfang sein; er ist inso-
fern auch nicht das Ergebnis schöpferischer Eingebung, sondern einer sorgfältigen
Bestandesaufnahme. Und dennoch: Den Verfassungsstoff in seiner Gesamtheit identi-
fizieren und nach Rechts- und Sachgebieten ordnen, die Verfassung von Überholtem und
Zweitrangigem entlasten und Lücken schliessen, das Verfassungsrecht der Wirklichkeit
anpassen und Entwicklungen unter Berücksichtigung des internationalen und richter-
lichen Rechts einfangen, die Regelußgsdichte vereinheitlichen und die Ausdrucksweise
aktualisieren - das sind Aufgaben von höchster verfassungsrechtlicher Relevanz.

Die Verfassungslage so darstellen, wie sie sich heute tatsächlich präsentiert, ist bereits
mehr als blosse Registrierung, mehr als Übernahme und Neuformulierung der vorge-
gebenen Ordnung. Denn mit der Vervollständigung, Neustrukturierung, Entschlackung
und Neuformulierung des Verfassungstextes nimmt die Verfassung auch neuere Erkennt-
nisse der Lehre und die Entwicklungen der Praxis in sich auf. Sie öffnet sich so neuen
Strömungen und Herausforderungen. Das erst befähigt sie überhaupt, ihren Geltungs-
anspruch ungebrochen auch in der Zukunft erheben zu können.

211.2 Möglichkeiten und Grenzen der Nachführung

Die Nachfünrung muss auf das Verfassungsrecht (geschriebenes und ungeschriebenes
Verfassungsrecht, materielles Verfassungsrecht in anderen Erlassen) ausgerichtet sein.
Aber bereits die Eingrenzung dessen, was als verfassungswürdig gilt (also in die
Verfassung aufzunehmen oder daraus zu entfernen .ist), ist schwierig. Gleich verhält es
sich mit der Bestimmung der massgebHchen Behördenpraxis oder der herrschenden Lehre
und mit der adäquaten systematischen Einordnung oder der treffenden Formulierung
einer Norm. Bei umstrittenen Auslegungen hat der Bundesrat primär auf die Behör-
denpraxis abgestellt. Zudem wurde versucht, den Formulierungen keine Meinungen zu-
grundezulegen, die lediglich auf einen Teil der Lehre abgestützt werden können. Die
Übernahme von Regelungen aus internationalen Menschenrechtskonventionen, denen
aufgrund verfassungstheoretischer Überlegungen materiell Verfassungsrang zuerkannt
werden muss, beschränkt sich auf Bestimmungen und Interpretationen, die sich im
schweizerischen Recht und in der schweizerischen Praxis durchgesetzt haben. Bevorzugt
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behandelt wurde die EMRK; die Schweiz hat die Individualbeschwerde nach dieser
Konvention gegen sich zugelassen, und die Entscheide, wirken sich ähnlich aus wie
verfassungsgerichtHche Urteile.

Selbstverständlich kann und soll eine nachgeführte Bundesverfassung nicht alle entschei-
dungsbedürftigen Verfassungsfragen lösen; sie muss sich damit begnügen, offene und
umstrittene Fragen (etwa im Verhältnis Völkerrecht-Landesrecht oder im Verhältnis
Bund-Kantone) als solche kenntlich zu machen. Materielle "Abrundungen" (auch wenn
sie klärend und wohlgemeint sind) haben im Nachführungskonzept ebenso wenig Platz
wie rechtspolitische Neuerungen. Im übrigen wurde bei strittigen Punkten möglichst die
Nähe zum geltenden Verfassungstext gesucht. Freier war man in der Gestaltung der
Nachführung dort, wo Konsens über die gelebte Verfassungswirklichkeit besteht. Wer-
tungen, Entscheidungen, Akzentsetzungen sind allemal damit verbunden. Dessen war
man sich schon bei den parlamentarischen Beratungen der Jahre 1986/87 bewusst. Auch
Über die Auswirkungen von Veränderungen war und ist man sich weitgehend einig:
Werden Verfassungsbestimmungen auf die Gesetzesebene herabgestuft, verlieren sie ihre
erhöhte Bestandeskraft - und umgekehrt. Neue Formulierungen eröffnen zudem immer
auch neue Möglichkeiten der Akzentsetzung und Interpretation.

Solche wirklichen oder vermeintlichen Akzentverschiebungen sind bei einem "aggiorna-
mento" des Verfassungsrechts unabdingbar und Meinungsverschiedenheiten darüber
kaum zu vermeiden. Wichtig ist die Herstellung von Transparenz: Das Ergebnis der
Aufarbeitung und Neugestaltung muss nachvollziehbar und begründbar sein, das ist das
Minimum. Hingegen kann von einer Nachführung nicht erwartet werden, dass sie alle
offenen Verfassungsfragen klärt und in allen Bereichen mit fortschrittlichen Neuerungen
aufwartet.

Ein ernstzunehmendes politisches Problem stellt die Gefahr dar, dass in der politischen
Ausmarchung über den nachgeführten Verfassungstext einmal erzielte Kompromisse
aufbrechen könnten. Sicher wird man auch versucht sein, im Rahmen der "Nachführung"
da und dort (scheinbar) längst fällige "Korrekturen" am alten Verfassungsrecht vorzu-
nehmen. Damit stellt sich das Problem der verkraftbaren Neuerungen. Die Erfahrungen in
den Kantonen zeigen, dass dabei Zurückhaltung geboten ist. Im übrigen entspräche es
nicht dem parlamentarischen Auftrag und dem Konzept des Bundesrates, nun den Ver-
fassungsentwurf mit einer Vielzahl von Varianten (punktuellen Neuerungen) zu ergänzen.
Denn dies käme - wie bereits erwähnt -, indirekt einer verkappten materiellen Total-
revision der Bundesverfassung gleich. Der Bundesrat hat deshalb bewusst auf Varianten
im Verfassungstext verzichtet und stattdesseh ganze Bereiche der Revision unterzogen.

Kaum zu befürchten ist, dass die Nachführung der Bundesverfassung zu einer Zemen-
tierung des Verfassungsrechtes führen wird. Dieses Argument lässt sich allein schon des
Instrumentes der Volksinitiative wegen nicht aufrechterhalten. Die Initiative auf Partial-
révision (bzw. neu auch die allgemeine Volksinitiative) wird weiterhin das Mittel sein,
politische Anliegen auf Verfassungsstufe (bzw. auf Gesetzesstufe) einzubringen und so
das Verfassungsrecht den Bedürfnissen der Zeit anzupassen. Auch wird das Bundes-
gericht nicht umhinkönnen, das Verfassungsrecht am konkreten Fall weiterzuentwickeln
und entscheidungsbedürftige Fragen aufzugreifen. Die Verfassung wird also "living
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instrument" bleiben. Nur so hat sie Übrigens eine Chance, ihre Steuerungsfunktion beizu-
behalten.

Der Rückgriff auf die historisch gewachsene Praxis und Lehre zum bisherigen
Verfassungsrecht wird mit der Nachführung nicht abgeschnitten. Die grammatikalische
Auslegung, die auf den Wortlaut abstellt, hat zwar in der Praxis des Bundesgerichts eine
relativ grosse Bedeutung. Namentlich bei neueren Bestimmungen wird aber der Wille des
historischen Gesetzgebers nie übergangen. Da es sich um eine Nachführung der Bun-
desverfassung handelt, müsste sich das Bundesgericht dort, wo sich die Behörden nicht
ausdrücklich zu einer Neuerung bekennen, ohnehin an der bisherigen Praxis und Lehre
orientieren. So wird auch im Kommentar von Walther Burckhardt zur Bundesverfassung
von 1874 immer wieder auf die 48er-Verfassung zurückgegriffen und verwiesen. Um so
mehr müsste dies bei einer nachgeführten Verfassung der Fall sein, die sich willentlich
bemüht, "Identifikations- und Traditionsanschlüsse" (K. Eichenberger) mit dem bisheri-
gen Recht herzustellen.

211.3 Entscheidmaximen

Verschiedentlich ist angeklungen, dass sich der Bundesrat bei der Erarbeitung des
Entwurfs zu einer nachgeführten Bundesverfassung von bestimmten Prinzipien hat leiten
lassen. Massgebend waren dabei selbstverständlich in erster Linie die im Artikel 3 des
Bundesbeschlusses vom 3. Juni 1987 über die Totalrevision der Bundesverfassung enthal-
tenen Vorgaben sowie die Ausführungen, die dazu in den Kommissionen und im Plenum
der beiden Räte gemacht worden sind (vgl. Ziff. 124.2). In Zweifelsfällen hat sich der
Bundesrat zudem von folgenden Maximen leiten lassen:

1. Oberstes Prinzip ist die Transparenz; nur Gesichertes gehört in die Verfassung, und
"Grauzonen" sind in den Erläuterungen als solche kenntlich zu machen.

2. Bei der Nachführung darf nicht rechtspolitisches Wunschdenken Platz greifen;
"Abrundungen" haben zu unterbleiben und offene oder strittige Fragen sind als solche
zu kennzeichnen; der parlamentarische Nachführungsauftrag gebietet die Optik eines
"aufgeklärten Konservativen".

3. Im Zweifelsfall und bei neueren Bestimmungen (Moorschutz, Alpentransit,
Fortpflanzungsmedizin) empfiehlt sich die Anlehnung an den bisherigen Text.

211.4 Kennzeichen des nachgeführten Verfassungsentwurfs

Der Verfassungsentwurf hat über die Leitlinien der Nachführung hinaus vielen Ansprü-
chen gerecht zu werden: er muss bürgernah sein, die Gegenwart und die Wirklichkeit
einfangen, er darf die Europafrage nicht präjudizieren und soll konsensfähig sein. Wird er
diesen (und weiteren) Ansprüchen gerecht ?
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Zur Bärgernähe
Der Verfassungsentwurf ist übersichtlich und zeichnet sich aus durch einen klaren
Aufbau und eine einfache Sprache. Die Bürgerinnen und Bürger können sich im Text zu-
rechtfinden. Sie finden die Grundrechte vollständig aufgelistet und die politischen Rechte
in einem separaten Titel zusammengefasst. Sie können die Zuständigkeiten des Bundes
klar erkennen und die Befugnisse der Bundesbehörden auf einen Blick erfassen.

Zur Gegenwartsnähe
Der Verfassungsentwurf gibt das heute geltende Recht wieder. Er übernimmt die vom
historischen Verfassungsgeber getroffenen Grundentscheide. Doch trotz der massgeben-
den Verankerung in der Geschichte und trotz der bestimmungsgemässen Zukunftsorien-
tierung ist der Verfassungsentwurf vorallem der Gegenwart verpflichtet Er versucht, in
Inhalt, Form und Stil zeitgemäss zu sein.

Zur Wirklichkeitsnähe
Der Verfassungsentwurf bringt das Verfassungsrecht in Einklang mit der Verfas-
sungswirklichkeit. Er nimmt das ungeschriebene Verfassungsrecht auf, lässt Entbehr-
liches weg, aktualisiert die Zweckbestimmungen, betont die Schutzbedürftigkeit des
modernen Menschen, macht den Sozialstaat besser sichtbar, vermittelt ein zutreffenderes
Bild schweizerischer Bundesstaatlichkeit und grenzt die Befugnisse der Bundesbehörden
klarer voneinander ab.

Zur Weltoffenheit
Der Verfassungsentwurf bekennt sich zu einer auch nach aussen solidarischen Schweiz
(z.B. im Zweckartikel), bleibt aber den traditionellen Werten treu. Der Entwurf nimmt
internationales Recht - soweit für die Schweiz bindend - massvoll auf (z.B. die Verfah-
rensgarantien der EMRK) und statuiert für alle Benörden die Beachtung des Völker-
rechts, hütet sich aber, nicht gefestigte Meinungen zu verankern. Und schüesslich: Der
Verfassungsentwurf ist nicht auf einen Integrationsschritt ausgerichtet. Insofern ist er
europaneutral.

Zur Konsensföhigkeit
Der Verfassungsentwurf ist eine redliche Darstellung des heute geltenden Rechts. Er
bringt das Verfassungsrecht so zur Geltung, wie es heute gilt und gelebt wird. Damit
sollte ihm eigentiich die Zustimmung von Volk und Ständen gewiss sein, sofern nur diese
"Bestandesaufnahme" gewünscht wird; aber bereits das ist viel, weil das geltende Recht
häufig nicht ausreichend bekannt ist und der Stand der Rechtsentwicklung regelmässig
verkannt wird.

Die prägenden Merkmale

Der neue Entwurf kann alles in allem folgendennassen gekennzeichnet werden (vgl. dazu
auch die Ziff. 118.1 und 143.1 sowie die Einleitungen zu den einzelnen Titeln und
Kapiteln):
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1. Der nachgeführte Verfassungsentwurf gibt das geltende Verfassungsrecht wieder und
erhebt selbst nicht den Anspruch, Lösungen anzubieten für weitergehende Reform-
anliegen. Er stellt jedoch dafür eine wichtige Voraussetzung dar.

2. Der Verfassungsentwurf nimmt die traditionellen Werte und Instituttonen und die
geschichtlich gewachsenen Strukturen unseres Staates auf und vermittelt sie der
heutigen und den künftigen Generationen in neuer Form. Die vom historischen Ver-
fassungsgeber getroffenen Grundentscheide und die uns vertrauten politischen
Maximen, Leitsätze und Strukturprinzipien prägen deshalb auch den neuen Entwurf.

3. Der Verfassungsentwurf ist - trotz der massgeblichen Verankerung in der Ver-
gangenheit und trotz wesensgemässer Öffnung auf die Zukunft - in erster Linie der
Gegenwart verpflichtet. Der Entwurf gibt den heutigen Erkenntnisstand wieder und
versucht, in Inhalt, Form und Sprache gegenwartsnah zu sein.

4. Der Verfassungsentwurf strebt in der Normierung des Verfassungsrechts (massvoll)
Vollständigkeit im Grundsätzlichen, Einheitlichkeit, Einfachheit und Verständlichkeit
an. Entbehrliches wird weggelassen, die Lücken (z.B. im Grundrechtsbereich) sind
geschlossen, die Dichte ist vereinheitlicht und die Sprache aktualisiert worden.

5. Der Verfassungsentwurf zeichnet sich aus durch einen einfachen Aufbau. Dies
ermöglicht den Überblick, erleichtert den Zugang zum Inhalt und fördert das Ver-
ständnis. Die Strukturprinzipien unseres Staates (Demokratie, Rechtsstaatlichkeit,
Bundesstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit) werden besser kenntlich gemacht, und die
wichtigsten Verfassungsbereiche (Grundrechte, Volksrechte, Stellung der Kantone,
Zuständigkeiten, Behördenbefugnisse) werden zusammenfassend dargestellt.

6. Im Einleitungsteil des Verfassungsentwurfs werden die Grundentscheide des schwei-
zerischen Verfassungsgebers (z.B. BundesstaatHchkeit und Rechtsstaatlichkeit) sowie
gewisse Verfassungsprinzipien bzw. Grundsätze des staatlichen Handelns (z.B. das
Legalitätsprinzip, das Erfordernis des öffentlichen Interesses, das Verhältnismässig-
keitsprinzip) neu oder besser ins Licht gerückt.

7. Die Grundrechte sind in einem ausführlichen Katalog aufgeführt, darin einge-
schlossen die Rechtsschutz- und Verfahrensgarantien; die Schranken sind ausdrück-
lich geregelt. Durch die betonte Hervorhebung in der Systematik des Entwurfs soll
die Bedeutung der Grundrechte für Individuen und Staat besser sichtbar gemacht
werden. Gleiches gilt für die in einem eigenen Titel behandelten Volksrechte.

8. Das Verhältnis von Bund und Kantonen wird umfassender als bisher geregelt und zu
einem einheitlichen Bild moderner schweizerischer Bundesstaatlichkeit zusammen-
gefügt. Dabei stösst der Entwurf gelegentlich in Dimensionen vor, die in der Verfas-
sungswirklichkeit zwar angelegt, aber teilweise erst als Entwicklungstendenzen er-
kennbar oder bloss als politische Handlungsmaximen zu bezeichnen sind (Subsidiari-
tätsprinzip, solidarisches Verhalten von Bund und Kantonen, Umsetzung' von
Bundesrecht usw.). Die Zuständigkeiten des Bundes sind im Verfassungsentwurf
nach sachlichen Kriterien gruppiert und um einiges knapper dargestellt. Das gilt auch
für die Wirtschafts- und Sozialordnung.
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9. Die Bundesbehörden und ihre Befugnisse sind übersichtlicher geregelt; die stärkere
Untergliederung trägt wesentlich zur Klärung bei.

10. Sprache, Begrifflichkeit und Stil des Verfassungsehtwurfs sind nüchtern gehalten und
vom Bemühen getragen, nahe beim allgemeinen Sprachgebrauch zu bleiben. Der her-
gebrachten Fachsprache und der entstehungsbedingten Wortfülle hat man, namentlich'
bei neueren Verfassungsbestimmungen, nicht immer ausweichen können. Dennoch
hält sich der Entwurf sprachlich in der Mitte zwischen Allgemeinverständlichkeit und
juristischer Begrifflichkeit.

Zusammenfassende Bemerkungen

Bei der Nachführung der Bundesverfassung geht es im Grunde genommen darum, der
heutigen und der kommenden Generation die geschichtlich gewachsenen Institutionen
und Werte unseres Bundesstaates neu verfasst zu vermitteln. Das Verfassungsrecht soll
auf den heutigen Stand gebracht werden, und es soll den Bürgerinnen und Bürgern be-
wusst gemacht werden, was heute schon gilt. Auf diese Weise wird eine klare und
transparente Ausgangslage geschaffen für weiter(gehend)e Reformen. Die Adressatinnen
und Adressaten werden sich im Text wieder zurechtfinden können. Das erleichtert die
Identifikation mit der Verfassung. Zudem stellt die Möglichkeit der Abstimmung über
diesen Text eine willkommene Gelegenheit dar für eine demokratische Bekräftigung des
Verfassungsrechts einschliesslich derjenigen Grundsätze und Normen, die durch die
bundesgerichtliche Praxis oder den Abschluss völkerrechtlicher Verträge entwickelt
worden sind.

Die Nachführung der Verfassung hat also durchaus ihren Eigenwert, denn nicht jede Neu-
überprüfung des Grundgesetzes muss zwangsläufig zu grundlegenden Änderungen
führen. Schon im 19. Jahrhundert endeten viele Ansätze zu umfassenden Revisionen in
den Kantonen und im Bund weitgehend bei einer Bestätigung des Überkommenen und
Bewährten. Die Verfahren waren deshalb nicht unnütz, wie Max Imboden in seiner
Schrift "Verfassungsrevision als Weg in die Zukunft" 1966 formulierte: "Eine Verfassung
kann nicht nur im Inhalt, sondern auch im Profil, in den Ausstrahlungen nach der Höhe
und nach der Tiefe, erneuert werden"2. Das trifft für den Entwurf zu einer nachgeführten
Bundesverfassung in ausgesprochenem Masse zu. Man kann Imboden auch diesbezüglich
zustimmen: "Neuschöpfung der Verfassung heisst vor allem Bewusstmachung"3.

2 Max Imboden, Verfassungsrevision als Weg in die Zukunft, Bern 1966, S. 27.
3 Max Imboden, a.a.O., S. 31.
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212 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Präambel

Die Präambel stellt uns feierliche, würdevolle Einleitung zur Verfassung dar. Ihr Gehalt
ist symbolischer Art. Sie lässt in konzentrierter Form den "Geist der Verfassung" zu Wort
kommen und bereitet damit auf den ihr folgenden Verfassungstext vor. Einen normativen
Wert hat sie nicht, auch wenn die Lehre teilweise anderer Meinung ist l. Sie ist eine ein-
leitende Formel, die man von alters her als Eingang von Verträgen kennt. In einer Verfas-
sung unterstreicht sie den Gründungscharakter; sie bekräftigt den Willen zur Staatlichkeit
und soll in gewissem Mass, die Richtung aufzeigen, in die der Staat sich entwickeln
soll 2.

Aus den Vernehmlassungen lässt sich ersehen, dass die Präambel, auch wenn sie keine
Rechtswirkung zu entfalten vermag, die Gemüter bewegt. Sie hat eine wahre Welle von
Reaktionen ausgelöst: Nahezu 100 Parteien (oder deren Sektionen) und verschiedene Or-
ganisationen haben, neben 6400 Privaten, ihre Meinungen zur Präambel vernehmen
lassen. Die inhaltliche Spannweite dieser Eingaben ist gross. Viele Vernehmlassungen
enthalten ausformulierte Textvorschläge für eine Präambel; auch hier ist die Vielfalt
beträchtlich. Aus der grossen Zahl von Eingaben lassen sich aber trotzdem zwei klare
Tendenzen ablesen:

Sehr viele Eingaben wollen die Anrufung Gottes (invocatio dei) in der Präambel
beibehalten3. Es sei hier in Erinnerung gerufen, dass die Gewährleistung der Glaubens-
freiheit (Art. 13 VE 96) Bund und Kantonen jedes diskriminierende Verhalten gegenüber
irgendwelchen Religionen untersagt (eingeschlossen die Entscheidung zu einer
areligiösen Lebens- und Weltanschauung)4. Die Anrufung Gottes stellt eine alte
Tradition dar, die sich bis in die ersten Bündnisse, welche unter den alten Eidgenossen
geschlossen wurden, zuriickverfolgen lässt. Ihre Aufnahme in die Präambel der neuen
Bundesverfassung stellt einen hochbedeutsamen Traditionsanschluss dar. Inhaltlich soll
die invocatio dei daran erinnern, dass neben den Menschen und dem Staat eine höhere

1 Vgl. Aubert in Kommentar BV, Präambel, Rz. 6 und 19 (m. w. H.). Vgl. auch Peter Saladin, Zur
Präambel einer revidierten Verfassung, in Zeitschrift 4/1996, S. 270 f. (m. w. H.).

2 Zum Zusammenhang zwischen den in der Präambel aufgezählten Zielen und dem Zweckartikel
vgl. Peter Saladin, Zur Präambel einer revidierten Verfassung, in Zeitschrift 4/1996, 274; zu Inhalt
und Funktion einer Präambel vgl. Leonie Waser-Huber, Die Präambeln in den schweizerischen
Verfassungen, Diss. Bern 1988, S. 140 ff.

3 Für die Anrufung Gottes: 4 im Parlament vertretene Parteien (CVF, EDU, EVP, SD), 30 Organisa-
tionen (u.a. SBK-2, RKZ, SEK, CNG), 5916 Private; dagegen: 2 im Parlament vertretene Parteien
(SP, SFP), 2 andere Parteien (SP-F/CH, SP-F/ZH), 9 Organisationen (u.a. RSE, SVSS-1, SGF),
189 Private.

4 Vgl. Peter Saladin, Zur Präambel einer revidierten Verfassung, in Zeitschrift 4/1996,272 f.
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Macht existiert, womit der Wert des Irdischen relativiert wird. Angesichts der
verschiedenen Religionen und Weltanschauungen darf diese Macht nicht nur im christli-
chen Sinne verstanden werden; der Staat darf keine bestimmte Glaubensüberzeugung für
verbindlich erklären, und jede Person kann "Gott dem Allmächtigen" einen persönlichen
Sinn geben.

Zweitens geht aus den Vernehmlassungen zum VE 95 der Wunsch hervor, die Präambel
solle nicht auf ein absolutes Minimum reduziert werden. Viele Vernehmlasser Hessen
sich dahingehend verlauten, es sei schade, dass die Werte und Prinzipien, auf die unser
Staat aufgebaut sei, nicht mehr in der Präambel figurierten - wobei über eben diese Werte
durchaus Meinungsverschiedenheiten bestehen. Die sehr kurze Präambel im VE 95 ist
nicht in der Meinung vorgelegt worden, in der neuen Verfassung auf einen, ausführliche-
ren Text zu verzichten, sondern der Bundesrat wollte gerade in dieser Frage die Volks-
diskussion und ihre Ergebnisse abwarten.

Der Text der Präambel, der in diesem Entwurf vorgelegt wird, trägt den Besorgnissen und
Wünschen Rechnung, So wird die Anrufung Gottes, welche auch am Ende des 20. Jahr-
hunderts nichts von ihrer Aktualität eingebüsst hat, ohne Änderung übernommen.

Es folgt die Bezeichnung der Handelnden. Entgegen der Verfassung von 1874 beschliesst
nicht mehr die "Schweizerische Eidgenossenschaft" die Annahme der Verfassung, son-
dern "das Schweizer Volk und die Kantone", was der Entstehungsgeschichte der Verfas-
sung und dem Ursprung ihrer Legitimität gerechter wird.

Die Präambel nennt sodann die Gründe ßr die Verfassungsgebung. Sie lassen sich
insgesamt kennzeichnen als Aktualisierung der grundlegenden Werte, die in unserer
Gesellschaft zugleich als Leitvorstellungen anerkannt sind und tatsächlich gelebt werden
- wie gebrochen auch immer. Die Anrufung dieser Grundwerte hält in eigentümlicher
und bedeutungsvoller Weise die Balance zwischen einer durchaus auch Selbstbewusstsein
ausstrahlenden Tatsachenbeschreibung und einer Selbstverpflichtung, die sich der
eigenen Defizite bewusst zeigt.

Die sogenannte Erzählung (narratio) hebt an mit der Gründungserinnerung und
-erneuerung, um dann zu den traditionellen Werten "Freiheit, Unabhängigkeit und Frie-
den" und den in der gegenwärtigen Zeit für unser Land besonders wichtigen Werten
"Solidarität und Offenheit gegenüber der Welt" überzugehen. Die innere Spannweite der
damit angesprochenen Wertvorstellungen ist gewollt; sie ist charakteristisch für die
"Vielfalt in der Einheit" und erfordert zwingend unseren "Willen, in gegenseitiger
Toleranz und Achtung" zu leben. Mit diesem Doppelbegriff bezeichnet die Präambel das
gesellschaftlich absolut Unverzichtbare, wenn überhaupt ein Staat gebildet werden soll5.
Schliesslich öffnet die narratio mit der "Verantwortung gegenüber den künftigen
Generationen" den Blick in die Zukunft. Angezielt ist eine Haltung, die sich in einem
- ökologisch, sozial und wirtschaftlich - sorgsamen Umgang mit den Lebensgrundlagen
bewährt. Es geht darum, mit diesen im gesamten Staatshandeln so umzugehen, dass sie

5 Vgl. das unauflösbare Ineinander von Grundkonsens und Verfassung bei J. P, Müller, Demokra-
tische Gerechtigkeit, München 1993, S. 20-28.
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auch den zukünftigen Generationen noch zur Verfügung stehen. Dieses Bekenntnis zum
Prinzip der Nachhaitigkeit und der Verantwortung für die künftigen Generationen ist als
Grundentscheid bestimmt verfassungswürdig6. Zugleich verdeutlicht der Bück auf die
Zukunft die Begrenztheit unserer eigenen Situation und lässt dadurch die mit mensch-
lichem Sein stets verbundene Endlichkeit bewusst werden. Dieses Bewusstsein ist es, das
uns bewegt, die Präambel mît der invocatio dei zu beginnen.

1. Titel: Die Schweizerische Eidgenossenschaft

Der erste Titel des Verfassungsentwurfs enthält fünf für die Schweizerische Eidgenossen-
schaft konstitutive Bestimmungen zur bundesstaatlichen Zusammensetzung (Art. l und
3), zum Staatszweck, zu den Grundsätzen des staatlichen Handelns und zu den Landes-
sprachen. Alle diese Artikel haben einen Bezug zu den in der Einleitung erwähnten
Kennzeichen der Verfassung, zu den Prinzipien der Bundesstaatlichkeit, der Demokratie,
der Rechtsstaatlichkeit, der Sozialstaatlichkeit und sogar der Kulturstaatlichkeit, gilt doch
die Sprache zu Recht a!s hervorragendes Kulturmerkmal. Die Bestimmungen des einlei-
tenden Titels geben der Aussage, die Schweiz sei ein föderalistischer, demokratischer und
sozialer Rechtsstaat7, eine nähere Bedeutung. Artikel 3 nennt die wichtigsten Aspekte der
bundesstaatlichen Organisation der Schweizerischen Eidgenossenschaft und verweist so
auf die in den Artikeln 34 ff. enthaltenen bundesstaatlichen Grundsätze.

Artikel l Bestand

Artikel l VE 96 entspricht dem geltenden Artikel l BVB.

Die Bestimmung hält fest, aus welchen Gliedstaaten die Schweizerische Eidgenossen-
schaft gebildet wird. Mit der Aufzählung der Kantone werden ihre Zahl und ihr Bestand
verbindlich festgelegt. Auch künftig kann eine Änderung im Bestand der Kantone nur im
Verfahren der Verfassungsrevision erfolgen. Die heute aus Artikel l BV abgeleiteten
weiteren Grundsätze betreffend Veränderungen im Bestand und im Gebiet der Kantone
werden nicht in Artikel l VE 96, sondern in Artikel 44 VE 96 nachgefiihrt.

Aufgrund der Kritik der Konferenz der Kantonsregierungen und vieler Kantone wurde
die etwas statische Ausdrucksweise im VE 1995 durch die entstehungsgeschichtliche
ersetzt, nach der die Kantone "in ihrer Gesamtheit" die Schweizerische Eidgenossenschaft
bilden9. Damit ist deutlicher zum Ausdruck gebracht, dass nicht nur geschichtlich,

in diesem Sinn auch P. Saladin, Zur Präambel einer revidierten Verfassung, in: Zeitschrift 4/1996,
S. 274.

Vgl. dazu Ziff. 112.

Die Bestimmung entspricht Artikel l VE 95.

Diese Wendung entspricht übrigens dem Verfassungsentwurf Baumgartner/Rossi von 1832 und
dem Verfassungsentwurf der Tagsatzung von 1833, während nach dem ausführlicheren Art. l der
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sondern auch systematisch der Aufbau des Bundesstaates von unten, d. h. von den Kan-
tonen und ihren Bevölkerungen her aufzufassen ist.

Obwohl die Reihenfolge der Kantone keine rechtliche Bedeutung mehr hat, wird die Auf-
zählung der geltenden BV übernommen. Zuerst werden die drei Vororte nach dem Bun-
desvertrag von 1815 genannt, anschliessend die übrigen Kantone in der Reihenfolge ihres
Eintritts in den Bund. Eine andere Reihenfolge drängt sich nicht auf, auch wenn Ver-
nehmlasser vereinzelt die alphabetische oder eine nach dem Eintritt in den Bund chrono-
logische Reihenfolge gefordert haben oder eine Aufzählung, welche die lateinischen
Kantone nicht am Schluss aufführt.

Nach geltendem Verfassungsrecht sind auch die Halbkantone gleichberechtigte Bundes-
glieder lo. Soweit für die Halbkantone anderes Recht gilt als für die anderen Kantone,
wird dies in den betreffenden Bestimmungen ausdrücklich festgehalten (Standesstimme:
Art. 131 Abs. 4 VE 96, Ständeratssitz: Art. 140 Abs. 2 VE 96). Um unnötige Diskussio-
nen über den Status der Halbkantone zu vermeiden, werden die Kantonsteile nicht mehr
wie in Artikel l BV in einer Klammer bezeichnet; vielmehr werden die Halbkantone in
die Aufzählung integriert. Gegenüber der im VE 95 vorgeschlagenen Bestimmung
werden jedoch auf Wunsch der betroffenen Kantone und der Konferenz der Kantonsre-
gierungen die Halbkantone in der Aufzählung durch die Konjunktion "und" einander
zugeordnet.

Der aus den Kantonen gebildete Gesamtstaat wird in Artikel l mit dem Begriff der
"Schweizerischen Eidgenossenschaft" bezeichnet, während sonst die Bezeichnungen
"Bund" und "Kantone" verwendet werden n. Der Begriff "Schweizerische Eidgenossen-
schaft" ist gegenüber der bundesstaatlichen Binnenorganisation neutral. Diese Begriff-
lichkeit soll keine Stellungnahme zur sogenannten dreigliedrigen Bundesstaatslehre
anzeigen, die über die Verfassungsordnungen des Bundes und der Kantone zusätzlich
eine Gesamtverfassung stellt. Die von den jeweiligen Verfassungen begründeten Ord-
nungen des Bundes und der Kantone sind als selbständige und nicht als Teilrechtsord-
nungen aufgefasst; diese Lösung fordert schon das Selbstverständnis der Kantone, das in
den Bezeichnungen der Kantone als Staat, État oder République zum Ausdruck gelangt
und auf die Eigenstaatlichkeit der Kantone verweist, die von der BV wie vom VE 96 mit
dem Attribut der kantonalen Souveränität anerkannt wird. Ausfluss dieser Konstruktion
des bundesstaatlichen Gefüges ist auch die unbestrittene Gleichheit der Kantone; sie
entspricht im Rechtsvergleich der Bundesverfassungen einem allgemeinen Grundsatz von
der Gleichheit der Gliedstaaten im BundesstaatI2.

geltenden Bundesverfassung "die durch gegenwärtigen Bund vereinigten Völkerschaften" der
Kantone "in ihrer Gesamtheit die Schweizerische Eidgenossenschaft" bilden.

10 Aubert in Kommentar BV, Art. I, Rz. 37 f.
11 Die Verwendung des Begriffs "Staat" bzw. "staatlich" z.B. in Art. 4 zeigt nur an, dass Bund und

Kantone gemeint sind, ist also Sammelbegriff für den Zentralstaat und die Gliedstaaten.
12 Vgl. Dietrich Schindler (senior), Die Gleichheit der Kantone im Bundesstaat, in: Recht, Staat,

Völkergemeinschaft, Ausgewählte Schriften aus dem Nachlass, Zürich 1948, S. 147 ff.; Hans
Huber, Die Gleichheit der Gliedstaaten im Bundesstaat, in: Österreichische Zeitschrift für
öffentliches Recht, Bd. 18 (1968), S. 247 ff.
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Artikel 2 Zweck

Artikel 2 VE 96 übernimmt in einer aktualisierten Form den geltenden Artikel 2 B V l3.

Eine Verfassung ist für die Bewältigung künftig sich stellender Probleme in einer noch
weitgehend unvorhersehbaren Situation geschrieben; so hat sie in ihrer Anlage eine deut-
lich erkennbare Zukunfts- und Zielausrichtung, d. h. sie nimmt eine Orientierungs-
funktion wahr. In Artikel 2, dem Zweckartikel des VE 96, wird dem verfassten Staat ein
substantieller Zweck als Basis seiner Existenz zugrundegelegtw. Artikel 2 orientiert sich
an der klassischen Viergh'edrigkeit des Staatszwecks: Freiheits-, Sicherheits-, Gemein-
schafts- und Wohlfahrtszweck; hinzu kommt für jeden Bundesstaat die Funktion, die in
ihm verbundenen Gliedstaaten zu einer politischen Gemeinschaft zu integrieren (Bundes-
oder Integrationszweck; vgl. Art, 3 VE 96). Grundsätzlich haben alle Bundeszwecke das
gleiche Gewicht. Es gibt keine allgemeine Rangordnung und keine allgemeingültigen
Kriterien, nach denen Konflikte zwischen den Staatszwecken oder -zielen zuverlässig
gelöst werden könnten. Die Staatszwecke lassen sich in eine Vielzahl von konkreteren
Zielen der Staatstätigkeit auffächern, wie dies in manchen Kantonsverfassungen ge-
schieht (vgl. auch Art. 33 VE 96); das Staatswesen wird jedoch weniger durch solche
konkreten Zielbekenntnisse als durch die tatsächliche Staatstätigkeit und durch die
erbrachten Leistungen charakterisiert (siehe die Kompetenzen des Bundes im Aufga-
benteil). Im übrigen ist es schwierig, übergeordnete Ziele von eigentlichen Mitteln zur
Verfolgung der Ziele abzugrenzen. Deshalb'finden sich in der Verfassung in zahlreichen
Bestimmungen Verweise auf programmatische Vorstellungen, die so die Staatszwecke
näher bestimmen. Schliesslich ist die Gefahr nicht zu übersehen, dass die verschiedenen
Schichten programmatischer Verfassungsbestimmungen in ein nierachisches Verhältnis
gestellt und entsprechend generalisierende wie spezialisierende Ableitungen vorgenom-
men werden, die sich aus Struktur und Funktion eigentlich verbieten15.

Die in Artikel 2 VE 96 umschriebenen Staatszwecke sind weder für den Bund kompe-
tenzbegründend noch von den Bundesbehörden unmittelbar anwendbar. Die Bestimmung
dient vielmehr dem besseren Verständnis der Bundesverfassung und kann als Ausle-
gungshilfe herangezogen werden. Es kommt ihr in erster Linie ein programmatischer und
geschichtlicher Wert zu. Immerhin ergeben sich aus Artikel 2 auch Hinweise für die
Deutung anderer Bestimmungen, z.B. von Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 32 Absatz l
VE 96 (öffentliches Interesse).

Absatz l' Der Schutz der Freiheit und der Rechte des Volkes ist als Aufgabe grundsätzlich
ebenso wichtig wie im 19. Jahrhundert, hat aber wegen der gewachsenen Staatsaufgaben
heute eine veränderte Ausrichtung erhalten, indem einerseits der Staat die Ausübung der
Grundrechte durch positive Massnahmen unterstützen muss (vgl. auch Art. 31 VE 96)
und indem andererseits die Freiheiten der Menschen nicht nur durch den Staat, sondern
auch durch private Machtfaktoren beschränkt werden. Die prominente Nennung des

13 Die Bestimmung entspricht Artikel 2 VE 95.
14 Aubert in Kommentar BV, Art. 2, Rz. 4.
15 Vgl. Michael W, Hebeisen, Staatszwecke, Staatsziele, Staatsaufgaben, Leistungen und Grenzen

einer juristischen Behandlung von Leitideen der Staatstätigkeit, Zürich 1996.
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Freiheits- und Rechtszwecks will den Bund auf die Rechtsstaatlichkeit festlegen. Die
Bestimmung ist in der Vernehmlassung grundsätzlich gut aufgenommen wordenl6; die
Reihenfolge der Staatszwecke ist entsprechend der praktischen Wichtigkeit gewählt
worden.

Die zwei erstgenannten Zwecke nach der geltenden Bundesverfassung (Behauptung der
Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen aussen, Handhabung von Ruhe und Ordnung im
Innern) werden zusammengefasst zu "Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes", weil
sich heute bei den aktuellen Bedrohungen die innere und die äussere Sicherheit nur
schwer auseinanderhalten lassen. Solche Interdependenz aussen- und innenpolitischer
Faktoren zeichnet in hohem Masse alle Grundentscheidungen des modernen Staates aus
und betrifft im Grunde genommen alle Staatszwecke in gleichem Ausmass.

Absatz 2: Die "Beförderung der gemeinsamen Wohlfahrt" ist für den Grossteil der Bevöl-
kerung auch heute noch ein elementarer Staatszweck. Er enthält ein grundsätzliches
Bekenntnis zum Sozialstaat (vgl. auch Art. 33 und Art. 85 VE 96), aber keine konkreten
Gesetzgebungsaufträge; sozialpolitische Fortschritte müssen demnach auf dem Weg der
Verfassungs- und Gesetzgebung erwirkt werden. Mit der Wohlfahrtsförderung ist aber
auch, wie die Entstehungsgeschichte des heutigen Artikels 2 BV zeigt, die Förderung des
wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und zivilisatorischen Fortschritts angesprochenI7.

Die Schweizerische Eidgenossenschaft soll sich einsetzen für den inneren Zusammenhalt
(Integrationszweck) und für die kulturelle Vielfalt; darin enthalten ist ein deutliches
Bekenntnis zum Gedanken der Vielfalt in der Einheit18.

Absatz 3: Ausdrücklich erwähnt werden sollen ferner zwei grundlegende Staatsaufgaben,
die sich in den letzten 150 Jahren kontinuierlich entwickelt haben und die sich heute als
Bestandteile des Bundeszwecks aufdrängen:

- Die Schweiz wird künftig nur bestehen können, wenn sie ihre natürlichen Lebens-
grundlagen erhält. Umweltschutz ist bisher in der Bundesverfassung als Aufgabe des
Bundes aufgeführt (Art. 24scPties BV, Art. 58 VE 96), heute rechtfertigt es sich, ihn
auch im Zweckartikel ausdrücklich zu erwähnen. Will man die klassischen Staats-
zwecke des Rechts, der Wohlfahrt, der Sicherheit und den Gemeinschaftszweck neu
fassen, so heisst dies zugleich anzuerkennen, dass in der heutigen Situation die
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen unabdingbar ist. Nachführen des Bun-
deszwecks heisst, neu eingetretene Erfahrungen bewusst zu machen, in diesem Fall
das Wissen, dass die staatliche Gemeinschaft in einer ausgebeuteten und zerstörten
Umwelt auf die Dauer nicht überlebensfähig ist. In der Vernehmlassung ist eine Ver-

16 Ausdrückliche Zustimmung zum Zweckartikel von CSP-AG, UDF-VD, SP-Goss, SKF, ARW,
OeKU, BHK, GAR und SEI.

17 Errichtung öffentlicher Werke, Verkehrs-, Bildungs-, Kreditwesen. Vgl. Alfred Kölz, Neuere
Schweizerische Verfassungsgeschichte, Bern 1992, Bd. l, S. 283,286 und 612 f.

18 Die erwähnte kulturelle Vielfalt schliesst selbstverständlich die sprachliche Vielfalt (Viersprachig-
keit) mit ein, was der Kanton Tessin in seiner Vernahmlassung forderte. Eine explizite Erwähnung
der multikulturellen Gesellschaft forderten SIG und BSJF; die SD möchte demgegenüber die kul-
turelle Vielfalt auf die vier angestammten Kulturkreise beschränken.
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Stärkung des Bekenntnisses zur Nachhaltigkeit gefordert worden 19; diesem Anliegen
ist Rechnung getragen worden, indem die Erhaltung der natürlichen Lebensgrund-
lagen als dauerhafte qualifiziert wird20. Von verschiedener Seite ist die Verankerung
der Verantwortung gegenüber künftigen Generationen gefordert worden21, die sich
eng verbindet mit dem Gedanken der nachhaltigen Entwicklung.

- Als letzten Bundeszweck erwähnt Artikel 2 VE 96 den schweizerischen Einsatz für
eine friedliche und gerechte internationale Ordnung. Anders als im 19. Jahrhundert,
als die Existenzsicherung der Schweiz noch stark in der Abgrenzung von den
umliegenden Ländern bestand, sind die internationale Verflechtung und die gemeinsa-
me Verantwortung für den Frieden kontinuierlich gewachsen (siehe z. B. die Rolle der
Schweiz bei der Entwicklung und der Verbreitung des humanitären Völkerrechts
sowie bei der Bereitstellung ihrer Guten Dienste zur friedlichen Lösung von Kon-
flikten). Auch dieser Zweck soll nun in der Bundesverfassung ausdrücklich erwähnt
werden. Er bedeutet jedoch in keiner Weise eine bestimmte Form der internationalen
Zusammenarbeit; die Schweiz legt auch künftig autonom die Form und die konkreten
Ziele dieser Zusammenarbeit fest und entscheidet insbesondere frei, ob sie einer inter-
nationalen oder supranationalen Organisation beitreten will. In der Vernehmlassung
ist dieser Bestandteil des Zweckartikels nur von einigen Organisationen und von
wenigen Privaten kontrovers beurteilt worden22, was auf eine überwiegende Zustim-
mung schliessen lässt.

Die Zweckbestimmung war in der Vernehmlassung Gegenstand vieler zusätzlicher Stel-
lungnahmen, die eine weitergehende Präzisierung im einen oder anderen Punkt forderten,
sich jedoch häufig gegenseitig aufhoben. Immerhin fanden 180 Privatpersonen, die vor-
geschlagene Bestimmung des VE 1995 stelle eine grosse Verbesserung dar im Vergleich
zum geltenden Verfassungstext.

19 SO, CVF, SP, Grüne, SP-BE, SD-SG, CVP-F, FGL-BL, G-AG, G-SG, G-ZH, WWF, FBR, SEK,
SGU, SBN, VCS, KEOS, VVR, DB, SVS, ECOPOP, ABN, FFU, AUS, NfS, SANB, SGPG,
CHIGE, CDT (manche Vemehmlasser mit eigenen Textvorschlägen).

20 Nicht ausdrücklich angesprochen wird die über die Sorge zur Umwelt hinausgehende Dimension
des Prinzips der Nachhaltigkeit auf sozialem/gesellschaftlichem und auf wirtschaftlichem Gebiet;
die Verankerung eines solchen umfassenden Nachhaltigkeitsprinzips wurde gefordert von der
Parlamentarischen Initiative Misteli (94.432), die die Tragweite des Prinzips wie folgt fasst; "Als
nachhaltig ist eine Entwicklung zu bezeichnen, wenn sie a. den Ökologischen, sozialen, kulturellen
und wirtschaftlichen Bedürfnissen aller Menschen der heutigen und künftigen Generationen
gerecht wird und b. das weltweite ökologische Gleichgewicht, die Tier- und Pflanzenwelt und ihre
Vielfalt bewahrt und ihre Lebensräume erhält und fördert."

21 SO, DJS, PF und 67 private Vernehmlasser.
22 Den Bezug zur ganzen Menschheit, zur Staatengemeinschaft, und zu den Internationalen

Organisationen eher noch verstärken möchten FDP-ZH3, SBK-2, SKM, BAH, CDT und 4 Private;
die Nennung der Integration in die Europäische Gemeinschaft fordern EBS, VHV-TG und 4
Private. Dagegen möchten jeden Hinweis auf die internationale Dimension streichen EDU, SGCI,
ZFZ und 10 Private.
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Artikel 3 Bundesstaatlichkeit

Artikel 3 VE 96 übernimmt in seinem ersten Absatz wörtlich den ersten Teilsatz des
geltenden Artikels 3 BV ». In diesem sehr sensiblen Bereich soll der Traditionsanschluss
ermöglicht werden, auch wenn dabei gewisse Begriffe verwendet werden, die seit 1848
durchaus einen Wandel mitgemacht haben. Ein grundlegendes Prinzip des schweize-
rischen Föderalismus (wie auch der meisten anderen Bundesstaaten) ist es, dass der Bund
nur diejenigen Aufgaben von den Gliedstaaten übernehmen darf, die ihm seine
Verfassung explizit oder implizit zuweist; diesen Grundsatz nennt man oft auch
"Verfassungsvorbehalt" (Abs. 2). Umgekehrt sind die Kantone im Rahmen der
Bundesverfassung frei, öffentliche Anliegen zu ihren Aufgaben zu erheben und diese mit
mehr oder weniger hoheitlichem Einsatz zu erfüllen 24. Absatz 3 nennt als ergänzenden
Grundsatz, dass die Kantone als Gliedstaaten einen wesentlichen Anteil an der Bildung
des Staatswillens haben und in der Regel das Bundesrecht umsetzen und vollziehen 'zs.

Der Bestimmung kommt die Funktion einer Grundnorm des Bundesstaates zu; sie ist es,
die den typisch schweizerischen Föderalismus verfasst. Dieser beruhtM:
- auf einer substantiellen Autonomie der Kantone in Bestimmung und Ausführung ihrer

Aufgaben und auf einer substantiellen Mitwirkung.an der Erfüllung von Aufgaben des
Bundes;

- auf einer substantiellen Autonomie der Kantone in Bestimmung, Erhebung und Ver-
wendung ihrer Einnahmen und damit auf einer substantiellen Verantwortung für die
Finanzierung ihrer Aufgaben;

- auf einer substantiellen Autonomie der Kantone in der Bestimmung ihrer Organisation
und ihrer politischen Verfahren (vor allem des Verfassungs- und des Gesetzgebungs-
verfahrens);

- auf einer substantiellen Berechtigung der Kantone zur Mitwirkung an der Willensbil-
dung des Bundes;

- auf einer umfassenden Verpflichtung zum Zusammenwirken von Bund und Kantonen
("Bundestreue").

Die Nachführung der Verfassung des Föderalismus in Zusammenarbeit mit Vertretern der
Kantone hat dazu geführt, dass verschiedene von der Lehre im Zusammenhang mit Arti-
kel 3 BV behandelte Grundsätze der bundesstaatlicheh Ordnung im Verfassungsentwurf
in den Artikeln 34 ff. VE 96 selbständig kodifiziert worden sind 27: die Grundsätze der
Zusammenarbeit, der Solidarität und der Subsidiarität sowie die bundesstaatliche Treue-
pflicht (Art. 34 VE 96), die Hoheitsrechte (Art. 35 VE 96), die Mitwirkungsrechte der
Kantone (Art. 36 VE .96), ihre Eigenständigkeit (Art. 38 VE 96) sowie ihre Finanz- und
Organisationsautonomie (Art. 37 Abs. 2 und 3 VE 96).

23 Die Bestimmung entspricht Artikel 3 VE 95.
24 Siehe den Kommentar zu Art. 35 VE 96 fUr nähere Erläuterungen.
25 Siehe die Kommentare zu den Art. 36 und 37 VE 96.
26 Vgl. Saladin in Kommentar BV, Art. 3, Rz. 16.
27 Siehe unten die Kommentierung dazu.
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Nach Absatz l sind die Kantone souverän, soweit ihre Souveränität nicht durch die
Bundesverfassung beschränkt ist. Die hier verankerte bundesstaatliche Grundnorm über-
nimmt, wie erwähnt, wörtlich den Anfang des geltenden Artikels 3 BV. Die Bezeichnung
der Kantone als "souveräne" Staaten entspricht jedoch im wesentlichen nicht mehr der
heutigen Verfassungsrechtslehre28. Als souveräne Staaten im völkerrechtlichen Sinn
hätten sie ein Sezessionsrecht, das ihnen nach schweizerischem Recht nicht zusteht. Die
Bezeichnung als Gliedstaaten im Bundesstaat, wie sie der heutigen Rechtssprache
entspricht, scheint jedoch für die Nachführung des geltenden Verfassungsrechts zu
schwach. Denn die Kantone sind Staaten in dem Sinn, dass sie alle nicht dem Bund
zugewiesenen Kompetenzen haben, dass sie eine Gebietshoheit ausüben und eine sehr
weitgehende Organisationsautonomie wahrnehmen (die BV setzt ihnen nur sehr lockere
Schranken, z. B. in den Art. 34-44 VE 96). Souverän sind die Kantone insoweit, als sie
eigenständige Hoheitsgewalt haben29. Diese Benennung darf jedoch nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die konkreten Fragen des Zusammenspiels zweier Rechts-
ordnungen - derjenigen des Bundes und derjenigen der Kantone - auf ein und demselben
Gebiet erst auf der Ebene der Rechtsanwendung durch ein differenziert zu handhabendes
System von Vorrangregeln entschieden werden30.

Zu den Rechten, die den Kantonen nach Artikel 3 BV zustehen, gehört beispielsweise die
aus der Gebietshoheit fliessende Polizeihoheit der Kantone. Die Kantone haben das
Recht, von den Personen, die sich auf ihrem Gebiet befinden, die Einhaltung der Gesetze
zu verlangen; sie haben aber auch die damit verbundene Pflicht, den Einwohnerinnen und
Einwohnern Sicherheit zu gewährleisten. Nur subsidiär tritt neben die kantonale
Polizeihoheit eine Kompetenz des Bundes zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
(siehe Art. 43 und 173 VE 96). Weitere solche grundlegende Bereiche, in denen der Bund
wenige Aufgaben für sich beansprucht, sind das Erziehungswesen oder das Gesund-
heitswesen. Diese Gesichtspunkte werden von Artikel 35 VE 96 aufgenommen, der
bestimmt, dass die Kantone im Rahmen der Bundesverfassung über alle Hoheitsrechte
verfügen, die sie zur Wahrnehmung ihrer (eigenen und der ihnen übertragenen) Aufgaben
benötigen.

Im Vernehmlassungsverfahren wurde angeregt, den missverständlichen Begriff der "Sou-
veränität" durch "Hoheitsbefugnisse" oder "Eigenständigkeit" zu ersetzen31. Der Bundes-
rat ist sich bewusst, dass die Kantone nicht als "souverän" im Sinne des Staats- und
Völkerrechts bezeichnet werden können; doch wollte er Artikel 3 BV im Sinn eines "Tra-
ditionsanschlusses" unverändert übernehmen.

28 Nach der Auffassung der Konferenz der Kantonsregierungcn hat der Begriff der Souveränität
einen besonderen Sinn behalten, indem er die Staatlichkeit der Kantone und damit ihre Mitverant-
wortung für das Ganze der Eidgenossenschaft festhalte; ein Ersatz des Begriffs der Souveränität
der Kantone ist nur von GR und FDP-ZH3 gefordert worden; die Formulierung widerspreche
ungeschriebenem Verfassungsrecht, kritisierte TI; gegen die Erwähnung der Souveränität der
Kantone, die nicht mehr der aktuellen Situation entspreche, wandte steh auch RSE.

29 Darunter fallen das Gesetzgebungsrecht, die Steuererhebungsbefugnis, das Enteignungsrecht und
die kantonalen Regalrechte. Zur Frage der Hoheitsrechte vgl. auch Art. 35 VE 96.

30 Vgl. die Kommentierung von Art. 40 VE 96 (Beachtung des Bundesrechts).
31 GR, FDP-ZH3 und RSE.
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Nach Absatz 2 erfüllt der Bund diejenigen Aufgaben, die ihm die Bundesverfassung
zuweist. Dieser Verfassungsvorbehalt schützt die gliedstaatliche Autonomie. Die Zustän-
digkeiten des Bundes sind in der Verfassung im Prinzip abschliessend und ausdrücklich
genannt. Neben diesen ausdrücklichen Kompetenzeirgibt es anerkanntermassen auch eine
Anzahl ungeschriebener Kompetenzen kraft föderativen Staatsaufbaus (inhärente Zu-
ständigkeiten) und vereinzelte implizite Zuständigkeiten &.

Absatz 3 nennt die Mitwirkung der Kantone an der Willensbildung des Bundes und das
generelle Vollzugsrecht der Kantone an prominenter Stelle und rundet damit die exem-
plarische Charakterisierung des Bundesstaates schweizerischer Ausprägung ab33. Wenn
der Text an dieser Stelle von der Umsetzung des Bundesrechts spricht, so schliesst er
damit dessen Vollzug mit ein, wie es in der zweigliedrigen Wendung des Artikels 37 VE
96 zum Ausdruck kommt.

In der Vernehmlassung ist von verschiedener Seite beanstandet worden, das Verhältnis
zwischen Artikel 3 und Artikel 32 VE 95 sei unklar. Nach der Überarbeitung der föde-
ralismusrelevanten Bestimmungen dürften die nötigen Klärungen jetzt erfolgt sein.

Artikel 4 Grundsätze staatlichen Handelns

Artikel 4 des Entwurfs enthält ungeschriebenes VerfassungsrechtM.

Die Bestimmung fasst einige grundlegende Rechtsgrundsätze zusammen, die der Begren-
zung der staatlichen Macht im Rechtsstaat dienen. Bei diesen in der Rechtsprechung und
in der Lehre allgemein anerkannten Prinzipien handelt es sich zunächst um die
Gesetzmässigfceit des Staatshandelns (insbes. der Verwaltung). Weiter handelt es sich um
den Grundsatz der Verhältnismässigkeit bzw. um die Forderung, dass jedes Handeln des
Staates im öffentlichen Interesse liegen muss; hier wird eine Abwägung von individuellen
und Gemeinschaftsinteressen verlangt. Schliesslich handelt es sich um das Prinzip von
Treu und, Glauben, das nach schweizerischem Rechtsverständnis sowohl die Beziehungen
zwischen Staat und Privaten als auch die Beziehungen unter den Privaten beherrscht35.

Nach Absatz l ist das Recht'Grundlage und Schranke jedes staatlichen Handelns. Damit
sind die beiden grundlegenden Aspekte des Legalitätsprinzips angesprochen, nämlich der
Vorrang und der Vorbehalt des Gesetzes bzw. allgemeiner des Rechts. Der Vorrang des
Rechts vor den Machtmitteln des Staates erst setzt Rechtsstaatlichkeit ins Werk; durch
das Erfordernis der Gesetzmässigkeit erfolgt eine Begrenzung staatlicher Macht. Das
Legalitätsprinzip ist nach übereinstimmender Rechtsprechung und Rechtslehre ein

32 Dazu näher Saladin in Kommentar BV, Art. 3, Rz. 125 ff.
33 Vgl. die Kommentierungen der Art. 36 und 37 VE 96.
34 Die Bestimmung entspricht Art. 4 VE 95.
35 Für die etwa auch noch als Grundsatz angesprochene Staatshaftung siehe Art. 137 VE 96.
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anerkannter ungeschriebener Grundsatz des schweizerischen Bundesverfassungsrechts3ß.
Es hat seine Wurzeln in den Leitideen der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie und der
Gewaltenteilung. Im Legalitätsprinzip mitenthaiten ist auch die Forderung, dass Gesetze
nur generell-abstrakte Regeln enthalten sollen; die Allgemeinheit des Gesetzes dient
zugleich der Wahrung der Rechtsgleichheit (Art. 7 VE 96).

Der Begriff "Recht" deckt grundsätzlich alle Rechtsnormen ab, unabhängig von ihrem
Rang (Verfassungs-, Gesetzes-, Verordnungsrecht, nationales und internationales Recht).
Zur Lösung von Konflikten zwischen verschieden- oder gleichrangtgen Rechtsnormen
haben Lehre und Rechtsprechung einige Regeln entwickelt, beispielsweise diejenigen des
Vorrangs höherrangigen Rechts, des Vorrangs neueren Rechts vor älterem Recht oder des
Vorrangs einer Spezialbestimmung vor einer allgemeinen Bestimmung. Absatz l verweist
implizit auf alle diese Konfliktregeln37.

Der Vorrang des Rechts verlangt, dass die gültig erlassenen Rechtsnormen nicht nur vom
Einzelnen, sondern auch von staatlichen Organen einschliesslich derjenigen, welche die
Normen erlassen.haben, beachtet werden. So bindet nicht nur der Verfassunggeber den
Gesetzgeber, vielmehr wird auch eine Selbstbindung des Gesetzgebers statuiert und damit
eine allseitige Verbindlichkeit der Gesetze, bis diese im dafür vorgesehenen Verfahren
abgeändert werden.

Der Vorbehalt des Rechts oder das Erfordernis einer gesetzlichen Grundlage verlangt,
dass grundsätzlich jede staatliche Tätigkeit (ob eingreifend oder fördernd) auf einer
generellen und abstrakten Norm beruht3S. Von diesem Grundsatz einer generellen und
abstrakten Norm gibt es immerhin einige Ausnahmen. So handelt der. Staat manchmal
direkt gestützt auf ungeschriebene Ermächtigungen (z. B. polizeiliche Generalklausel),
die immerhin zum Teil in der Bundesverfassung eine Stütze finden (vgl. Art. 102 BV).
Der Vorbehalt des Rechts schliesst ferner nicht aus, dass gewisse Staatsakte, etwa Akte
im Bereich der Aussenpolitik, unmittelbar auf die Verfassung abgestützt werden können.

Absatz l nennt nicht die einzelnen Voraussetzungen, denen die generelle und abstrakte
Norm genügen muss. Aufgrund der Rechtsprechung muss sie grundsätzlich in einem
formellen Gesetz enthalten sein39. Sehr oft beruht ein Akt einer Verwaltungs- oder
Gerichtsbehörde des Bundes oder der Kantone allerdings lediglich auf einer Verordnung
der Regierung. Damit das Legalitätsprinzip gewahrt bleibt, muss sich eine solche Ver-
ordnung auf ein Gesetz im formellen Sinn stützen, sofern ihr nicht die Bundesverfassung
oder eine kantonale Verfassung als Grundlage dient. Zudem darf die Delegation der
Rechtsetzungsbefugnis an den Verordnungsgeber nicht durch die Verfassung ausge-
schlossen sein. Schliesslich muss die Delegation auf einen bestimmten Sachbereich be-

36 Vgl. Georg Müller in Kommentar BV, Art. 4, Rz. 6 ff.; und Jörg Paul Müller, Einleitung zu den
Grundrechten, in Kommentar BV, Rz. 115 ff.; BGE103 la 369 ff.; 121122 ff.

37 Zum Verhältnis von Bundesrecht und kantonalem Recht siehe die Kommentiening von Art. 35 VE
96.

38 Vgl. Thomas Collier, Die Verfassung und das Erfordernis der geselzlichen Grundlage, 2. Aufl.
Bern/Diessenhofen 1991.

39 BGE 103 la 369 ff.; 118 la 245 ff.; 305 ff.; 120 la l ff.; 121122 ff..
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schränkt sein, und das formelle Gesetz muss die Grundzüge der delegierten Rechtsetzung
regeln 40. Für die Leistungsverwaltung relativiert die Rechtsprechung diesen Grundsatz
allerdings, indem sie weite Delegationsnormenzulässt 41.. Die Artikel 153 Absatz 2 und
169 Absatz l VE 96 regeln diese Frage für die eidgenössische Ebene. Für den kantonalen
Bereich sind Artikel 32 VE 96 (Einschränkungen von Grundrechten) die Rechtsprechung
des Bundesgerichts massgebend.

Erwähnt sei im übrigen, dass Artikel 4 Absatz l VE 96 nicht verfassungsmäßige Rechte,
sondern Rechtsgrundsätze enthält. Sie können als solche in einem ordentlichen Gerichts-
oder Verwaltungsbeschwerdeverfahren geltend gemacht werden, im Rahmen der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit hingegen nur im Zusammenhang mit der Verletzung eines Freiheits-
rechts oder eines anderen verfassungsmässigen Rechts.

Absatz 2 enthält ungeschriebenes Verfassungsrecht, welches das Bundesgericht aus Arti-
kel 4 BV ableitet. Es handelt sich um die Grundsätze des öffentlichen Interesses und der
Verhältnismässigkeit Diese Grundsätze sollen die staatliche Macht begrenzen, indem sie
sagen, wann, in welchem Masse und auf welche Art und Weise der Staat seine Rechte
ausüben und seine Aufgaben erfüllen darf 42.

Das öffentliche Interesse umfasst in erster Linie polizeiliche Interessen, d. h. öffentliche
Ruhe und Ordnung, Sicherheit, Gesundheit, Sittlichkeit sowie Treu und Glauben im
Geschäftsverkehr43. Das öffentliche Interesse erstreckt, sich ferner auf Anliegen sozialer,
kultureller, historischer und wissenschaftlicher Art sowie Anliegen des Umweltschutzes,
des haushälterischen Umgangs mit dem Boden, des sparsamen Umgangs mit Energie
usw. Es schliesst zudem das Interesse des Staates an seiner Unabhängigkeit, seinem Ruf,
seiner Glaubwürdigkeit usw. ein. Das öffentliche Interesse kann sich im Laufe der Zeit
ändern; es kann auch in räumlicher Hinsicht variieren 44. Es ist nicht zuletzt die Bundes-
verfassung, die darüber Aufschluss gibt, was als öffentliches Interesse anzuerkennen ist
(vgl. die Art. 2,33 und 49 ff. VE 96).

Das Verhältnismässigkeitsprinzip enthält drei Elemente:-Eine staatliche Massnahme muss
geeignet sein, das angestrebte Ziel zu erreichen (Geeignetheit); staatliches Handeln darf
in materieller, räumlicher, zeitlicher und persönlicher Hinsicht nicht schärfer ein-
schränken, als dies für die Erreichung des Ziels nötig ist (Erforderlichkeit, "geringst-
möglicher Eingriff); schliesslich muss die geeignete und erforderliche Massnahme in
einem vernünftigen Verhältnis zum angestrebten Ziel stehen (Verhältnismässigkeit im

40 Vgl.BGE 103 Ia369,374-377; 118 Ia245,247-248; 305, 310-311.
41 Insbesondere in Bereichen, in denen man erst über wenig Erfahrung verfügt und in denen die

Behörden versuchsweise vorgehen müssen; BGE103 la 388-392.
42 Pierre Muller, Le principe de la proportionnalité, in: Zeitschrift für schweizerisches Recht, N. F.

Bd. 97/II (1978), H. 3, S. 197 ff.
43 BGE 116 la 355,356; 118 la 175,177; 119 la 41,43.
44 BGE 108 la 41,45 f.; 106 la 267,271 f.
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engeren Sinn oder Verhältnismässigkeit des geforderten Opfers) *5. Das Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip findet sowohl in der Leistungsverwaltung als auch in der Eingriffsverwal-
tung Anwendung. In beiden Bereichen richtet sich der Grundsatz sowohl an die
rechtsanwendenden Behörden als auch an den Gesetzgeber tf.

Absatz 3 verankert den Grundsatz von Treu und Glauben, der nach schweizerischem
Rechtsverständnis zu den grundlegenden Rechtsprinzipien zählt und nicht nur die
Beziehungen zwischen Staat und Privaten bestimmt, sondern seit jeher auch als
Richtschnur für das Handeln der Privaten untereinander gilt (vgl. Art. 2 ZGB). In
Artikel 4 VE 96 wird der Grundsatz von Treu und Glauben im Sinn einer grundlegenden
Handlungsmaxime verankert. Der spezifische grundrechtliche Schutz, den das Bundes-
gericht aus dem Grundsatz von Treu und Glauben abgeleitet hat (Schutz des berechtigten
Vertrauens in behördliche Zusicherungen oder anderes Erwartungen begründendes
Behördenverhalten) •", wird im Grundrechtskatalog geregelt (Art. 8 VE 96).

Absatz 4 verankert die Pflicht von Bund und Kantonen, das Völkerrecht zu beachten.
Dieses Gebot richtet sich an alle staatlichen Organe und ist Ausfiuss des Grundsatzes,
dass völkerrechtliche Normen entgegenstehenden landesrechtlichen Normen prinzipiell
vorgehen. Wie ein Konflikt zwischen einer völkerrechtlichen und einer landesrechtlichen
Norm im konkreten Fall aufzulösen ist, lässt sich Absatz 4 allerdings nicht entnehmen.
Auch Artikel 180 VE 96, der die Bundesgesetze, allgemeinverbindlichen Bundes-
beschlüsse und das Völkerrecht für das Bundesgericht und die anderen rechts-
anwendenden Behörden als massgebend bezeichnet, äussert sich nicht zu dieser Frage
und überlässt die Antwort - wie bis anhin Artikel 113 Absatz 3 BV - der Praxis. Es
bedarf also des Rückgriffs auf die von Lehre und Praxis anerkannten Regeln.

Nach schweizerischer Auffassung bilden Völkerrecht und Landesrecht eine einheitliche
Rechtsordnung, zu der Staatsverträge als "integrierende Bestandteile" gehören. Inter-
nationale Verpflichtungen müssen nach der bei uns herrschenden monistischen
Rechtsauffassung nicht wie in Ländern mit einem dualistischen Rechtsverständnis durch
einen speziellen Transformationsakt in das Landesrecht überführt werden. Die Normen
des Völkerrechts gelten in der Schweiz grundsätzlich direkt. Das gilt auch für die
völkerrechtlichen Grundprinzipien, namentlich die Verpflichtung des Staates, die ihn
bindenden völkerrechtlichen Normen zu erfüllen (pacta sunt servando), den Grundsatz
von Treu und Glauben sowie das Verbot für alle Vertragsparteien, sich zur
Rechtfertigung einer Nichterfüllung auf innerstaatliches Recht zu berufen. Diese drei
Prinzipien ergeben sich nicht nur aus den Regeln des Völkergewohnheitsrechts, sie sind
auch in den Artikeln 26 und 27 der von der Schweiz ratifizierten Wiener Vertragsrechts-
konvention vom 23. Mai 19694B niedergelegt. Die völkerrechtliche Verpflichtung,
Verträge nach Treu und Glauben zu erfüllen, bildet in der internationalen Rechtsordnung

45 Jörg Paul Müller, Einleitung zu den Grundrechten, in: Kommentar BV, Rz. 145 ff.; ders., Elemente
einer schweizerischen Grundrechtstheorie, Bern 1982, S. 121 ff.

46 BGE 961234, 242, E. 5.
47 BGE 118 la 245.
48 SR 0.111.
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die Grundlage des Vorrangs von Völkerrecht vor dem Landesrecht. Dieses Gebot ist
insbesondere für den Schutz von Kleinstaaten in ihren internationalen Beziehungen von
zentraler Bedeutung. Absichtlich begangene Völkerrechtsverletzungen - zum Beispiel der
Erlass gesetzgeberischer, administrativer oder richterlicher Akte, die gegen völker-
rechtlich übernommene Verpflichtungen verstossen - können nicht durch eine Berufung
auf innerstaatliche Rechtsnormen gerechtfertigt werden. Im Völkerrecht bindet ein
Vertrag den Staat als solchen: Alle Organe eines Staates haben daher im Rahmen ihrer
jeweiligen Zuständigkeiten darauf zu achten, dass sich das nationale Recht nach den
internationalen Verpflichtungen richtet; alle Staatsorgane tragen eine gemeinsame
Verantwortung für die Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 49.

Die Organe des Bundes haben, im Einklang mit der in der Schweiz herrschenden Lehre,
den Grundsatz des Vorrangs des Völkerrechts wiederholt anerkannt und bestätigt50. Der
Bundesrat verweist in diesem Zusammenhang sowohl auf die Gemeinsame Stellung-
nahme des Bundesamtes für Justiz und der Direktion für Völkerrecht zum "Verhältnis
zwischen Völkerrecht und Landesrecht im Rahmen der schweizerischen Rechtsord-
nung" 51 als auch auf seine diesbezüglichen Ausführungen im Rahmen der EWR-Bot-
schaft52. Auch anlässlich der Ungültigerklärung der Volksinitiative "für eine vernünftige
Asylpolitik" durch die Eidgenössischen Räte wurde das Vorrangprinzip bekräftigt53.

Wie in der zitierten Gemeinsamen Stellungnahme eingehend dargelegt, lässt sich ein
Konflikt zwischen einer völkerrechtlichen und einer landesrechtlichen Norm in aller
Regel dadurch vermeiden, dass nationales und internationales Recht auf dem Wege der
Auslegung miteinander in Einklang gebracht werden (Grundsatz der völkerrechts-
konformen Auslegung). Im Konfliktfall gilt der Grundsatz, dass die völkerrechtswidrige
landesrechtliche Norm nicht angewendet wird54,

Im Lichte dieser von Lehre und Praxis anerkannten Grundsätze wird Artikel 4 Absatz 4,
der alle staatlichen Organe zur Beachtung des Völkerrechts verpflichtet, ohne selbst eine
eigentliche Kollisionsnorm aufzustellen, auszulegen sein.

49 Vgl.BB11988IH346.
50 Vgl. Daniel TMrer, Bundesverfassung und Völkerrecht, in: Kommentar BV, Einleitung zum

Kommentar, Rz. 13ff. mit weiteren Hinweisen.
51 In: Venvaltungspraxis der Bundesbehörden 53 (1989), H. 4, No. 54 (nachfolgend zitiert als

"Gemeinsame Stellungnahme"), bes. §9 und 10 (S. 11-14) sowie § 11.
52 BEI 1992IV 88.
33 BB1199611355; BEI 1994 Dl 1493 ff.
54 Vgl. die Gemeinsame Stellungnahme, § 17.2, Est. b und d. - In einem Urteil vom 2. März 1973

zum Österreichisch-schweizerischen (Niederlassungs-) Vertrag vom 7. Dez.. 1875 (SR
0.142.111.631) erachtete das Bundesgericht eine völkerrechtswidrige Bestimmung in einem
Bundesgesetz als massgebend, weil der Gesetzgeber bewusst eine Regelung habe treffen wollen,
die dem internationalen Recht widerspricht (BGE 99 Ib 39, Schubert). Für die seitherige
Rechtsprechung des Bundesgerichts vgl. BGE 111 V 201; 1Ï2 H 1; 116IV 269; 117IV 128.
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Artikel 5 Landessprachen

Artikel 5 VE 96 übernimmt den bisherigen Artikel 116 Absatz l B V «.

Die Landessprachen sind ein bedeutsames konstituierendes Element des schweizerischen
Bundesstaates: die Nennung der Sprache als dem wichtigsten Kulturträger verweist auf
die Gesamtheit der kulturellen Bedingungen des Staates. Als Landessprachen sind alle
vier Sprachen gleichberechtigt. Die Plazierung dieser Bestimmung im Einleitungsteil
wird ihrer Bedeutung als "politische Erklärung"56 besser gerecht als die heutige Plazie-
rung in den Organisationsbestimmungen. In Abweichung von der Terminologie des
geltenden Artikels 116 B V wird nicht mehr von Nationalsprachen gesprochen, sondern es
wird im deutschen Text der heute gängige Begriff der Landessprachen verwendet.

Die Bestimmung Über die Landessprachen steht in einem engen Bezug zur Regelung der
Amtssprachen. Sie verlangt weder vom Bund noch von den Kantonen, dass die gleichen
Sprachen als Landes- und als Amtssprachen gelten. Der Bund dokumentiert dies, indem
er in Artikel 135 VE 96 dem Rätoromanischen einen Sonderstatus zuweist; die Kantone
können eine oder mehrere Sprachen als ihre Amtssprachen bezeichnen und damit der
sprachlichen Zusammensetzung der Bevölkerung Rechnung tragen. Das Sprachenver-
fassungsrecht des Bundes umfasst neben den Artikeln 5 und 135 VE 96 auch die Artikel
15 VE 96 (Sprachenfreiheit; privater Gebrauch anderer Sprachen), 27 und 28 VE 96
(Freiheitsentzug, Strafverfahren; Anspruch auf einen Dolmetscher bei Freiheitsentzug
und Strafverfahren) sowie 82 VE 96 (Kultur und Sprache; Förderung der schweizerischen
sprachlichen Minderheiten).

In der Vernehmlassung ist die Aufnahme des Begriffs der Landessprachen durchwegs
begrüsst worden. Von privater Seite ist gefordert worden, die Frage der Amtssprachen in
Artikel 5 zu regeln; der Kanton Bern, die Grüne Partei der Schweiz und die Schweizeri-
schen Ingenieurinnen würden es gar vorziehen, alle Sprachenartikel in Artikel 5 zusam-
menzuziehen.

2. Titel: Grundrechte und Sozialziele

Wie es die Überschrift anzeigt, regelt der 2. Titel die Grundrechte und Sozialziele in zwei
gesonderten Kapiteln. Diese Gliederung weist auf zwei Aspekte hin: Zwischen Grund-
rechten und Sozialzielen gibt es offensichtiiche Bezüge und trotzdem ist es angebracht,
sie klar voneinander zu unterscheiden.

Zwischen den Grundrechten und den Sozialzielen gibt es also einige Gemeinsamkeiten:
Zunächst wenden sich beide an den Staat als ganzen und nicht nur an den Bund oder an
die Kantone. Insofern muss daran erinnert werden, dass weder die Grundrechte noch die
Sozialziele in irgendeiner Weise die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
betreffen; diese ist nach der Systematik des VE 96 vielmehr im 3. Titel geregelt (Bund

55 Die Bestimmung entspricht Artikel 5 VE 95.
56 Malinverrii in Kommentar BV, Art. 116, Rz. l f.
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und Kantone). In ihren Zuständigkeitsbereichen haben der Bund und die Kantone sowohl
die Grundrechte zu respektieren als auch die Sozialziele zu verwirklichen. Weiter weist
der Inhalt einiger Grundrechte einen offensichtlichen sozialen Bezug auf: So begründet
vor allem das Recht auf Existenzsicherung (Art. 10 VE 96) einen eigentlichen Anspruch
auf positive Leistungen von Seiten des Staates, sei dies auf Ernährung, Bekleidung oder
Obdach. Schließlich neigen sowohl die Grundrechte als auch die Sozialziele - im
Gegensatz beispielsweise zu den Bestimmungen des 3. Titels zur Aufgabenteilung -
dazu, eine gewisse Entfaltung des Menschen in der Gesellschaft zu gewährleisten, auch
wenn die Anspruchsberechtigung nicht dieselbe ist, wie nachfolgend darzulegen ist

Trotz dieser Berührungspunkte ist es unerlässlich, von einer klaren Unterscheidung
zwischen Grundrechten und Sozialzielen auszugehen. Die Grundrechte, soweit sie sich an
die Einzelnen richten, sind in der Tat von den rechtsprechenden Behörden direkt
anwendbar; dies bedeutet konkret, dass jeder Person ihre Verletzung vor den Gerichten
anrufen kann. Demgegenüber müssen die Sozialziele zunächst vom Gesetzgeber konkre-
tisiert werden, da sie sich in erster Linie an ihn richten. Um die in den Sozialzielen
umscgriebenen Programme zu verwirklichen, verfügt der Gesetzgeber immer über einen
erheblichen Ermessensspielraum, wenn es darum geht, den Zeitpunkt, die Prioritäten und
die Mittel festzulegen. Diese grundlegende Verschiedenheit der Natur der Grundrechte
und der Sozialzieïe rechtfertigt eine klare Unterscheidung, die sich in der Aufgliederung
in zwei Kapitel äussert; damit können Missverständnisse vermieden werden.

I.Kapitel: Grundrechte

Diesem Kapitel liegt die Idee zugrunde, die Grundrechte zu einem "Grundrechtskatalog"
zusammenzufassen. Die Grundrechte sind heute auf mehrere Stellen in der Bundes-
verfassung und in internationalen Konventionen verstreut oder garantiert durch die
Rechtsprechung des Bundesgerichts und die rechtsprechenden Organe dieser internatio-
nalen Konventionen. Gemeinsam ist den Grundrechten in diesem 1. Kapitel ihre direkte
Durchsetzbarkeit; das heisst, sie können direkt vor einem Gericht eingeklagt werden.

Dass der Grundrechtskatalog in der Systematik des VE 96 gleich nach den Allgemeinen
Bestimmungen, aber vor den Sozialzielen und vor allem vor den Beziehungen zwischen
Bund und Kantonen plaziert wurde, ist kein Zufall. Der Verfassunggeber will damit die
Bedeutung der kollektiven und individuellen Grundrechte in unserem Staat unter-
streichen. Die Plazierung der Grundrechte und Sozialziele vor dem 3. Titel "Bund und
Kantone" verdeutlicht, dass sich diese Rechte sowohl an den Bund wie an die Kantone
richten und damit implizit auch an die Gemeinden.

Der Grundrechtskatalog wurde in den Vernehmlassungen mehrheitlich begrüsst57; auch
die Aufnahme der ungeschriebenen Grundrechte in den Verfassungstext fand breite Zu-

Ein Kanton (LU), eine Parteisektion (CVP-NW) und 13 Organisationen (u.a. SBV, SRC, VSA)
heissen die Schaffung eines Grundrechtskatalogs ausdrücklich gut; eine im Parlament vertretene
Partei (LPS) bedauert, dass mit dem Grundrechtskatalog nicht "Gegengewicht" aufgenommen
wurde; 3 Organisationen (SGV, BSF, SEK) äussem sich eher negativ zum Grundrechtskatalog.
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Stimmung58. Wegen der bedeutsamen Weiterentwicklung der Grundrechte durch die
Rechtsprechung des Bundesgerichts und der Organe der EMRK erforderte die Kodi-
fikation dieser ungeschriebenen Verfassungsrechte einen grossen Aufwand, um so die
gelebte Verfassungswirklichkeit nachführen zu können. Allerdings bleibt zu beachten,
dass eine abschliessende Kodifizierung der Grundrechte nicht möglich ist; ihr konkreter
Inhalt wird auch in Zukunft von der Rechtsprechung laufend weiterentwickelt.

Im vorliegenden Kapitel haben wir eine Generalklausel nicht nur für Rechte mit
institutionellem Charakter gewählt (vgl. Art. 12 über das Recht auf Ehe oder Art. 22
Abs. l zur Eigentumsgarantie), sondern auch für die meisten anderen Freiheitsrechte (vgl.
Art. 13 Abs. l, 14 Abs. l, 15 Abs. l usw.). Dieses Vorgehen erlaubt klar zu zeigen, dass
die Verfassungsbestimmung verschiedene Aspekte des betreffenden Rechts aufzählt (vgl.
Art. 13 Abs. 2 und 4, 19 Abs. 2 und 3), der Schutz jedoch allgemein ist und sich nicht in
den einzelnen erwähnten Aspekten erschöpft.

Viele Vernehmlassungsbeiträge enthielten darüber hinaus ausformulierte Vorschläge,
teils kritischer Art, im Sinn einer Erweiterung des Grundrechtskatalogs oder zu Struktur
und Aufbau des Kapitels. Unter den meist genannten Vorschlägen sind vor allem die drei
folgenden herauszuheben:

- Der Wunsch, das Kapitel über dis Grundrechte solle noch einmal überarbeitet
werden59. ' Es wird namentlich vorgeschlagen, das Kapitel in mehrere Abschnitte
aufzuteilen (Recht auf Leben, persönliche Freiheit, Sozialrechte, politische und
wirtschaftliche Rechte sowie Verfahrensrechte). Eine solche Unterteilung, auch wenn
sie der Systematik und Übersicht des Kapitels dienlich sein könnte, ist unserer Ansicht
nach nicht unbedingt notwendig. Eine Aufteilung wurde bei der Ausarbeitung des VE
95 ins Auge gefasst, aber nicht zuletzt aus Gründen der Praktikabilität aufgegeben
(Schwierigkeit, einzelne Grundrechte einzuordnen).

- Der Wunsch, dass Kinder als Grundrechtsträger ausdrücklich genannt werden60, weil
diese einen besonderen Schutz gemessen sollen. Auch wenn dieser Wunsch von
verschiedenen Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern geäussert wurde, nennt der
vorliegende Entwurf das Kind nicht als Träger besonderer Rechte. Es scheint uns
nicht erforderlich, neue Kategorien von Grundrechtsträgern aufzunehmen; führte man
die Kinder explizit auf, so wäre auch für Jugendliche61 eine spezielle Kategorie
denkbar, eine weitere für Betagte, für Behinderte62 usw. Eine solche Differenzierung
der Grundrechtsträger in verschiedene Kategorien würde aber dem universalen

58 So ausdrücklich 5 Organisationen (ASM/VSM, StV, SGF, HAZ, CEVI).
59 Eingebracht von einem Kanton (GR) und 5 Organisationen (SGF, SANH, SEK, SPPE, CHIGE).
60 Eingebracht von einer Kommission (EKF) und 5 Organisationen (SPR, CNG, RKI, PJ, KLS);

darüber hinaus wird die besondere Erwähnung der Kinder auch in Art. 9 VE 95 von 2 im
Parlament vertretenen Parteien (SP, FDP) und 8815 Privaten verlangt.

61 2 Organisationen verlangen die Einfügung eines Grundrechtsartikels speziell für Jugendliche.
62 6 Organisationen verlangen, dass in diesem Kapitel ein spezieller Artikel aufgenommen wird, der

Behinderten die Ausübung ihrer Grundrechte in gleichem Mass wie Nicht-behinderten zusichert;
vgl. bes. die Textvorschläge zu Art. 7 VE 96.
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Charakter der Grundrechte schaden, die ja inr Prinzip für alle Menschen ohne
Unterschied gültig sind. Im Gegenzug haben wir aber versucht, die Bedürfnisse der
Kinder in die Sozialziele (Art. 33 VE 96) einzubetten: So obliegt dem Gesetzgeber
nicht nur der besondere Schutz der Kinder, vielmehr sollen auch ihre "Entwicklung zu
selbständigen und sozial verantwortlichen Personen" sowie "ihre soziale, kulturelle
und politische Integration" gefördert werden.

Die Aufnahme eines Katalogs von Grundpflichten63. Die Modellstudie des EJfPD hatte
die Aufnahme eines solchen Grundpflichtenkatalogs, der unmittelbar auf den
Grundrechtsteil folgen sollte M, bereits vorgesehen und erinnerte damit daran, dass
Freiheit und Verantwortung sich gegenseitig bedingen. Der vorliegende Entwurf
verzichtet auf einen Grundpflichtenkatalog. Das soll natürlich nicht bedeuten,
Bürgerinnen und Bürger hätten keine Verpflichtungen gegenüber der Gesellschaft: so
erfüllen die Schulpflicht (Art. 78, Abs. l VE 96), die Wehrpflicht (Art. 55 VE 96)
oder die Steuerpflicht (Art. 119 Abs. 2 VE 96 e contrario) diese Funktion, auch wenn
diese Pflichten nicht in einem speziellen Katalog zusammengefasst sind. Die
Ausarbeitung einer solchen Zusammenstellung würde grosse Schwierigkeiten mit sich
bringen, insbesondere wegen der Auswahl der Pflichten, die einer Verankerung auf
Verfassungsebene würdig wären, von den Problemen der Sanktionierung von
Verstössen gegen solche Grundpflichten noch zu schweigen6S.

Artikel 6 Menschenwürde

Diese Bestimmung66 gewährleistet den Respekt und den Schutz der Menschenwürde.
Diese Garantie soll jeden Menschen vor unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
schützen.

Im Völkerrecht wird die Menschenwürde durch Artikel 3 der EMRK geschützt, der die
Folter, das Zufügen von Schmerzen und "unmenschliche oder erniedrigende Behandlung"
verbietet. Selbst Kriege und andere Gefahren für das Überleben des Staates rechtfertigen
laut völkerrechtlichen Bestimmungen67 keinen Eingriff in dieses grundlegende Recht.
Die Menschenwürde findet sich auch in Artikel 7 (der auch bei öffentlichem Notstand,
gestützt auf Art. 4 Abs. 2, nicht ausser Kraft gesetzt werden darf) und 10 von UNO-Pakt
u, in Artikel 13 von Pakt I und in den Artikeln 23,37 und 40 der UNO-Konvention über
den Schutz des Kindes6a wieder (diese steht kurz vor der Ratifizierung).

63 3 Organisationen äusserten diesen Wunsch.
w BEI 1985 m 81 f.
65 Auf diese Schwierigkeit weist schon die "Gruppe Wahlen" hin (BB11985 HI 54 f.).
65 Vgl.Art.6VE95.
67 Art. 15 EMRK, Art. 4 UNO-Pakt H und Art. 3 des Genfer Abkommens vom 12. Aug. 1949 über

die Behandlung der Kriegsgefangenen (SR 0.518.42).
6* BB11994V1.79.
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Der Schutz der Menschenwürde ist Kern und Anknüpfungspunkt anderer Grundrechte,
umreisst den Gehalt dieser Rechte und bietet eine Richtschnur für deren Auslegung und
Konkretisierung. Nach Auffassung des Bundesgerichts und nach einem Teil der Lehre ist
dieses Grundrecht nicht direkt anwendbar; es stellt vielmehr einen Grundwert dar, ein
Rechtsgut, welches es im Rahmen der persönlichen Freiheit zu respektieren gilt. Nach
überwiegender Lehrmeinung ist die Menschenwürde ein im Rahmen der persönlichen
Freiheit direkt anrufbares Grundrecht. Der Schutz der Menschenwürde stellt in gewisser
Weise ein Auffanggrundrecht für den Fall dar, dass alle anderen Grundrechte nicht, auf
einen Sachverhalt anwendbar sind. In diesem Sinne ist dieses Grundrecht unter allen
anderen das primäre und subsidiäre. Der Umstand, dass die Menschenwürde ein
subsidiäres Grundrecht ist, schliesst aber nicht ein, dass jedwedes Grundrecht, das sich
künftig denken lässt, einen generellen Schutz erfahren würde (diesbezüglich zeigt das
Bundesgericht eine gewisse Zurückhaltung)69. In der Verfassung wurde die Menschen-
würde zum ersten Mal in Zusammenhang mit Artikel 24nov'es über die Fortpflanzungs-
medizin und die Gentechnologie erwähnt, der am 17. Mai 1992 in der Volksabstimmung
angenommen wurde 70. Der Begriff findet sich auch im neuen Artikel 24decies über die
'Organtransplantation, der vom Bundesrat bis Ende 1996 in die Vernehmlassung geschickt
wurde. Als Auffangprinzip beeinfiusst die Menschenwürde auch die Auslegung und
Fortbildung der anderen Grundrechte. Damit eine Verletzung der Menschenwürde
festgestellt wird, ist es nicht nötig, dass ein Eingriff in die physische oder psychische
Integrität stattfindet: die Menschenwürde kann sowohl angerufen werden im Fall von
Folter, wie auch aus dem einfachen Grund, dass eine Person wegen ihrer Zugehörigkeit
zu einer Minderheit lächerlich gemacht wird oder dass ihre Identität angegriffen wird
(siehe Art. 26*"s Strafgesetzbuch).

Der Schutz der Menschenwürde hat insbesondere in den Bereichen der Haft, des Verhörs,
der" Auslieferung und Ausschaffung, der Medizin, in Ümweltfragen und in der Aus-
länderpolitik eine zentrale Bedeutung. Er umreisst auch die absoluten Schranken des Frei-
heitsentzugs und gewährleistet so die Persönlichkeitsentfaltung. Ein Gefängnisreglement
muss also gewissen Mindestanforderungen genügen: So muss Gefangenen ein Spazier-
gang gewährt werden, Besuche müssen erlaubt sein, Gefangene müssen die Möglichkeit
haben, sich zu waschen, Briefverkehr zu haben usw. Der Grundsatz der Menschenwürde
entfaltet seine Wirkungen auch im Verfahrensrecht, bei der Rechtsweggarantie und bei
der Ausübung der politischen Rechte71. Im Verfahrensrecht bedeutet die Anerkennung
des Eigenwerts des Individuums, dass niemand als blosser "Gegenstand" des Verfahrens
behandelt werden darf, sondern das rechtliche Gehör gewährt wird, bevor über den
Eingriff in die Rechte eines Menschen entschieden wird. Von der Menschenwürde wird
auch die Verpflichtung der Gerichte abgeleitet, ihre Urteile zu begründen; ein nicht
begründeter Entscheid, dem sich eine Person beugen muss, würde die Menschenwürde
verletzen. Im Bereich des Rechtsschutzes sichert die Unantastbarkeit der Menschenwürde
die persönliche Entfaltung gerade auch in Situationen wie dem Freiheitsentzug. Die

69 Vgl. den Bericht der Expertenkommission für die Vorbereitung einer Totalrevision der Bundes-
verfassung, 1977, S. 34.

™ BB11992V451.
71 Vgl. J. P. Müller, Die Grundrechte der schweizerischen Bundesverfassung, Bern 1991,3.4.
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Menschenwürde garantiert in bezug auf den Schutz der Persönlichkeit die Achtung des
Gefühlslebens und der geistigen Integrität72. Was die politischen Rechte angeht, so ist
die Gleichheit des Gewichts aller Stimmen Ausdruck der Achtung der Menschenwürde.
Der Schutz der Menschenwürde fliesst also in alle Gebiete der Gesetzgebung ein. Mit
ihrem "programmatischen" Aspekt gebietet die Menschenwürde den Behörden, ihre
Entscheide auf eine Wertordnung zu gründen, die auf Würde und dem Eigenwert des
Individuums beruht. Das Prinzip der Würde der Kreatur hat universalen Charakter; man
findet es auch in Artikel 5.9 VE 96, unter dem Titel des Schutzes des Menschen und
seiner Umwelt. %

In der Vernehmlassung hat diese Bestimmung Reaktionen ausgelöst, die sich vor allem
auf die Tragweite des Schutzes der Menschenwürde bezogen: Ein Kanton (TI), zwei im
Parlament vertretene Parteien (SP, Grüne), sechs weitere Parteien73 und zwölf Organisa-
tionen 74 haben weitergehend formulierte Vorschläge eingereicht (unverletzlich,
unantastbar, usw.). Die Menschenwürde ist eines der wichtigsten Grundrechte überhaupt;
(wie wir schon bemerkt haben, stellt sie Kern- und Grundgehalt für mehrere andere
Grundrechte dar). Die Formulierung von Artikel 6 VE 95, wonach die Menschenwürde
"zu achten und zu schützen" ist, erscheint so gesehen nicht stark genug75. Auf der
anderen Seite könnte die Formulierung, wonach die Menschenwürde unantastbar sei, den
Eindruck erwecken, der Staat müsse jederzeit einen umfassenden und absoluten Schutz
der Menschenwürde bieten, was so nicht der Realität entspräche. Darüber hinaus ist kein
anderes Grundrecht derart absolut gefasst, nicht einmal das Recht auf Leben. Aus diesen
Gründen haben wir beschlossen, bei der Formulierung des VE 95 zu bleiben.

Die Menschenwürde schliesst auch das Recht auf ein schickliches Begräbnis ein, das
heute von Artikel 53 Absatz 2 BV garantiert wird. Es ist deshalb nicht nötig, dieses
"kleine Sozialrecht" hier zu wiederholen.

Artikel 7 Rechtsgleichheit

Diese Bestimmung entspricht Artikel 4 BV7fi. Die Rechtsgleichheit wird auch gewähr-
leistet durch Artikel 14 EMRK, Artikel 2 Absatz 2 des UNO-Pakts I sowie die Artikel 2
Absatz l und 26 des UNO-Pakts n 77.

72 Vgl. P. A. Mastronardi, Die Menschenwürde als Verfassungsgrundsatz in der Schweiz, Diss. Bern
1978, S. 478.

73 CVP-F, CVP-OVS, SP-F/CH, SP-F/ZH, SP-F/AG, SP-F/BE.
74 U.a. SKF, SBK-2 und SGPG.
75 Sie nimmt nur das zweite Element der "ModellformuHenmg" von Art. l Abs. l des deutschen

Grundgesetzes auf: "Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt."

76 Die Bestimmung entspricht Art. 7 VE 95.
77 Bei der Ratifizierung des Pakts hat die Schweiz einen Vorbehalt angebracht, der die Garantie der

Rechtsgleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und die Gewährung des gleichen Schutzes für
alle auf die anderen im Pakt gewährleisteten Rechte beschränkt (AS 1993 797).
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Der Grundsatz der Rechtsgleichheit richtet sich gleichermassen an diejenigen, die
Gesetze erlassen, wie an diejenigen, die das Recht anwenden. Rechtsetzende Behörden
müssen Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nach Massgabe
seiner Ungleichheit ungleich behandeln. Wenn zwei Sachverhalte sowohl Gleiches wie
auch Ungleiches enthalten, so dass sowohl eine Gleich- als auch eine Ungleichbe-
handlung gerechtfertigt erscheint, steht der erlassenden Behörde ein Ermessensspielraum
offen. Ob eine juristische Unterscheidung gerechtfertigt ist, kann zu verschiedenen
Zeiten, sowie aufgrund verschiedener Konzeptionen, Ideologien und der momentanen
Situation unterschiedlich beurteilt werden. In gleicher Weise müssen die rechtsan-
wendenden Behörden gleiche Sachverhalte gleich und ungleiche Sachverhalte ungleich
behandeln.

Absatz l übernimmt im wesentlichen das Recht auf rechtliche Gleichstellung nach
Artikel 4 Absatz l erster Satz BV. Dieses Recht schützt eine rechtliche Gleichheit, im
Unterschied zur wirtschaftlichen oder sozialen Gleichstellung, die nur Gegenstand eines
politischen Programms sein kann. Eine leichte Umformuüerung hat sich trotzdem
aufgedrängt: Artikel 7 Absatz l VE 96 präzisiert neu, dass alle Menschen vor dem Gesetz
gleich sind; Artikel 4 Absatz l BV beschränkte die Rechtsgleichheit noch auf
Schweizerinnen und Schweizer. Dieser Formulierung erwuchs in der Vernehmlassung
nur wenig Opposition78. Das Bundesgericht und die Lehre haben dieses Recht bereits seit
langem auch auf ausländische Personen ausgedehnt79; die Neuformulierung ist also eine
Angleichung des Textes an die Verfassungswirklichkeit. Auch wenn die Rechtsgleichheit
auf alle Personen (natürliche und juristische; ausländische und schweizerische) aus-
gedehnt wird, bedeutet dies nicht, dass Ungleichbehandlungen aufgrund von objektiven
Persönlichkeits- oder Nationalitätskriterien unmöglich wären. Das ist eine Grundsatzfrage
und nicht eine solche des Rechtsträgers.

Absatz 2, der den Inhalt von Artikel 4 Absatz l zweiter Satz BV in anderer Form
wiedergibt, verankert das Diskriminierungsverbot. Nach diesem Grundsatz rechtfertigt
kein Umstand die unterschiedliche Behandlung einer Personengruppe, wenn er als
Beweggrund für die Diskriminierung dieser Gruppe dient. Absatz 2 zählt einige dieser
Kriterien beispielhaft auf, die als rechtiiche Unterscheidungskriterien unzulässig sind. Es
sind dies vor allem solche, von denen die jüngste Vergangenheit zeigt, dass sie häufig
Diskriminierungen zugrunde liegen (Geschlecht, Sprache, religiöse, philosophische, oder
politische Überzeugung). Hinzu kommen diejenigen Kriterien, deren Unzulässigkeit aus
keinem anderen Grundrecht abgeleitet werden kann (Rasse, Herkunft). Andererseits
wurde auf die Aufzählung vpn bisherigen Kriterien verzichtet, die seit 1848 an Aktualität
eingebüsst haben ("Untertanenverhältnis; Vorrecht des Orts, der Geburt, der Familie").
Das Vernehmlassungsverfahren hat aufgezeigt, dass eine Aufzählung der unzulässigen
Diskriminierungsgriinde im allgemeinen begrüsst wird. Es wurden viele Vorschläge zur
Erweiterung der Liste gemacht; oft wurden genannt: die Gesundheit80, die sexuelle

78 2 nicht im Parlament vertretene Parteien (SD-SG, EDU-SH), 4 Organisationen (CSPO, SHIV,
VSZ+KGF, APTT) und 9 Private.

79 Vgl. Müller in Kommentar BV, Art. 4, Rz. 26 mit weiteren Nachweisen.
80 Ein Kanton (TI), 2 im Parlament vertretene Parteien (SP, Grüne), eine Parteisektion (SP-F/ZH), 31

Organsiationen (u.a. GRLC, SAEB, SZB, INSIEME) und 4 Private.
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Orientierung81, der Zivilstand82 oder das Alter**. Es scheint angebracht, hier in
Erinnerung zu rufen, dass die Aufzählung von. Artikel 7 Absatz 2 VE 96 mit dem Wort
"namentlich" als nicht abschliessend gekennzeichnet ist. Die Rechtsprechung ist also für
die Zukunft in der Weiterentwicklung der Liste unzulässiger Unterscheidungskriterien
nicht eingeschränkt. Im Bestreben, die Anregungen derjenigen Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser einfliessen zu lassen, die in grosser Zahl eine modernere Liste forderten,
haben wir uns entschlossen, gegenüber dem VE 95 die körperliche oder geistige
Behinderung als weiteres Kriterium aufzunehmen. Es handelt sich dabei nicht um eine
materielle Änderung des geltenden Rechts, sondern nur um eine Aktualisierung des
Prinzips des Diskriminierungsverbots.

Absatz 3 entspricht wörtlich Artikel 4 Absatz 2 BV, der einen besonderen Aspekt der
Rechtsgleichheit behandelt, nämlich die Gleichberechtigung von Mann und Frau. Im
ersten Satz wird der Grundsatz der Rechtsgleichheit aus Absatz l präzisiert; der zweite
enthält einen Gesetzgebungsauftrag zur Gleichstellung von Mann und Frau und führt
beispielhaft einige Bereiche auf, in denen dieser Grundsatz von besonderer Bedeutung ist.
Dieser Auftrag unterscheidet sich von demjenigen des Absatzes l in der Weise, dass er
vom Gesetzgeber im Rahmen des Möglichen die tatsächliche Gleichstellung verlangt ̂ .
Der dritte Satz enthält eine besondere Regel zum Arbeitsrecht, nämlich den Anspruch auf
gleichen Lohn für gleiche Arbeit Diese Regel ist sowohl gegenüber privaten als auch
öffentlichen Arbeitgebern direkt anwendbar. Der erste und dritte Satz beziehen sich auf
ein direkt anwendbares Grundrecht; der zweite Satz erteilt dem Gesetzgeber einen
Auftrag8S. Im Vernehmlassungsverfahren war dieser Absatz kaum bestritten, auch wenn
viele Vorschläge zur Ergänzung der Bestimmung eingingen, darunter auch die Forderung,
die Frauen sollten in den eidgenössischen Behörden gleichstark vertreten sein wie die
Männer86, nötigenfalls durch Quoten. Wir können diesem Wunsch nicht entsprechen,
weil eine solche Bestimmung zweifellos über die Nachführung des geltenden Ver-
fassungsrechtes hinausführt, insbesondere da, wo sie eine Anpassung einiger Artikel im
Bereich der Bundesbehörden bedingen würde (Art. 133 ff. VE 96). Darüber hinaus ist
festzuhalten, dass eine Volksinitiative auf Bundesebene zustandegekommen ist und

81 2 im Parlament vertretene Parteien (SP, Grüne), 6 Parteisektionen (PS-BE, SP-F/CH, SP-F/BE, SP-
F/ZH, SP-F/AG, G-AG), eine eidgenössiche Kommission (EKF), 15 Organisationen (u.a. PINK,
FGS, SGB) und 384 Private.

82 Ein Kanton (BL), 6 Parteisektionen (CVP-FM, SP-F/CH, PS-BE, SP-F/ZH, SP-F/AG), eine
eidgenössische Kommission (EKF) und 11 Organisationen (u.a. SGB, JDS, OSEO).

83 2 im Parlament vertretene Parteien (SP, Grüne), eine Parteisektion (CVP-F), 14 Organisationen
(u.a. SGB, WR).

84 BGE116 Ib 270, E. 7; 116 Ib 84, E. 7; 2811994 S. 380.
85 BGE114Ia331;117Ia265.

36 Vorgeschlagen von einer im Parlament vertretenen Partei (SP), 5 Parteisektionen (CVP-FM, SP-
F/CH, PS-BE, SP-F/BE, SP-F/AG), einer eidgenössischen Kommission (EKF) und 8 Organi-
sationen (u.a. SGF, EFS).
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nächstens dem Parlament überwiesen wird, die Quoten vorsieht, um die Präsenz der
Frauen in den eidgenössischen Behörden zu verstärken87.

Artikel 8 Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben

Diese Bestimmung88 enthält zwei Grundrechte, die das Bundesgericht aus Artikel 4 BV
ableitet: der Schutz vor Willkür89 und die Wahrung von Treu und Glauben 90 Das
Willkürverbot und die Wahrung von Treu und Glauben sind zwei Grundsätze staatlichen
Handelns, denen das Bundesgericht auch die Qualität eines selbständigen verfassungs-
mässigen Rechts zumisst, auf das sich der Einzelne in einem Verfahren direkt berufen
kann.

Das Willkürverbot ist eine unverzichtbare Grundlage des Rechtsstaates; es sichert dem
Einzelnen im Umgang mit den Behörden ein Mindestmass an Gerechtigkeit. Aufgrund
dieser Eigenschaft als Mindestgarantie erscheint das Willkürverbot wie ein subsidiäres
Verfassungsrecht, das dann angerufen wird, wenn kein anderes Grundrecht oder kein
anderes spezifisches Recht geltend gemacht werden kann91. Kein öffentliches Interesse,
und sei es noch so stark, rechtfertigt eine willkürliche Handlung des Staates. Das
Willkürverbot richtet sich an die rechtsetzenden und rechtsanwendenden Behörden. Für
den Gesetzgeber bedeutet dies, dass eine Gesetzesbestimmung das Willkürverbot verletzt,
wenn sie sich "nicht auf ernsthafte sachliche Gründe stützen lässt oder sinn- und
zwecklos ist"92 In der Tat hat das Willkürverbot selten eine eigenständige Bedeutung,
die sich von derjenigen eines anderen Grundrechts unterscheidet. Meist verletzt ein
Gesetz, welches gegen das Willkürverbot im oben erwähnten Sinn verstösst, auch die
Rechtsgleichheit oder ein anderes Grundrecht93. Wendet sich das Grundrecht aber an
rechtsanwendende Behörden, so erreicht es eine eigenständige Bedeutung. "Willkür liegt
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts nicht schon dann vor, wenn eine an-
dere Lösung ebenfalls vertretbar erscheint oder gar vorzuziehen wäre. Das Bundesgericht
hebt einen kantonalen Entscheid wegen materieller Rechtsverweigerung nur auf, wenn er
offensichtlich unhaltbar ist, mit der tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht,
eine Norm oder einen unumstrittenen Rechtsgrundsatz krass verletzt oder in stossender
Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft"94. Da die Anwendung von Bundes-
recht im allgemeinen vom Bundesgericht im Rahmen von gewöhnlichen Beschwerden

87 Volksinitiative "Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3.
März)", BEI 1993 III 401 (Text der Initiative), BEI 199I I I m 112 (Feststellung des
Zustandekommens durch die Bundeskanzlei).

ss Vgl.Art.8VE95.
89 BGE 116 la 83; 119 lai 17.

90 BGE 117 la 285 ff.; 118 la 245 ff.
91 BGE 102 la 321.

92 BGE 116 la 83.
93 BGE 101 la 392; 102 la 288.
94 BGE 119 Ja 117.

144



(Berufungsverfahren, Nichtigkeitsbeschwerde, Verwaltungsgerichtsbeschwerde) frei ge-
prüft werden kann, ist die Anerkennung eines eigenständigen Verfassungsrechts zum
Schutz vor Willkür vor allem bei der Anwendung kantonalen Rechts von Bedeutung. Die
Bundesverfassung garantiert nicht allgemein die richtige Anwendung kantonalen Rechts.
Dies ist im Prinzip Aufgabe der kantonalen Gerichte. Sie garantiert aber wenigstens, dass
.das kantonale Recht nicht grob unrichtig, d.h. seine Auslegung nicht völlig unhaltbar ist.
Zwischen Privaten entfaltet das Willkürverbot keine direkte Wirkung; das Mindestmass
an Gerechtigkeit, das sie sich gegenseitig schulden, ist durch das Strafgesetzbuch und das
Zivilrecht geregelt.

Laut Rechtsprechung des Bundesgerichts erlaubt der Schutz von Treu und Glauben dem
Einzelnen, von den Behörden zu verlangen, dass sie sich an ihre Zusicherungen halten
und sich auf ihrem Verhalten behaften lassen, dass sie sich nicht widersprechen oder, mit
anderen Worten, das berechtigterweise in sie gesetzte Vertrauen nicht missbrauchen. Der
Schutz von Treu und Glauben gilt für das gesamte Handeln staatlicher Organe (Art. 4
Abs. 3 VE 96). Allerdings lässt nicht jedes Handeln einer Behörde bei den Rechtsunter-
worfenen einen Vertrauensschutz entstehen; nicht jede Verletzung dieses Grundsatzes
gibt Anspruch darauf, dass ein Organ seinen Entscheid ändert oder einen Entscheid fällt;
ein solcher Anspruch entsteht nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung nur unter be-
stimmten Voraussetzungen9S. Wenn bestimmt werden soll, ob der Staat für sein Verhal-
ten, auf dem das Vertrauen gründet, behaftet werden kann, müssen die Interessen abge-
wogen werden, denn der Schutz des guten Glaubens kann mit anderen schützenswerten
öffentlichen Interessen kollidieren, wie beispielsweise mit dem Grundsatz der
Gesetzmässigkeit, der rechtsgleichen Behandlung usw. Wenn dieses öffentliche Interesse
klar höher zu gewichten ist als der Schutz des guten Glaubens (z.B. weil keine
Dispositionen getroffen wurden), kann der Vertrauensschutz dahinfallen.

In der Vernehmlassung hat dieser Artikel nur wenig Reaktionen hervorgerufen. Ein
Kanton (SH) und zwei Organisationen (SGV, GRLC) haben verlangt, der Vertrauens-
schutz sei ausdrücklich auf das Verhältnis zwischen Staat und Privaten einzuschränken.
Auch wenn der Schutz von Treu und Glauben als Grundrecht seine Rechtskraft im Prin-
zip nur zwischen staatlichen Organen und Privaten entfaltet, so kann der Staat nach Arti-
kel 31 Absatz 3 VE 96 dasselbe Verhalten auch zwischen Privaten fordern (vgl. Art. 2
ZGB). Eine Einschränkung des Vertrauensschutzes auf die Beziehungen zwischen Staat
und Privatpersonen würde deshalb nicht dem geltenden Recht entsprechen.

Artikel 9 Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit

Die Bestimmung M schützt das Recht auf Leben und die persönliche Freiheit, Rechte, die
in der Bundesverfassung nicht enthalten sind, vom Bundesgericht aber als ungeschriebene
Verfassungsrechte anerkannt werden. Die Bestimmung nimmt auch das Verbot der To-
desstrafe auf, das sich heute in Artikel 65 BV findet. Im internationalen Recht ist das

95 BGE108 Ib 384 f.
96 Vgl. Art. 9 VE 95.
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Recht auf Leben in Artikel 2 EMRK, Artikel 6 UNO-Pakt II sowie in Artikel 6 des UNO-
Übereinkommens über die Rechte des Kindes verankert97.

Der erste Satz von Absatz J garantiert das Recht auf Leben. Das menschliche Lebens ist
als grundlegender Aspekt der körperlichen Integrität auch geschützt durch die persönliche
Freiheit98. Das Recht auf Leben schützt vorab den Beginn des Lebens, auch wenn die
Gesetzgebung und die Rechtsprechung die Frage, ab welchem Zeitpunkt die
Schutzwirkung des Rechts beginnt, bis heute nicht allgemeingültig beantwortet haben
(auch die EMRK gibt dazu keine Auskunft)w. Diese Frage spielt eine wichtige Rolle bei
der juristischen Beurteilung des Embryos im Zusammenhang mit dem Schwangerschafts-
abbruch, in der Fortpflanzungsmedizin und der Gentechnologie. Bei der Frage, wann das
Leben (und damit auch der verfassungsmässige Schutz) endet, stellt das Bundesgericht in
Übereinstimmung mit der aktuellen medizinischen Lehre auf den Hirntod ab. Das Recht
umfasst einen absoluten Schutz gegen vorsätzliche Angriffe auf das Leben, mit folgenden
Ausnahmen: rechtmässige Kriegshandlungen, die zum Tod eines Menschen führen;
Tötung durch die Polizei (diese kann, wenn es eine Gefahr abzuwenden gilt, im Extrem-
fall den Tod eines Menschen rechtmässig verursachen); Notwehr (wer ohne Recht
angegriffen oder unmittelbar mit einem Angriff bedroht wird, ist berechtigt, den Angriff
abzuwehren; (Art. 33 StGB). Die aktive Sterbehilfe ist in jedem Fall untersagt, weil sie
das Grundprinzip des Verbots der vorsätzlichen Tötung verletzt. Das Recht auf Leben
garantiert nicht nur die physische Existenz, sondern auch die Gesamtheit der körperlichen
und geistigen Funktionen, die von lebenswichtiger Bedeutung sind. Das Bundesgericht
beurteilte das menschliche Leben als Grundgehalt der freien Entwicklung der
Persönlichkeit und damit als Kerngehalt der persönlichen Freiheit1M. Iß einem Urteil zur
Organtransplantation führte es aus, dass das verfassungsmässige Recht auf Leben sich
gegenüber dem übrigen, durch das Grundrecht der individuellen Freiheit gewährleisteten
Persönlichkeitsschutz dadurch auszeichnet, dass jeder absichtliche Eingriff zugleich eine
Verletzung seines absolut geschützten Wesenskerns darstellt und deshalb gegen die Ver-
fassung verstösst. Das Recht auf Leben ertrage somit keinerlei Beschränkung; auf gesetz-
licher Grundlage beruhende und im öffentlichen Interesse liegende Eingriffe seien verfas-
sungsrechtlich undenkbar101.

Der zweite Satz von Absatz l verbietet die Todesstrafe in Kriegs- wie auch in Friedenszei-
ten. Dieser Grundsatz duldet keine Ausnahmen. Die Wiedereinführung der Todesstrafe in
Friedenszeiten wird durch das 6. Zusatzprotokoll zur EMRK102 ausgeschlossen, während
das 2. Fakultativprotokoll des UNO-Paktes EE103 sie für Kriegs- und Friedenszeiten

97 BEI 1994 V 79 (Ratifikation bevorstehend).
98 Haller in Kommentar BV, persönliche Freiheit, Rz. 46.
99 J.P. Müller, Die Grundrechte der schweizerischen Bundesverfassung, Bern 1991, S. 35.
«» BGE98Ja514.
101 J.P. Müller, Elemente einer schweizerischen Grundrechtstheorie, Bern 1982, S. 144.
102 SR 0.101.06.

"O SR 0.103.22.
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